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Vorwort 

Bei den nachfolgende n Beiträgen  handelt  es  sich  mit  Aus-
nahme des Beitrages  von Roland Sturm um Referate,  die 
auf  der  ersten  Jahrestagung  des Arbeitskreises  Deutsche 
Englandforschung am 4.10.1982  in  der  "Wolfsburg"  in  Mül-
heim vorgetragen  und unmittelbar  im  Anschluß daran  als 
"Werkstattberichte"  im  Eigendruck  publiziert  wurden.  Sie 
werden nunmehr in  überarbeiteter  Form vorgelegt,  zusam-
men mit  dem Gastvortrag,  den Dennis  Kavanagh bei  glei-
cher Gelegenheit  gehalten  hat.  Neu aufgenommen wurde ein 
Beitrag  von Roland Sturm unter  dem Titel:  "Von der  Eng -
lischen  Krankheit

1
 zum Thatcherismus?",  der  in  willkom-

mener Weise das Themenspektrum des Bandes abrundet. 

So gut  wie  alle  Beiträger  dieses  Bandes versuchen,  auch 
wenn sie  sich  stärker  gegenwartsbezogenen Detailproble-
men zuwenden, geschichtlich  tiefer  zu  loten  und grund-
sätzliche  Strukturprobleme  der  britischen  Gesellschaft 
im 20.Jahrhundert,  für  die  das Wort  "britische  Krise" 
als  eine  Art  Chiffre  steht,  herauszuarbeiten.  Das recht-
fertigt  ihren  Wiederabdruck zu  einem Zeitpunkt,  zu  dem 
andere Themen in  den Vordergrund  getreten  sind  und die 
"britische  Krise"  aus den Schlagzeilen  der  Öffentlich-
keit  verschwunden ist.  Denn die  angesprochenen Struktur-
probleme sind,  so  will  es  scheinen,  nach wie  vor  vorhan-
den . 

Wenn sich  irgendjemand  um die  Neuauflage  dieses  Bandes 
verdient  gemacht hat,  dann Frau  Sabine Pfeffer,  die  auch 
das umfangreiche  Literaturverzeichnis  zusammengestellt 
und bearbeitet  hat.  Ihr  sei  dafür  herzlich  gedankt.  Dank 
gilt  auch Frau  Karin  Lentes,  Essen,  und Frau  Ursula  Mül-
ler-Böhm,  Essen,  die  die  mühselige  Schreibarbeit  erle-
digt  haben. 

Essen/Bochum, im  Februar  1987 





Karl  Rohe 

DIE "ENGLISCHE KRANKHEIT" ALS PROBLEM DER ENGLISCHEN 

(POLITISCHEN) KULTUR* 

Der vorliegende  Band versucht,  sachlich  und zeitlich 
weit  auseinanderliegende  komplexe Sachverhalte  geistig 
zu integrieren.  Auch wenn das unter  einem eingeschränk-
ten Aspekt  geschieht,  nämlich  dem Aspekt  der  Krise,  ist 
das nicht  ohne Probleme.  Die  Gefahr  besteht,  daß die 
Gesprächsteilnehmer aneinander  vorbeireden,  weil  zwi-
schen ihnen  nicht  genug gemeinsame Grundlagen existie-
ren.  Gleichwohl  muß man ein  solches  Wagnis eingeben.  Es 
besteht  ganz einfach  das Bedürfnis,  sich  einer  Nachbar-
gesellschaft  nicht  nur  in  Detailstudien  zu  nähern,  son-
dern von ihr  und ihren  Entwicklungsläufen  auch in  einem 
umfassenden Sinne  ein  Bild  zu  gewinnen.  Beides  sind 
gleicherweise  legitime  wie  notwendige  Zugänge, die  je-
weils  mit  Erkenntnisvorteilen  und Erkenntnisnachteilen 
behaftet  sind.  Ein  Blick  in  die  Vergangenheit  deutscher 
Englandforschung,  aber  auch ein  Blick  auf  die  angelsäch-
sische  Deutschlandforschung  zeigt,  wie  selbstverständ-
lich  es  eigentlich  stets  gewesen ist,  den Versuch zu  ma-
chen, das kulturelle  Muster  zu  entziffern,  das der  Nach-
bargesellschaft  zugrundeliegt. 

Mit  Ausnahme des Beitrags  von Dennis  K a v a n a g h 
wird  die  "britische  Krise"  in  diesem Band von Wissen-
schaftlern  analysiert,  die  zwar  oft  wichtige  und prägen-
de Jahre  ihres  Lebens in  Großbritannien  verbracht  haben 
und in  dieser  Zeit  bemüht waren,  die  englische  Gesell-
schaft  nicht  nur  von "außen",  sondern  auch von "innen" 
her zu  verstehen,  die  aber  gleichwohl  Deutsche geblieben 
sind,  das heißt:  Angehörige  einer  politischen  Kultur, 
die  in  mancher Hinsicht,  wie  ein  intimer  Kenner beider 
Kulturen  einmal  anmerkte,^  das genaue Gegenstück zur 
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englischen  politischen  Kultur  darstellt .  Großbritannien 
wird  also  in  diesem Band nicht  nur  durch  eine  "kritische 
Brille",  sondern  auch durch  eine  "deutsche  Brille"  be-
trachtet.  Das kann unter  Umständen zu  bornierten  Fehlur-
teilen  führen;  das ist  jedoch  zugleich  eine  spezifische 
Erkenntnischance.  Idealiter  könnte  es  so  sein,  daß ein 
deutscher  Beobachter  der  englischen  Szene Phänomene und 
Aspekte gesellschaftlicher  Wirklichkeit  wahrnimmt,  die 
ein  Angehöriger  der  englischen  Kultur  zumindest  nicht 
ohne weiteres  sieht,  weil  sie  ihm als  natürlich  und 
selbstverständlich  erscheinen. 

Kulturelle  Fremderkenntnis  ist  stets  auch ein  möglicher 
Weg zu  kultureller  Selbsterkenntnis.  Die  erste  Jahresta-
gung des Arbeitskreises  Deutsche Englandforschung,  und 
noch stärker  die  Publikation  dieses  Bandes, fällt  in 
eine Zeit,  in  der  Fragen nach der  Identität  der  Bundes-
republik  Deutschland  erneut  aktuell  geworden sind.  Wer 
einigermaßen sensibel  das politische  und geistige  Leben 
in  dieser  Gesellschaft  verfolgt,  der  gewinnt  den Ein-
druck,  daß wir  uns gegenwärtig  in  einer  kulturellen  Um-
bruchsituation  befinden.  Was gestern  noch unstrittig 
war,  ist  heute  nicht  ohne weiteres  mehr selbstverständ-
lich.  Dafür  ist  nicht  zuletzt  der  Nachdruck und die  In-
tensität,  mit  der  in  Wissenschaft  und Öffentlichkeit 
über die  politische  Kultur  dieser  Republik  nachgedacht 
wird,  ein  indirekter  Beweis.  Das klassische  deutsche 
Thema: "Deutschland  und der  Westen",  von dem man nach 
1945 lange  Zeit  glaubte,  daß es  sich  in  dieser  Form 
nicht  wieder  stellen  würde,  ist  geschichtlich  offenbar 
doch nicht  völlig  abgehakt.  Anzeichen mehren sich,  die 
darauf  hindeuten,  daß man sich  in  der  Bundesrepublik 
wieder stärker  auf  autochthone  deutsche  politische  Tra-
ditionen  zurückzubesinnen  beginnt. 

Die Gründe für  das veränderte  kulturelle  Klima  liegen 
nicht  nur  in  der  Bundesrepublik  selbst,  sondern  haben 
auch mit  Entwicklungen  im  internationalen  Bereich  und 
mit  Veränderungen in  westlichen  Nachbargesellschaften  zu 
tun,  die  lange  Zeit  unumstritten  als  Bezugsgesellschaf-
ten für  die  Bundesrepublik  figurierten.  Zwischen dem ge-
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wandelten politisch-kulturellen  Klima  i n der  Bundesre-
publik  und dem, wofür  das Wort  "britische  Krise"  als 
Chiffre  steht,  gibt  es  durchaus einen  untergründigen 
Zusammenhang, dessen man sich  bewußt sein  sollte,  wenn 
über "Krise  in  Großbritannien"  geredet  wird.  Indirekt 
wird  stets  auch über  die  Bundesrepublik  gesprochen. 

Wie sehr  sich,  verglichen  mit  den ersten  Jahrzehnten 
nach dem Zweiten  Weltkrieg,  die  politisch-kulturelle 
Situation  gewandelt  und damit  zugleich  die  deutsche 
Wahrnehmung der  britischen  Gesellschaft  verändert  hat, 
wird  daran  ersichtlich,  daß in  wachsendem Maße -  und das 
zeigen direkt  und indirekt  auch die  vorliegenden  Beiträ-
ge -  nicht  von einem "deutschen  Sonderweg", sondern  von 
einem "englischen  Sonderweg" in  die  moderne Gesellschaft 
die  Rede ist  oder  daß es  in  der  vergleichenden  Politik-
forschung durchaus üblich  geworden ist,  Großbritannien 

und Italien  als  die  beiden  "Fußkranken"  Europas mitein-p 
ander zu  vergleichen  -  für  das Viktorianische  Bürgertum 
ein  schier  unvorstellbarer  Gedanke. Kein  Zweifel:  Das 
"Modell  Großbritannien",  das namentlich  in  der  Bundesre-
publik  lange  Zeit  unumstritten  war  -  was seinen  charak-
teristischen  Ausdruck nicht  nur  in  Schulbüchern,^  son-
dern auch beispielsweise  darin  fand,  daß ein  Abriß  der 
verfassungspolitischen  Entwicklung  Großbritanniens  mit 
der höchst  anfechtbaren  Begründung, es  handele  sich  um 
die  "älteste  demokratische  Verfassung  der  Welt"  als  eine 
Einführung  in  die  Politikwissenschaft  fungieren  konn-

i| 
te  -  ist,  salopp  formuliert,  auch nicht  mehr das,  was 
es einstmals  für  viele  gewesen ist.  Die  Janusgesichtig-
keit  des britischen  Weges in  die  Moderne ist,  nicht 

5 
zuletzt  angestoßen durch  englische  Autoren,  immer stär-
ker  ins  Bewußtsein getreten  und hat,  verstärkt  durch  die 
aktuellen  Problemlagen des Landes,  namentlich  in 
Deutschland zu  einem veränderten  Englandbild  geführt. 
Aber rechtfertigt  das bereits,  von einer  "Krise  in  Groß-
britannien"  zu  reden? Zunächst  einmal  ist  daran  zu  erin-
nern,  daß hinter  dem Titel  ein  Fragezeichen  steht.  Des 
weiteren  ist  darauf  hinzuweisen,  daß der  sozialwissen-
schaftlich  zerredete  Krisenbegriff  von den einzelnen 
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Beiträgern  unterschiedlich  verwandt  wir d und im  Grunde 
nur als  eine  Art  Suchinstrument  fungiert,  mit  dessen 
Hilfe  problematisch  erscheinende  Aspekte  der  englischen 
Gesellschaft  identifiziert  werden.  Gewiß hätte  einiges 
dafür  gesprochen,  einen  enger  und präziser  definierten 
Krisenbegriff  vorzugeben und von Krise  nur  dann zu  re-
den, wenn eine  Gesellschaft  auf  systematische  Grenzen 
gestoßen ist  und sich  mit  grundlegenden Problemen kon-? 
frontiert  sieht,  die  ohne einschneidende  Veränderung des 
kulturellen  Husters  nicht  mehr zu  lösen  sind.  Aber  ein-
mal abgesehen von der  Frage,  ob man sich  auf  einen  ge-
meinsamen Krisenbegriff  hätte  einigen  können:  ein  rigide 
formulierter  Krisenbegriff  unterbindet,  wie  einschlägige 
Erfahrungen zeigen,  allzuleicht  das potentiell  Frucht-
bare einer  Gesprächssituation,  in  der  Angehörige  unter-
schiedlicher  wissenschaftlicher  Disziplinen  und unter-
schiedlicher  politischer  Kulturen  aufeinander  treffen. 
Begreifen  wir  also  den Titel  "Krise  in  Großbritannien" 
als  Chiffre  für  eine  wissenschaftliche  Perspektive,  die 
problematische  Züge der  britischen  Gesellschaft,  die 
grundsätzlicherer  Natur  sind,  aufzudecken versucht. 

Strittig  ist  dabei,  ob es  sich  um spezifisch  britische 
oder aber  um Problemlagen handelt,  die  für  fortgeschrit-
tene Industriegesellschaften  an der  Wende zum 21.  Jahr-
hundert  überhaupt  charakteristisch  sind.  In  der  Diskus-
sion  um die  "britische  Krise"  gibt  es  durchaus Versuche, 
das berühmte Diktum von Karl  Marx fortzuschreiben  und, 
diesmal unter  dem Signum des Postindustriellen,  das Mo-
dellhafte  und Exemplarische  der  britischen  Zustände her-
vorzukehren.  Namentlich  der  Beitrag  von K i  m m i  g 
greift  diese  Frage explizit  auf,  betont  jedoch  nach-
drücklich  die  Eigengesetzlichkeit  und qualitative  Beson-
derheit  der  britischen  Krisenvariante.  Für  alle  der  hier 
versammelten Analysen ist  kennzeichnend,  daß sie,  verse-
hen mit  einer  "deutschen  Brille",  den Blick  auf  die 
britischen  Besonderheiten  richten  und,  damit  eng ver-
knüpft,  die  Strukturprobleme  der  britischen  Gesellschaft 
und Politik  im  20.  Jahrhundert  als  nicht  zufälliges  Re-
sultat  einer  spezifischen  geschichtlichen  Entwicklung 
interpretieren. 
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Indirekt  ist  damit  zugleic h bereits  angedeutet,  daß die 
meisten Autoren  dazu neigen,  die  "britische  Krise"  nicht 
als  eine  Erscheinung  der  beiden  letzten  Jahrzehnte,  son-
dern als  ein  bereits  länger  angelegtes  Strukturproblem 
der engli  sehen Gesellschaft  und Kultur  zu  begreifen« 
Einem Hißverständnis  gilt  es  freilich  vorzubeugen,  das 
durch die  Verwendung des Wortes "Krise"  im  Titel  von 
Hans-Christoph S c h r ö d e r s  Beitrag  möglicher-
weise nahegelegt  wird.  Selbstverständlich  geht  niemand 
davon aus,  daß die  "britische  Krise"  bereits  im  17. 
Jahrhundert  beginnt  und daß eine  Kontinuität  der  Pro-
blemlagen über  die  Jahrhunderte  hinweg existiert. 
Schröder geht  es  vielmehr  um die  Rekonstruktion  des 
"britischen  Sonderweges" im  18.Jahrhundert  und der  lang-
fristigen  politisch-kulturellen  Implikationen,  die 
damit verbunden waren. 

Anders als  die  meisten  kontinental  europäischen  Gesell-
schaften,  in  denen eine  Stabilisierung  unter  dem Vorzei-
chen des Absolutismus  erfolgte,  kam es  in  England zu  ei-
ner,  wie  S c h r ö d e r  es  nennt,  "informellen  Stabi-
lisierung",  die  nicht  zu  einer  Eliminierung  der  alten 
Verfassungsordnung führte,  sondern  eine  neue Verzahnung 
und Kooperation  der  überlieferten  Verfassungsorgane 
ermöglichte,  ohne daß damit  eine  Ausweitung der  politi-
schen Gesellschaft  verbunden war.  Im Gegenteil,  gerade 
das hat  die  englische  Form der  Stabilisierung  mit  den 
absolutistischen  Tendenzen auf  dem Kontinent  gemeinsam, 
daß die  politische  Partizipation  auch hier  zurückge-
drängt  wird.  Parlamentarisierung  und Demokratisierung 
sind  also  zweierlei  Ding  und laufen  keineswegs notwendig 
parallel.  Das ist  unter  dem Vorzeichen  eines  idealisier-
ten Bildes  von der  englischen  verfassungspolitischen 
Entwicklung  häufig  übersehen worden. 

S c h r ö d e r s Argumentation  läuft  auf  die  zentrale 
These hinaus,  daß der  spezifische  Hodus der  Krisenüber-
windung im  18.  Jahrhundert  es  Großbritannien  erschwert 
habe, seine  Institutionen  und Praktiken  den Erfordernis-
sen einer  Industriegesellschaft  im  20.  Jahrhundert  anzu-
passen. Anders formuliert  heißt  das,  daß die  viel  ge-
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rühmte britische  "Zivilkultur",  di e wesentlich  als  Pro-
dukt  einer  nicht  etatistisehen,  sondern  zivilen  Lösung 
der tiefen  Gesellschaftskrise  des 17.  Jahrhunderts  ent-
stand,  eine  Ursache für  die  tiefgreifenden  Strukturpro-
bleme darstellt,  mit  denen sich  die  britische  Gesell-
schaft  im  20.  Jahrhundert  konfrontiert  sieht.  Denn das 
tradierte  politische  Kulturmuster  geriet,  wie  zum ersten 
Haie um die  Jahrhundertwende sichtbar  wurde,  mit  den 
Ökonomischen und politischen  Uberlebensimperativen  einer 
modernen Industriegesellschaft  in  ein  wachsendes Span-
nungsverhältnis.  Han darf  deshalb  nicht  wie  gebannt  auf 
die  Politiken  der  beiden  letzten  Jahrzehnte  starren, 
sondern man muß das 20.  Jahrhundert  insgesamt  näher  in 
den Blick  nehmen, wenn man den tieferen  Gründen für  die 
"britische  Krise"  auf  die  Spur  kommen will. 

Eine solche  Interpretation  unterscheidet  sich  sowohl  von 
den von Olson^  kritisierten  "ad  hoc explanations"  der 
"englischen  Krankheit",  die  zumeist  viel  zu  kurzfristig 
ansetzen und deshalb  nach kurzer  Zeit  auch wieder  über-
holt  sind,  als  auch von einem so  allgemeinen  Erklärungs-
ansatz,  wie  ihn  Olson selber  entwickelt,  der  nach einer 
generellen  Erklärung  für  den "rise  and decline  of  nat-
ions"  sucht.  Verglichen  damit  ist  der  hier  vorzutragende 
Ansatz,  der  auf  einer  mittleren  Ebene der  Abstraktion 
anzusiedeln  ist,  ein  betont  "historischer"  Ansatz,  weil 
er  stillschweigend  annimmt,  daß Unterschiede,  die  zwi-
schen "englischer  Krise"  und anderen "Krisen"  bestehen, 
gewichtiger  sind  als  die  unzweifelhaft  vorhandenen Ge-
meinsamkeiten. Er  stellt  also  nicht  in  Abrede,  daß auch 
allgemeine  Faktoren  wirksam sind,  wohl  aber,  daß sie  die 
britische  Realität  hinreichend  erklären.  Er  geht  über-
dies  davon aus,  daß den spezifischen  Geschichtsverläufen 
und kollektiven  historischen  Erfahrungen  konkreter  Ge-
sellschaften  eine  konstitutive  Rolle  zukommt, wenn es 
darum geht,  ihre  Gegenwart zu  verstehen  und zu  erklären. 
Das Konzept der  politischen  Kultur  ist  ja,  bei  Licht 
betrachtet,  primär  der  Versuch,  das Gewicht  solcher  Tra-
ditionen  und historischen  Prägungen einigermaßen  syste-
matisch zu  erfassen  und in  sozialwissenschaftliche  Er-
klärungszusammenhänge einzubringen. 
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Ein kultureller  Erklärungsansatz  verorte t  die  Probleme 
auf  einer  tieferen  Ebene als  ein  institutioneller  Erklä-
rungsansatz,  so  groß  auch die  wechselseitigen  Bezüge 
sind.  Wer einen  Zusammenhang von britischer  politischer 
Kultur  und "britischer  Krise"  unterstellt,  sagt  damit 
zugleich,  daß institutionelle  Reformen, geschweige denn 
Änderungen einzelner  Politiken,  letztlich  nicht  ausrei-
chen, wenn man zum Kern der  Krise  vorstoßen  will.  Dieser 
Kern gerät  nur  dann in  den Blick,  wenn man sich  mit  den 
ideellen  Grundlagen der  britischen  politischen  Gesell-
schaft,  mit  ihrem  politischen  Code, mit  dem "design  for 
living"  befaßt,  das dem "Gebäude" und den konkreten 
"Aufführungen"  zugrundeliegt.  Wie Karl  H.  K i  m m i  g 
sehr schön herausarbeitet,  geht  es  in  erster  Linie  nicht 
um "Weifare  State",  "Public  Corporations"  und "Über-
staatlichung"  an sich,  sondern  um den funktjon&ler»  Sinn, 
den bestimmte  Institutionen  besitzen. 

Eine politisch-kulturelle  Deutung der  "britischen  Krise" 
ergibt  sich  nicht  einfach  als  Quintessenz  der  hier  vor-
gelegten  Analysen.  Das ist  offer»  einzuräumen.  Sie  hat 
sich  vielmehr  auf  der  Grundlage bestimmter  politiktheo-
retischer  und kulturtheoretischer  Annahmen, aufgrund 
langjähriger  Beschäftigung  mit  englischer  Ideen-  und 

7 
Gesellschaftsgeschichte  allmählich  herausgebildet. 
Gleichwohl  ist  sie  nicht  völlig  losgelöst  und abgehoben 
von den nachfolgenden  Beiträgen,  mit  deren  zentralen 
Ergebnissen,  so  will  es  scheinen,  sie  durchaus vereinbar 
ist.  Prüfen  wir  kurz  die  Befunde. 

Gustav S c h m i d t  kommt in  seinem Beitrag  über  die 
Flexibilität  des britischen  politischen  Systems in  der 
Zeit  zwischen  den Weltkriegen,  in  dem er  vor  allem  das 
Wechsel Verhältnis  zwischen  "Stabilität  des politischen 
Regimes" auf  der  einen  und "Strukturdefiziten  in  der 
englischen  Wirtschaft"  auf  der  anderen Seite  systema-
tisch  aufzuschlüsseln  sucht,  zu  der  zentralen  These,  daß 
die  hohe Fähigkeit  des politischen  Systems,  weiterhin 
politische  Handlungsspielräume zu  erhalten  -  seine,  wenn 
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man so  wil l,  p o l i  t i s c h e  Leistungsfähigkeit  im 
engeren Sinn  -  eine  wirkliche  Debatte  darüber  verhinder-
te,  ob und wie  "effiency"  in  der  Wirtschaft  erreicht 
werden könne,  und zur  Konsequenz hatte,  daß alle  regie-
rungsseitigen  Bemühungen, die  Grundausstattung  des bri-
tischen  Wirtschaftssystems  zu  verbessern,  mehr oder  min-
der in  ausgefahrenen Gleisen  verliefen. 

Clemens W u r m , der  für  den gleichen  Zeitraum  den 
engeren Bereich  der  "Industrial  Policy"  analysiert,  be-
tont  zwar,  daß das staatliche  Engagement in  Großbritan-
nien tatsächlich  stärker  gewesen sei,  als  häufig  von 
außen gesehen werde,  kommt aber  gleichwohl  zu  dem 
Schluß,  daß der  Staat  insgesamt  zu  wenig  politischen 
Mut und Gestaltungswillen  gezeigt  habe.  Sidney  P o l -
l a r d ,  der  sich  in  seinem Beitrag,  freilich  vor  einem 
breiten  historischen  Hintergrund,  vornehmlich  mit  der 
Wirtschaftspolitik  der  Regierung Thatcher  auseinander-
setzt,  gelangt  zu  dem Schluß,  daß jede  britische  Regie-
rung in  den letzten  40 Jahren  mehr Unheil  angerichtet 
habe als  ihre  jeweilige  Vorgängerin.  Stets  sei  der  City 
und dem Schatzamt zuviel,  dem Produktionssektor  dagegen 
zu wenig  Aufmerksamkeit  geschenkt  worden.  Auch wenn der 
Monetarismus eine  neue Theorie  darstelle,  so  sei  doch 
die  Medizin,  die  er  verschreibe,  die  alte,  mit  den glei-
chen verhängnisvollen  Konsequenzen, nämlich  der  wachsen-
den Zerstörung  der  britischen  Produktionskapazität. 

Hans S e t z e r  geht  in  seinem Beitrag  den Zusammen-
hängen von Parteiensystem  und Krise  in  Großbritannien 
nach. Er  diagnostiziert  nicht  nur  demokratische  Legiti-
mationsdefizite,  sondern  auch eine  unzureichende  Fähig-
keit,  langfristige  Ziele  zu  formulieren  und sie  in  Re-
gierungspolitik  umzusetzen. Karl  H.  K i  m m i  g  kon-
statiert  in  seinem sehr  grundsätzlich  gehaltenen  Beitrag 
eine Dialektik  vcn  "kurzfristiger  Krisenvermeidung  und 
langfristiger  Krisenerzeugung",  von "ökonomischem Ver-
fall"  und "politischem  Steh-Auf-Männchentum", von Kurie-
ren an Symptomen und Zementieren  der  Krisenursache.  Eine 
zentrale  Schwäche des britischen  Modells,  das zu  einem 
wettbewerbsunfähigen Modell  geworden sei,  liege  in  dem 
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fehlenden Staatsverständnis  der  britische n politischen 
Kultur,  das eine  Politik  der  industriellen  Modernisie-
rung seitens  der  Regierungen ungemein erschwere. 

Einige  der  von Kimmig gestellten  Fragen werden in  verän-
derter  Form bei  Herbert  D ö r i n g  aufgegriffen.  Er 
konstatiert  zunächst,  daß der  Ölpreisschock  und Ereig-
nisse  wie  das Zerbrechen des Korporatismus  von Gewerk-
schaften,  Unternehmern und Regierungsbürokratie,  die 
bedrohte Integration  des Nationalstaats  und die  durch 
supranationale  Verflechtung  durchbrochene Souveränität 
des Parlaments  bei  Teilen  des Establishments  zu  einem 
Krisenbewußtsein geführt  habe.  Das Vertrauen  in  das 
Westminster-Modell  sei  vor  allem  durch  die  Wahrnehmung 
des relativen  Zurückbleibens  Großbritanniens  gegenüber 
anderen Industrienationen  gesunken;  gleichwohl  ließen 
die  Survey-Daten  unzweideutig  erkennen,  daß nur  ein 
kleiner  Teil  der  Bevölkerung  Großbritanniens  der  Ansicht 
sei,  daß die  politischen  Institutionen  des Landes ange-
sichts  der  gegenwärtigen  Probleme und Herausforderungen 
nicht  mehr angemessen seien.  Alle  Warnrufe  über  eine 
tiefgreifende  Krise,  die  gegebenenfalls  zu  einer  revolu-
tionären  Umwälzung führen  könne,  seien  daher  vorschnell 
und unangebracht. 

Zu einer  ähnlichen  Gesamteinschätzung gelangt  auch Den-
nis  K a v a n a g h . Er  sieht  in  dem wirtschaftlichen 
Niedergang das Hauptproblem des Landes.  Er  räumt  auch 
ein,  daß die  ständigen  Mißerfolge  beim Versuch,  diesen 
Niedergang zu  stoppen,  die  Autorität  des politischen 
Systems in  Mitleidenschaft  gezogen hätten.  Er  warnt  je-
doch gleichzeitig  nachdrücklich  davor,  von den sozialen 
und ökonomischen Daten her  zu  vorschnell  und zu  unver-
mittelt  auf  einen  politischen  Niedergang zu  schließen. 
Insgesamt gesehen tendiert  er  dazu,  nicht  von einer  po-
litischen  Krise,  sondern  von ernsten  Problemen zu  spre-
chen, die  mehr eine  Krise  des Wohlfahrtsstaates  und der 
sozialen  Demokratie  als  des politischen  Systems insge-
samt anzeigten. 
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Zentral  für  Roland S t u r m s Beitrag,  der  zugleich 
einen willkommenen systematischen  Überblick  über  die 
Krisendiskussion  vermittelt,  ist  die  schon im  Titel  pro-
grammatisch angezeigte  Frage,  was sich  eigentlich  in  der 
Ära Thatcher  verändert  habe.  Seine  zentrale  These lau-
tet,  daß es  die  Konservativen  in  der  Ära  Thatcher  ge-
schafft  haben,  die  Realität  der  Dauerkrise  im  Bewußtsein 
der Bevölkerung  von der  Regierungsverantwortung  zu  ent-
koppeln.  Dadurch sei  eine  Entlastung  von politischem 
Handlungsbedarf und eine  Reduzierung des Legitimations-
bedarfs  der  Regierung eingetreten.  Er  spricht  deshalb 
von einer  erfolgreichen  Strategie  der  Neuinterpretation 
der britischen  politischen  Agenda, wodurch trotz  Krise 
der Spielraum  politischen  Handelns erweitert  worden sei. 
Der Autor  bezweifelt  jedoch,  ob die  Entkoppelung von 
Krise  und Krisenbewußtsein  auf  Dauer als  Legitimations-
basis  für  Regierurigshandeln  ausreiche. 

Es will  scheinen,  als  ob sich  so  etwas  wie  ein  roter 
Faden erkennen läßt,  der  sowohl  die  auf  die  Zwischen-
kriegszeit  als  auch die  auf  die  Gegenwart bezogenen Bei-
träge  durchzieht.  Kaum ein  Autor,  der  nicht  an zentraler 
Stelle  seiner  Argumentation  auf  die  Bedeutung wirt-
schaftlicher  Faktoren  als  Ursache für  die  "britische 
Krise"  zu  sprechen kommt. Und doch muß man bei  genauerem 
Hinsehen stärker  differenzieren.  Einmal  hat  es  in  der 
britischen  Wirtschaft  gestern  wie  heute  stets  bestimmte 
Sektoren gegeben, die  in  hohem Maße leistungs-  und kon-
kurrenzfähig  waren.  Es kann mithin  der  britischen  Wirt-
schaft  nicht  einfach  pauschal  mangelnde Effizienz  vor-
gehalten  werden.  Zum anderen ist  es  nicht  so  sehr  d i e 
Wirtschaft,  sondern  das Verhältnis  von Staat  und Wirt-
schaft,  von politischem  System und wirtschaftlichem  Sy-
stem, das von den meisten  Autoren  mit  unterschiedlichen 
Wendungen und von unterschiedlichen  Zugängen aus als 
eigentliche  Problemzone identifiziert  wird,  wodurch es 
überhaupt erst  zu  rechtfertigen  ist,  die  "englische 
Krankheit"  vorrangig  als  ein  Problem der  politischen 
Kultur  zu  thematisieren,  auch wenn die  Zusammenhänge 
zwischen allgemeiner  gesellschaftlicher  Kultur  und poli-
tischer  Kultur  gerade in  diesem Fall  unübersehbar sind. 
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Dat.  ̂ angelnde  Staatsverständni  s ,  eine  unzureichend  aus-
gebildete  Tradition  des Staatsinterventionismus,  ein  zu 
geringer  Gestaltungswille  im  Bereich  der  'industrial 
pol icy

1
,  die  kontinuierliche  Schwäche, eine  bewußte Po-

litik  industrieller  Modernisierung  zu  betreiben,  eine 
unzureichende Fähigkeit  der  politischen  Parteien,  lang-
fristige  Ziele  zu  formulieren  und in  Regierungspolitik 
umzusetzen: solche  und ähnliche  Wendungen lassen  so  et-
was wie  ein  kulturelles  Muster  erkennen,  das über  die 
Jahrzehnte hinweg vergleichsweise  konstant  zu  sein 
scheint.  Das britische  politische  System tut  sich  offen-
bar auf  vielen  Politikfeldern  schwer daran,  längerfri-
stig  konzipierte  'policies

1
 zu  entwerfen  und durchzuhal-

ten. 

"Längerfristig"  und "kontinuierlich"  ist  wichtig.  Denn 
kurzfristig  war  das britische  politische  System und die 
britische  Gesellschaft,  wie  das Beispiel  der  beiden 
Weltkriege  zeigt,  sehr  wohl  in  der  Lage,  ein  außerge-
wöhnlich  hohes Maß an Effizienz  an den Tag zu  legen. 
Kurzfristig,  so  erklärt  sich  vielleicht  am besten 
dieses scheinbare  Paradox,  war  man in  Zeiten  extremer 
Herausforderung durchaus bereit,  sich  dem Diktat  von 
Übe rlebensimperativen  zu  unterwerfen.  Langfristig  pen-
delte  sich  jedoch  immer wieder  der  gewohnte way of  life 
ein,  der  mit  den politischen  und ökonomischen Selbstbe-
hauptungsinteressen  eines  modernen Staates  in  wachsen-
dem Maße in  ein  Spannungsverhältnis  geriet.  Das heißt 
nicht,  daß es  in  Großbritannien  keine  Bereitschaft  für 
Staatsinterventionismus  gibt.  Der  kontinuierliche  Aus-
bau des britischen  Wohlfahrtsstaates  seit  dem Ende des 
19.  Jahrhunderts  ist  ohne eine  solche  Bereitschaft  ja 
nicht  vorstelbar.  Was jedoch  offenbar  weitgehend 
fehlt,  das ist  die  Tradition  eines  Staatsinterventio-
nismus mit  dem Ziel  wirtschaftlicher  und gesellschaft-
licher  Modernisierung,  ist  die  Vorstellung,  wie  sie  in 
die  kontinentalen  Staatskulturen  eingebaut  ist,  daß der 
Staat  zur  Erhaltung  und Entwicklung  der  Gesellschaft 
permanent tätig  sein  muß. Es gibt  gleichsam  Staatsinter-
ventionismus  ohne eine  ihn  tragende  und mit  funktionalem 
Sinn versehende Staatskultur.  Hier  dürfte  in  der  Tat 
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eine zentrale  Ursache fü r  Effizienzdefizite  der  briti-
schen Gesellschaft  liegen,  die  nicht  zufällig  an der 
Wende zum 20.  Jahrhundert  deutlich  wurden.  Daß es  sich 
nicht  ausschließlich  um ein  Problem der  1970er  und 
1980er Jahre  handelt,  sondern  um ein  Dauerproblem,  das 
das ganze 20.  Jahrhundert  durchzieht,  darauf  verweist 
die  seit  dem Burenkrieg  periodisch  wiederkehrende  Effi-
zienzdiskussi  on in  der  britischen  politischen  Öffent-
lichkeit. 

Daß diese  Effizienzdefizite  lange  Zeit  nicht  offen  zu-
tage traten,  ist  einmal  auf  eine  Reihe glücklicher  Um-
stände zurückzuführen.  Zu diesen  "glücklichen  Umständen" 
gehört  auch,  so  zynisch  eine  solche  Betrachtungsweise 
auf  den ersten  Blick  anmuten mag, die  deutsche  Nieder-
lage im  Ersten  Weltkrieg.  Nachdenkliche  und weitsichtige 
Angehörige der  britischen  politischen  Elite,  wie  der 
zeitweilige  Kriegsminister  Haidane,  waren nicht  ohne 
Grund davon überzeugt,  daß der  siegreich  beendete Erste 
Weltkrieg  Großbritannien  manches an Herausforderungen 
für  seine  tradierte  gesellschaftliche  und politische 
Lebensweise erspart  habe,  die  bei  normaler  Entwicklung 
ohne den Krieg  mit  einiger  Notwendigkeit  sehr  viel  früh-
zeitiger  und nachdrücklicher  aufgetreten  wären. 

Der zweite  entscheidende  Grund dafür,  daß manche Struk-
turprobleme  eher  latent  blieben,  ist  darin  zu  sehen,  daß 
es den britischen  politischen  Eliten  in  einem hohem Maße 
gelang,  Effizienzdefizite  der  britischen  Gesellschaft 

g 
durch 'political  strength'  zu  kompensieren.  Was "po-
litische  Stärke"  meint,  oder  vielleicht  genauer:  was 
"politische  Stärke"  im  engeren Sinn  im  Unterschied  zu 
einer  auf  militärischen  und ökonomischen Machtmitteln 
beruhenden politischen  Stärke  beinhaltet,  läßt  sich 
vielleicht  am besten  anhand der  internationalen  Politik 
verdeutlichen.  Staaten  stehen  ja  nicht  einfach  vor  der 
brutalen  Alternative,  entweder  die  eigene  Gesellschaft 
so zu  modernisieren  und zu  rationalisieren,  gegebenen-
falls  unter  Preisgabe  des gewohnten way of  life,  daß sie 
der politischen  und ökonomischen Konkurrenz  gewachsen 
sind,  oder  aber  aus der  internationalen  Konkurrenz  aus-
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zusteigen,  auf  die  Gefahr  hin,  daß sie  in  Bedeutungslo-
sigkeit  versinken  oder  gar  ihre  Existenz  als  unabhängi-
ger Staat  nicht  länger  zu  behaupten vermögen. Gegebenen-
falls  können sie  sich  auch ohne einschneidende  Verände-
rungen der  ökonomischen, gesellschaftlichen  und politi-
schen Strukturen  dadurch behaupten,  daß sie  die  ihnen 
zur  Verfügung stehenden politischen  Ressourcen in  enge-
rem Sinn,  von der  Bündnispolitik  bis  hin  zur  geschickten 
Diplomatie,  optimal  mobilisieren.  Ähnliches  konstatiert 
Gustav S c h m i d t  in  seinem Beitrag  für  die  briti-
sche Innenpolitik,  wenn er  die  hohe "politische

11
 Lei-

stungsfähigkeit  des politischen  Systems in  Großbritan-
nien hervorhebt  und darin  die  wesentliche  Ursache für 
die  Stabilität  des politischen  Regimes trotz  eklatan-
ter  Strukturdefizite  in  der  englischen  Wirtschaft  er-
kennt. 

Was hier  durchscheint  und zum Ausdruck kommt, sind  die 
Politikvorstellungen  und Lösungsmuster einer  alten  Zi-
vilkultur,  deren  Genesis S c h r ö d e r  in  seinem 
Beitrag  eindrucksvoll  beschrieben  hat  und deren  Grundmu-
ster  sich  ganz offensichtlich  auch unter  den Bedingungen 
eines demokratischen  Massenzeitalters  in  Großbritannien 
erhalten  hat.  Es ist  ein  Politikmodus,  der  auf  "politi-
sche" Lösungen und nicht  auf  "sachliche"  Lösungen fi-
xiert  ist,  der  primär  politics-  und nicht  in  erster  Li-
nie  policy-orientiert  ist,  der  auf  "soziale  Rationali-
tät",  nicht  auf  "Sachrationalität"  setzt  und in  hohem 
Maße "soziale"  Politikkompetenz  auf  Kosten von "sachli-
cher"  Politikkompetenz  entwickelt  hat. 

Es gibt  gute  Gründe dafür,  eine  am Leitbild  "sozialer 
Rationalität"  orientierte  Politics-Kultur  eine  "politi-
schere"  Kultur  zu  nennen als  eine  am Leitbild  der  "Sach-
rationalität"  orientierte  Policy-Kultur.  Grundsätzlich 
ist  davon auszugehen, daß politics  und policy,  daß eine 
"soziale"  und eine  "sachliche"  Dimension zu  jeder  Poli-
tik  gehören,  daß sich  politische  Kulturen  jedoch  funda-
mental darin  unterscheiden,  wie  die  Akzente  gesetzt  wer-
den. Die  Politikverständnisse,  die  Sinnbezüge,  die  sich 
mit  Politik  verbinden,  können in  unterschiedlichen  Ge-
sellschaften  mithin  sehr  unterschiedlich  sein. 
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Typologisch  läßt  sich  vielleich t  zwischen  politischen 
Kulturen  unterscheiden,  in  denen Politik  primär  als  Her-
stellung,  Allokation  und Verteilung  von öffentlichen 
Gütern begriffen  wird,  wobei  stillschweigend  unterstellt 
wird,  daß adäquate "Sachlösungen"  das politische  Grund-
problem sozialer  Verbände wenn nicht  definitiv  lösen,  so 
doch deren  Lösung ungemein erleichtern,  bzw.  politi-
schen Kulturen,  in  denen Politik  primär  als  die  Kunst 
begriffen  wird,  Machtkämpfe und Interessenkonflikte  so 
zum Ausgleich  zu  bringen  und deren  Austrag  so  zu  zähmen 
und zu  zivilisieren,  daß darüber  der  gesellschaftliche 
Friede  gewahrt  bleibt,  ohne allzuviel  Aufmerksamkeit  der 
Frage zu  widmen, was bei  den politischen  Prozessen 
"sachlich"  herauskommt. Besteht  auf  der  einen  Seite  der 
Glaube, daß Politik  eine  kreative  und aktive  gesell-
schaftliche  Tätigkeit  ist,  daß gesellschaftliche  Proble-
me politisch  "gelöst"  werden können,  im  Extremfall  sogar 
die  utopisch  -technokratische  Annahme, daß Politik  sich 
letztlich  und endlich  völlig  "versachlichen"  ließe,  so 
besteht  auf  der  anderen Seite  ein  eher  passives  und 
reaktives  Verständnis  von Politik  und die  Vorstellung, 
daß die  Politik  erst  dann wirklich  aufgerufen  ist,  tätig 
zu werden,  wenn Konflikte  auftreten,  die  den sozialen 
Zusammenhalt gefährden,  und daß politische  Tätigkeit  im 
wesentlichen  darin  besteht,  Konflikte  zu  regulieren  und 
nicht  Probleme zu  lösen.  Nicht  zufällig  gehen die  an 
sozialer  Rationalität  orientierten  politischen  Kulturen 
von der  anthropologischen  Grundannahme aus,  daß der 
Mensch ein  "soziales"  und nicht  ein  "ökonomisches"  Wesen 
ist,  daß gesellschaftliches  und politisches  Handeln 
nicht  nur  von materiellen,  sondern  auch von ideellen 
Interessen  gesteuert  wird  und daß deshalb  auch symboli-
sche Politik  eine  konstitutive  Dimension von Politik 
darstellt,  während an "Sachrationalität"  und am techni-
schen Modell  der  Güterherstellung  und Güterverteilung 
orientierte  politische  Kulturen  dazu neigen,  symbolische 
Politik  eo ipso  unter  Ideologieverdacht  zu  stellen. 

Es ist  nicht  ganz unwichtig,  auf  solche  kulturellen  Un-
terschiede  aufmerksam zu  werden,  weil  es  dadurch erst 
möglich wird,  sich  von deutschen politisch-kulturellen 
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Selbstverständlichkeiten  frei  zu  machen,  die  ein 
angemessenes Verständnis  der  Vorgänge in  Großbritannien 
häufig  erschweren.  Erst  wenn man bereit  ist,  sich  zumin-
dest  ein  wenig  von eigenen  Rationalitätsvorstellungen  zu 
lösen und ansatzweise  auf  ein  anderes  politisches 
Kulturmuster  einzulassen,  versteht  man, warum es  in 
Großbritannien  so  etwas  wie  eine  "Krise  ohne 
entsprechendes Krisenbewußtsein"  geben kann,  warum die 
Bereitschaft  zu  grundlegenden Reformen auf  eine  Minder-
heit  im  politischen  Establishment  beschränkt  bleibt, 
warum gesellschaftliche  und wirtschaftliche  Probleme und 
Schwierigkeiten,  mag man sie  nun als  Krise  definieren 
oder nicht,  keineswegs ohne weiteres  politisch  durch-
schlagen und die  Legitimitätsgrundlagen  des politischen 
Systems zerstören,  und vielleicht  auch,  warum es  den 
Konservativen  in  der  Ära  Thatcher  gelungen ist,  Krise 
und Krisenbewußtsein  zu  entkoppeln. 

Es wird  allzu  häufig  übersehen,  daß das,  was man zu 
Recht oder  zu  Unrecht  als  Thatcherismus  bezeichnet,  sehr 
wohl in  Traditionen  englischer  politischer  Kultur  veran-
kert  ist  -  auch in  Traditionen  politischer  Massenkultur. 
Denn die  nach wie  vor  zwar  bedrohte,  aber  nicht  erschüt-
terte  Stabilität  des politischen  Regimes in  Großbritan-
nien hing  und hängt  ja  nicht  nur  davon ab,  daß Struktur-
defizite  der  Wirtschaft  und Gesellschaft  gleichsam  poli-
tisch  kompensiert  wurden,  sondern  stets  auch davon,  daß 
bei  den Massen andere Erwartungshaltungen  gegenüber dem 
politischen  System existierten  als  das in  vielen  konti-
nentaleuropäischen  Staatsgesellschaften,  namentlich  in 
Deutschland,  der  Fall  war.  Ob und inwieweit  solche  un-
terschiedlichen  kulturellen  Dispositionen  noch heute 
vorhanden sind,  bedürfte  einer  eingehenderen Untersu-
chung. Nicht  zuletzt  davon hängt  es  ab,  ob die  von den 
Konservativen  unter  Margret  Thatcher  versuchte  Entla-
stung von politischem  Handlungsbedarf  und die  damit  ver-
bundene Reduzierung des Legitimationsbedarfs  von Regie-
rungen auf  Dauer erfolgreich  sein  kann. 

Eine ganz andere Frage ist,  wie  wir  diese  Politik  und 
darüber hinaus  das hier  ansatzweise  skizzierte  Politik-
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modell bewerten.  Ist  ein e Politik  bereits  erfolgreich  zu 
nennen, wenn sie  mit  vergleichsweise  geringem Einsatz 
von Gewalt  politische  Stabilität  gewährleistet  und damit 
den gesellschaftlichen  Frieden  sichert,  oder  aber  erst 
dann, wenn sie  in  der  Lage ist,  bestimmte  materielle  und 
immaterielle  Standards  für  die  Bevölkerung  zu  gewährlei-
sten? Unstrittig  dürfte  sein,  daß zumindest  von einer 
politischen  Krise  nicht  gesprochen werden kann,  wenn die 
politische  Stabilität  eines  Regimes nach wie  vor  vorhan-
den ist,  auch wenn wirtschaftlicher  Niedergang und 
gesellschaftliche  Strukturdefizite  unübersehbar sind. 
Eben das dürfte  die  gegenwärtige  Situation  in  Großbri-
tannien  einigermaßen  adäquat  charakterisieren.  Zu fragen 
ist  allerdings  ,  ob es  Grenzen für  dieses  Politikmodell 
gibt  und wo diese  gegebenenfalls  liegen.  Zu fragen  ist 
auch, wer  die  anfallenden  Kosten zu  tragen  hat  und ob 
eine Akkumulation  von ungelösten  "Sachproblemen" auf 
Dauer nicht  auch die  Fassungskraft  einer  Zivilkultur 
sprengt.  Dafür  gibt  es  Hinweise. 

Das tradierte  britische  Politikmodell  provoziert  mithin 
die  Frage nach seinen  Ermöglichungsvoraussetzungen.  Hi-
storisch  läßt  sich  mit  guten  Gründen argumentieren,  daß 
die  politische  Zivilkultur,  die  sich  in  Großbritannien 
herausgebildet  hat  und die  in  der  Vergangenheit  so  viele 
Bewunderer gefunden hat,  an bestimmte  externe  und inter-
ne Voraussetzungen gebunden war,  die  in  den meisten 
zeitgenössischen  europäischen  Gesellschaften  nicht  exi-
stierten  und die  auch im  heutigen  Großbritannien  nicht 
mehr ohne weiteres  gegeben sind.  Eben deshalb  treten 
auch die  Schwächen dieses  Politikmodells,  die  aber  durch 
eine erfolgreiche  Whig interpretation  of  history  lange 
Zeit  zugedeckt  wurden,  heute  deutlicher  zu  tage.  Weil 
das so  ist,  mag es  angebracht  sein,  auf  seine  nach wie 
vor  vorhandenen großen Stärken  zu  verweisen,  die  hier 
wie auch anderswo ja  zumeist  nichts  anderes  sind  als  die 
Kehrseite  von Schwächen. Die  Zeit,  in  der  man noch unge-
brochen von einem "Modell  England"  sprechen konnte, 
dürfte  zwar  unwiederbringlich  vorüber  sein.  Das 20. 
Jahrhundert  hat  die  Grenzen und Schwächen dieses  Modells 
enthüllt.  Gleichwohl  ist  zu  fragen,  ob diese  alte  Zivil-
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kultur,  eben weil  si e sich  in  der  Politik  stets  an 
"sozialer  Rationalität"  orientiert  und "politische" 
gegenüber "staatlichen"  Lösungen favorisiert  hat,  nicht 
grundlegende politische  Einsichten  und Weisheiten  be-
wahrt hat,  die  in  Staatskulturen  verloren  gegangen sind 
und die  dort  vielleicht  wieder  entdeckt  werden müs-
sen,  wenn sie  künftige  Herausforderungen  bestehen wol-

Q 

len.  Adolph Lowe jedenfalls,  der  als  deutscher  Emigrant 
1937 einige  kluge  Beobachtungen über  die  englische  po-
litische  Kultur  vorgelegt  hat,  war  davon überzeugt,  daß 
in  dieser  Zivilkultur  für  bestimmte  Grundprobleme sozia-
ler  Verbände Lösungen gefunden worden seien,  die  den Tag 
überdauern und ein  unverzichtbares  Moment einer  humanen 
politischen  Zivilisation  darstellen  würden.  Er  schrieb 
das zu  einer  Zeit,  in  der  es  unter  Intellektuellen  fast 
zum guten  Ton gehörte,  auf  England wie  auf  ein  gesell-
schaftliches  Fossil  zu  blicken,  das vom 19.  Jahrhundert 
noch in  das 20.  Jahrhundert  hineinragte. 

In  der  Tat  ist  das 20.  Jahrhundert  mit  seinem Trend zur 
Organisation,  Zentralisierung  und Standardisierung  poli-
tisch-kulturell  gesehen niemals  ein  englisches  Jahrhun-
dert  gewesen. Das ist  wenig  verwunderlich,  wenn man be-
denkt,  daß die  Anpassungsleistungen,  die  der  überliefer-
ten Zivilkultur  abverlangt  wurden,  weitaus  höher  waren, 
als  das bei  Staatskulturen  der  Fall  war.  Es ist  deshalb 
auch alles  andere als  ein  Zufall,  daß die  Strukturen  des 
20.  Jahrhunderts  von deutschen Theoretikern  weitaus 
deutlicher  antizipiert  wurden als  von englischen  Theore-
tikern.  Max Weber ist  dafür  nur  das herausragendste  Bei-
spiel  . 

Diese mangelhaft  politisch-kulturelle  Anpassung an die 
veränderten  Gegebenheiten des 20.  Jahrhunderts  hatte 
durchaus auch respektable  oder  doch zumindest  verständ-
liche  Gründe.  Bewußt oder  unbewußt wurde auf  Effizienz-
gewinne verzichtet,  weil  man nicht  bereit  war,  einen 
überkommenen politischen  way of  life  aufzugeben.  Man 
unterließ  bestimmte  Modernisierungen  und Rationalisie-
rungen,  weil  man die  sozialen  und politischen  Folgen  von 
Traditionsverlusten  fürchtete.  Mit  guten  Argumenten läßt 
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sich  deshalb  die  These vertreten,  daß die,  aus welchen 
Gründen auch immer,  weithin  unterbliebene  kulturelle  Mo-
dernisierung  Großbritannien  im  20.  Jahrhundert  auch ei-
niges erspart  hat.  Denn wenn erst  die  Verhältnisse  als 
politisch  machbar erscheinen  und die  Möglichkeit  ihrer 
Veränderung sich  in  sie  eingenistet  hat,  entsteht  ein 
erhöhter  politischer  Konsensbedarf,  der  zu  totalitären 
Gewaltlösungen verführt,  wenn er  nicht  demokratisch 
hergestellt  werden kann.  Zu Recht  hat  deshalb  Ralf 
Dahrendorf formuliert:  "Britain's  economic weakness is 
merely the  other  side  of  its  social  strength".

10 

Ein solches  Verhalten  ist  nicht  ohne weiteres  als  irra-
tional  abzuqualifizieren,  wenn man von einem erweiterten 
Rationalitäts-  und Interessenverständnis  ausgeht  und mit 
Wildavsky unterstellt,  daß rationale  Menschen nicht  ein-
fach ihre  materiellen  Interessen,  sondern  ihren  way of 
life  verteidigen

11
.  Ohne Zweifel  waren und sind  jedoch 

mit  dieser  mangelhaften  politisch-kulturellen  Anpassung 
Effizienzdefizite  verbunden.  Sie  treten,  so  will  es 
scheinen,  vor  allem  dort  auf,  wo technisch-bürokratische 
Organisation  entweder  zum maßgebenden politischen 
Steuerungsprinzip  geworden ist  oder  aber  erhebliche  Ef-
fizienzvorteile  gegenüber alternativen  Steuerungsprin-
zipien  besitzt.  Die  tradierte  britische  politische  Kul-
tur  ist  jedoch  keineswegs per  se  effizienzfeindlich. 
Man muß nicht  nur  zeitlich,  sondern  thematisch  und sach-
lich  stark  differenzieren.  Nach wie  vor  gibt  es  Berei-
che,  in  denen die  Lösungsmuster der  altetablierten  Zi-
vilkultur  unter  Effizienzgesichtspunkten  nicht  nur  kon-
kurrenzfähig  sind,  sondern  Höchstleistungen  begünstigen. 
Wer sich  auch nur  flüchtig  mit  der  britischen  Gesell-
schaft  beschäftigt,  dem fällt  auf,  daß gesellschaft-
lichen  Sektoren  mit  katastrophaler  Ineffizienz  oft  un-
vermittelt  Bereiche  von höchster  Leistungsfähigkeit  ge-
genüberstehen. Beispielhaft  sei  nur  auf  den hohen Stan-
dard des britischen  Universitäts-  und Wissenschaftsbe-
triebs  verwiesen,  der  Nobelpreise  in  einer  Fülle  hervor-
bringt,  die  ihresgleichen  sucht  und an die  Blütezeit  der 
deutschen Gelehrtenrepublik  erinnert. 
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Damit wird  eine  interessant e Frage aufgeworfen.  Könnte 
es gegebenenfalls  so  sein,  daß sich  die  altüberlieferte 
englische  Zivilkultur  den Herausforderungen  eines  21. 
Jahrhunderts  besser  gewachsen zeigt  als  denen des 20. 
Jahrhunderts?  Damit  soll  nicht  die  These von der  Vorrei-
terrolle  Großbritanniens  unter  dem Vorzeichen  des Post-
Industrieilen  neu aufgewärmt werden.  K i  m m i  g  hat 
dazu in  seinem Beitrag  das Nötige  gesagt.  Gleichwohl  muß 
ernsthaft  gefragt  werden,  ob sich  nicht  angesichts  einer 
heute geforderten  kulturellen  Anpassung an neue Formen 
des Zusammenlebens und der  Zusammenarbeit eine  größere 
"Wahlverwandtschaft

f!
 zwischen  bestimmten Eigenarten  der 

überlieferten  britischen  politischen  Kultur  und bestimm-
ten Leistungserwartungen  der  modernen Gesellschaft  erge-
ben könnte,  als  das im  20.  Jahrhundert  lange  Zeit  der 
Fall  war.  Politische  Kultur  ist  ja,  ähnlich  wie  Hochver-
rat,  stets  auch eine  Frage des Datums. 

ANMERKUNGEN 

*  Die  Ausführungen stellen  im  ersten  Teil  eine  überar-
beitete  Fassung von Überlegungen dar,  die  als  Vorgabe 
für  die  Sektion  "Krise  in  Großbritannien?"  auf  der  Er-
sten Jahrestagung  des Arbeitskreises  Deutsche 
Englandforschung am 4.10.  1982 in  der  Wolfsburg  in  Mül-
heim dienten.  Im zweiten  Teil  handelt  es  sich  um weiter-
führende Überlegungen auf  der  Grundlage der  hier  abge-
druckten  Beiträge.  Ursprünglich  war  daran  gedacht,  an 
dieser  Stelle  den gegenwärtigen  Forschungsstand zur 
"britischen  Krise"  aufzuarbeiten.  Darauf  kann verzichtet 
werden, weil  der  neu aufgenommene Beitrag  von Roland 
Sturm einen  guten  Uberblick  über  den neuesten Diskussi-
onsstand vermittelt.  Aus diesem Grunde wurde auch das 
Anmerkungsverzeichnis bewußt knapp gehalten.  Ergänzend 
ist  auf  das von Frau  Sabine Pfeffer  erstellte  Lite-
raturverzeichnis  zu  verweisen.  -  Wenn im  Text  Namen von 
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Beiträgern  auftauchen,  dann is t  immer,  wenn nicht  aus-
drücklich  anders  angemerkt,  der  in  diesem Band abge-
druckte  Beitrag  gemeint. 

1 R.  Dahrendorf,  Unsere Einstellungen  zu  unseren zen-
tralen  Werten müssen wir  wahrscheinlich  ändern.  Ein 
Gespräch mit  Ralf  Dahrendorf  über  den Zustand poli-
tischer  Kultur  in  der  Bundesrepublik  und die  Aufga-
ben politischer  Bildung,  in:  Materialien  zur  politi-
schen Bildung  1,  1980,  S.  34. 

2 D.  Murphy,  Großbritannien  und Italien:  eine  verglei-
chende Studie,  in:  J.  Hartmann (Hrsg.),  Verglei-
chende politische  Systemforschung,  Köln/Wien  1980, 
S. 83 -  161. 

3 K.  Rohe, Parlamentarisierung  und Demokratisierung. 
Zur Darstellung  der  verfassungspolitischen  Entwick-
lung Deutschlands  und Großbritanniens  im  19.  und 20. 
Jahrhundert  in  deutschen und englischen  Schulge-
schichtsbüchern,  in:  K.E.  Jeismann und H.  Schissler 
(Hrsg.),  Englische  und deutsche  Geschichte  in  den 
Schulbüchern beider  Länder,  Braunschweig 1982 

4 I.  Fetscher,  Politikwissenschaft,  Frankfurt  1968 

5 D.  Blackbourn/  G.  Eley,  Mythen deutscher  Geschichts-
schreibung,  Frankfurt  1980 

6 M.  Olson,  The Rise  and Decline  of  Nations.  Economic 
Growth, Stagflation  and Social  Rigidities,  Yale 
University  Press  1982 

7 Wichtig  für  die  folgenden  Überlegungen sind  vor  al-
lem folgende  Beiträge  des Verfassers:  Politik.  Be-
griffe  und Wirklichkeiten,  Stuttgart  1978;  Ursachen 
und Bedingungen des modernen britischen  Imperialis-
mus vor  1914,  in:  W. J.  Mommsen (Hrsg.),  Der  moderne 
Imperialismus,  Stuttgart  1971;  The British  Imperia-
list  Intelligentsia  and the  Kaiserreich,  in:  P.  Ken-
nedy /  T.Nicholls  (Hrsg.),  Racialist  and Nationalist 
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Movements in  Germany and Britain  in  the  early  20th 
Century,  London 1981;  Zur  Typologie  politischer  Kul-
turen  in  westlichen  Demokratien.  Überlegungen am 
Beispiel  Großbritanniens  und Deutschlands,  in:  Welt-
politik  -  Europagedanke -  Regionalismus.  Festschrift 
für  Heinz  Gollwitzer.  Hrsg.  von H.  Dollinger  u.a., 
Münster 1982;  Die  Westmächte und das Dritte  Reich 
1933-1939. Zusammenfassungen -  Fragen -  Perspekti-
ven,  in:  ders.  (Hrsg.),  Die  Westmächte und das Drit-
te  Reich  1933-1939.  Klassische  Großmachtrivalität 
oder Kampf zwischen  Demokratie  und Diktatur?,  Pader-
born 1982;  Großbritannien:  Krise  einer  Zivilkultur?, 
in:  P.  Reichel  (Hrsg.),  Politische  Kultur  in  Westeu-
ropa,  Frankfurt  a.  M.  1984;  Sozialer  Liberalismus  in 
Großbritannien  in  vergleichender  Perspektive.  Zur 
Gesellschaftstheorie  des New Liberalism  1880 -  1914, 
in:  K.  Holl/G.  Trautmann/H.  Vorländer  (Hrsg.),  Sozi-
aler  Liberalismus,  Göttingen  1986. 

8 G.  Schmidt,  England in  der  Krise:  Grundzüge und 
Grundlagen der  britischen  Appeasementpolitik  1930 -
37,  Wiesbaden 1981 

9 A.  Lowe, The Price  of  Liberty.  An Essay on Contempo-
rary  Britain,  London

3
 1948 (1937) 

10 R.  Dahrendorf,  On Britain,  London 1982 

11 A.  Wildavsky,  From Political  Economy to  Political 
Culture,  Or:  Rational  People  Defend Their  Way of 
Life,  Paper prepared  to  IPSA Congress in  Paris,  July 
15 -  20,  1985 
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Hans-Christoph Schröder 

ENGLANDS KRISE IM 17.  JAHRHUNDERT UND IHRE ÜBERWINDUNG 

England ist  im  17.  Jahrhundert  durch  zwei  Revolutionen 
erschüttert  worden und befand  sich  in  einem fast  perma-
nenten Zustand politischer  Krise.  Die  Zeitgenossen  be-
trachten  das englische  Volk  als  unruhigste,  turbulente-
ste  Nation  Europas.  Noch 1714,  angesichts  des Todes der 
Königin  Anne und des Wechsels der  Dynastie,  rechneten 
viele  Engländer  mit  einem Bürgerkrieg.  Und doch erlangte 
kurze Zeit  darauf,  in  den 1720er  und 1730er  Jahren, 
unter  der  Führung Walpoles  als  "erstem  Minister"  das 
Land eine  überraschende,  seit  Elisabeth  I.  nicht  mehr 
gekannte Stabilität. 

In  dem folgenden,  stark  problemorientierten  Überblick 
soll  den Ursachen dieser  Stabilisierung  nachgegangen 
werden. Dabei  ist  vorauszuschicken,  daß der  immer wieder 
verwendete Begriff  "Stabilität"  in  bezug auf  das England 
des 18.  Jahrhunderts  seine  Rechtfertigung  vor  allem  aus 
dem Vergleich  und aus der  Distanz  des Historikers  er-
hält.  Den Zeitgenossen,  die  zuweilen  häufige  Kabi-
nettswechsel  .  Tumulte  und Hungerkrawalle  erlebten,  mag 
durchaus nicht  immer bewußt gewesen sein,  in  einer  Peri-
ode fundamentaler  Stabilität  zu  leben.  Subjektives  Em-
pfinden  der  Beteiligten  einerseits,  rückschauendes Ur-
teil  in  der  Geschichtsschreibung  andererseits  können 
differieren,  ohne daß deshalb  das Urteil  des Historikers 
falsch  sein  muß. 

Bei der  Suche nach den zur  politischen  Stabilisierung  im 
England des 18.  Jahrhunderts  beitragenden  Faktoren  er-
scheinen zunächst  jene  am naheliegendsten  und einleuch-
tendsten,  die  das KQnfUk tPQtenUa l verrirmsrten. Es  war 
das Ergebnis  zweier  Revolutionen,  von denen die  erste 
zur  Hinrichtung,  die  zweite  zur  Vertreibung  des regie-
renden Monarchen führte,  daß bestimmte  Streitfragen  er-
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ledigt  wurden und sic h damit  der  Zündstoff  reduzierte. 
Dj<? Instabilität  schuf,  paradox formuliert,  wesentliche 
Voraussetzungen der  Stabilität. 

Zu den durch  die  Konflikte  des 17.  Jahrhunderts  ent-
schiedenen und in  der  Bill  of  Rights  von 1689 fixierten 
Punkten gehörte  vor  allem,  daß das Parlament  zum festen 
Bestandteil  der  Verfassungsordnung  wurde und regelmässig 
einberufen  werden mußte.  Außerdem konnten  Steuern  nur 
mit  parlamentarischer  Bewilligung  erhoben werden.  Die 
Streitkräfte  bedurften  der  jährlich  in  der  Form der  "Mu-
tiny  Bill"  zu  erneuernden Zustimmung des Parlaments. 
Diese hier  lapidar  zusammengefaßten Ergebnisse  eines 
sich  über  fast  ein  Jahrhundert  erstreckenden  Ringens 
bedeuteten,  daß die  großen,  herausragenden Streitpunkte 
zwischen der  Krone und den im  Parlament  repräsentierten 
Schichten entschieden  waren und die  Monarchie dabei  hat-
te  zurückstecken  müssen. 

Weniger spektakulär  und nicht  fixiert,  aber  für  die  Er-
langung politischer  Stabilität  kaum weniger  wichtig  als 
die  erwähnten Bestimmungen des "Revolution  Settlement" 
war die  faktische  Gewährung der  Countyautonomie durch 
die  Zentralgewalt  nach 1688.  Die  Regierung nahm zwar 
durch die  Ernennung der  Lords  Lieutenant  und der  Justi-
ces of  the  Peace weiterhin  Einfluß  auf  die  politische 
Zusammensetzung der  Selbstverwaltungsorgane  in  den Graf-
schaften,  wobei  sie  ihre  Anhänger bevorzugte.  Sie  ver-
suchte aber  nicht,  die  Counties  unmittelbar  der  Kontrol-
le  durch  die  Zentrale  zu  unterstellen.  Damit  war  ein 
wesentlicher  Konfliktstoff  aus dem Weg geräumt;  denn die 
großen Erschütterungen  des 17.  Jahrhunderts  -  der  Aus-
bruch der  Puritanischen  Revolution  ebenso wie  der  der 
Glorious  Revolution  -  gingen  ganz wesentlich  auf  den 
Versuch der  Krone zurück,  in  den lokalen  Bereich  einzu-
greifen  und die  Herrschaft  der  ansässigen,  etablierten 
Aristocracy  und Gentry  als  der  "natural  rulers"  in  Frage 
zu stellen. 

Konfliktmindernd  wirkte  sich  ferner  die  Tatsache aus, 
daß die  aus finanziellen  Gründen erfolgte  Wiederbelebung 
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archaischer  Hechte des König s als  Lehnsherr  durch  die 
Puritanische  Revolution  beendet  und auch nach der  Re-
stauration  nicht  wieder  erneuert  worden war.  Ebenso wa-
ren die  Friktionen,  die  sich  aus der  wirtschaftlichen 
Regulierung durch  die  Krone -  der  von rein  finanziellen 
Motiven bestimmten Bestrafung  bei  Einhegungen sowie  der 
Vergabe von Monopolen -  ergeben hatten,  mit  der  fakti-
schen Liberalisierung  der  Wirtschaft,  den erhöhten 
Steuereinnahmen sowie  dem zunehmenden Rückzug der  Zen-
tral  regierung  aus der  binnenwirtschaftlichen  Verantwor-
tung geringer  geworden. Es ist  bislang  übersehen worden, 
daß hier  -  im  Gegensatz etwa  zu  Frankreich  -  eine  stabi-

litätsfördernde  Entlastung  der  Zentralgewalt  erfolgte. 
während die  lokalen  Gewalten nach wie  vor  von unten 
unter  Druck  gesetzt  wurden,  in  wirtschaftlichen  Krisen-
zeiten  Höchstpreise  für  Lebensmittel  festzusetzen  und 
die  örtliche  Versorgung sicherzustellen.  Für  strategisch 
wichtige  Berufsgruppen  wie  die  Spitalfields-Weber,  die 
wegen der  Gefahr  von Krawallen  in  der  Hauptstadt  beson-
ders berücksichtigt  werden mußten, setzte  allerdings  das 
Parlament noch im  ausgehenden 18.  Jahrhundert  Mindest-
löhne und andere Bedingungen fest.  Hier  handelte  es  sich 
jedoch eher  um eine  Ausnahme. Der  Paternalismus  -  auch 
im England des 18.  und frühen  19.  Jahrhunderts  keines-
wegs tot  -  war  im  wesentlichen  auf  den lokalen  Bereich 
beschränkt  worden.  Thesenhaft  zugespitzt  läßt  sich  be-
haupten,  daß die  Verbindung von faktischer  Laissez-fai-
re-Politik  im  Inneren  und merkantil  istischer  Außenhan-
delspolitik  nicht  nur  für  die  Industrielle  Revolution 
günstig  gewesen ist,  sondern  offenbar  auch ein  Optimum 
an Bedingungen zur  Systemstabilisierung  geschaffen  hat. 
Der Rückzug aus der  sozialökonomischen  Verantwortung 
wirkte  entlastend,  verminderte  Friktionsmöglichkeiten 
und reduzierte  die  an die  Regierung gerichteten  Erwar-
tungen;  die  aggressive  Vertretung  englischer  Wirt-
schaf  ts  interessen  nach außen verschaffte  ihr  Unterstüt-
zung und band selbst  gewerblich-merkantile  Interessen  an 
sie,  die  nicht  unmittelbare  Nutznießer  des politischen 
Systems waren. 

Eine weitere  wichtige  Voraussetzung für  die  politische 
Stabilisierung  und die  endgültige  Bereinigung  eines  als 
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Verdacht oder  Tatsache di e Engländer  des 17.  Jarhunderts 
immer wieder  von neuem beunruhigenden Problems war  die 
Sicherung der  protestantischen  Erbfolge  durch  die  Act  of 
Settlement  und die  Etablierung  des Hauses Hannover auf 
dem englischen  Königsthron.  Damit  wurde der  Argwohn ge-
genüber der  Monarchie bei  einer  Bevölkerung,  die  über-
wiegend Papismus und Absolutismus  gleichsetzte,  wesent-
lich  reduziert. 

Neben der  Erledigung  zentraler  Streitfragen  sowie  dem 
Verstopfen  von Quellen  des Mißtrauens  war  es  eine  allge-
meine atmosphärische  Veränderung,  eine  Temperierung des 
geistig-politischen  Klimas,  die  wesentlich  zur  Stabili-
sierung  beitrug.  Hier  ist  vor  allem  die  verminderte  Be-
deutung der  Religion  zu  nennen.  Es vollzog  sich  unver-
kennbar eine  Säkularisierung  der  englischen  Politik, 
wenn auch diese  Tendenz nicht  ohne weiteres  kontinuier-
lich  in  die  Gegenwart hinein  verlängert  und als  Indiz 
eines Modernisierungsprozesses  gedeutet  werden kann; 
zeigte  sich  doch im  frühen  19.  Jahrhundert  allgemein 
wieder eine  verstärkte  Religiosität.  Für  das 18.  Jahr-
hundert  ist  jedoch,  trotz  des Aufkommens der  Methodi-
stenbewegung seit  den 1740er  Jahren,  insgesamt  eine  re-
ligiöse  Beruhigung,  eine  Ent-Emotionalisierung  der  Reli-
gion zu  konstatieren.  Der  "Enthusiasmus",  worunter  man 
zunächst religiösen  Fanatismus,  dann aber  auch Extremis-
mus jeglicher  Art  verstand,  hatte  sich  im  17.  Jahrhun-
dert  ausgebrannt  und war  verpönt.  Religiöser  Eifer  fand 
sich  bei  den Oberschichten  kaum noch.  Die  herrschende 
Klasse schätzte,  wie  John Brooke es  in  seiner  Geschichte 
des Unterhauses formuliert,  die  Religion  "eher  als  eine 
mäßigende und zivilisierende  Kraft  im  sozialen  Bereich 
denn als  Offenbarung  über  die  Natur  und das Schicksal 
des Menschen".

1 

Die Reduzierung religiöser  Intensität  sowie  die  Betonung 
der Religion  als  Mittel  der  sozialen  Kontrolle  vermin-
derten  die  Spannungen in  der  Gesellschaft  und trugen  vor 
allem zur  Homogenisierung der  Oberschichten  bei.  Diese 
waren nicht  mehr durch  kontroverse  religiöse  Positionen 
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gespalten.  Sie  standen  u m die  Mitte  des 18.  Jahrhunderts 
fast  geschlossen  zur  Anglikanischen  Kirche. 
Das Zurücktreten  der  Religion  im  England des 18.  Jahr-
hunderts  wirkte  sich  auch in  einer  sehr  fundamentalen 
Weise insofern  als  stabilitätsfördernd  aus,  als  dadurch 
die  religiös-moralische  Überforderung  des Politischen 
aufhörte.  Man begegnete im  18.  Jahrhundert  nicht  mehr 
dem Anspruch einer  umfassenden "Reformation",  einer 
grundlegenden Erneuerung und Läuterung  von Moral,  Reli-
gion und Politik,  wie  er  um die  Mitte  des 17.  Jahrhun-
derts  erhoben wurde.  Chiliastische  Erwartungen traten, 
zumindest bei  den Oberschichten,  in  den Hintergrund. 

Das Nachlassen religiöser  Intensität  hat  sich  schließ-
lich  auch in  einem Bereich  positiv  ausgewirkt  und zur 
Stabilität  beigetragen,  von dem man es  zunächst  am we-
nigsten  erwarten  würde:  auf  dem Gebiet  der  Außenpolitik. 
Eine wesentliche  Ursache für  die  Krise  Englands in  der 
ersten  Hälfte  des 17.  Jahrhunderts  lag  in  der  Diskrepanz 
zwischen den außenpolitischen  Vorstellungen  der  Parla-
mentsmehrheit und den Möglichkeiten  der  Monarchen. Diese 
Diskrepanz wurde zwar  fraglos  noch verschärft  durch  die 
Zerfahrenheit  und Sprunghaftigkeit  in  der  Diplomatie  der 
Regierung,  die  Inkompetenz und Erfolglosigkeit  ihrer 
militärischen  Operationen,  wenn sie  doch einmal  von ih-
rer  schwächlich-ausgleichenden  Friedenspolitik  abwich. 
Es ist  jedoch  unverkennbar,  daß der  Gegensatz durch  all-
gemeine, über  die  Personen der  beiden  ersten  Stuartmo-
narchen und Buckinghams hinausweisende Faktoren  bedingt 
war.  Die  Konzeption  zahlreicher  puritanischer  Abgeordne-
ter  hatte  einen  chiliastischen,  auf  die  weltweite  Be-
kämpfung des Antichrist  gerichteten  Zug,  dem die  Regie-
rung in  keinem Fall  gerecht  werden konnte  -  vor  allem 
nicht  bei  den ihr  zur  Verfügung stehenden beschränkten 
Mitteln.  Eine  aktive  protestantische  Außenpolitik,  wie 
sie  der  puritanischen  Opposition  vorschwebte,  hätte  zu-
mindest eine  starke  steuerliche  Belastung  bedeutet,  zu 
der die  Parlamentarier  kaum bereit  waren. 

Auch im  späten  17.  und 18.  Jahrhundert  bildete  die  Au-
ßenpolitik  einen  wichtigen  Streitgegenstand  zwischen 
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Regierung und Parlamentariern.  Jetz t  war  es,  im  Gegen-
satz  zum frühen  17.  Jahrhundert,  das zu  starke  Engage-
ment Englands in  Europa,  die  zu  starke  Berücksichtigung 
holländischer  oder  später  hannoverscher  Interessen,  die 
Anlaß zur  Kritik  gaben.  Diese  kritische  Haltung  hatte 
jedoch,  so  sehr  sie  von Erbitterung  geprägt  sein  konnte, 
keine religiöse  Wurzel  mehr.  Es ging  letztlich  um die 
Frage der  zumutbaren Belastungen  und der  Prioritäten. 
Die friedensbewahrende  Politik  Walpoles,  die  so  stark  an 
die  Jakobs I.  erinnert,  stieß  nicht  nur  auf  keine  Kri-
tik,  sondern  sogar  auf  die  Zustimmung der  country  gent-
lemen im  Parlament,  da sie  die  "land  tax"  niedrig  hielt 
und die  mit  einem großen stehenden Heer in  Verbindung 
gebrachten Gefahren verminderte. 

Eine von der  Forschung bislang  vernachlässigte  Frage ist 
die,  welche  sozialen  und wirtschaftlichen  Ursachen der 
politischen  Stabilisierung  Englands möglicherweise  zu-
grundelagen.  Zurecht  hat  ein  Historiker  auf  den merkwür-
digen Kontrast  hingewiesen,  daß die  englische  Gesell-
schaft  des 17.  Jahrhunderts,  die  so  geringe  soziale  und 
ökonomische Änderungen erfuhr,  politisch  eine  überaus 
große Turbulenz  hervorgebracht  hat,  während die  viel 
stärkeren  Veränderungen unterworfene  Gesellschaft  des 
18.  Jahrhunderts  mit  einem politisch  stabilen  System 

2 
einherging.  Der  betreffende  Historiker  meint,  daß hier 
letztlich  keine  unerklärliche  Diskrepanz  vorliege,  son-
dern die  Konstatierung  dieses  Tatbestandes  bereits  eine 
erste  Erklärung  biete:  Die  Stabilisierung  sei  unter  dem 
Druck einer  sich  ökonomisch immer mehr spezialisieren-
den, im  nationalen  Rahmen operierenden  und durch  die 
Bevölkerungsvermehrung expandierenden Wirtschaft  mit  ei-
ner wachsenden Zahl  von marktorientierten  Produzenten 
und Kaufleuten  erfolgt,  die  politische  Stabilität 
brauchten und nichts  so  fürchteten  wie  Unsicherheit  und 
Turbulenz.

3 

Argumentiert  dieser  Historiker  mit  den Erfordernissen, 
so ein  anderer  mit  den Möglichkeiten  einer  expandieren-
den und sich  spezialisierenden  Wirtschaft.  Danach war  es 
vor  allem  die  Erweiterung  des Nahrungsspielraums für  die 
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Masse der  Bevölkerung  durc h gesteigerte  Produktivität  in 
der Landwirtschaft  seit  1650 und Verlangsamung des Be-
völkerungswachstums, die  den in  der  Puritanischen  Revo-
lution  so  virulenten  populären  Radikalismus  zurücktreten 
ließ,  während die  verbesserten  Unterbringungsmöglichkei-
ten für  die  jüngeren  Söhne des Adels  zusammen mit  einer 
niedrigen  Geburtsrate  sowie  einer  hohen Kindersterblich-
keit  zwischen  1680 und 1740 die  Unzufriedenheit  auch in 
den oberen Gesellschaftsschichten  reduzierte.  Die  besse-
ren Versorgungsmöglichkeiten  hätten  sich  aus der  be-
trächtlichen  Ausweitung von Verwaltung  und Militärwesen 
sowie dem Anwachsen der  "professions"  und der  Vermehrung 
der für  die  Söhne von gentlemen geeigneten  kaufmänni-
schen Berufe  durch  die  commercial  revolution  ergeben. 
Für diesen  Historiker  war  es  die  vorausgegangene soziale 

Stabilität  Englands,  die  sich  um 1730 in  politische  Sta-
ll 

bilität  umsetzte. 

Noch schwerer  zu  greifen  als  die  sozialen  und ökonomi-
schen Ursachen des Stabilisierungsprozesses  sind  die  von 
den englischen  Oberschichten  aus den Erschütterungen  des 
17.  Jahrhunderts  und zumal der  Puritanischen  Revolution 
gezogenen Lehren und deren  Beitrag  zur  Stabilität.  Es 
handelt  sich  hier  um einen  kaum meßbaren, aber  fraglos 
bedeutsamen Faktor.  Die  Radikalisierung  der  Revolution 
um die  Mitte  des 17.  Jahrhunderts,  das Auftauchen  alles 
in  Frage stellender  Ideen  und Bewegungen, die  Abschaf-
fung des Oberhauses, das Beiseitedrängen  der  "natural 
ruler"  in  den counties  durch  soziale  Emporkömmlinge und 
die  Herrschaft  des Militärs  hatten  dazu geführt,  daß die 
Oberschichten eine  Wiederholung solcher  Vorgänge fürch-
teten,  ihre  Konflikte  dämpften und vor  einem "appel  au 
peuple"  zurückscheuten.  Auch hier  gilt,  was bereits  in 
anderem Zusammenhang festgestellt  wurde:  Die  Instabili-
tät  schuf  in  gewisser  Weise die  Voraussetzungen für  die 
Stabilität. 

Eine der  aus der  Revolution  um die  Mitte  des 17.  Jahr-
hunderts  zu  ziehende  Lehre  bestand  in  der  Erkenntnis, 
daß ein  Monarch für  das Funktionieren  des politischen 
Systems unentbehrlich  war.  Die  Zeit  des Interregnums 

36 



hatte  die  Einführung  de r  Republik  unter  der  Herrschaft 
des Rumpfparlaments, die  Nominierung eines  "Parlaments 
der Heiligen

11
,  schließlich  die  Ära  des Protektorats  mit 

zunächst geringerer  und dann stärkerer  Annäherung an die 
Form der  Monarchie gesehen.  Das von den Engländern  der 
Zeit  so  heißt  ersehnte  "settlement",  ein  Zustand der 
Ruhe und Stabilität,  wurde von keinem dieser  Regime er-
reicht.  Daß ein  Monarch, und zwar  vorzugsweise  ein  legi-
timer  Monarch, unentbehrlicher  Bestandteil  des Verfas-
sungsgefüges war,  schien  die  logische  Konsequenz, die 
man aus diesen  gescheiterten  Experimenten ziehen  mußte. 
Diese Schlußfolgerung  hat  wesentlich  zur  Restauration 
von 1660 beigetragen. 

Der Lernprozeß,  den der  englische  Adel  in  Bezug auf  die 
Monarchie durchlaufen  hatte,  wird  vielleicht  nirgendwo 
so deutlich  wie  bei  Ausbruch der  Französischen  Revoluti-
on und im  Vergleich  mit  der  französischen  Aristokratie. 
Zwar war  eine  Gruppe der  Whigs unter  Fox auf  einen  Aus-
gleich  mit  Frankreich  bedacht,  der  weitaus  größte  Teil 
der englischen  Führungsschichten  stand  jedoch  unter  dem 
Schlachtruf  von "Church  and King"  unerschütterlich  gegen 
das revolutionäre  Frankreich  und auf  der  Seite  des Be-
stehenden, verfolgte  als  Friedensrichter  plebejische 
Radikale  und drillte  in  den Volunteerformationen  für  die 
Vaterlandsverteidigung.  Die  Sorge Edmund Burkes vor  ei-
ner "patriotisch"-reformerischen  Aufweichung des engli-
schen Adels  analog  zur  französischen  Entwicklung,  die 
ihn  bei  der  Niederschrift  seines  "Reflections  on the 
French Revolution"  geleitet  hatte,  erwies  sich  als  unbe-
gründet.  Die  englischen  Reformaktivitäten  der  1790er 
Jahre waren ein  fast  ausschließlich  plebejisches  Phäno-
men und auf  die  unteren  Mittelschichten  beschränkt. 
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II. 

Die Erledigung  bestimmter  Streitfrage n zwischen  Parla-
ment und Krone,  der  Abbau von Mißtrauen  gegenüber der 
Exekutive,  die  Reduzierung von Friktionselementen  und 
eine zur  Zurückhaltung  führende  Revolutionsfurcht  bei 
den Oberschichten  waren wichtige  Voraussetzungen der 
Stabilisierung.  Sie  allein  gewährleisteten  jedoch  kein 
Funktionieren  des politischen  Systems.  Hier  mußten posi-
tive  Faktoren  hinzutreten,  die  eine  Kooperation  von Exe-
kutive  und Parlament  ermöglichten. 
Die englische  Geschichte  des 17.  Jahrhunderts  ist  ge-
kennzeichnet  durch  eine  Reihe von fehlgeschlagenen  Ver-
suchen der  verschiedenen  Machthaber,  die  Kontrolle  über 
das Parlament  zu  erlangen.  Die  Häufigkeit  der  Konflikte 
zwischen Parlament  und Exekutive  deutet  darauf  hin,  daß 
es sich  hier,  unabhängig von den Plänen der  einzelnen 
Herrscher,  ihrer  größeren  oder  geringeren  Geschicklich-
keit  bei  der  Behandlung ihrer  Parlamente,  auch um ein 
strukturelles  Problem handelte. 

Dieses Strukturproblem  lag  nicht  zuletzt  in  dem vorherr-
schenden Verfassungskonzept  begründet.  Danach sollten 
die  verschiedenen  Elemente der  Verfassungsordnung unab-
hängig nebeneinander stehen,  sollte  ohne Übergewicht  des 
einen oder  anderen Teils  Harmonie zwischen  ihnen  herr-
schen, wobei  die  Prärogativrechte  des Monarchen, die 
Privilegien  des Parlaments  und die  Rechte der  Untertanen 
sich  ergänzten.  Diese  Verfassungsvorstellung  besaß etwas 
Unwirkliches  und Naives,  und man hat  zu  Recht  darauf 
hingewiesen,  daß die  unrealistische  Harmonieerwartung 
der Parlamentarier  wesentlich  zu  ihrer  Erbitterung  bei 
den Auseinandersetzungen mit  den Regierungen Jakobs I. 
und Karl  I.  beigetragen  hat.  Selbst  bei  grundsätzlich 
vorhandenem Vertrauen  -  das im  17.  Jahrhundert  oft  nicht 
bestand -  fehlte  es  an Kooperation,  an Scharnieren  und 

c 
Verzahnungen zwischen  den einzelnen  Institutionen. 

Das größte  Problem der  "mixed  constitution"  war  die 
vielbeschworene Unabhängigkeit  des Unterhauses.  Der 
überwiegende Teil  der  Abgeordneten bestand  aus country 
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gentlemen, die  gegenüber de r  Exekutive  latent  kritisch 
und in  bezug auf  die  Führung der  Staatsgeschäfte  zumeist 
wenig konstruktiv  die  Belange ihrer  Schicht  oder  ihrer 
Grafschaften  vertraten  und von der  Regierung kaum beein-
flußt  werden konnten.  Dadurch kam in  die  englische  Poli-
tik  des 17.  und frühen  18.  Jahrhunderts  ein  von vielen 
Historikern  betonter  unberechenbarer  und unsteter,  ja 
anarchischer  Zug.  Plumb,  der  sich  in  seiner  grundlegen-
den Studie  "The  Growth of  Political  Stability  in  Eng-
land"  mit  diesem Problem am intensivsten  befaßt  hat  und 
dem wir  hier  weitgehend  folgen,  urteilt:  "To  bring  the 
independent country  gentry  into  some ordered  relation-
ship  with  government,  or  to  diminish  their  role  in  it, 
became an absolute  necessity  if  political  stability  was 
ever to  be achieved."^ 

Die Lösung dieser  Aufgabe ist  in  den 1720er  und 1730er 
Jahren weitgehend  erfolgt.  Es gelang,  die  führenden 
Schichten des Landes und ihre  Vertreter  im  Parlament 
stärker  an die  Regierung heranzuziehen  und zu  binden. 
Dies war  eine  Veränderung,  die  auch das Selbstverständ-
nis  der  Parlamentarier  einschloß.  Die  Vorstellung,  das 
Parlament sei  "the  great  inquest  of  the  nation",  in  dem 
die  Gravamina zu  artikulieren  seien,  verwandelte  sich 
bei  vielen  Abgeordneten in  ein  positives,  konstruktive-
res  Verständnis  der  eigenen  Rolle.  Man sah sich  nicht 
mehr ausschließlich  als  Widerpart  der  Regierung.  Das 
Parlament wurde nicht  nur  wie  1688 im  verfassungsrecht-
lichen,  sondern  jetzt  auch in  einem praktischen  Sinne  zu 
einem dauerhaften  integralen  Bestandteil  der  Politik. 
Das machte übrigens  einen  Sitz  im  Unterhaus und eine 
parlamentarische  Karriere  attraktiver,  was nicht  wenig 
zur  politischen  Stabilisierung  beigetragen  hat. 

Im England des 18.  Jahrhunderts  kam es  zu  jener  "close 
union,  the  nearly  complete  fusion,  of  the  executive  and 
legislative  powers",  die  Bagehot in  seinem klassischen 
Werk als  "the  efficient  secret  of  the  English  Constitu-
tion"  bezeichnete.  Es bildete  sich  in  einem außerordent-
lich  langwierigen  und schwierigen  Prozeß eine  Art  von 
kollektiver  Souveränität  heraus,  in  die  das Parlament 
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mit  einbezogen war.  Daß dies  seine  Schattenseiten  hatte, 
sei  durchaus nicht  verschwiegen.  Das englische  Parlament 
fühlte  sich,  wie  der  wiederholte  Ausschluß des in  Midd-
lesex  gewählten  Radikalen  Wilkes  aus dem Parlament  in 
den 1760er  Jahren  demonstrierte,  selbst  gegenüber den 
Wählern als  souverän.  Seine  zunehmenden Souveränitätsan-
maßungen bildeten  auch eine  wesentliche  Ursache für  den 
Ausbruch der  Amerikanischen  Revolution.  Die  in  England 
über das Parlament  hergestellte  enge Verbindung zwischen 
Regierung und herrschenden Schichten,  die  den Begriff 
des "King  in  Parliament"  zu  einer  politischen  Realität 
werden ließ,  führte  jedoch  wegen des durch  sie  bewirkten 
umfassenden Konsenses sowie  der  Akzeptierung  der  politi-
schen Institutionen  und der  Machtträger  bei  den Ober-
schichten  zu  einem hohen Maß von Stabilität.  Dieser 
Prozeß wäre kaum möglich  gewesen, wenn nicht  zwei  Fakto-
ren zu  seinem Gelingen  beigetragen  hätten:  die  Homogeni-
sierung  der  Oberschichten  und -  wohl  noch wichtiger 
die  Patronage. 

Wird man bereits  für  das 17.  Jahrhundert  von relativ 
geringen Spannungen innerhalb  des Adels  sowie  zwischen 
bürgerlichen  und adligen  Gruppen in  England sprechen 
können -  weshalb auch im  Unterschied  zu  den meisten  kon-
tinentaleuropäischen  Ländern der  absolutistische  Herr-
schaftsanspruch  der  Monarchen zurückgewiesen werden 
konnte - ,  so  fehlte  doch den Herrschaftsschichten  "die 
soziale  und politische  Kohäsion,  die  sie  in  den Jahr-
zehnten um die  Mitte  des 18.  Jahrhunderts  erlangen  soll-
ten"

7
. 

Die politische  Annäherung zwischen  den verschiedenen 
Gruppen innerhalb  der  Oberschichten  hing  eng mit  der 
bereits  erwähnten Erledigung  bestimmter  Streitpunkte  und 
dem Zurücktreten  religiöser  Gegensätze zusammen. "Ideo-
logische"  Fragen wurden insgesamt  weniger  wichtig. 

Zur Abschwächung politischer  Gegensätze innerhalb  der 
Oberschichten trug  auch bei,  daß die  Whigs durch  lange 
Machtausübung konservativer  wurden,  als  sie  zunächst 
gewesen waren.  Sie  rückten  von ihren  demagogisch-radika-
len  Ursprüngen ab und ließen  die  Verbindung mit  den 
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Nonkonformisten fallen.  Ihre  Vorstellun g von einer  "na-
türlichen  Sozialordnung"  war  schließlich  "fast  genau so 

o 
konservativ  wie  die  der  Tories"  .  Die  Homogenität einer 
"ruling  class"  im  England des 18.  Jahrhunderts  -  so  kann 
man pointiert  zusammenfassen -  wurde politisch  vor  allem 
erreicht,  indem der  eine  Teil,  die  Whigs,  konservativer 
wurde und der  andere Teil,  die  Tories,  mit  der  Etablie-
rung der  hannoverschen Dynastie  allmählich  seine  Legiti-
mitätsskrupel  ablegte.  "The  rage  of  party",  welche  die 
Regierungszeit  der  Königin  Anne charakterisiert  hatte, 
wurde überwunden und schließlich  durch  die  "stabile  Oli-

Q 
garchie"  der  Zeit  Georgs II.  abgelöst.  Die  Annäherung 
zwischen den beiden  Parteien  ging  dann so  weit,  daß noch 
vor  der  Jahrhundertmitte  von Whig-Regierungen Tories  zu 
Justices  of  the  Peace ernannt  wurden.

1 0
 Die  in  ihrer 

Mehrzahl zu  den Tories  neigenden country  gentlemen,  die 
während der  Kriege  mit  Frankreich  um die  Jahrhundertwen-
de erbitterte  Gegner der  von den Whigs zu  verantworten-
den und vom "landed  interest"  zu  finanzierenden  militä-
rischen  Unternehmungen in  Europa gewesen waren,  wurden 
durch die  Reduzierung der  "land  tax"  milder  gestimmt. 
Die den Grundbesitz  treffende  Steuer  ging  unter  Walpole 
im Unterschied  zu  den indirekten  Verbrauchssteuern  zu-
rück.  Der  Ausgleich  innerhalb  der  Oberschichten  vollzog 
sich  also  zum Teil  auf  dem Rücken der  breiten  Masse der 
Bevölkerung -  obwohl England immer noch zu  den wenigen 
Staaten gehörte,  in  denen der  Adel  unmittelbar  zum 
Steueraufkommen herangezogen wurde und keine  Steuerfrei-
heit  besaß. 
Ein wichtiger  Aspekt  der  Homogenisierung der  Oberschich-
ten war  das Zusammenrücken von Grundeigentümern und An-
glikanischer  Kirche.  Die  Kirche  war  nicht  mehr,  wie  in 
den Zeiten  des Erzbischofs  Lauds,  eine  Kraft,  die  den 
"natural  rulers"  ihre  Macht streitig  zu  machen versuch-
te.  Sie  stand  vielmehr  in  größerem Maße als  vorher  den 
Oberschichten zur  Versorgung ihrer  jüngeren  Söhne offen, 
und weite  Teile  des ländlichen  England befanden sich 
unter  der  Doppelherrschaft  von "squire"  und "parson". 
Viele  Pfarrer  wurden,  was vorher  nicht  der  Fall  war, 
zugleich  Friedensrichter. 
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Was die  soziale  Homogenisierung der  "ruling  class"  anbe-
trifft,  fungierten  vor  allem  die  Whigs als  Integrations-
partei,  eine  Aufgabe,  die  durch  ihr  Machtmonopol seit 
1722 fraglos  erleichtert  wurde.  Ein  Historiker  konsta-
tiert:  "The  party  fused  the  interests  of  aristocracy, 
high finance,  and executive  government,  a  process  exten-
ded by  Walpole  to  embrace the  bulk  of  the  landed  gen-

11 
try." 

Im Interesse  der  Regierbarkeit  lag  es,  daß die  Ober-
schichten  sich  nicht  nur  politisch  und sozial  annäher-
ten,  sondern  auch kontrollierbarer  und steuerbarer  wur-
den. Hier  fiel  im  England des 18.  Jahrhunderts  der  Ari-
stokratie  eine  wesentliche  Aufgabe zu.  Dabei  ist  zu-
nächst vorauszuschicken,  daß diese  relativ  kleine  Zahl 
von Hochadligen  eine  insgesamt  bedeutendere Stellung 
einnahm als  zuvor.  Selbst  wenn man nicht  so  weit  geht 
wie Lawrence Stone mit  seiner  These vom "Decline  of  the 
Aristocracy"  in  dem knappen Jahrhundert  vor  der  Purita-
nischen Revolution,  sondern  sogar,  wie  in  der  neuesten 
Forschung der  Fall,  die  Rolle  von Aristokraten  bei  der 
zum Ausbruch des Bürgerkriegs  hinführenden  Entwicklung 
hervorhebt  -  das gegenüber der  Zeit  vorher  verstärkte 
Gewicht der  Aristokratie  im  18.  Jahrhundert  wird  man 
kaum bestreiten  können.  Es scheint,  daß eine  günstigere 
ökonomische Situation  der  hochadligen  Grundbesitzer  sich 
seit  dem ausgehenden 17.  Jahrhundert  auf  ihre  politische 
Stellung  ausgewirkt  hat,  die  dann wiederum auf  die  wirt-
schaftliche  Lage positiv  zurückwirkte.  Hochdotierte  Äm-
ter  und Sinekuren  bildeten  eine  wichtige  Einnahmequelle 
für  die  Peers.  Das große Prestige  der  aristocracy  hing 
auch damit  zusammen, daß sich  der  Zugang zu  ihr  vereng-
te.  Zwischen 1714 und 1760 reichte  die  Zahl  der  Nobili-
tierungen  knapp aus,  um das Verlöschen  von aristokrati-

12 
sehen Familien  wieder  auszugleichen.  Diese  Beschrän-
kung erreichte  fast  die  Zurückhaltung  Elisabeths  bei  der 
Verleihung  der  Peerswürden. 

Der gestiegene  Einfluß  der  aristocracy  trug  dazu bei, 
die  von manchen Historikern  als  "anarchisch"  bezeichnete 
Tendenz der  "parliamentary  classes"  und zumal des Unter-
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hauses zu  dämpfen, inde m hocharistokratische  Patrone 

gleichsam als  intermediäre  Gewalt  Kontroll-  und Len-

kungsfunktjonen  gegenüber der  gentry  ausübten.  Insgesamt 

wird  man von einer  größeren  Bündelung von Einfluß  und 

einer  stärkeren  Strukturierung  des politischen  Lebens 

durch die  Aristokratie  im  England des 18.  Jahrhunderts 

sprechen können.  Die  Gewinnung eines  einzelnen  Magnaten 

bedeutete mitunter  den Gewinn einer  beträchtlichen  Zahl 

von Stimmen im  House of  Commons. So konnte  etwa  der  Duke 

of  Newcastle,  der  größte  Wahlkreispatron  und eifrigste 

Drahtzieher  bei  Wahlen, der  Regierung bei  den Wahlen von 

1722 und 1727 16 Unterhaussitze  zur  Verfügung stel-

len.
1
3 

Die hier  angedeuteten  Abhängigkeiten  verliefen  jedoch 

nicht  nur  in  einer  Richtung.  Die  Wahlkreispatrone  wurden 

vielmehr  wegen der  Ansprüche ihrer  Wähler ihrerseits 

auch von der  Regierung abhängig.  Sie  hatten  im  Interesse 

der Erhaltung  ihrer  Position  eine  Fülle  von Forderungen 

nach Stel len,  Beförderungen,  Bevorzugungen oder  rechtli-

chen Interventionen  zu  befriedigen  -  Newcastle  sorgte 

z.B.  für  die  Freilassung  eines  populären  Schmugglers in 

einer  der  von ihm beherrschten  boroughs - ,  die  nur  durch 

gute Beziehungen zur  Exekutive  erfüllt  werden konnten. 

"Influence"  im  lokalen  und regionalen  Bereich  setzte  zum 

guten Teil  Kontakte  zur  Regierung und das Wohlwollen  der 

Exekutive  voraus,  das wiederum nur  durch  politisches 

Wohlverhalten  im  Parlament  oder  das Versprechen künfti-

ger parlamentarischer  Unterstützung  erkauft  werden konn-

te.  "Opposition  war  ein  Luxus,  den sich  mit  der  Zeit 
14 

immer weniger  Leute  leisten  konnten"  .  Dies  galt  beson-

ders deshalb,  weil  mit  der  Monopolisierung  der  Macht 

durch die  Whigs auch die  Aussicht  auf  eine  Regierungsü-

bernahme der  Tories  mit  der  Zeit  immer mehr schwand und 

selbst  die  künftige  Möglichkeit  einer  Interessenbefrie-

digung durch  die  Exekutive  für  die  ihr  ablehnend Gegen-

überstehenden sich  verf lüchtigte. 

Damit ist  das weite  Feld  der  Patronage als  einem wichti-

gen und wohl  sogar  dem entscheidenden  Stabilisierungs-

faktor  im  England des 18.  Jahrhunderts  berührt.  Nach der 
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überzeugenden Darstellung  Plumbs haben vor  allem  die 
fast  ununterbrochenen Kriege  Englands gegen Frankreich 
gegen Ende des 17.  und zu  Beginn des 18.  Jahrhunderts  zu 
einer  starken  Vermehrung der  Stellenzahl  zumal in  der 
Armee, der  Flotte  und der  Steuerverwaltung,  geführt,  die 
den Einfluß  der  Exekutive  vergrößerte.  Mit  der  zunehmen-
den Zahl  von Offiziersstellen  und Ämtern,  aber  auch 
durch die  Vergabe von Aufträgen  für  Heer und Flotte 
erhielt  die  Regierung zunehmende Möglichkeiten  der  Pa-
tronage. 

Gewiß hatte  es  lange  vor  dieser  Zeit  Patronage durch  die 
Regierung gegeben; im  18.  Jahrhundert  schlug  jedoch  die 
Quantität  gleichsam  in  Qualität  um. Die  Patronage verän-
derte  mit  ihrer  beträchtlichen  Ausdehnung zugleich  auch 
ihren  Charakter.  Aus der  Gewinnung und Versorgung ein-
zelner  -  unter  Buckingham kam sie  sogar  im  wesentlichen 
nur einer  einzigen  Familie  zugute,  was nicht  unwesent-
lich  zur  Gegnerschaft  gegen das Regime in  den 1620er 
Jahren beigetragen  hat  -  wurde die  Gewinnung und Versor-
gung eines  beträchtlichen  Teils  der  politischen  Nation. 
Ein dichtes  Gewebe von Versorgung und Verpflichtung  um-
fing  einen  beträchtlichen  Teil  der  Oberschichten,  band 
ihn  an das Regime und die  Regierung. 

Was der  Patronage eine  neue Qualität  gab,  war  nicht  nur 
ihr  Umfang, sondern  auch die  methodische Form,  mit  der 
sie  unter  Walpole  genutzt  wurde.  Ein  Historiker  spricht 
geradezu von der  "wissenschaftlichen  Anwendung der  Pa-
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tronage zur  Kontrolle  des Parlaments".  Kein  Bereich 
blieb  von den unersättlichen  Patronagebedürfnissen  der 
Regierung verschont.  Auch die  Kirche  wurde ihnen  rück-
sichtslos  untergeordnet  und,  so  könnte  man etwas  ana-
chronistisch-übertreibend  sagen,  von den Whigs "gleich-
geschaltet".  Sie  besetzten  freiwerdende  Bischofsstühle 
mit  politischen  Anhängern, die  nicht  selten  bei  wichti-
gen Abstimmungen im  Oberhaus für  die  Regierung den Aus-
schlag gaben.  Die  Anglikanische  Kirche  wurde,  wie  so 
viele  Institutionen  im  England des 18.  Jahrhunderts, 
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ihrer  eigentlichen  Funktionen  immer  mehr entkleidet  und 
in  erster  Linie  zu  einer  Versorgungseinrichtung  der 
Oberschichten. 

Die Verflechtung  zwischen  House of  Commons und Exekutive 
nahm trotz  zahlreicher  "Place-Bills",  die  das verhindern 
sollten,  immer mehr zu.  In  den 1750er  Jahren  waren etwa 
40 % der  Unterhausabgeordneten in  das Netz  der  Regie-
rungspatronage einbezogen.  Das bedeutete,  da gerade die 
unabhängigen country  gentlemen bei  den Parlamentssitzun-
gen oft  abwesend waren,  faktisch  eine  Mehrheit  der  re-
gelmäßig anwesenden Mitglieder  des Unterhauses.

1
^  Darin 

lag  freilich  für  die  jeweilige  Regierung keine  unbeding-
te  Garantie.  Bei  sehr  umstrittenen  Fragen konnte  es  ge-
schehen, daß die  nicht  durch  Patronage gebundenen Abge-
ordneten in  großer  Zahl  an den Abstimmungen teilnahmen 
und gegen sie  den Ausschlag  gaben.  War die  öffentliche 
Meinung sehr  stark  gegen eine  Regierungsvorlage  aufge-
bracht,  zeigte  auch das korrupte  und völlig  verzerrte 
Repräsentativsystem  im  England des 18.  Jahrhunderts  Re-
aktionen.  So war  der  Widerstand  gegen Walpoles  "Excise 
Bill"  im  Jahre  1733 derart  heftig,  daß er  sich  auf  das 
Parlament übertrug  und Walpole  seine  Vorlage  preisgeben 
mußte. Insgesamt  gewährleistete  jedoch  die  Patronage für 
die  Exekutive  einen  hohen Grad von Zuverlässigkeit  beim 
Abstimmungsverhalten im  Parlament  und ein  hohes Maß an 
Berechenbarkeit  und Stabilität  für  das politische  System 
Englands. 

III. 

Das Gegenstück zu  der  beschriebenen  Beteiligung  und In-
tegration  der  Führungsschichten  -  zugleich  ein  weiteres 
Element des Stabilisierungsprozesses  im  England des 18. 
Jahrhunderts  -  bestand  in  dem Zurückdrängen politischer 

Beteiligung  der  breiten  Masse der  ßevölkerung«  Dieser 
Vorgang hatte  verschiedene  Aspekte,  die  hier  nur  skiz-
ziert  werden können. 
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An erster  Stelle  is t  bei  der  "Umgehung" der  Wähler-
schaft,  wie  ein  Historiker  sie  nennt17,  die  Septennial 
Act von 1716 zu  nennen.  Mit  diesem Gesetz wurden die 
Legislaturperioden  des Parlaments  von drei  auf  sieben 
Jahre verlängert,  Wahlen also  viel  seltener.  Das trug 
nicht  nur  zur  politischen  Beruhigung bei,  sondern  ermög-
lichte  es  auch den Regierungen,  das Mittel  der  Patronage 
wirksamer anzuwenden und die  Abgeordneten über  größere 
Zeiträume hinweg an sich  zu  binden.  Die  Unterhausabge-
ordneten wurden ihrerseits  von den Wählern unabhängiger. 

Eine Folge  der  Septennial  Act  war,  daß Unterhaussitze 
eine sicherere  und bessere  Investition  wurden,  sich  da-
mit  aber  auch die  Kosten einer  Nominierung und eines 
Wahlkampfes erhöhten.  Sie  stiegen  im  Laufe  des 18.  Jahr-
hunderts  so  steil  an,  daß man fast  von einer  plutokrati-
schen Auslese  sprechen kann.  Da die  gewaltigen  Ausgaben 
jedoch selbst  von reichen  Aristokraten  oft  kaum noch zu 
bestreiten  waren -  der  Duke of  Newcastle  hat  sich  z.B. 
als  Wahlkreispatron  praktisch  ruiniert  - ,  kam es  immer 
häufiger  zu  Arrangements zwischen  rivalisierenden  Inter-
essenten und Parteien.  Man einigte  sich  über  die  Auftei-
lung der  verfügbaren  Unterhaussitze  und verzichtete  auf 
Gegenkandidaturen. Die  bis  1761 rückläufige  Zahl  der  um-
kämpften Unterhaussitze  ist  ein  wichtiger  Aspekt  der  im 
18.  Jahrhundert  erfolgenden  Einschränkung politischer 
q ,  •i*  18 
Beteillgung. 

Ein weiterer  Aspekt  rückläufiger  politischer  Beteiligung 
ist  in  der  Kommerzialisierung  des Wahlrechts  und der 
Entpolitisierung  der  Wählerschaft  zu  sehen.  Selbst  dort, 
wo die  Wähler die  Gelegenheit  zur  Wahl erhielten,  war 
sie  zumeist  ihres  politischen  Charakters  beraubt.  Es 
ging im  günstigsten  Fall  um die  Bestätigung  eines  lokal 
oder regional  herausragenden Angehörigen der  Oberschich-
ten und seines  "interest"  durch  den Wahlakt,  im  ungün-
stigsten  Fall  um das direkte  Sichverkaufen  der  Wähler, 
wobei alle  möglichen  Zwischenstufen  etwa  in  der  Form der 
Finanzierung  von Armenhäusern, Schulen usw.  durch  die 
Kandidaten vorkamen. Parlamentssitze  wurden durch  Zei-
tungsannoncen offen  feilgeboten  oder  von Kaufinteressen-
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ten gesucht.  Dieser  Praxi s ist  erst  1809 durch  ein  müh-
sam zustandegekommenes Parlamentsgesetz  ein  Ende berei-
tet  worden.  Die  Käuflichkeit  der  Wähler und ihr  Gekauft-
werden war  in  manchen boroughs eine  so  feststehende  Sa-
che,  daß sie  im  Hinblick  auf  die  nächsten  Wahlen und die 
damit verbundene sichere  Einnahmequelle beim Kaufmann 

19 
anschreiben ließen.

 7
 Der  Besitz  einer  Stimme als  "prop-

erty"  und ihr  Verkauf  sind  schließlich  sogar  gerichtlich 
anerkannt worden,  als  in  einem Prozeß der  unberechtigte 
Entzug des Wahlrechts  als  schadenersatzpflichtig  aner-
kannt wurde. 

In  dem Maße, wie  das Wahlrecht  vermarktet  wurde,  wuchs 
die  Neigung in  den boroughs,  den Kreis  der  Wähler zu 
beschränken, da auf  diese  Weise die  einzelne  Stimme 
kostbarer  wurde und einen  höheren Preis  erzielen  konnte. 
Finanziell  am besten  nutzen  ließ  sich  das Wahlrecht, 
wenn es  rein  oligarchisch  und auf  die  Mitglieder  der 
sich  zumeist  ohnehin  selber  perpetuierenden  Magistrate 
beschränkt  war.  Boroughs erschwerten  denn auch die  Zu-
lassung zur  "freemanship"  oder  engten  die  Wahlberechti-
gung auf  die  städtische  Oligarchie  ein  und trugen  damit 
zur  relativen  Reduzierung der  Zahl  der  Wahlberechtigten 
bei.  In  die  gleiche  Richtung  wirkte  die  Tatsache,  daß 
das Parlament  nunmehr im  Gegensatz zum 17.  Jahrhundert 
bei  strittigen  Wahlrechtsfragen  zumeist  im  restriktiven 
Sinne entschied.  Auch die  durch  den ökonomischen Struk-
turwandel  bewirkte  Reduzierung der  in  den counties  wahl-
berechtigten  freeholders  trug  dazu bei,  daß der  Anteil 
der Wählerschaft  an der  Gesamtbevölkerung im  Verlauf  des 
18.  Jahrhunderts  mehr als  halbiert  wurde.  Er  ging  von 
etwa 5,5  % im  Jahre  1715 auf  ungefähr  2,6  % am Vorabend 
der Reform Bill  von 1832 zurück.  Diese  erste  große Wahl-
rechtsreform,  die  so  heiß  umkämpft war  und erst  nach 
mehreren Anläufen  durchgesetzt  werden konnte,  stellte 
nicht  einmal  den Zustand zu  Beginn des 18.  Jahrhunderts 
wieder her.  Durch sie  erhielten  nur  4,7  % der  Bevölke-
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rung das Wahlrecht. 

Worin bestanden nun die  wichtigsten  Vorzüge der  Eindäm-
mung populärer  Beteiligung?  Zunächst  einmal  machte sie 
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wie die  Patronage politisch e Prozesse manipulierbarer, 
der Beeinflussung  und der  Lenkung von oben zugänglicher. 
Ferner trug  sie  mit  den zu  ihr  gehörigen  Korruptionser-
scheinungen zur  Entideologisierung  und Entschärfung  von 
Gegensätzen bei,  führte  sie  tendenziell  sogar  zu  einer 
Beendigung von politischen  Konflikten  überhaupt.  Dabei 
handelt  es  sich  um Interdependenzen:  das Zurücktreten 
religiöser  und ideologischer  Streitfragen  ermöglichte 
die  Herausbildung  des auf  materielle  Befriedigung  einer 
kleiner  werdenden Zahl  von Beteiligten  gerichteten  poli-
tischen  Systems.  Dieses  System seinerseits  erzeugte  Apa-
thie,  Zynismus sowie  unpolitische  Erwartungen in  bezug 
auf  Wahlen und Repräsentation,  förderte  so  das Zurück-
treten  ideologischer  und prinzipieller  Fragen.  Ein  Zu-
stand,  in  dem nur  ein  sehr  kleiner  Teil  der  Bevölkerung 
am politischen  Prozeß beteiligt  war  und von ihm überwie-
gend die  Erzielung  privater  oder  lokaler  Vorteile  erwar-
tete,  hatte  außerdem unter  dem Gesichtspunkt  der  Stabi-
lität  den Vorteil,  daß zusammenfassende, geballte  Inter-
essenansprüche von unten  kaum erhoben werden konnten. 

IV. 

Zusammenfassend und stark  vereinfacht  läßt  sich  sagen, 
daß die  politische  Stabilisierung  Englands vom frühen 
17.  bis  zum ersten  Drittel  des 18.  Jahrhunderts  schritt-
weise und bei  wechselnden Konfliktformen  mit  tendenziell 
abnehmender Gewaltanwendung erfolgte.  Der  Austragung des 
Konflikts  in  Form eines  Bürgerkrieges  in  den 1640er  Jah-
ren folgte  nach dem Zwischenspiel  einer  durch  tatsächli-
che oder  angebliche  Verschwörungen (Popish  Plot,  Rye 
House Plot)  sowie  der  Monmouth Rebellion  charakterisier-
ten Periode  die  gedämpfte Glorious  Revolution  von oben 
mit  bewußt beschränkter  populärer  Beteiligung.  Daran 
schloß sich  eine  Phase intensiven  Parteienkampfes,  der 
Konfrontation  von Whigs und Tories  an.  Nach der  fakti-
schen Proskribierung  der  Tories  und der  Herausbildung 
einer  Art  von Einparteiensystem  unter  Walpole  entwickel-
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ten sich  Rivalitäten  zwische n aristokratischen  Koterien 
und Cliquen  als  vorherrschender  Typus der  Auseinander-
setzung. 

Mit  dem Wechsel der  Konfliktformen  vollzogen  sich  zu-
gleich  Veränderungen in  bezug auf  den Inhalt  der  Kon-
flikte,  die  ebenfalls  durch  eine  abnehmende Intensität 
und Radikalität  gekennzeichnet  waren.  Den stark  religiös 
geprägten,  vielfach  von der  Vision  einer  fundamentalen 
Erneuerung ("reformation")  bestimmten Auseinandersetzun-
gen in  der  Zeit  der  Puritanischen  Revolution  folgte  die 
fast  ausschließlich  auf  die  Sicherung  von politischem 
Einfluß  und Freiheitsrechten  gerichtete  Revolution  von 
1688. Der  stark  ideologisch  bestimmte  Parteienkampf  der 
Periode zwischen  der  Glorious  Revolution  und 1714 wurde 
abgelöst  durch  das Manövrieren  aristokratischer  Cliquen 
um Stellen  und Einfluß.  Uber die  1745 ins  Parlament 
einrückende Generation  englischer  Politiker  hat  der  Hi-
storiker  Lewis  Namier geurteilt:  "they  knew no politics 
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except in  terms  of  office"  .  Thesenhaft  zugespitzt  läßt 
sich  vielleicht  von einer  fortschreitenden  Zähmung oder 
Zivilisierung  des politischen  Kampfes in  England spre-
chen -  bis  hin  zu  seiner  völligen  Stillegung,  wenn sich 
bei  Wahlen überhaupt  keine  Gegenkandidaten einfanden  und 
rivalisierende  Gruppen aus Kostengründen und,  weil  tie-
fergehende Gegensätze nicht  bestanden,  Unterhaussitze 
untereinander  "friedlich"  aufteilten.  In  vergleichender 
Perspektive  wird  man auch hervorheben müssen, daß im 
Unterschied  zur  Stabilisierung  der  meisten  kontinental-
europäischen Staaten  unter  dem Vorzeichen  des Absolutis-
mus in  England eine  gleichsam  informelle  Stabilisierung 
erfolgte.  Sie  ließ  die  Elemente der  alten  Verfassungs-
ordnung intakt  und führte  nicht  zu  einer  Ausschaltung 
der Ständeversammlung, sondern  steigerte  eher  noch das 
Prestige  und die  Bedeutung des Parlaments.  Sie  schuf 
jedoch Formen der  Beeinflussung,  der  Kontrolle  und der 
Verzahnung, die  eine  Kooperation  der  Verfassungsorgane 
ermöglichten.  Immerhin hatte  sie  mit  den absolutisti-
schen Tendenzen auf  dem Kontinent  gemeinsam, daß die 
politische  Partizipation  zurückgedrängt  wurde. 
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Abschließend soll  die  Frag e gestellt  werden,  welche 
Nachteile  sich  möglicherweise  durch  die  besondere Form 
der Stabilisierung  im  18,  Jahrhundert  für  die  weitere 
Entwicklung  Englands ergeben haben;  ob nicht  vielleicht 
sogar die  Arty  wie  die  Krise  des 17.  Jahrhunderts  über-

wunden wurde,  m % der  heutigen  Krise  letztlich  etwas  zu 
tun hat  und sich  hier  historische  Belastungen  ergaben, 
die  bis  in  die  Gegenwart fortwirken.  Daß der  spezifische 
Modus der  Krisenüberwindung  im  18,  Jahrhundert  es  Eng-
land erschwert  habe,  seine  Institutionen  und sein  G^ . 
sellschaftssvstem  den Bedürfnissen  einer  Industriege-
sellschaft  anzupassen f  hat  bereits  Plumb in  seiner 
grundlegenden Studie  betont.  Er  verweist  auf  die  bis  in 
unsere Zeit  nachwirkende Patronage als  Merkmal der  eng-
lischen  Herrschaftsstruktur  und auf  die  Dominanz einer 
Geburtsaristokratie  f  die  bis  heute  die  Familienherkunft 

22 
zu einem wichtigen  Auslesekriterium  mache. In  der  Tat 
haben der  Wiederaufstieg  der  Aristokratie  und die  Stär-
kung des grundbesitzenden  Adels  überhaupt  durch  das po-
litische  System des 18.  Jahrhunderts  England eine  ganz 
unverwechselbare aristokratische  Prägung gegeben. Es ist 
bezeichnend, daß Tocqueville  nach dem Besuch der  Verei-
nigten  Staaten,  in  denen er  das Muster  einer  Demokratie 
erblickte,  in  den 1830er  Jahren  England besuchte  und als 
das Beispiel  einer  funktionierenden  Aristokratie  stu-
dierte  . 

Die starke  aristokratische  Ejnfärbung  der  englischen  Ge-
sellschaft  hat  sich,  wie  Martin  Wiener unlängst  gezeigt 
hat,  in  einer  Abwertung des Industrialismus  niederge-
schlagen.  -'Sie  hat  Mentalitäten  und Werthaltungen  geför-
dert.  die  der  technisch-ökonomischen  Entwicklung  nicht 
förderlich  waren und wohl  auch mit  zu  jener  besonderen 
Klassenspaltung  beigetragen,  die  England gegenwärtig 
kennzeichnet.  Durch die  Zurückdrängung populärer  Parti-
zipation  im  18.  Jahrhundert,  durch  die  ungenierte 
Selbstbedienung der  Oberschichten  mit  öffentlichen  Äm-
tern  und ihr  Arrangement untereinander  wurde jenes  sozi-
al  separierende  Empfinden gefördert,  das noch heute  für 
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einen großen Teil  de r  Bevölkerung  in  der  simplen  Gegenü-
berstellung  von "us"  und "them"  seinen  plastischen  Aus-
druck erhält.  In  die  gleiche  Richtung  wirkten  die  Ari-
stokratisierung  der  anglikanischen  Geistlichkeit  -  die 
eine Kluft  zwischen  Pfarrer  und Gemeinde aufriß  und zu 
einer  Entfremdung von der  Staatsreligion  führte  -  sowie 
die  damit  zusammenhängende klassenmäßige Differenzierung 
der Religionsgemeinschaften. 

Der Ausschluß breiter  Bevölkerungskreise  von der  politi-
schen Hitwirkung  hatte  außerdem zur  Folge,  daß sie  bei 
gleichzeitigem  Fehlen  einer  ausreichenden  Polizeigewalt 
und dem Fortbestehen  einer  libertären  Ideologie  auf  den 
Weg des populären  Protests  gedrängt  wurden und ihre  Zu-
flucht  zu  "riots"  nehmen mußten. 
Die Überwindung anarchischer  Tendenzen bei  den Ober-
schichten  erfolgte  mithin  um den Preis  einer  Verstärkung 
der anarchischen  Disposition  der  Unterschichten,  die 
neben den "deferential  habits"  zu  beobachten ist.  Eine 
Fernwirkung dessen scheint  noch heute  in  der  starken 
Streikbereitschaft  der  englischen  Arbeiter  und ihrer 
geringen Bereitschaft  zur  politisch-institutionalisier-
ten Lösung wirtschaftlicher  und sozialer  Konflikte  er-
kennbar zu  sein. 
Die feste  Verwurzelung  und Langlebigkeit  aristokrati-
scher Herrschaft  bot  schließlich  den englischen  Libera-
len  und Radikalen  bis  ins  20.  Jahrhundert  hinein  die 
Höglichkeit,  den anstehenden sozialen  Problemen auszu-
weichen, sich  den drängenden Fragen der  Gegenwart durch 
die  Beschwörung alter  Schlachtrufe  zu  entziehen. 

Als  ein  zwiespältiges  Erbe des 18.  Jahrhunderts  -  posi-
tiv  für  die  politische  Kultur,  eher  nachteilig  für  die 
soziale  und wirtschaftliche  Entwicklung  Englands -  ist 
die  Parlamentsorientiertheit  der  englischen  Oberschich-
ten zu  betrachten.  Ihre  Integration  auf  dem Weg über  die 
politische  Repräsentation  im  Parlament  hatte  zur  Folge, 
daß ein  Unterhaussitz  hohes Prestige  erlangte  und sich 
die  Elite  überwiegend durch  politische  Tätigkeit  defi-
nierte  und bestätigte.  Dies  führte  zu  einer  entsprechen-
den Vernachlässigung  anderer  Bereiche. 
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Der antiliberale  und antipar i  amentarisehe  Zug im  Denken 
jener  Engländer,  die  gegen Ende des 19.  und zu  Beginn 
des 20.  Jahrhunderts  nationale  "efficiency"  in  den Mit-

24 
telpunkt  ihrer  Forderungen rückten,  ergab  sich  nicht 
zuletzt  daraus,  daß sie  die  Fixierung  auf  Freiheits-  und 
Verfassungsfragen  sowie  die  Hochschätzung parlamentari-
scher Tätigkeit  für  obsolet  oder  sogar  schädlich  hielten 
und die  notwendige  Modernisierung  Englands dadurch be-
hindert  sahen.  Trotz  aller  Sympathien,  die  man für  die 
liberalen  Traditionen  Englands empfindet  und bei  aller 
Abneigung gegen die  imperialistischen  Prämissen der  "na-
tional  efficiency"-Schule,  ist  ein  berechtigter  Kern 
dieser  Kritik  nicht  zu  übersehen.  Vor  allem  aber  ist 
zuzugeben, daß die  verklärende  Betrachtung  der  engli-
schen Geschichte  als  eine  Art  Königsweg des Konstitutio-
nalismus ebenso wie  der  Stolz  auf  das Ausbleiben  von 
Revolutionen  nach der  Krise  des 17.  Jahrhunderts  eine 
Selbstzufriedenheit  gefördert  hat,  die  eine  Erkenntnis 
des Zurückbleibens  Englands gegenüber anderen Staaten  in 
wi rtschaftlicher  und sozialer  Einsicht  erschwerte. 

Unter den Hypotheken,  die  das 18.  Jahrhundert  der  engli-
schen Geschichte  auferlegte,  könnte  ferner  die  Heilig-
sprechung der  Verfassung  und selbst  ihrer  irrationalsten 
und archaischsten  Elemente sowie  die  übermäßige,  notwen-
digen Wandel erschwerende Betonung von "property  rights" 
genannt werden.  Es sei  jedoch  abschließend  noch eine 
Folgewirkung hervorgehoben,  die  unmittelbar  mit  der  be-
sonderen Form politischer  Stabilisierung  zusammenhängt: 

die  Diskreditierung  der  Staatstätigkeit  durch  die  Ära 
25 

der Korruption  und Patronage.  Sie  hat  -  zusammen mit 
dem Verzicht  der  Zentralgewalt  auf  die  Einmischung in 
den Bereich  der  "local  rulers"  -  die  erforderlichen 
staatlichen  Interventionen  verzögert.  Die  Erfahrung  des 
18.  Jahrhunderts  lieferte  die  historische  Begründung 
oder Bestätigung  einer  extremen Laisser-faire-Position. 
Es ist  nicht  zuletzt  dieses  Beispiel,  welches  beim Hi-
storiker  die  Frage auslöst,  ob nicht  einige  der  zur 
politischen  Stabilisierung  im  18.  Jahrhundert  beitragen-
den Faktoren  sich  aus einer  längerfristigen  Perspektive 
eher als  Belastung  für  England erwiesen. 
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Gustav Schmidt 

ZUR FRAGE DER FLEXIBILITÄT DES BRITISCHEN POLITISCHEN 
SYSTEMS IN  DER ZEIT ZWISCHEN DEN WELTKRIEGEN* 

Die allseits  bekannte
1
 Preisfrage  lautet:  Wie ist  es  zu 

erklären,  daß eine  vergleichsweise  hohe Stabilität  des 
politischen  Regimes und eine  dem Augenschein nach un-
aufhebbare Strukturierung  der  Gesellschaft  entlang  aus-
geprägter  Klassenlinien,  eine

 f
high  classness'  (Hobs-

bawm), über  ein  Jahrhundert  lang
3

 nebeneinander bestehen 
und miteinander  vereinbar  scheinen?  Als  Zeichen  politi-
scher Stabilität  registrieren  wir  'bi-partisan  political 
culture',  Wandel durch  Annäherung der  Standpunkte  (im 
sogenannten "Baldwin-MacDonaldism" der  20er/30er  Jahre, 
"Butskellism"  der  40er/früh-60er  Jahre

4
) ,  Flexibilität 

des Institutionengefüges  und des Dekalogs der  Wertnor-
men. Verdient  die  englische  'Kunst  der  Politik'  tatsäch-
lich  die  Bewunderung und Wertschätzung,  die  ihr  von Hi-
storikern  und Politikern  -  bis  hin  zur  Befürwortung  des 
EG-Beitritts  -  zuteil  geworden ist?  Oder haben wir  lange 
Zeit  einem Klischeebild  gehuldigt,  weil  wir  für  politi-
sche Wunschvorstellungen  eine  Heimstatt  suchten  und 
diese auf  der  Insel  zu  finden  meinten?  Warum avancierte 
S. Verbas Diktum zum klassischen  Antwortmuster?:  "with 
this  civic  culture  already  consolidated,  the  working 
classes  could  enter  politics  and,  in  a  process  of  trial 
and error,  find  the  language in  which  to  couch their 
demands and the  means to  make them effective." 

Bleibt  dieses  Deutungsmuster dadurch plausibel,  daß an-
dere den Faden aufgreifen  und -  wie  beispielsweise 
St.Blank  unter  stärkerer  Bezugnahme auf  die  politische 
Arena -  die  Rolle  der  Parteien  bei  der  Gestaltung  des 
politischen  Massenmarktes herausstreichen? 
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"In  Great  Britain  th e rise  of  the  new political  orga-
nizations  -  the  mass parties  -  facilitated  and chan-
nelled  the  expression  of  the  major  political  issues 
of  the  day ...  The essential  quality  of  government by 
dialogue  was maintained  in  the  new era  of  party  go-
vernment ...  The alignment  of  issues  and organization 
was a  vital  dimension  of  this  capacity  ...  a  new set 
of  issues,  associated  with  industrialization  and exp-
ressed in  terms  of  the  ownership  of  the  means of  pro-
duction,  dominated British  politics.  With  the  rise  of 
the Labour  Party  and the  emergence of  a  new Conserva-
tism,  there  was a  clear  coherence among the  organiza-
tions  and the  issues  that  increasingly  dominated the 

c 
political  system."-^ 

Da Blank  genauso wie  andere Autoren  die  Befunde über  die 
Ineffizienz  in  der  großen Zahl  der  englischen  Industrie-
zweige -  oder  wie  die  zur  Charakterisierung  der  'engli-
schen Krankheit'  gebrauchten  Stichworte  immer heißen 
mögen -  durchaus kennt  und auflistet,  ist  das hohe Lied 
auf  die  Flexibilität  des politischen  Systems zugleich 
als  ein  Plädoyer  für  politische  Leistungsfähigkeit  zu 
nehmen -  oder  als  Ausdruck dafür,  daß 'Politik'  mehr 
zähle  und bewirke  als  'Wirtschaft',  wenn es  um die  Ur-
teilsbildung  über  die  verhaltensprägenden  Faktoren  der 
'politischen  Gesellschaft'  geht. 

Auf die  Dauer gesehen konnte  es  freilich  kaum ausblei-
ben, daß mit  der  erhöhten  Betroffenheit  durch  die  Wech-
selfälle  der  Konjunktur  und der  Wirtschaftspolitik  (als 
Einkommens-...  etc.)  auch das Unbehagen an einem politi-
schen System um sich  griff,  das trotz  des häufigen  Wech-
sels  der  Partei-  und Programm-Couleur der  Regierungen 
offenkundig  nicht  vermochte,  die  seit  Jahren  als  Ursa-
chen der  Wirtschaftsflaute,  der  Stagnation,  des 'relati-
ve decline'  markierten  Strukturschwächen  zu  beheben. Das 
Loblied  auf  die  Integrationsfähigkeit  der  politischen 
Eliten,  auf  die  Beharrungskraft  der  Ideologie  (der  'He-
gemonie' im  Sinne  Gramscis)  klang  -  vom Prozeß des Wer-
tewandels erfaßt  -  hohl;  die  bislang  von intellektuellen 
Minderheiten  artikulierte  Kritik  an den dominanten Tra-
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ditionen  der  englischen  politische n Kultur  verschmolz 
mit  anderen Zeitströmungen  und bewirkte  eine  Umwertung 
der Werte:  Großbritanniens  politische  Kultur  und das 
Establishment  -  also  die  Säulen der  Stabilität  des poli-
tischen  Regimes (und  die  Stützargumente  der  'hegemonic 
bloc

1
-Deutung im  Gefolge  Gramscis)  -  wurden zum Urheber 

der 'Krise  in  England'  deklariert.^  Ohne analytisch  oder 
inhaltlich  Neues hervorzubringen,  interpretierte  man die 
früher  gepriesenen  Hilfsmittel  'to  keep the  system 
going'  in  Hemmnisse der  politischen  Entwicklung  um. Die 
Verkehrung der  Vorzeichen  macht insofern  Sinn,  als  die 
Kritik  für  sich  beansprucht,  daß sie  das 'wahre  Gesicht' 
der Politik  in  Großbritannien  enthülle:  So wie  der  bri-
tischen  Politik  nach dem Fortfall  der  äußeren Begünsti-
gungsfaktoren'  -  nämlich  der  Mobilisierung  imperialer 
Ressourcen, die  den Konservativen  in  gewissem Umfang 
'forward  movement and adaption'  erlaubt  habe -  nur  der 
Offenbarungseid  geblieben  sei,  so  müsse die  systemstabi-
lisierende  Ideologie  sich  sagen lassen,  daß das von ihr 
popularisierte  Bild  der  Reformfreudigkeit  des englischen 
politischen  Systems nichts  anderes  vorweisen  könne als 
ritualisierte  Rhetorik  über  Notwendigkeiten  der  Regene-
ration  und des Systemwandels, -  zum einzigen  Zweck, 

durch das Gerede über  die  Defizite  gerade die  Erneue-
8 

rungsimpulse in  der  Realwelt  abzuwürgen. Die  'strong 
internal  conservative  cohesion'  ist  für  die  einen 
(Nairn)  das Produkt  der  erfolgreichen  Anwendung imperia-
listischer  Herrschaftstechniken  -  mit  der  (unbeabsich-
tigten)  Nebenfolge,  daß die  Herausarbeitung  der  'Empire-
First  '  -Strategie  sich  unter  der  Hand in  einen  Primat  der 
Außenpolitik  als  Bestimmungsfaktor  der  englischen  Ent-
wicklung  im  19./20.  Jahrhundert  verwandelt  für  die 

Q 

anderen liegt  die  Erklärung  in  der  Verschmelzung der 
älteren  Eliten  -  "commerce and land",  "the  northern  in-
dustrial  elite",  "Civil  Service  and the  professions"  -
zum 'Establishment'  unter  der  Dominanz des "South  of 
England and finance". 
Ich  habe diese  bekannten Erklärungsraster  in  die  Erinne-
rung zurückgerufen,  um zu  verdeutlichen,  wie  stark  die 
Analyse-Ebenen vermengt werden:  Von Befunden aus dem / 
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Bereich  der  'politischen  Kultur *  schließen  Interpreten, 
die  die  englische  Sonderstellung  betonen,  auf  die  Lei-
stungsfähigkeit  des politischen  Betriebs  im  Parteien-
staat,  ohne jemals  zu  überprüfen,  ob die  heftigen  agita-
torischen  Auseinandersetzungen zwischen  den Inhabern  der 
politischen  Ämter und der  jeweiligen  Opposition  nicht 
den politischen  Stil  in  Großbritannien  'verdarben

1
 und 

damit auch eine  Bresche in  die  politische  Kultur  schlu-
gen. Umgekehrt stellen  die  "kritischen"  Studien  einen 
Kausalzusammenhang her  -  und zwar  ausgehend vom politi-
schen Beharrungsvermögen und -willen  auf  verkrustete 
Strukturen  im  Wirtschaftsleben  -  ,  ohne die  Einwirkungs-
möglichkeiten  des politischen  Establishment  und die  tat-
sächliche  Nutzung dieser  'control'-Mechanismen  -  einmal 
vorausgesetzt,  daß sie  (außer  in  Kriegszeiten)  verfügbar 
waren -  auf  die  Aktivitäten  der  wirtschaftenden  (indivi-

I  duellen  und kollektiven)  'Subjekte'  auszumachen.
10 

I. 

Mein Versuch einer  systematischen  Aufschlüsselung  des 
Wechselverhältnisses  zwischen  'Stabilität  des politi-
schen Systems'  und 'Strukturdefiziten  in  der  englischen 
Wirtschaft'  setzt  als  Bezugseinheiten  Flexibilität  und 
politisches  System einerseits  und Effizienz  und wirt-
schaftlichen  Bereich  andererseits  fest.

11
 Darauf  aufbau-

end, werde ich  zunächst  eine  Zweigeteiltheit  skizzieren, 
die  sowohl  im  politischen  als  auch im  wirtschaftlichen 
Bereich  anzutreffen  ist;  daran  anschließend  sollen  Kor-
relationen  zwischen  diesen  Phänomenen aufgezeigt  werden, 
zu dem Zweck herauszufinden,  wo genau das Unbehagen des 
Analytikers  einsetzt,  für  den »Krise  in  England'  kein 
bloßes Modewort ist,  die  langandauernde Grundkonstella-
tion  dieser  'Krise

1
 aber  die  Frage aufwirft,  wie  'Krise' 

und 'Dauer'  begrifflich  zu  vereinbaren  wären.  Versuchen 
wir  es  mit  einem Deutungsraster,  das einerseits  bestimm-
te  Konstanten  als  gedankliche  Fixpunkte  markiert,  ande-
rerseits  aber  hilft,  Veränderungen innerhalb  des einen 
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oder mehrerer  Fixpunkt-Bereiche  z u erfassen  und Situati-
onen auszumachen, die  als  Krise  oder  als  Stabilisator  zu 
deuten wären. 

1 ? 
Die doppelte  Zweigeteiltheit  ,  erstens  in  »Politik

1
 und 

zweitens  in  'Wirtschaft*  könnte  als  derartiges  Deutungs-
raster  dienen.  Im ersten  Bereich  handelt  es  sich  um das 
Nebeneinander von'Politik  des politischen  Systems'  und 
'funktionale  Entlastung  des Staates  /  der  öffentlichen 
Hand' f  im  zweiten  um die  Unterscheidung  zwischen  den 
mit  Pax Bri tannica

13
 umschriebenen Funktionen  Englands 

in  der  und für  die  Weltwirtschaft  einerseits  und den ge-
gen die  Trends der  'international  economy' weitgehend 
abgeschirmten "sheltered  industries"

14
 (sowie  die  neue 

Phase der  Wirtschaftspolitik  nach der  Finanz-  und 
Weltwirtschaftskrise  1931/32)  andererseits. 

In  den bisherigen  Deutungen, warum das politische  System 
in  England trotz  eines  seit  der  Jahrhundertwende erkenn-
baren wirtschaftlichen  'relative  decline'  -  mit  ausge-
sprochenen Depressionsphasen -  vergleichsweise  intakt 
blieb,  trifft  man auf  einzelne  Elemente des Erklärungs-
rasters:  1)  Die  politischen  Akteure  vermochten -  mit 
Hilfe  der  Sozialpolitik  oder  durch  Nutzung der  'terms  of 
trade'  u.  ä.  Begünstigungsfaktoren  weltwirtschaftlicher 
Konstellationen  -  genügend 'soziale'  Sicherheiten  zu 
schaffen,  um die  Bewußtseinslage  des Establishment  zu 
stabilisieren  und das Vertrauen  der  Herrschaftsabhängi-
gen in  das politische  Regime zu  erhalten.  Der  Terminus 
'Politik  des politischen  Systems'  soll  diese  u.  a.  Beob-
achtungen zusammenfügen und die  angesprochenen Sachver-
halte  auf  einen  Begriff  bringen.  2)  Von einzelnen  Teil-
sektoren  der  Wirtschaft  gingen  ausreichend  viele  Impulse 
auf  die  'Gesellschaft'  aus,  so  daß die  augenfälligen 
Dichotomien -  'poverty  amidst  plenty';  'Vorortsvillen' 
vs.  'slums';  "gesättigter"  Süden/Südosten Englands mit 
London vs.  verarmter  Norden/  'alte'  Zentren  des indu-
striellen  Fortschritts,  u.a.m.  -  nicht  'politisch'  ge-
bündelt  wurden und zur  Konfrontation  eskalierten.  Diese 
geläufigen  Erklärungen  werden gewöhnlich  dahingehend 
zusammengefaßt, daß in  der  Sicht  der  politischen  Akteure 
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'the  borders  that  shoul d exist  between industry  and the 
state'  so  gezogen waren,  daß die  'Politik'  sich  nicht 
aufgefordert  fühlen  mußte,  die  Wirtschaft  zu  lenken  oder 

15 
zu 'machen'  und daß umgekehrt die  Wirtschaftsverbände 
die  politischen  Organe nicht  derart  penetrierten,  daß 
Interessengegensätze  zwischen  Wirtschaftsinteressen  und/ 
oder zwischen  den organisierten  Interessenverbänden

1
^ 

direkt  (d.h.  ohne die  Umschaltstelle  des politischen  Be-
triebs)  in  einen  politischen  Interessen-cum-Ordnungskon-

17 
flikt  umschlugen. 

II. 

18 
'Politik  des politischen  Systems'  besagt  ,  daß a)  die 
erheblichen  Kräfteverschiebungen  in  der  Welt  (Politik 
und Wirtschaft)  den Druck  von außen auf  die  britische 
Politik  verstärkten;  b)  diese  erhöhten  Anforderungen an 
das politische  System die  Offiziellen  zwangen, die  von 
ihnen als  'nationale'  identifizierten  Interessen  'poli-
tisch'  zu  verarbeiten;  c)  das Interaktionsgefüge  zwi-
schen den von den Politikern  aufgegriffenen  wirtschaft-
lichen  Problemen und den von ihnen  angestellten  Überle-
gungen für  Lösungsstrategien  gegenüber den Determinati-
onsversuchen seitens  der  'pressure  groups'  wirkungsfähig 
zu halten  und insofern  die  Autonomie des politischen 
Handelns zu  konsolidieren.  Die  Rede ist  von der  Schaf-
fung und Erhaltung  eines  Handlungsspielraumes,  in  dem 
die  gesamtgesellschaftlich  verantwortlichen,  durch  ple-
biszitähnliche  Wahlakte und repräsentative  Auswahlmecha-

1 Q 
nismen legitimierten  Politiker

 7
 nach selbstgewählten 

und akzeptierten  Normen und Verfahrensregeln  innen-  und 
außenpolitisch  reagieren  und operieren  können. 
Für jede  Interpretation  des "Falles  Großbritannien"  ist 
von ausschlaggebender Bedeutung,  daß die  in  dem Begriff 
'Politik  des politischen  Systems'  erfaßten  Tatbestände 
und die  unter  ihm subsumierten  Aussagen vorrangig  für 
jene Politikfelder  gelten,  in  denen der  'Staat  kann', 
also  in  den Bereichen  der  sozialen  Sicherung  und der 
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außenpolitisch-strategischen  Sicherheit.  Hier  bestan d 
und besteht  aufgrund  der  dominanten Traditionslinien  der 
politischen  Philosophie  und -Ökonomie, der  Erfolgsbedin-

20 

gungen im  Parteienwettbewerb  u.a.m.,ein  Basis-Konsens, 
der durch  das Bemühen um 'bi-partisanship

1
,  um Kontinui-

tät  und Rechtssicherheit,  gerade in  den genannten Poli-
tikfelder  fortgeschrieben  worden ist.  Genauso wichtig 
und bedeutsam ist,  daß das britische  politische  Regime -
gerade in  der  Zeit  zwischen  den beiden  Weltkriegen  -  für 
ein  wechselseitiges  Stützungsverhältnis  zwischen  diesen 
beiden Politikfeldern  sorgte,  die  für  die  'Politik  des 
politischen  Systems'  einstanden.  Ich  habe an anderer 

21 

Stelle  zu  zeigen  versucht,  daß die  britische  Sicher-
heitspolitik  -  i.  e.  das Streben  nach Sicherung  der 
'Freiheit  der  gesellschaftlichen  Eigenentwicklung' 
(R.Löwenthal)  -  dem Gebot unterstand,  innere  Krisen  und 
Risiken  zu  verhüten  und insoweit  außenpolitisch  ledig-
lich  'limited  liabilities'  auf  sich  zu  nehmen. Je  mehr 
England die  Rüstungsfrage  durch  die  KräfteVerschiebungen 
im internationalen  Umfeld aufgedrängt  wurde und je  mehr 
die  Rüstungspolitik  als  Scharnier  zwischen  Innen-  und 
Außenpolitik  fungierte,  desto  hartnäckiger  suchte  die 
Krisenverhütungsstrategie  den Grundsatz  in  Kraft  zu  hal-
ten "that  the  economy of  the  country  could  not  and must 
not  be stimulated  and reshaped to  suit  the  needs of 
rearmament" (d.h.  für  eine  Polizistenrolle  in  Europa und 

22 
der Welt).  Die  britische  Außenpolitik  anerkannte  nicht 
nur ihre  eigene  Verpflichtung  auf  das Gebot,  für  die 
Sicherung der  fortgesetzten  inneren  Selbstbestimmung zu 
sorgen,  sondern  suchte  auch nach Möglichkeiten,  die  Po-
litik  des deutschen Widerparts  auf  jene  Aufgaben des 
'welfare  demand' zu  lenken,  denen in  England Priorität 
zukam -  auf  Grund der  britischen  politischen  Kultur, 
nicht  zuletzt  aber  auch infolge  der  chronischen  Arbeits-
losigkeit.  Als  Präventivdiplomatie  sollte  Appeasement 
sicherstellen,  daß die  'economic  recovery'  nicht  aus-
schließlich  oder  vorrangig  für  Zwecke der  Aufrüstung  in 
Anspruch genommen, sondern  auch 'social  service'-Pro-
grammen zugute  kommen würde. 
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Teilerscheinungen  des unter  de m Oberbegriff  'Politik  des 
politischen  Systems'  erfaßten  Phänomens hat  M.  Cowling 
mit  dem Syndrom 'high  politics'  richtungsweisend  analy-
siert.  Für  das Politikfeld  'Sozialpolitik'  liegt  eine 
den Forschungsstand über  die  liberale  Ära  vor  1914 zu-
sammenfassende Interpretation  vor,  die  in  ihren  konkre-
ten Aussagen festhält,  wofür  die  Definition  'Politik  des 
politischen  Systems'  steht: 

Though politics  were conducted on a  class  basis  in 
the late  19th  and early  20th  centuries,  the  major 
parties  were not  forced  into  social  reform  by  massive 
popular  demand or  fear  of  revolution,  but  were able 
to  introduce  specific  policies  to  gain  a  tactical  ad-
vantage over  other  parties.  Given the  character  of 
the electorate,there  would  be a  gradual  trend  towards 

24 
social  reform,  no more ... 

Auch die  Tatsache,  daß Großbritannien  in  seinen  Außenbe-
ziehungen auf  'political  strength'  vertraute  -  und zwar 
insbesondere gegenüber dem Dritten  Reich,  und vor  dem 
Hintergrund  des 'relative  decline'  der  britischen  Welt-
macht einerseits  und des Umstands andererseits,  daß die 
USA (im  Weltwirtschaftssystem)  und Frankreich  (in  der 
Sicherheits-  und Gleichgewichtspolitik)  nach 1933/34 ih-
ren Beitrag  zur  Stabilisierung  des internationalen  Sy-

25 
stems herabsetzten  - ,  ist  primär  daraus  zu  erklären, 
daß englische  Sicherheitspolitik  in  ganz bestimmter  Wei-

26 
se Politik  des politischen  Systems war. 

Der Begriff  'Politik  des politischen  Systems'  schließt 
ein,  daß die  Akteure  in  anderen Politikfeldern  eine 
'funktionale  Entlastung  des Staates'  guthießen  und so-
weit  wie  immer möglich  förderten.  Funktionale  Entlastung 
des Staates  berührt  sich  mit  dem Streben  bestimmter  po-
litischer  Lager  nach 'limited  government',  doch ist  der 
analytische  Begriff  nicht  gleichbedeutend  mit  der  Stand-
ortbestimmung,  wie  sie  von Liberalen,  von Anhängern des 

27 
Subsidiaritätsprinzips  usw.  vorgenommen wird.  'Funkti-
onale Entlastung'  knüpft  an,  respektiert  grundsätzlich 
und begünstigt  Subsidiaritätstraditionen,  Selbsthilfeak-
tivitäten  verschiedener  Observanz und Provenienz,  Auto-
nomiebegehren gesellschaftlicher  Großgruppen (Gewerk-
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Schäften,  Arbeitgeberverbände,  aber  auc h Kommunalverbän-
de) und delegiert  teilweise  -  z.  b.  im  Versicherungswe-
sen an 'Friendly  Societies';  in  der  Arbeitsmarktverwal-
tung an die  Trade Unions;  etc.  -  'public  authority'-
Funktionen an Selbstverwaltungsorgane  der  Großorganisa-
tionen;  das geschieht  in  der  erklärten  Absicht,  dem Zug-
zwang zu  entgehen,  der  auf  dem Kontinent  von gesetzli-
chen Regulierungen,  vom 'Staatsinterventionismus'  zur 
Bürokratisierung  führte  oder  sogar  umgekehrt davon aus-
ging,  daß die  Verwaltung  die  Sozialgesetzgebung  im  Für-
sorge» und genauso im  Schlichtungswesen  u.  ä.  Bereichen 
initiierte  und kanalisierte. 

In  England bildet  bzw.  war  der  Bereich  der  'industrial 
relations'  das Paradefeld  funktionaler  Entlastung  des 

pO 
Staates.  Durch den und im  Gefolge  des Ersten  Weltkrie-
ges sind  die  Grenzen zwischen  dem vom politischen  Regime 
gewünschten Zustand und den tatsächlichen  Erfordernissen 
des Alltagshandelns  zwar  weitestgehend  verwischt  worden, 
doch ist  die  englische  Politik  in  der  Zeit  zwischen  den 
beiden Weltkriegen  m.  E.  nur  zu  begreifen,  wenn man die 
Ausgangskonstellation  im  Zeitraum  1895/97 -  1913/14 be-
rücksichtigt  und sich  Folgendes klar  macht: 
Im Bereich  der  'fürsorgerischen'  Sozialpolitik  wettei-
ferten  die  etablierten  Parteien,  Conservative  und Unio-
nists  vs.  Liberals,  unter  wahlstrategischen  Aspekten um 
den Ausbau des 'sozialen  Netzes',  bis  das (Flotten-) 
Wettrüsten  auch der  englischen  Sozialpolitik  Halt  ge-
bot.  In  dem der  Autonomie der  TarifParteien  überlassenen 
Konfliktfeld  der  'industrial  relations'  setzten  die 
überaus erfindungsreichen  britischen  Arbeitgeber  (-ver-
bände) zahlreiche  Arbeitskampfmethoden erfolgreich  ein; 
dagegen bot  die  -  im  einzelnen  an unterschiedlichen  Kri-
terien  orientierte  -  organisierte  Arbeiterschaft  eine 
von spontanen Arbeitsniederlegungen  bis  zum General-
streik  (-drohung)  reichende  Palette  von Kampfaktionen 
auf.  Mit  dem Bild  des geschlossenen Bemühens der  politi-
schen Eliten  um 'social  peace',  das die  fürsorgerische 
Komponente der  Sozialpolitik  in  England suggeriert,  kon-
trastiert  demnach das Bild  eines  sozialen  Antagonismus 
in  der  'industriellen  Welt';  hinzu  kommt der  mit  allen 
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Mitteln  geführte  'Klassenkampf
1

 zwische n Liberalen  und 
Konservativen  in  der  Finanz-  und Steuerpolitik  und damit 
verquickt  der  Konflikt  zwischen  Freihändlern  ("abgabe-
freier  Frühstückstisch  des kleinen  Mannes") und Schutz-
zöllnern  (Arbeitsplatzsicherung  durch  Importrestriktio-
nen und 'imperial  free  trade').  Die  von den 'social 
liberals'  initiierte,  von den Konservativen  zumindest 
tolerierte  Reformpolitik  als  Politik  des politischen 
Systems erreichte  nicht  den mit  dem Reformkurs inten-
dierten  Integrationseffekt.  Denn in  dem komplementären 
Bereich  der  'industrial  relations'  hatte  die  funktionale 
Entlastung  der  öffentlichen  Hand einen  Autonomiesektor 
geschaffen,  der  sich  immer mehr der  Kontrolle  durch  die 
'Politik'  -  und zwar  sowohl  der  Regierung als  auch der 
Labour Party  und des Dachverbands TUC -  entzog.  In  die-
sem Politikfeld  wurde ein  Kontrastprogramm zur  Politik 
des politischen  System inauguriert,  insofern  nämlich  von 
Gewerkschafts- und Arbeitgeberseite  jene  Organe,  Instru-
mente und Verfahrensregeln  diskreditiert  und verworfen 
wurden, die  in  der  Sozialpolitik  für  Reformfähigkeit 
bürgten;  dem Syndikalismus  entsprach  ein  'country  House 
Syndicalism'  der  politischen  Diehards  und ein  'fight  in 
out'-Syndikalismus  großer  Arbeitgeber  und -verbände. 

Nach dem Ersten  Weltkrieg,  in  dem der  Staat  'control'  in 
beide Richtungen  etabliert  und ausgeübt  hatte,  strebten 
die  Konservativen,  aber  auch die  von den Liberalen  tole-
rierten  Labour-Minderheitskabinette  aus ihren  'commit-
ments'  in  den 'industrial  relations'  wieder  heraus;  in 
kritischen  Phasen suchten  sich  die  Konservativen  durch 
Subventionen gleichsam  von regulatorischen  Aufgaben 
sei  es  die  Schaffung  einer  gesetzlichen  Rahmenordnung 
für  das Arbeitskampfgeschehen,  sei  es  'industrial  poli-
cy'  (Strukturpolitik)  -  f r e i z u k a u f e n A u f  der  anderen 
Seite  strebte  die  'Politik'  noch stärker  in  die  Sozial-
politik  -  'sozialer'  Wohnungsbau; Gesundheitsdienste; 
Arbeitslosenversicherung;  Erziehungswesen -  hinein,  und 
zwar angeleitet  von Wunschvorstellungen,  daß diese  Vor-
sorge-Strategien  England vor  den bürgerkriegsähnlichen 
Agitationsmustern  bewahren könnten,  die  das Schicksal 
der Nachbarländer  auf  dem Kontinent  zu  bestimmen droh-

64 



ten;  die  Sozialpolitik  sollt e integrierend  wirken,  indem 
sie  das Durchsickern  der  Besitzstandsmentalität

 f
nach 

unten
1
 begünstigte.  Unter  dem 'impact

1
 der  'dislocation 

of  industry'  in  der  Kriegswirtschaft,  der  Kapazitätser-
weiterungen in  den ersten  Nachkriegsjähren  einerseits 
und der  für  England (und  für  Deutschland)  nachteiligen 
Verschiebungen in  der  weltwirtschaftlichen  Nachfragesi-
tuation  nach dem 1.  Weltkrieg  andererseits,  konnte  'So-
zialpolitik'  jedoch  vorrangig  nicht  mehr 'Vorsorge'  für 
Härtefälle  außerhalb  des Erwerbslebens  sein,  wie  dies 
für  die  Schwerpunkte der  Sozialgesetzgebung  vor  1914 
'Old  Age Pensions',  Gesundheitsdienste  (für  Kinder,  i.e. 
Schul-),  u.a.  -  galt.  Vielmehr  war  Sozialpolitik  gefor-
dert  als  Ausgleichsmechanismus für  Folgewirkungen  von 
Konjunktureinbrüchen

30
 und von Defiziten  in  der  Struktur 

der britischen  Wirtschaft. 

Sozialpolitik  war  damit  direkter  als  zuvor  mit  der  wirt-
schaftlichen  und mit  der  politischen  Situation  auf  dem 
Arbeitsmarkt  verkoppelt,  aber  ebenso auch mit  dem Ent-
scheidungsbereich  der  'Politik'  verwoben:  1)  Friedens-
und Vermittlungsdiplomatie  wurden als  Konjunkturimpuls 
begriffen  und instrumentiert;  2)  'Aufrüstung  an der  Wäh-
rungsfront'  (Stabilisierung)  sollte  in  der  2.  Hälfte  der 
20er Jahre  zur  Erhaltung  der  englischen  Stellung  in  der 
Weltwirtschaft  beisteuern.  Infolgedessen  kollidierten 
die  Ordnungsvorstellungen  der  Tarifparteien  nicht  mehr 
in  ihrem  Autonomiesektor.  Vielmehr  ging  es  fortan  auch 
noch um die  Fragen:  Erstens,  wer  befugt  sei,  die  Grenzen 
zwischen 'noch  öffentliche  Verantwortung'  und 'nicht 
mehr staatliche  Fürsorge-,  Sehlichtungs-,  Ordnungserhal-
tungs..geböte'  festzulegen.  Konkret  gewendet,  ging  es  um 
die  Frage:  Müsse die  öffentliche  Hand -  und dann:  Zu 
wessen Gunsten? -  intervenieren,  wenn eine  Seite  die 
Arbeitszeitregelung  (ohne  Lohnausgleich)  unter  Hinweis 
auf  den drohenden Verlust  der  Wettbewerbsfähigkeit  auf 
den Weltmärkten  außer  Kraft  setzen  wollte?  Daß weder die 
Labour Party  (als  'agent'  der  Gewerkschaften)  noch die 
Konservativen  (als  Sprachrohr  der  National  Confederation 
of  Employers'  Organisations  in  Arbeitskampf-  oder  der 
Federation  of  British  Industries  in  Steuer-,  Handels-, 
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Wirtschaftsfragen)  gegeneinander unter  de m Banner "capi-
tal  vs.  labour"  antraten,  -  sich  also  der  Versuchung 
widersetzten,  Interessen  entlang  der  Klassenlinien  zu 
organis ieren

3 0 3
:  -  Dies  zeigt  an,daß für  die  Trägergrup-

pen des politischen  Systems die  relative  Autonomie des 
politischen  Handelns verhaltensprägend  blieb,  obwohl 
nach dem Ersten  Weltkrieg  die  Grenze zwischen  den Para-
defeldern  für  die  funktionale  Entlastung  des Staates  und 
für  eine  Politik  des politischen  Systems nicht  mehr 
wie vor  1914 -  klar  erkennbar  war.  Zum zweiten  ging  es 
um die  Frage,  ob 'Umverteilung

1
,  wie  sie  die  Liberalen 

mit  ihrer  Steuerpolitik  vor  1914 dem Grunde nach auf  den 
Weg gebracht  hatten,  unter  den veränderten  Bedingungen 
nach dem 1.  Weltkrieg  fortan  auch immer zugleich  die 
Verteilung  der  institutionalisierten  Einflußchancen  mit-
entschied  oder  gar  präjudizierte.  Denn es  war  leicht 
abzusehen, daß eine  bestimmte  Koalition  politischer 
Kräfte  durch  bestimmte  Aufbringungsmethoden die  allseits 
als  Notwendigkeit  akzeptierten  Sozialleistungen  in  einen 
wählerwirksamen Bonus für  sich  umgestalten  könnte  und 
damit versuchte,  die  Chancen zur  Fortführung  des Systems 
des alternierenden  Machtwechsels zwischen  Regierungs-
und Oppositionspartei(en)  einseitig  außer  Kraft  zu  set-
zen.  Unter  Schatzkanzler  Lloyd  George hatte  die  Liberale 
Partei  1909/10 und 1913/14 in  dieser  Richtung  Wegweiser 
errichtet.  Die  nahezu ununterbrochene  Herrschaft  der 
Konservativen  -  nach dem Bruch der  Koalition  1922 bis 
hin  zum Ausbruch des 2.  Weltkriegs  -  ersetzte  zwar  die-
sen Ansatz  durch  das Bemühen um eine  Sammlungspolitik; 
die  Konservativen  suchten  auf  der  anderen Seite  jedoch 
auch, noch gezielter  als  vor  1914 sozialpolitischen  Ini-
tiativen  -  mit  dem Blick  auf  die  Sicherung  und Erweite-
rung ihrer  Wählerklientele  -  das Wort  zu  reden  und so-
zialstaatliche  Maßnahmen (bes.  im  Wohnungsbau) zu  er-
greifen. 
Mit  dem Verwischen der  Trennlinien  zwischen  den beiden 
Komponenten der  Sozialpolitik  als  Politik  des politi-
schen Systems bzw.  der  funktionalen  Entlastung  des 
Staates,  die  für  die  Vorkriegszeit  so  charakteristisch 
war,  verlagerte  sich  der  Schwerpunkt der  'Politik  des 
politischen  Systems'  auf  die  Sicherheitspolitik,  und 
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zwar mit  der  Maßgabe,  eher  Veränderungen des außenpoli-
tischen  Status  quo -  vorübergehend -  in  Kauf  nehmen zu 
können, als  durch  eine  »Politik  der  Stärke

1
 (forcierte 

Aufrüstung;  Bündnisdiplomatie)  den innenpolitischen  Sta-
tus  quo aufs  Spiel  zu  setzen;  m.a.W.:  Den Prozeß der 
innergesellschaftlichen  Selbstbestimmung gegen den Ein-
fluß  außenpolitischer  Störfaktoren

31
 solange  wie  möglich 

abzuschirmen und die  eigenen  Prioritäten  in  der  Wirt-
schafts-  und Sozialpolitik  zu  befolgen.  Außen- und Si-
cherheitspolitik  waren insofern  nicht  nur  Reaktion  auf 
die  Herausforderung  des Dritten  Reiches -  und der  dieser 
zeitlich  vorausgehenden japanischen  und italienischen 
Aggressionen - ,  sondern  sie  rückten  unter  den Vorbehalt 
der Gesellschaftspolitik  und übernahmen die  Funktionen, 
Vorleistungen  für  die  Erhaltung  des Handlungsspielraumes 
in  der  Sozialpolitik  zu  erbringen. 

Das Ringen um die  Erhaltung  einer  'Politik  des politi-
schen Systems'  wurde von dem Moment ab besonders deut-
lich,  in  dem die  Rüstungspolitik  als  Scharnier  für  die 
Innen-  und die  Außenpolitik  fungierte.  In  diesem Zu-

Qll 
sammenhang ist  ein  Aspekt  bedeutsam

-
 ̂ :  Um ihr  keineswegs 

nur formales  Entscheidungsmonopol in  der  Sicherheitspo-
litik  zu  behaupten,  steuerte  die  Nationale  Regierung 
einen bestimmten Kurs.  Die  'Fahrt  in  die  Aufrüstung  mit 
angezogener Handbremse', -  für  die  es  zahlreiche  Gründe 
und Anlässe  gab - ,  sollte  die  Regierung u.a.  auch davor 
bewahren, von den 'Tarifparteien'  in  der  Art  abhängig  zu 
werden, wie  man es  für  den Fall  einer  forcierten  Aufrü-
stung befürchtete.  Die  Regierung erfuhr  anläßlich  der 
Schwierigkeiten,  eine  politisch  vertretbare  Regelung der 
Profitfrage  für  die  Flugzeugindustrie  (in  der  um der 
'Abschreckung'  willen  die  Aufrüstung  bekanntlich  be-
schleunigt  wurde)  zu  erreichen,  was die  Entscheidung, 
schnelle  Erfolge  vorweisen  zu  sollen  und zu  wollen,  für 

oc 
ihre  politische  Stellung  im  Lande bedeutete.  Die  Maß-
gabe, die  Rüstungsproduktion  auf  der  Basis  freiwilliger 
Kooperation  (insbesondere  der  Industriellen)  zu  organi-
sieren,  entsprach  nicht  nur  den aus außenpolitischen 
Gesichtspunkten abgeleiteten  Korrelationen  zwischen  'li-
mited liabilities'  und 'limited  rearmament';  vielmehr 
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sorgte  die  Haßgabe, di e den auf  Seiten  der  Unternehmer-
schaft  und der  Gewerkschaften ausgeprägten

 f
grass-root 

suspicions  of  Whitehall
1

 entgegenkam, dafür,  daß die 
politischen  Amtsträger  nach innen  und nach außen die 
»dual strategy

1
 von Präventivdiplomatie  und 'Abschrek-

kung durch  Aufrüstung
1

 flexibel  handhaben konnten. 

Angesichts  der  Forderungen der  Industrie-  und Arbeitge-
berverbände,  regelmäßigen  Zugang zur  Regierung zu  erhal-
ten

3
^,  stand  für  die  Regierung die  Überlegung an,  ob und 

wie sie  ihre  relative  Autonomie gegenüber den »Sozial-
partnern

1
 behaupten könnte,  falls  sie  von diesen  außen-

und sicherheitspolitisch  begründete  Sonderanstrengungen 
verlangen müßte.  Je  stärker  die  Rüstungspolitik  for-
ciert  würde,  desto  stärker  hätte  die  Regierung eine  In-
dustriestrukturpolitik  -  über  die  Notbehelfe  der  'shadow 
industries'  etc.  hinaus  -  entwickeln  müssen; insbesonde-
re  den politischen  Eliten  war  klar,  daß in  diesem Fall 
nicht  nur  für  die  Unternehmer,  sondern  auch für  die 
organisierte  Arbeiterschaft  'etwas'  herausspringen 
müßte; was diese  beiden  Seiten  verlangen  würden,  hatten 
die  Gewerkschaften in  den Resolutionen  ihrer  Jahreskon-
gresse angekündigt,  die  anderen (FBI)  in  Petitionen  und 
im Vorfeld  ihrer  Heranziehung zu  den 'shadow factory 
schemes' u.  ä.  Projekten  kundgetan.  Die  'politischen' 
Kompensationsleistungen,  die  die  'Tarifparteien'  für  die 
Hinnahme von 'control'  erwarteten,  ließen  sich  nicht  auf 
wie immer beschränkte  Profitmargen  bzw.  Lohnsteigerungen 
(nach dem Huster  der  Treasury-Agreements im  1.  Welt-
krieg)  begrenzen,  sondern  hätten  es  erfordert,  'authori-
ty'  an die  organisierten  Großinteressen  zu  delegieren, 
m.a.W.: Sich  auf  'Korporatismus'  einzulassen.  Durch das 
Festhalten  am bzw.  die  Übertragung  des 'negative  volun-

T Q 
tarism'  aus der  Wirtschafts-,  Industrie-  und Sozialpo-
litik  der  20er  Jahre  auf  die  Rüstungspolitik  der  30er 
Jahre bewahrte  sich  die  Regierung in  der  Phase 1935/38 
davor,  mit  den organisierten  Großinteressen  in  Dreiecks-
verhandlungen oder  auch nur  in  bilaterale  'politische' 
Gespräche eintreten  zu  müssen, also  'experiments  in  in-
dustrial  politics'  zu  starten.  Hit  der  Zusicherung,  we-
der das System des 'collective  bargaining'  noch des 'in-

68 



dividual  management
1
 anzutasten,  fall s und solange  die 

Verbände die  in  den 'voluntary  schemes' zugesagten Lei-
stungen ('transfer  of  skilled  labour';  Ausbau rüstungs-
industrieller  Produktionskapazitäten)  erbrachten,  ver-
zichtete  die  Regierung zwar  auf  'control'  und auf  die 
Bereitstellung  der  Instrumente  für  eine  'Politik  der 
Stärke';  sie  entzog  sich  aber  auch der  Notwendigkeit, 
mit  der  einen  Seite  ("capital")  zu  kollaborieren  -  und 
so den Vorwürfen  gegen die  Konservativen  als  Kriegstrei-
ber und Verschwender nationaler  Ressourcen Nahrung zu 
geben - ,  oder  die  Wirtschaftslenkung  verantworten  zu 
müssen oder  ihre  Entscheidungshoheit  teilen  bzw.  parti-
ell  abtreten  zu  sollen. 

IV. 

Das Gegenstück zum Begriffspaar  'Politik  des politischen 
Systems' und 'funktionale  Entlastung  des Staates'  im 
politischen  Bereich  bildet  in  der  Wirtschaft  eine  Zwei-
geteiltheit  anderen Zuschnitts,  nämlich  die  Unterschei-
dung zwischen  'sheltered  industries'  und Fortführung  des 
aus der  Blütezeit  der  'Pax  Britannica'  überlieferten 
Konsenses, englische  Wirtschaftspolitik  von den Funktio-
nen und Interessen  Englands in  der  und für  die  Weltwäh-

39 
rungsordnung her  zu  bestimmen. In  den 1930er  Jahren  er-
streckte  sich  der  erste  Bereich  hinüber  in  die  Wirt-
schaftszweige,  die  von den weltweiten  Tendenzen und den 
englischen  Maßnahmen zur  Konsolidierung  einer  Binnen-
markt-Konjunktur  profitierten;  im  zweiten  Bereich  dräng-
ten die  Abkehr vom Goldstandard,  die  Errichtung  des Ex-
change Equalisation  Fund,  die  Etablierung  des Sterling-
blocks,  die  stärkere  Position  des Schatzamtes gegenüber 
der Bank von England,  u.a.  Entwicklungen  die  Prioritäten 
der 20er  Jahre  zurück,  doch sorgten  die  Zahlungsbilanz-
defizite  und die  im  Fall  einer  Rüstungsbeschleunigung zu 
erwartende Dollarlücke  dafür,  daß 'finance'  und Außen-
handel Strukturelemente  der  englischen  Wirtschaft  blie-
ben. Beide  Sektoren  haben eines  gemeinsam: Sie  waren -
allerdings  entwicklungsgeschichtlich  bedingt  -  'konkur-
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renzlos',  teils  -  wie  di e 'sheltered  industries'  -  von 
der Sachlage her  (denn  die  Stromversorgung auf  Kohleba-
sis,  die  Bauindustrie,  das Binnenverkehrswesen,  etc. 
hatten  im  englischen  Fall  keine  Importkonkurrenz  zu  er-
warten),  teils  -  wie  die  City,  die  Versicherungen 
(Lloyd's)  -  aufgrund  historischer  Vorprägungen,  oder 
durch die  Anziehungskraft,  die  die  'going  concerns'  der 
englischen  Wirtschaft  auf  die  'efficiency  men'  in  der 
britischen  Gesellschaft  ausübten.  Während die  'sheltered 
industries'  jedoch  ohne politische  Unterstützung  flo-
rierten,  war  der  Aktionsradius  jener  Wirtschaftskräfte, 
die  Englands 'invisible  incomes'  erzeugten,  nach dem 1. 
Weltkrieg  weitgehend  abhängig  von politischen  Weichen-
stellungen,  außenpolitisch-diplomatischem  Flankenschutz 
und vom Zusammenhalt der  innergesellschaftlichen  Koali-
tionsbildungen,  die  bereit  waren,  die  Risiken  der  von 

ihnen präferierten  'return  to  normalcy'  zu  verantwor-
39a 

ten .  Wenn auch stark  überzeichnet,  markiert  Rosecran-
ce die  Konturen  der  bevorzugten  Option: 

The Pax Britannica...  conceded merchandise trade  sur-
pluses to  others  and sought  to  compensate for  the  de-
ficit  by  attracting  funds  to  London.  ...  It  was left 
to  others  to  decide  whether  or  not  to  resist  (the  al-
lure  of  the  London money market)  ...  Britain  was try-
ing  to  resurrect  the  Pax Britannica  and the  19th  cen-
tury  financial  system at  a  time  when neither  its  ex-
ports  nor  the  pound sterling  could  stand  the  strain. 
Britain's  choices  in  the  1920s and 1930s were reflec-
tions  of  a  fundamental  strategy  adopted 100 years 
earlier.  ...  Britain's  force  was in  judging  the  cre-

40 
dit-worthiness  of  others  ... 

Da die  Beiträge  von Kavanagh, Pollard  und Wurm die  Frage 
anschneiden, woran die  englische  Wirtschaft  krankte  und 
zu welchem Zeitpunkt  der  'Dauerkrise',  des 'Nieder-
gangs',  eine  Weichenstellung  zugunsten einer  Trendwende 
hätte  erfolgen  können oder  sollen,  verfolge  ich  das The-
ma hier  nicht  weiter;  man sollte  nur  beachten,  daß es  im 
Fall  der  englischen  Wirtschaft  zwischen  den beiden  Welt-
kriegen  neben dem 'ohne  Politik'  gegen weltwirtschaftli-
che Trends abgeschirmten  -  daher  'sheltered  industries' 
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-  und neben dem i n der  ersten  Nachkriegsdekade politisch 
durchsetzungsfähigen  Interesse  der  sich  als  Zentrum der 
Weltwirtschaft  ausgebenden Elemente der

 f
Pax Britannica» 

den großen Sektor  der  »staple  goods industries'  gab,  die 
aufgrund der  Exportorientierung  in  der  »großen Vergan-
genheit'  ihre  Wiederankurbelung zwar  gleichfalls  vom 
Welthandel erwarteten,  in  allen  anderen Hinsichten  je-
doch von politischen  »sins  of  omission  and commission» 
abhingen,  d.  h.  von der  Fähigkeit,  den Anspruch auf 
»industrial  self-government»  in  ihrem  Sektor  einzulösen; 
von den wirtschafts-,  Steuer-  und handelspolitischen 
sowie arbeits-  und sozialrechtlichen  Entlastungen  bzw. 
Belastungen,  mit  denen die  öffentliche  Hand und der  Ge-
setzgeber  die  Verteilung  zwischen  Lohnquote und Unter-
nehmereinkommen sowie  die  Richtung  beeinflußten,  in  de-
nen Investitionen  getätigt  wurden (oder  unterblieben). 

V. 

Im letzten  Teil  meiner  Ausführungen möchte ich  auf  Wech-
selbeziehungen zwischen  einzelnen  Komponenten der  beiden 
vorgestellten  »zweigeteilten»  Bereiche  zu  sprechen kom-
men. Im Anschluß daran  muß ich  zur  Frage Stellung  bezie-
hen, ob und dann ggf.  inwiefern  der  Krisenbegriff  für 
die  hier  behandelte  Epoche angebracht  ist;  »Krise»  wäre 
zu konstatieren,  falls  die  Abwägung zwischen  Flexibili-
tät  des politischen  Systems und Effizienz  der  Ökonomie 
ergäbe,  daß beides  nicht  vorläge  oder  daß die  »deficien-
cies»,  die  einen  Bereich  kennzeichnen und prägen,  unmit-
telbar  auf  den anderen durchschlügen. 

Bevor ich  mich  aber  überhaupt  auf  die  Betrachtung  ein-
lasse,  will  ich  eine  grundsätzliche  Erwägung zur  Diskus-
sion  stellen.  Dürfen  wir  im  Fall  England überhaupt  so 
tun,  als  ob »Politik»  und »Wirtschaft»  relativ  autonome 
Handlungseinheiten  konstituierten,  »Gesellschaft»  aber 
nur ein  schnell  zu  durchschreitendes  Durchgangslager 
bildete  und keine  Eigengesetzlichkeiten  entfaltete?  Ich 
tendiere  immer stärker  dazu,  daß -  falls  man die  Debatte 
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über den englischen  Sonderweg annehmen will  -  »Gesell-
schaft  in  England

1
 (zumindest  vor  dem 2.  Weltkrieg)  die 

Ausnahmeerscheinungen unter  den »kapitalistischen  Indu-
strieländern'  begründet.  In  der  englischen  Gesellschaft 
gibt  es  m.E.  -  erstens  -  eine  breite  Schichten  umfas-
sende Erwartungshaltung,  die  den Ausgang des 'game of 
politics'  mit  Spannung und oftmals  'gereizt'  verfolgt 
und begleitet,  aber  von der  Politik  nicht  -  im  Positiven 
wie im  Negativen  -  entscheidende  Veränderungen der  Le-
bensgewohnheiten und Alltagsbedingungen  annimmt (im  dop-
pelten  Sinn  des Wortes);  zweitens  -  noch näher  zu  be-
stimmende 'pattern  of  behaviour'  und Perzeptionsmuster, 
die  bewirken,  daß der  'impact'  der  Wirtschaft  auf  die 
'Gesellschaft'  nicht  politisch  aggregiert  wird  und eska-
liert,  sondern  daß die  Wechselfälle  des Wirtschaftsle-
bens teils  -  als  Folge  von Sozialisationsprozessen  (?)  -
individuell,  teils  von größeren  oder  kleineren  'Kollek-
tiven'  (Nachbarschaftsverbände,  Selbstverwaltungsfunkti-
onen auf  allen  Ebenen und als  aktiver  Zweig innerhalb 
der Großorganisationen,  usw.)  sozusagen 'gesellschaft-
lich'  verarbeitet  werden.  Jedenfalls  ist  diese  Annahme 
eines eigenständigen  Funktionierens  'gesellschaftlli-
cher'  Problemverarbeitung  ('vor-politisch'  gleichsam) 

das denklogische  Gegenstück zur  Begrifflichkeit  'Politik 
41 

des politischen  Systems'  ,  -  und zwar  ohne seinerseits 
in  dem Begriff  'funktionale  Entlastung  der  öffentlichen 
Hand' voll  aufzugehen. 

Lassen Sie  mich  jedoch  auf  die  angesprochenen Wechselbe-
ziehungen eingehen,  die  konkreter  zu  benennen sind;  die 
Liste  dieser  jeweils  für  bestimmte  Zeitabschnitte  cha-
rakteristischen  Querbezüge beansprucht  keine  Vollstän-
digkeit. 

1.  Der  Wohnungsbau -  ein  Sektor  der  'sheltered  indus-
tries',  der  Multiplikatorfunktionen  unterschiedlicher 
Art  in  den 20er  und in  den frühen  30er  Jahren  erfüllte  -
wurde zum Hauptanwendungsgebiet der  'Politik  des politi-
schen System'  im  Politikfeld  'Sozialpolitik';  diese  be-
günstigte  die  von ökonomischen Trends ohnehin  geförderte 
Konsolidierung  der  'sheltered  industries'. 
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2.  Entgegen ihrem  Kalkü l  wirkte  die  als  »Politik  des 
politischen  Systems» im  zweiten  Feld  der  Wirtschaft  lan-
cierte  Prestigepolitik,  nämlich  an der  Währungsfront 
'wieder  aufzurüsten»  und das Pfund Sterling  als  Leit-und 
Reservewährung und damit  als  Einflußmittel  auf  Dritt-

42 
mächte zu  re-etablieren,  auf  die  britische  Industrie 
nach 1925 destabilisierend  und auf  das gesellschaftspo-
litische  Klima  verschärfend  zurück,  und zwar  einmal  im 
Schlüsselsektor  des Bergbaus und zum anderen auf  den 
latenten  Konflikt  zwischen  'finance  and industry'. 

3.  Die  vom englischen  Kapitalexport  -  als  Signum der 
Kontinuität  der  'Pax  Britannica'  über  den ersten  Welt-
krieg  hinaus  -  beeinflußten  Veränderungen in  den 'terms 
of  trade'  wirkten  in  der  Zeit  nach den Bergarbeiter-/ 
Generalstreiks  1925/26 und bis  hin  zur  'recovery'  1934 
entlastend  -  über  die  Stabilisierung  des Reallohnniveaus 
-  auf  die  'Politik  des politischen  Systems'  in  der  Sozi-
alpolitik. 

4.  Die  Arbeitslosenversicherung  -  ein  weiteres  von der 
'Politik  des politischen  Systems'  ausgebautes und einge-
setztes  Steuerungsinstrument  -  mußte generell  Folgen  des 
'relativ  decline'  Großbritanniens  in  der  Weltwirtschaft 
(strukturelle  Arbeitslosigkeit)  und spezielle  Folgen  der 
Überspannung britischer  Ansprüche (s.o.  2,  betr.  'return 
to  gold  on parity')  auffangen. 

5.  Die  von den Regierungen vor  dem Hintergrund  sozialer 
Konfrontationen  -  besonders im  Bergbau 1919/21,  1925/26 
-  getroffenen  Maßnahmen zur  Konflikteindämmung  -  nämlich 
Lohnsubventionen und zusätzlich  dazu gespaltene  (erhöh-
te)  Preise  für  in-  und ausländische  Abnehmer -  störten 
die  sicherheitspolitischen  Beziehungen mit  Frankreich, 
Italien,  Polen;  sie  trugen  dazu bei,  daß die  Betroffenen 
-  so  gut  sie  konnten  -  England die  Quittung  präsentier-
ten:  Großbritannien  verlor  Absatzmärkte  und Devisenbrin-
ger. 
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Bevor aus den Beobachtungen Schlüsse  zu  ziehen  wären, 
muß man ergänzende Konfigurationen  auf  anderen Ebenen 
der Interpretation  heranziehen;  auch hier  beschränke ich 
mich auf  einige  ausgewählte  Punkte: 

a)  Der  Dachverband der  Gewerkschaften war  für  Arbeits-
markt - ,  sozial-  und wirtschaftspolitische  Angelegenhei-
ten gleichermaßen  zuständig;  auf  der  Gegenseite  hingegen 
bestimmte die  eigenwillige  Funktionsteilung  zwischen 
Dachverband der  Industrie  (FBI,  zuständig  für  Steuer-, 
Handels-,  Wirtschaftsfragen)  und Dachverband der  Arbeit-
geberverbände (NCEO, zuständig  für  'industrial  relati-
ons',  Arbeitsmarktgeschehen)  die  Sprecherrolle  in  'indu-

ii  4 
strial  polities'  .  Während die  'Arbeitsteilung'  auf  der 
Seite  von 'capital'  einigermaßen  mit  dem Nebeneinander 
von 'Politik  des politischen  Systems'  und 'funktionale 
Entlastung  des Staates'  korrespondiert,  zeigt  auf  Seiten 
von 'labour'  die  starke  Abhängigkeit  der  Labour  Party 
von den Gewerkschaften an,  daß der  'politische  Arm'  für 
die  organisierte  Arbeiterschaft  eher  als  eine  Hilfstrup-
pe,  denn als  der  leitende  Kopf  fungierte.  Was diese 
Konfiguration  für  die  Koordination  von 'Politik  und 
Wirtschaft'  bzw.  für  die  wechselseitige  Aushilfe  im  Hin-
blick  auf  Flexibilität  im  politischen  System und Effizi-
enz in  der  Ökonomie bedeutet,  scheint  mir  der  genaueren 
Untersuchung wert.  Der  Umstand, daß in  einem der  wich-
tigsten  Sektoren  der  englischen  Wirtschaft  -  in  den 'en-

44a 
gineering  trades'  -  mit  der  EEF nicht  nur  ein  seltener 
Fall  des Verbunds von Unternehmer- und Arbeitgeberver-
band seit  der  Gründung in  den 1890er  Jahren  vorlag, 
sondern die  Verbandsführung auch einen  sowohl  gegenüber 
den anderen Industrieverbänden  als  auch gegenüber den 
Gewerkschaften wenig  kompromißbereiten  Kurs  steuerte, 
macht die  Einschätzung  der  Entwicklung  noch unübersicht-
licher. 
b)  Dadurch,  daß der  1916 gegründete  Dachverband der  In-
dustrie  -  aus Furcht,  den Anspruch auf  Repräsentativität 

45 
zu verspielen,  bevor  er  überhaupt  Tritt  gefaßt  hatte  -
davor zurückscheute  (vor  1930),  'politisch'  initiativ  zu 
werden, -  d.  h.  ein  Wirtschaftsprogramm  in  Angriff  zu 
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nehmen und dafür  z u werben -  und dadurch,  daß der  TUC 
die  Dominanz der  Einzelgewerkschaften  respektieren 
mußte, kamen aus der  'Mitte

1
 der  Wirtschaft  keine  Anstö-

ße, wie  die  einstige  Werkstatt  der  Welt  wieder  'effici-
ent

1
 produzieren  könnte.  Auf  der  'politischen'  Gegensei-

te  trugen  Regierungs-  und Oppositionsparteien  die  wirt-
schaftspolitischen  Kontroversen  nicht  über  die  eigent-

45a 
lieh  anstehenden Entscheidungsfragen  aus ,  sondern  be-
kämpften einander  mit  den Schlagworten  und Rezepten,  die 
-  wie  die  Schutzzoll-  und (!)  'imperial  free  trade'-
Parolen der  Konservativen  -  als  ökonomische Instrumente 
ineffektiv  geworden waren.  Da die  Betroffenen  -  FBI  und 
TUC -  dann in  der  Weltwirtschaftskrise  auch nichts  Bes-
seres vorzuschlagen  wußten als  die  von den 'Tarif-Refor-

46 
mern' in  den Reihen der  Konservativen  durchgesetzten 
plakativen  Heilsrezepte  und da 'Industriestrukturpoli-
tik'  -  bis  einschließlich  der  Rüstungspolitik  (s.o.) 
außerhalb des Horizonts  der  Politik  des politischen  Sy-
stems bleiben  mußte,  hantierten  die  Wirtschaftspolitik 
und die  'Politik'  der  Unternehmer mit  Mitteln,  die  unter 
anderem die  obengenannten konterkarrierenden  bzw.  kom-
pensatorischen  Nebenwirkungen zeitigten.  Die  einen  wie 
die  anderen Maßnahmen -  ebenso aber  auch Labour's  Ver-
staatlichungs-  oder  der  Lloyd  George-Liberalen  Nachfra-
gesteuerungsstrategien  -  waren zu  weit  entfernt  von den 
Strukturdefiziten  der  englischen  Wirtschaft,  um die  De-
batte  über  die  'deficiencies'  aufs  richtige  Gleis  schie-

47 
ben zu  können. 
c)  Mit  dem unter  b)  Erörterten  hängt  es  zusammen, daß 
die  Regierung Manövrierraum behielt,  um in  der  Wirt-
schaftspolitik  nach eigenen  Perzeptionsmustern  und mit 
eigenen Lösungsstandards zu  operieren.  Wertet  man die 
Berichte  der  von den verschiedenen  Regierungen einge-
setzten  Untersuchungsausschüsse aus und stellt  man das 
geringe  Interesse  der  Auftraggeber  an der  Rezeption  der 
Reports (oder  auch nur  an deren  Problemidentifikation) 
fest,  dann kann man nicht  umhin,  das in  Regierungskrei-
sen vorherrschende  Meinungsspektrum als  hausbackene Al-
le  rweltsphi  losophie  politischer  Amateure zu  charakteri-
sieren,  die  sich  auf  ihre  Denkmuster um so  stärker  fi-
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xierten,  je  mehr ihne n von außen detaillierte  Kenntnisse 
über die  wirkliche  Lage in  den Industriesektoren  ange-
tragen  wurden.  Dies  ist  die  eindeutig  negative  (keines-
wegs unvermeidliche)  Schattenseite  der  »Politik  des po-
litischen  Systems

1
:  Uberempfindlichkeit  für  Anforderun-

48 
gen von außen an das politische  System und begrenztes 
Aufnahmevermögen für  analytisch  aufbereitete,  wirt-
schaftlich  »real  existierende'  Sachverhalte  gehen Hand 
in  Hand, 

Summiert man die  in  den beiden  Erfassungsreihen  skiz-
zierten  Beobachtungen, so  gelangt  man wohl  zu  dem 
Schluß,  daß das politische  System so  gut  -  oder  'zu  gut' 
-  funktionierte,  um keine  Zweifel  an der  Souveränität  im 
Management der  politisch-sozialen  Beziehungen aufkommen 
zu lassen:  Die  insgesamt  gute  'performance'  der  Regie-
rungen -  in  Relation  zu  anderen Ländern und bezogen auf 

die  Unterstützungsbereitschaft  für  'Britain'  als  politi-
49 

sehen Verband und für  'political  strength'  als  Einfluß-
mittel  in  den Außenbeziehungen -  unterdrückte  gleichsam 
die  Verlagerung  der  Debatte  hin  zur  Frage,  welche  Vor-
sorgestrategien  'efficiency'  in  der  Ökonomie bewirken 
könnten. 

Der Konzentration  der  Aufmerksamkeit  auf  die  Bewahrung 
der Flexibilität  des politischen  Systems kam entgegen, 
daß im  wirtschaftlichen  Bereich  von den 'distressed  are-
as und depressed industries',  von den 'sheltered  indus-
tries',  von den Wachstumsbranchen ('new  industries')  und 
von den 'invisible  income'-Erzeugern  fragmentierterende 
Wirkungen auf  die  gesellschaftlichen  Verhältnisse  aus-
gingen.^

0
 Die  langanhaltende  schlechte  Wirtschaftslage"*

1 

konnte man nicht  auf  einen  einzelnen  Faktor  zurückfüh-
ren,  der  als  Sammelpunkt für  eine  die  kritischen  Aspekte 
zur  'Krise'  kumulierende  Entscheidungssituation  hätte 
werden können;  der  einzige  Faktor,  den der  im  Umfeld der 
Weltwirtschaftskrise  gestiftete  Konsens als  Störenfried 
identifizierte,  nämlich  das 'internationale

1
 Uberengage-

ment des Mutterlandes  des Empire-Commonwealth, schloß 
eine doppelt  nachteilige  Perspektive  auf:  Jede Abnabe-
lung von den Ubergriffen  der  Weltwirtschaft  auf  die  bri-
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tische  Wirtschaft  verschärfte  kurzfristi g die  Notlage 
der Exportindustrien  (und  zwang die  Regierung,  in  kom-
pensatorischen  Handelsverträgen  zumindest  die  Durch-
schnittswerte  des Exportvolumens -  von Kohle;  Herings-
fängen,  etc.  -  zu  verankern,  um die  Verschlechterung  der 
Lage aufzuhalten)  und reduzierte  die  Verfügbarkeit  des 
Außenhandels als  Instrument  freundschaftlicher  Beziehun-
gen mit  den (vernachlässigten  der  pressierten)  Aus-
tauschpartnern. 

Diese Beobachtungen, die  sich  mit  den grundlegenden Be-
obachtungen über  die  verschlechterte  Situation  Englands 
im Gefüge der  Weltwirtschaftsordnung  und der  internatio-
nalen Staatenordnung nach 1931/3? einerseits  und des 
Umstands, daß das britische  politische  System durch  die 
Reaktivierung  militärischer  Machtpolitik  seitens  Japans, 
Italiens  und des Dritten  Reiches ein  'issue

1
 -  Rüstungs-

frage  -  aufgezwungen wurde,  den 'Politik',  'Wirtschaft' 
und 'Gesellschaft'  in  England aus eigenen  Stücken lieber 
hintangesetzt  hätten,  andererseits,  zu  einem Konglomerat 
negativer  Sondereinflüsse  zusammenfügten, lassen  den 
Schluß zu,  daß sich  über  Großbritannien  eine  'Krise' 
zusammenbraute, deren  inneren  Ausbruch -  im  Unterschied 
zur  Auslösung des 2.  Weltkrieges  durch  das Hitler-Regime 
-  die  'Politik  des politischen  Systems'  zu  verhindern 

strebte.  Die  internationale  Umwelt,  die  England ver-
52 

schiedenartige  Kontrastprogramme vorhielt,  veranlaßte 
die  politischen  Eliten,  'political  strength'  als  Marken-
zeichen britischer  Weltgeltung  zu  pflegen. 

VI. 

Die Zentralisierung  politischer  und wirtschaftlicher 
(Finanz-)  'Macht'  in  London bedeutete  noch nicht  die 
'Nationalisierung'  der  'Politik'  oder  der  'Wirtschaft' 
in  Großbritannien;  sie  gewährleistete  jedoch  'Politik 
des politischen  Systems'  und Fortführung  der  'Pax  Bri-
tannica'.  Auf  der  anderen Seite  erneuerte  die  regional 
unterschiedliche  Entwicklung  der  Wirtschaft  -  mit  den 
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'depressed  areas'  und de n Wachstumszentren als  Endpunk-
ten der  Skala  -  die  überlieferte  dezentralisierte  Ver-
fassung der  Gesellschaft53  und verlieh  dieser  neue Ge-
stalt.  Die  immer wieder  erstellten  schlechten  Bilanzen 
der englischen  Wirtschaft  und der  Wirtschaftspoli-

54 
tik  können sich  zwar  auf  damals bekannte  Expertisen  be-
rufen  (und  stützten  sich  weitgehend  darauf);  die  'Poli-
tiker',  aber  auch die  Mehrzahl  der  sozialen  Gruppierun-
gen blieben  'bewußtseinsmäßig'  vom kumulierenden  Effekt 
dieser  Serie  von Schreckensmeldungen verschont.  Auch die 
Augen der  Außenwelt richteten  sich,  je  mehr die  Krise  in 
der internationalen  Politik  und in  der  Weltwirtschaft 
verschmolzen, auf  das,  was 'Britain's  political 
strength'  ausmachte: Daß das politische  Regime einen 
Handlungsspielraum für  eine  Politik  des politischen  Sy-
stems zu  bewahren vermochte. 

ANMSfiKUNQgN 

*  Die  Ausführungen,  in  der  Vortragsform  beibehalten, 
bauen auf  den Studien  "Flexibilität  und Effizienz  po-
1itisch-sozialer  Systeme. Die  deutsche  und die  engli-
sche Politik  1918/19",  in:  Vierteljahreshefte  für 
Zeitgeschichte,  XXV/2 (1977),  137 -  187;  "Politische 
Tradition  und wirtschaftliche  Faktoren  in  der  briti-
schen Friedensstrategie  1918/19",  in:  Vierteljahres-
hefte  für  Zeitgeschichte,  XXIX/2  (1981),  131 -  188; 
"England in  der  Krise:  Grundzüge und Grundlagen der 
britischen  Appeasement-Politik  (1930-1937)",  Wiesba-
den 1981,  auf. 

1 Den besten  Einblick  in  die  'Krise-in-England'-Debatte 
bietet  ein  von I.  Kramnick,  Is  Britain  Dying? Perspe-
ctives  on the  current  crisis,  Ithaca  1979,  edierter 
Sammelband, auf  den hier  stellvertretend  Bezug genom-
men wird. 
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2 'Politisches  Regime* meint  nich t  nur  die  'herrschen-
den Schichten'/Amtsträger,  sondern  schließt  "sets  of 
implicit  or  explicit  principles,  norms,rules,  and de-
cisionmaking  procedures  around which  actors'  expecta-
tions  converge in  a  given  area  of  ...  relations"  ein, 
s.  St.  Krasner,  Hrsg.,  International  Regimes, in:  In-
ternational  Organization,  XXXVI/2 (1982),  186. 

3 Mit  einer  Serie  von Studien  hat  sich  W. Cowling  der 
Thematik angenommen: "1867:  Disraeli,  Gladstone  and 
Revolution.  The Passing  of  the  Second Reform Bill", 
Cambridge 1967;  "The  Impact  of  Labour",  Cambridge 
1971; "The  Impact  of  Hitler:  British  Politics  and 
British  Policy  1933-19MO", London 1975;  angekündigt 
ist  "The  Impact  of  Inflation". 

4 T.  Smith,  The Politics  of  the  Corporate  Economy, Lon-

don 1981. 

5 St.  Blank,  Britain's  Economic Problems:  Lies  and Damn 
Lies,  in:  Kramnick,  79;  ders.,  Britain:  The Politics 
of  Foreign  Economic Policy,  the  Domestic Economy, and 
the Problem of  Pluralistic  Stagnation,  in:  P.  Katzen-
stein,  Hrsg.;  Between Power and Plenty,  Foreign  Econ-
omic Policies  of  Advanced Industrial  States,  Madison 
1977. 

6 T.  Nairn,  The Future  of  Britain's  Crisis,  in:  Kram-
nick,  251;  ders.,  The Break-up  of  Britain.  Crisis  and 
Neo-Nationalism,  London 1977. 

7 Die  bekannteste  Variante  ist  Hobsbawms These,  daß der 
Zugang zu  den Empire-Märkten  der  britischen  Industrie 
auf  lange  Zeit  einen  Wettbewerbsschock erspart  habe. 

8 Nairn,  in:  Kramnick,  251. 

9 W. D.  Rubinstein,  Wealth,  Elites  and Class  Structure 
in  Britain,  in:  Past  & Present  Nr.76  (1977),  124/125. 

10 S.  hierzu  den Beitrag  von C.A.  Wurm in  diesem Heft. 
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11 In  der  Begründung der  analytischen  Trennung zwischen 
Politik,  Gesellschaft  und Wirtschaft  folge  ich  K.Ho-
he,  Politik.  Begriffe  und Wirklichkeiten.  Eine  Ein-
führung in  das politische  Denken. Stuttgart  1978;  H. 
Buchheim, Theorie  der  Politik,  Hünchen, Wien 1981. 

12 Hiermit  sind  zwei  klar  ausgrenzbare  Aktions-  bzw.  Zu-
ständigkeitsfelder  gemeint;  die  Hervorhebung bedeutet 
nicht,  daß alle  Tätigkeitsfelder  -  z.B.  in  der  Poli-
tik  -  dem einen  oder  anderen Begriff  zu-  oder  unter-
geordnet werden müßten; man kann nur  beobachten,  daß 
die  im  Folgenden behandelten  Bereiche  Sicherheits-
und Sozialpolitik  dem einen,  'industrial  relations

1 

dem anderen vorbehalten  sind.  Im wirtschaftlichen  Be-
reich  sind  die  Zuordnungen in  eine  der  beiden  Katego-
rien  augenfälliger,  ebenso,  daß einige  Sektoren  -  z.B 
'engineering

1
 -  in  keiner  aufgehen. 

13 A.H.  Imlah,  Economic Elements in  the  Pax Britannica, 
Studies  in  British  Foreign  Trade in  the  19th  century. 
Cambridge, Hass.  1958;  R.  Rosecrance,  The Pax Britan-
nica  and British  Policy,  in:  Kramnick,  215 ff. 

14 Wohnungsbau /  Bauwirtschaft,  Verkehrswesen (Inland-), 
Stromversorgung etc. 

15 A.  Gamble, Britain  in  Decline.  Economic Policy,  Poli-
tical  Strategy  and the  British  State,  London 1981, 
bes.  142/43;  vgl.  J.  Stevenson,  The Haking of  Unempl-
oyment Policy,  1931-35,  in:  H.Bentley  /  J.Stevenson, 
Hrsg.,  High  and Low Politics  in  Hodern Britain,  Ox-
ford  1983,  197:  "The  provision  of  some kind  of  unemp-
loyment pay provided  an important  precondition  for 
the pursuance of  a  non-interventionist  strategy  to-
wards the  economy by  maintaining  the  majority  of  the 
unemployed at  a  subsistance  or  near-subsistance  le-
vel."  Ähnlich  F.H.  Hiller,  The Unemployment Policy  of 
the National  Government, 1931-1936,  in:  Historical 
Journal  XIX/2  (1976),  454:  "When sorely  pressed  or 
in  the  streets,  the  government made marginal  improve-
ments in  the  relief  system and preserved  its  limita-
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tion  on public  capita l  expenditure."  -  Die  Aussagen 
im Textteil  sind  als  eine  Gegenüberstellung  zur  'po-
litischen'  Lohn-  und Preispolitik  in  der  Weimarer Re-
publik  zu  verstehen;  s.  dazu L.Preller,  Sozialpolitik 
in  der  Weimarer Republik,  Stuttgart  1949;  U.Nocken, 
Internationales  Stahlkartell  und die  deutsch-franzö-
sischen Beziehungen,  in:  G.  Schmidt,  Hrsg.;  Konstel-
lationen  internationaler  Politik  1924-1932.  Politi-
sche und wirtschaftliche  Faktoren  in  den Beziehungen 
zwischen Westeuropa und den Vereinigten  Staaten,  Bo-
chum 1983;  vor  allem  G.D.  Feldman /  I.Steinisch,  Not-
wendigkeit  und Grenzen sozialstaatlicher  Interventi-
on,  in:  Archiv  für  Sozialgeschichte,  XX (1980),  57 -
117. 

16 Diese  Aussage ist  als  Kontrastbild  zu  den Feststel-
lungen der  Literatur  über  das Kaiserreich  zu  sehen, 
insbes.  G.  Ziebura,  Sozialökonomische  Grundfragen des 
deutschen Imperialismus  vor  1914,  in:  H.U.  Wehler, 
Hrsg.,  Sozialgeschichte  heute,  Göttingen  1974,  495 -
524. 

17 Zu diesem Problem -  freilich  bezogen auf  die  Bundes-
republik  in  der  Ära  der  Reform-  und Entspannungspoli-
tik  1970/74 -  s.  R.M.  Lepsius,  Wählerverhalten,  Par-
teien  und politische  Spannungen, in:  Politische 
Vierteljahresschrift  XIV (1973),  bes.  307 ff. 

18 Die  Anregungen verdanke ich  K.  Rohe, Ursachen und Be-
dingungen des modernen britischen  Imperialismus  vor 
1914, in:  W.J.  Mommsen, Hrsg.,  Der  moderne Imperia-
lismus,  Stuttgart,  Berlin,  Köln,  Mainz 1971,  bes.  73. 

19 Dies  umschreibt  die  Kernbestände des englischen  par-
teienstaatlichen  Cabinet-Prime  Ministerial-Govern-
ment-Systems. 

20 Hier  braucht  nur  daran  erinnert  zu  werden,  daß die 
Konservativen  die  Sozialgesetze  der  Liberalen  und La-
bour's  passieren  ließen;  daß die  Liberalen  die  Außen-
politik  der  Konservativen  (1892/95,  nach 1906)  fort-
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führten,  Labour  und Konservativ e bemüht waren (als 
Regierungspartei),  Divergenzen in  der  Außenpolitik 
einzuebnen; die  nach 1938 aufbrechende moralische 
Entrüstung  sollte  nicht  zur  Überschätzung der  Diffe-
renzen führen. 

21 Außer des Verf's.  "England  in  der  Krise",  Kap.  IV,  s. 
die  Zusammenfassungen: "Politisches  System und Appea-
sementpolitik,  1930-37.  Zur  Scharnierfunktion  der  Rü-
stungspolitik  für  die  britische  Innen-  und Außenpoli-
tik",  in:  Hilitärgeschichtliche  Mitteilungen  1979/2, 
37-53;  "Domestic  factors  of  British  Appeasement", in: 
L.  Kettenacker/W.J.  Mommsen, Hrsg.,  The Fascist  Chal-
lenge and the  Policy  of  Appeasement, London 1982. 

22 Zu den Indizien,  an denen man die  Wirkung des Gebots 
und der  Doktrin,  H o take  no risks  with  labour

1
 in 

den 1920er  Jahren  und 1934/38 ablesen  kann,  s.  Kap. 
IV meines Buches. 

23 Die  Referierung  der  Selbstrechtfertigungsargumente 
bedeutet  natürlich  noch längst  nicht,  daß der  Verf. 
die  Augen vor  den Defiziten  und Fehlentwicklungen  der 
Sozial-  und Wirtschaftspolitik  verschließt. 

24 J.R.  Hay,  The Origins  of  the  Liberal  Welfare  Reforms 
1906-1914, London 1975,  27.  Vgl.  J.  Harris,  The Tran-
sition  to  High  Politics  in  English  Social  Policy, 
1880-1914, in:  M.  Bentley  /  J.  Stevenson,  Hrsg.,  High 
and Low Politics  in  Modern Britain,  Oxford  1983,  78: 
"...  but  the  catalyst  that  transformed  these  pressu-
res and precipitated  social  policy  into  the  theatre 
of  high  politics  was public  finance." 

25 G.  Schmidt,  Das Zusammenspiel sicherheitspolitischer, 
wirtschaftlicher  und ideologischer  Faktoren  in  der 
englischen  Weltpolitik,  in:  K.  Rohe, Hrsg.,  Die  West-
mächte und das Dritte  Reich:  Klassische  Großmachtri-
valität  oder  Kampf zwischen  Demokratie  und Diktatur?, 
Paderborn 1982,  29-56. 
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26 Diesen Nachweis z u erbringen,  ist  das Anliegen  meines 
'England  in  der  Krise'. 

27 Die  Abgrenzung ist  im  Einzelfall  -  etwa  im  Bergbau, 
wo der  Staatsinterventionismus  auch von 'Liberalen' 
unterstützt  wurde -  schwer zu  ziehen.  Gewerkschaften, 
die  Verstaatlichung  in  ihr  Programm schrieben,  insi-
stierten  andererseits  auf  der  Tarifautonomie;  Unter-
nehmerverbände (National  Union of  Manufacturers),  die 
Schutzzölle,  Subventionen verlangten,  protestierten 
gegen 'staatliche'  Auflagen  im  Bereich  des Arbeits-
schutzes,  usw. 

28 Nicht  zufällig  leitete  das Bestreben  der  Wilson-Re-
gierung,  mit  Hilfe  von Leitlinien  für  die  Lohn-  und 
Preispolitik  die  britische  Wirtschaft  zu  'modernisie-
ren',  den Konflikt  zwischen  Staatsgewalt  und Autono-
mieansprüchen der  Gewerkschaftsbewegung für  Zustän-
digkeitsbereich  ein;  s.  G.  Schmidt,  Hrsg.,  "Industri-
al  Relations"  und "Industrial  Democracy" in  Großbri-
tannien,  Bochum 1983 (ADEF-Reihe, Bd.  2).  Dies  ist  im 
größeren Zusammenhang mit  Veränderungen im  politi-
schen Betrieb  Großbritanniens  zu  sehen,  die  H.M.Druc-
ker,  The Evolution  of  Political  Parties,  in:  R.L.Bor-
thwick/J.E.  Spence, Hrsg.,  British  Politics  in  Per-
spective,  New York  1984,  108,  114 f.  wie  folgt  kon-
statiert:  "Since  the  mid  1960s the  party  system and 
the parties  have been changing.  The foundations  of 
the old  system have been weakening arid  something  rem-
arkably  like  a  new system has been emerging ...  Par-
ties  have become increasingly  irrelevant  to  the  bar-
gaining  which  now takes  place  between governments and 
these powerful  private  pressure  groups.  ...  The rise 
in  the  welfare  state  and the  governments'  increasing 
need to  manage the  economy have resulted  in  dimini-
shed status  for  some of  the  traditional  tools  of  go-
vernment ...  the  parties  are  less  responsible  for 
they have come to  lack  the  power to  deliver  their 
promises ..." 
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29 G.  Schmidt,  Effizien z (Anm. 1);  s.  zum Thema die  Aus-
führungen von C.A.  Wurm in  diesem Heft;  ferner  R.Lo-
we, The Ministry  of  Labour,  1916-19:  a  Stil l,  Small 
Voice?,  in:  K.  Burk,  Hrsg.,  War and the  State.  The 
Transformation  of  British  Government, 1914-1919,  Lon-
don, Boston 1982,  108-134;  ders.,  The Erosion  of  Sta-
te  Intervention  in  Britain,  1917-1924,  in:  Economic 
History  Review XXXI (1978);  M.W. Kirby,  The British 
Coalmining Industry  1870-1946,  a  Political  and Econo-
mic History,  London 1977. 

30 Der  Konjunktureinbruch  1920/21 veränderte  nachhaltig 
die  Rahmenbedingungen, unter  denen man die  Erweite-
rung der  Arbeitslosenversicherung  -  über  den Kreis 
der vom Gesetz von 1911 erfaßten  Beschäftigten  hinaus 
-  ins  Auge faßte;  s.  dazu B.B.Gilbert,  British  Social 
Policy  1914-1939,  London 1970. 

30a Dem Sachverhalt  nach entspricht  die  Beobachtung Ber-
ringtons  für  die  1960/70er  Jahre  meinem Denkansatz: 
"...  empirically,  the  'electoral  centre  ground

1
 was 

not  the  same as  the  ideological  centre  ...  The argua-
bly  admirable  ideological  moderation  of  the  two  par-
ties  went  hand in  hand with  a  craven  attitude  to  the 
claims  of  the  interest  groups  ...  Governments could, 
at  least  until  the  70

f
s ,  win  nearly  all  their  battles 

in  the  division-lobbies  -  only  to  lose  in  their  stru-
ggles  with  the  extra-parliamentary  interest  groups... 
by the  early  70's  ...  substantial  numbers of  citizens 
were prepared,  in  defence  of  their  interests,  to  go 
beyond the  conventional  means of  constitutional  poli-
tics.  ...  The changes in  the  temper  of  British  poli-
tics  could  be observed most starkly  amongst acti-
vists,  the  enthusiasts  for  various  kinds  of  cause 
groups ...  The great  divider  was neither  class  nor 
party  affiliation  but  age ...".  H.  Berrington,  Hrsg., 
Change in  British  Politics,  London 1984,  16,  9  ff. 

31 Dazu gehören einerseits  die  Zurückhaltung  gegenüber 
Bündnis- und Generalstabsgesprächen,  andererseits 
'search  for  agreement'  auf  dem Feld  der  Rüstungsbe-
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grenzung (Flottenabkomme n;  »Ai r  Parity
1
);  ebenso das 

Maßnahmenbündel 1931/32,  mit  dem England sich  auf  die 
Sterling-Ära,  die  Ottawa-  und Handelspartnerländer 
zurückzog,  den Binnenmarkt  schützte  und die  Währung 
regulierte. 

32 Für  diesen  Vorgang ist  kennzeichnend,  daß Treasury, 
Board of  Trade u.a.  'domestic  departments'  (Ministry 
of  Labour)  für  ihre  Gesichtspunkte  die  Oberhand über 
die  vom Foreign  Office  und den Service  Departments 
vorgelegten  Begehren beanspruchten  und z.T.  durch-
setzten  (vor  1937/38). 

33 Hierbei  ist  zu  beachten,  daß die  Rüstungsfrage  der 
englischen  Politik  von außen aufgedrängt  wurde;  s. 
meine in  Anm. 21 und 25 aufgeführten  Artikel. 

34 Insgesamt  folge  ich  zwar  K.  Middlemas'  These,  'indus-
trial  politics'  mindestens  so  wichtig  zu  nehmen wie 
'parliamentary'  oder  'high  politics'  (Cowling);  nur 
muß man erkennen,  daß die  Regierenden sich  gegen das 
Vordringen von 'group  polities',  'Korporatismus' 
wehrten und daß Appeasement hier  eine  Rolle  ausfüll-
te. 

35 Zur  'profiteering'-Krise  1936/38 s.  G.  Peden, British 
Rearmament and the  Treasury  1932-39,  Edinburgh  1979; 
R.P. Shay,  British  Rearmament in  the  Thirties:  Poli-
tics  and Profits,  Princeton,  N.J.  1977;  zum 'Krisen'-
Aspekt s.  G.  Schmidt,  Domestic factors  ..  . 

36 Hierzu  und zum 'Mißtrauen'  der  'Industrie  gegenüber 
Staat/Regierung'  s.  den aufschlußreichen  Artikel  von 
R.F.  Holland,  The Federation  of  British  Industries 
and the  International  Economy 1929-39,  in:  Economic 
History  Review 34 (1981),  287-300. 

37 Dies  ist  vor  dem Hintergrund  der  'freiwilligen'  Rü-
stungsbegrenzung in  der  Ära  der  Ten Years'  Rule  (1919 
/22 -  1932-34),  der  latenten  Unzufriedenheit  der  In-
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dustrie  mit  den finanz -  und währungspolitischen  Prio-
ritäten  der  Regierungspolitik  u.a.m.  zu  sehen. 

38 W.R. Garside,  Management and Men: Aspects  of  British 
Industrial  Relations  in  the  Inter-War-Period,  in:  B. 
Supple,  Hrsg.,  Essays in  British  Business  History, 
Oxford 1977. 

39 Außer den Arbeiten  von Imlah  and Rosecrance s.  bes. 
B.J.Rowland,  Hrsg.,  Balance of  Power or  Hegemony: The 
Inter-War  Monetary System,  New York  1976. 

39a S.  hierzu  bes.  die  Beiträge  von W.A. Brown,  Jr.,  and 
L.J.  Hume in:  S.Pollard,  Hrsg.,  The Gold  Standard  and 
Employment Policies  between the  Wars,  London 1970; 
E.V.Morgan, Studies  in  British  Financial  Policy,  1914 
-25,  London 1952;  S.  Howson, Domestic Monetary Manag-
ement in  Britain  1919-1938,  New York  1975;  D.E.  Mogg-
ride,  British  Monetary Policy  1924-31:  The Norman 
Conquest of  $  4,86,  Cambridge 1972. 

40 Rosecrance,  in:  Kramnick,  219 f. 

41 Ich  folge  hier  den Überlegungen K.  Rohes, Politik, 
bes.  30 ff. 

42 Im Rahmen des Finanzausschusses des Völkerbunds,  der 
gleichsam als  Vorreiter  des IMF fungierte,  suchte 
London Einfluß  auf  die  Stabilisierung  der  Währungen 
der Länder  in  'Zwischeneuropa'  und darüber  hinaus  auf 
deren Außenverhalten  zu  nehmen. 

43 Die  Wirkungsmechanismen erläutert  am klarsten  A.K.Ca-
irncross,  Home and Foreign  Investment  1870-1913:  Stu-
dies  in  Capital  Accumulation,  Cambridge 1953. 

44 Die  Auswirkungen dieser  »Arbeitsteilung
1

 auf  die  für 
'industrial  self-government'  unentbehrlichen  Verhand-
lungen mit  dem Spitzenverband  der  Gewerkschaften ver-
deutlichen  G.W.MacDonald/H.F. Gospel,  The Mond -  Tur-
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ner -  Talks  1927-33:  A Stud y in  Industrial  Cooperati-
on,  in:  Historical  Journal  XVI  (1973),  807-829; 
ferner  R.F.  Holland  und K.  Middlemas. 

44a E.  Wigham, The Power to  Manage: A History  of  the  En-
gineering  Employers

1
 Federation,  London 1973. 

45 St.Blank,  Industry  and Government in  Britain.  The Fe-
deration  of  British  Industries  in  Politics,1945-1965, 
Farnborough 1973,  Kap.  2;  die  von P.  Mathias  im  Manu-
skript  seit  Jahren  abgeschlossene Geschichte  der  FBI 
ist  jetzt  in  L.  Hannahs Business  History  Center,  Lon-
don, einzusehen;  s.  ferner  Holland  (Anm. 36). 

45a Dazu gehören:Auswirkungen der  Stabilisierung  auf  die 
Lage der  Industrien;  Belastbarkeit  der  Wirtschaft; 
Flankenschutz für  die  'recovery

1
 der  exportorientier-

ten Industrien;  Industrieansiedlung  in  den alten  Zen-
tren,  usw. 

46 Aus wahlstrategischen  Überlegungen hatte  Baldwin  nach 
der Niederlage  1923 die  Zusage Bonar Laws wiederholt, 
über die  Einführung  des Schutzzolls  erst  nach einer 
Wählerentscheidung zu  befinden. 

47 Unter  Bezugnahme auf  die  Stahl-  und die  Baumwollindu-
strie  illustriert  Wurm diesen  Vorgang;s.dazu  den Bei-
trag  in  diesem Heft  und seine  Habilitationsschrift. 

48 Dies  gilt  bes.  für  die  Phase der  Appeasementpolitik, 
s.  meine zusammenfassenden Artikel  in:  K.Rohe,  Hrsg., 
Die Westmächte; in:  Militärgeschichtliche  Mitteilun-
gen 1979/2,  und in:  Kettenacker/Mommsen, Hrsg.(1983). 

49 Die  Formel  umschließt  das Durchhaitevermögen Englands 
im Kriegsfall  (als  Gegenstück zur  Dolchstoßlegende 
für  die  Bewußtseinslage  deutscher  Führungsschichten), 
die  Handlungsfähigkeit  der  Regierung,  etc.;  wichtig 
ist,  daß die  Verfechter  dieses  Prinzips  (N.  Chamber-
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lain,  Inskip,  Halifax)  ein e »Politik  der  Stärke»,  ein 
Niederzwingen des 3.  Reiches durch  Wettrüsten  u.ä., 
verwarfen. 

50 Hinzu  kämen die  Faktoren,  die  aufgrund  der  o.g.  Ein-
schätzung der  Eigendynamik der  englischen  Gesell-
schaft  ausgemacht werden können. 

51 Daran ändert  auch die  Feststellung  nicht  viel,  daß 
England in  der  Epoche 1924-39/40  im  Vergleich  zu  an-
deren Ländern u n d im  Vergleich  zu  anderen Phasen 
in  der  eigenen  Entwicklung  gut  abschneidet.  Die  Zeit-
genossen handelten  und verhielten  sich  entsprechend 
den Eindrücken,  die  sie  selbst  gewonnen hatten. 

52 Gemeint sind  Frankreichs  Handlungsunfähigkeit  nach 
1923/33;  der  Aktivismus  der  »faschistischen»  Regime; 
der sicherheitspolitische  Immobilismus  der  USA und 
der UdSSR, kombiniert  mit  »New Deal»  und »Sozialis-
mus» in  einem Lande. 

53 Die  Selbstherrlichkeiten  grundbesitzender,  später  der 
industriellen  Führungsschichten  sind  mindestens  so 
ausgeprägt (allerdings  auf  anderem Niveau)  wie  die 
mit  'Junkertum»  assoziierten  Vorstellungen  zur  preu-
ßisch-deutschen  Sozialgeschichte.  Die  englische  Sozi-
algeschichtsschreibung  hat  hierzu  in  den letzten  Jah-
ren Vorzügliches  geleistet. 

54 Der  Beitrag  von Pollard  in  diesem Heft  bietet  eine 
weitere  Variante  zur  gegenwärtigen  britischen  Wirt-
schaftspolitik. 
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Clemens A.  Wurm 

DER STAAT ALS ORGAN DER RATIONALISIERUNG UND 
INDUSTRIELLEN REORGANISATION IN  GROSSBRITANNIEN 

1919 -  1939 

Arbeiten  zur  "britischen  Krise"  sind  nicht  erst  seit  den 
sechziger  oder  siebziger  Jahren  dieses  Jahrhunderts  ge-
schrieben  worden.  1931 legte  der  angesehene französische 
Soziologe und Politikwissenschaftler  Andre Siegfried 
eine Studie  zur  "britischen  Krise  im  20.  Jahrhundert" 
vor,  die  umgehend eine  intensive  Debatte  auslöste  -  und 
1975 wegen "ihrer  Aktualität"  (so  der  Verlag)  in  der  vom 
Autor  1932 überarbeiteten  Fassung ungekürzt  neu aufge-
legt  wurde.

1
 Nach A.  Siegfried  schlug  sich  die  "Krise" 

Großbritanniens  am deutlichsten  im  ökonomisch-sozialen 
Bereich  nieder.  Sie  manifestierte  sich  vornehmlich  in 
der "Kontraktion  der  Exporte";  soziale  Folge  war  die 
Massenarbeitslosigkeit;  ihr  unmittelbarer  Anlaß war  das 
Fehlen einer  ausreichenden  Gewinnspanne bei  den Unter-
nehmen. Großbritannien  war  eines  der  Länder  geworden, wo 

die  Industrieproduktion  am teuersten  geworden war:  "Nous 
2 

voici  au coeur  du probleme britannique". 

Freilich  lagen  für  A.  Siegfried  die  Ursachen der  Krise 
tiefer;  sie  reichten  weit  in  die  Geschichte  zurück.  Eng-
land hatte  das "säkulare  Privileg"

3
 seines  Industria-

lisierungsvorsprungs  verloren  und nicht  rechtzeitig  die 
Anpassung an die  strukturellen  Veränderungen der  Welt-
wirtschaft  vollzogen.  Für  A.  Siegfried  handelt  es  sich 
im Kern um eine  Krise  des "viktorianischen  England", 
weniger um eine  solche  des England seiner  Zeit:  "das 
gegenwärtige England gründet  noch zu  stark  auf  den Prin-
zipien,  den Methoden, den Bedingungen des 19.  Jahrhun-
derts.  Das viktorianische  England muß sich  selbst  revi-
dieren,  ohne Gnade; die  Welt,  die  es  umgibt,  hat  sich 
geändert;  was den englischen  Erfolg  von 1850 ausmachte, 
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kann nicht  mehr den englischen  Erfolg  von 1931 ausma-
chen».

4 

Siegfrieds  scharfsinnige  Studie  reflektierte  indirekt 
und ungewollt  Schwierigkeiten,  die  sich  bei  späteren 
Untersuchungen der  "britischen  Krise"  immer wieder  ge-
stellt  haben.  Siegfried  gelingt  es  nicht,  den Krisenbe-
griff  analytisch  sauber  zu  verwenden und zu  bestimmen, 
worin  die  "Krise"  bestand.  Er  scheint  sie  weithin  mit 
"wirtschaftlicher  Depression",  mit  "ökonomischer  Krank-
heit"  zu  identifizieren  und spricht  an anderer  Stelle 
gar davon,  daß der  Begriff  Krise  "vielleicht  ungenau" 
sei;  es  handele  sich  "eher  um eine  Art  chronische  Krank-
heit,  die  selbst  verschiedene  Aspekte  und unterschiedli-
che Phasen" beinhalte.^  Relativer  wirtschaftlicher  Nie-
dergang, wie  er  in  jener  Zeit  erfolgte,  bedeutet  nicht 
notwendigerweise politischen  oder  sozialen  Niedergang, 
obwohl alle  drei  miteinander  verbunden sind.^  Bereits 
A. Siegfried  bemerkte,  was späteren  Diagnostikern  der 
"Krise"  immer wieder  aufgefallen  ist:  die  Stabilität  des 
britischen  politischen  Systems,  die  Verankerung demokra-
tischer  Prinzipien  in  breiten  Schichten  der  Bevölkerung, 
das weitgehende Fehlen  eines  Krisenbewußtseins:  "Eng-
land",  so  meinte  er,  "ist  ohne Kompaß, doch die  Masse 
der Bevölkerung  bleibt  unerschütterlich"  (imperturba-
ble).

7 

Sieht  man von der  Problematik  des Krisenbegriffs  und der 
Charakterisierung  der  beobachteten  Erscheinungen als 
"britischer  Krise"  ab und widmet man sich  begrenzteren 
Themen, bietet  die  Untersuchung A.  Siegfrieds  für  eine 
Analyse der  Problemlagen in  Politik,  Wirtschaft  und Ge-
sellschaft  des Landes oder  der  möglichen  politischen 
Optionen des Inselreiches  einen  brauchbaren Einstieg.  In 
manchem stimmt  die  neuere Forschung mit  seinen  Aussagen 
überein.  Wie A.Siegfried  sieht  sie  die  Ursachen der 
wirtschaftlichen  Misere  in  einer  Kombination  innerer  und 
äußerer Faktoren,  betont  sie  die  Last,  die  der  frühe 
Start  der  Industrialisierung  und die  Monopolstellung  des 
19.  Jahrhunderts  langfristig  für  Struktur,  Organisation 
und Ausrüstung  der  Industrie  -  wie  auch für  die  Mentali-
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tät  der  gesellschaftlichen  Handlungsträge r  -  mit  sich 
brachten.  Umstritten  ist,  ob den Löhnen jene  hohe Bedeu-
tung für  den Verfall  der  Ausfuhren  und für  die  Arbeits-

o 
losigkeit  zukommt, wie  A.Siegfried  annimmt.  Einig  ist 
sich  hingegen die  Forschung darin,  daß die  britische 
Wirtschaft  der  Zwischenkriegszeit  zu  sehr  den traditio-
nellen,  technisch  und organisatorisch  zumeist  rückstän-
digen Stapelindustrien  verhaftet  und ein  tiefgreifender 
Strukturwandel  weg von den "alten

11
 Sektoren  hin  zu  den 

"neuen" Wachstumsbranchen erforderlich  war.  Zugleich 
wird  behauptet,  daß aufgrund  historisch-struktureller 
Gegebenheiten die  alten  Erwerbszweige selbst  nicht  in 
der Lage waren,  aus sich  heraus  die  technische  und orga-
nisatorische  Transformation  vorzunehmen, daß hierfür 
vielmehr  -  wie  für  die  Anpassung der  Gesamtwirtschaft  an 
die  veränderten  weltwirtschaftlichen  Bedingungen über-
haupt -  die  Unterstützung  oder  die  leitende  Hand einer 
"central  agency"^  erforderlich  waren.  Gedacht wird  dabei 
vornehmlich  an den Staat.  Nach A.Siegfried  stieß  man 
hier  -  bei  der  Rolle  des Staates  -  auf  die  "fundamentale 
Spaltung der  Geister  und Parteien  in  Bezug auf  die 
Lösung der  Kr ise"

1 0
:  Den liberalen  Traditionen  verhafte-

ten Anhängern des Laissez-faire  standen  unversöhnlich 
die  "Interventionisten"  gegenüber,  für  die  nur  über  Re-
gierungshandeln  die  Schwierigkeiten  des Landes überwun-
den werden konnten. 

Bei der  Untersuchung der  Aktivitäten  des Staates  hat 
sich  die  neuere Forschung bislang  auf  die  Währungs- und 
Finanzpolitik,  auf  die  allgemeine  Wirtschafts-,  Beschäf-
tigungs-  und Sozialpolitik  konzentriert.  Umfang und Na-
tur  amtlicher  Tätigkeit  werden äußerst  unterschiedlich 
eingeschätzt.  Einige  Autoren  haben den in  seinen  Auswir-
kungen verhängnisvollen  Charakter  der  Regierungspolitik 
herausgearbeitet;  S.  Pollard  sieht  nicht  zuletzt  hierin 
-  im  "neglect  of  industry"  -  einen  entscheidenden  Grund 

11 
für  den "industrial  decline"  des Landes.  Andere Wissen-
schaftler  wie  S.  Howson bescheinigen  den staatlichen 
Instanzen  für  die  dreißiger  Jahre  durchaus Lernfähigkeit 
und die  Bereitschaft,  neue Erkenntnisse  aufzunehmen.

12 
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Während S.  H.  Beer  oder  T.  F.  Lindsay  und M.  Harrington 
die  Politik  der  dreißiger  Jahre  als  bewußten Bruch mit 
der liberal-kapitalistischen  Tradition  des Laissez-faire 
deuten ("government  decisions  of  those  years  endowed 
Britain  with  a  pattern  of  economic policy  that  was com-
prehensive  and radically  different  from  that  of  previous 
genera t ions "

1
, sehen  umgekehrt M.W.Kirby  und B.W.E.Alf-

ord in  den Wandlungen -  gleichsam  in  Übereinstimmung mit 
dem traditionellen  Stil  britischer  Politik  -  lediglich 
eine Vermehrung von ad hoc gegebenen, pragmatischen  Ant-
worten auf  unmittelbare  und drängende Probleme der 
Zei t .

1 4 

Der "industrial  policy"  der  Regierung ist  bislang  wenig 
Aufmerksamkeit geschenkt  worden.  "Perhaps  the  greatest 
need" aber,  so  hat  jüngst  ein  britischer  Forscher  zu 
Recht gemeint,  "is  for  more study  of  the  evolution  of 

1S 
government policy  towards  industry."

 J 

Dieser  Beitrag  beschäftigt  sich  mit  der  Politik  White-
halls  gegenüber zwei  Stapelindustrien  -  Eisen  und Stahl, 
Baumwolle - ,  gegenüber zwei  Branchen also,  deren  ökono-
misch/soziale  Bedeutung beachtlich  war  und deren  jewei-
liges  politisches  Gewicht  sich  im  Untersuchungszeitraum 
grundlegend wandelte.  Auch ihre  wirtschaftliche  Entwick-
lung verlief  in  jener  Periode  unterschiedlich.  Er  sucht 
die  Rolle  des Staates  bei  der  "Rationalisierung"  und 
Reorganisation  der  genannten Branchen zu  beleuchten.  Er 
will  zeigen  -  und die  Gründe dafür  darlegen  - ,  daß im 
Gegensatz zum Kohle-Bergbau die  Intervention  in  indirek-
ter  Fo rm oder  spät  erfolgte.  Wie auf  dem Gebiet  der 
Sozial-  und Arbeitslosenpolitik  sucht  die  Regierung auch 
hier  ihr  Engagement zu  begrenzen und die  Übernahme di-
rekter  Verantwortung  möglichst  zu  vermeiden.

1
^ 
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II. 

Die Antwort  der  Regierun g auf  die  Schwierigkeiten  der 
traditionellen  Stapelindustrien  lag  in  den zwanziger 
Jahren darin,  über  die  Verbesserung der  Wettbewerbsfä-
higkeit  die  verlorenen  Exportanteile  wiederzugewinnen 
und die  Ausfuhren  zu  steigern.  Dies  stand  im  Einklang 
mit  der  von der  Vorkriegszeit  überkommenen, "externen" 
Strategie  der  Regierung,  die  darauf  abzielte,  die  inne-
ren Probleme des Landes über  Handel,  Finanzen und die 
Rekonstruktion  der  Weltwirtschaft  zu  bewältigen.  Die 
Erhöhung der  Wettbewerbsfähigkeit  und die  Angleichung 
des unter  dem Goldstandard  überhöhten  britischen  Preis-
gefüges an das internationale  Preisniveau  sollten  einmal 
über Lohnsenkungen erreicht  werden -  ein  Weg, der  vor-
nehmlich und mit  verhängnisvollen  Konsequenzen im  Berg-
bau beschritten  wurde.  Ein  anderer  Weg schien  darin  zu 
bestehen,  die  Konkurrenzfähigkeit  der  britischen  Indu-
strie  über  Rationalisierungsmaßnahmen zu  verbessern.  Der 

im zeitgenössischen  Sprachgebrauch sehr  vage benutzte 
17 

Terminus der  "Rationalisierung"  meinte  soviel  wie  Zu-
sammenschlüsse von Unternehmen, Schaffung  größerer  wirt-
schaftlicher  Einheiten,  organisatorische  Verbesserungen, 
um "economies of  scale",  die  höchstmögliche  Effizienz 
bei  der  Produktion,  beim Vertrieb  und Export  von Waren, 
ganz allgemein:  Kostenreduzierung  zu  erzielen.  Dem Be-
streben,  Fusionen zu  fördern,  lag  die  -  für  den Bergbau 

18 
angeblich  "bewiesene"  ,  ansonsten weitgehend  ungeprüft 
übernommene -  Annahme zugrunde,  daß Großbetriebe  effizi-
enter  seien  und es  eine  positive  Korrelation  zwischen 
Größe und Effizienz  gebe.  Rationalisierung  konnte  auch 
Kapazitätsabbau und das "Gesundschrumpfen" ("cut  out 
dead wood")  einzelner  Industriezweige  bedeuten.  In  eini-
gen Sektoren  wie  etwa  der  Baumwollindustrie  überlagerte 
ab etwa  1930 die  Frage des Kapazitätsabbaus  alle  anderen 
Probleme. Mit  Rationalisierung  war  schließlich  ganz we-
sentlich  die  Vorstellung  von technischen  Neuerungen ver-
knüpft. 
Mit  ihrer  Forderung nach Rationalisierung  befand  sich 
die  Regierung im  Einklang  mit  der  "fortschrittlichen" 
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1 Q 
Gruppe der  britischen  Unternehmerschaft

 7
 und dem Groß-

teil  der  Banken. Auch die  Gewerkschaften (über  ihre  Hal-
tung wissen  wir  bislang  wenig)  scheinen  diese  Bewegung 
zunächst mitgetragen  zu  haben -  in  einigen  Fällen  waren 
sie  offenbar  zunächst  eine  der  treibenden  Kräfte  - ,  bis 
die  unmittelbaren  beschäftigungspolitischen  Konsequenzen 
von Rationalisierung,  nämlich  die  Entlassung  von Ar-
beitskräften,  immer deutlicher  wurden.  Ob und inwieweit 
der Gedanke bei  den zahlreichen  Klein-  und Mittelbetrie-
ben Fuß gefaßt  hat,  ist  unklar.  Prägend für  die  Bewegung 
waren ausländische  Vorbilder  -  besonders die  USA und 
Deutschland -,  Länder  also,  deren  Wirtschaft  ein  weit 
höheres Ausmaß an industrieller  Konzentration,  an Mas-
senproduktion  und Standardisierung  der  Waren als  Groß-
britannien  erreicht  hatte.  Nur  große wirtschaftliche 
Einheiten  schienen  der  Konkurrenz  dieser  Nationen  ge-
wachsen zu  sein. 

Mit  der  (außen-)wirtschaftspolitischen  Umwälzung von 
1931/32 verschoben sich  die  Perspektiven  und Prioritä-
ten.  In  der  Machtstellung  gesellschaftlicher  Gruppen 
erfolgten  wichtige  Verlagerungen.  An die  Stelle  des bis-
lang dominierenden  Handels-,  Finanz-  und internationalen 
Dienstleistungssektors  (City)  traten  Industrie,  Förde-
rung der  heimischen  Landwirtschaft  und Binnenmarktorien-
tierung.  Großbritannien  zog sich  aus der  Weltwirtschaft 
zurück und konzentrierte  sich  zur  Überwindung der  De-
pression  auf  nationale  Maßnahmen; doch blieb  angesichts 
der Exportabhängigkeit  der  Stapelindustrien  und mit 
Rücksicht  auf  die  Zahlungsbilanz  sowie  die  Stabilität 
des Pfund Sterling  das Bestreben,  die  internationale 
Wettbewerbsfähigkeit  der  Unternehmen zu  stärken,  ein 
wichtiges  Ziel  amtlicher  Politik.  Von Rationalisierung 
war kaum mehr die  Rede, wohl  aber  von der  "reorganisati-
on" einzelner  Industriezweige.  An die  Stelle  der  Fusi-
onsbewegung, die  in  den zwanziger  Jahren  vornehmlich  in 
den neuen Wachstumsindustrien  -  und nur  begrenzt  in  den 
hier  interessierenden  Stapelindustrien  -  zu  beobachten 
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gewesen war,  trat  di e Tendenz zur  Bildung  nationaler 
Kartelle  und zum Abschluß restriktiver  Abmachungen. Vor 
diesem allgemeinen  Hintergrund  sind  die  folgenden  Aus-
führungen zu  sehen. 

III. 

Die britischen  Regierungen haben die  Rationalisierung 
und Reorganisation  der  hier  untersuchten  Industriezweige 
vornehmlich  indirekt  gefördert.  Sie  gewährten begrenzte 
steuerliche  Vergünstigungen,  um den Prozeß zu  beschleu-

20 

nigen :  sie  boten  ihre  Vermittlerdienste  an,  reichten 
ihre  "helfende  Hand" und räumten Schwierigkeiten  aus dem 
Wege; häufig  haben Vertreter  Whitehalls  hinter  den Ku-
lissen  eine  aktivere  Rolle  gespielt  als  nach außen er-
kennbar.  Das Kabinett  hat  sich  mehrfach und wiederholt 
mit  dieser  Frage beschäftigt.  Handlungsbestimmend frei-
lich  blieb  die  Uberzeugung, daß die  Privatwirtschaft  am 
ehesten in  der  Lage sei,  die  Reorganisation  und Anpas-
sung durchzuführen.  Vornehmste Aufgabe des Staates  war 
es,  hierfür  möglichst  günstige  Rahmenbedingungen zu 
schaffen.  Die  Übernahme unmittelbarer  Verantwortung 
lehnten  sie  ab. 

Für die  vorsichtige  Haltung  und die  begrenzte  Interven-
tionsbereitschaft  lassen  sich  mehrere Gründe anführen. 
Da ist  zunächst  auf  das Gewicht  der  historischen  Tradi-
tion  hinzuweisen.  Großbritannien  hatte  im  19.  Jahrhun-
dert  ein  wohl  einzigartig  zu  nennendes Ausmaß von Ent-
haltsamkeit  des Staates  gegenüber der  Wirtschaft  erlebt. 
Dort  hatte  der  Staat  nicht  jene  aktive  Rolle  im  Wirt-
schaftsleben  gespielt  wie  das etwa  in  Deutschland  oder 
in  Frankreich  (Colbertismus)  der  Fall  gewesen war.  Die 
einstige  Vorherrschaft  des Landes in  der  Weltwirtschaft 
wurde auf  individuellen  Unternehmergeist  und private 
Initiative  (nicht  auf  staatliche  Förderung)  zurückge-
führt.  Bei  den Industriellen  verstärkte  dies  die  Abnei-
gung gegen Eingriffe  oder  "Sehulmeisterei"  seitens  der 
Regierung.  Bei  dieser  wiederum hatten  die  früheren  Er-
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folge  der  Privatindustrie  z u der  Ansieht  geführt,  daß 
sie  die  Unternehmer nicht  zu  lehren  brauche,  was sie  zu 
tun oder  zu  lassen  hätten.  Ihr  fehlten  die  administrati-
ven Voraussetzungen und die  technischen  Fähigkeiten  für 
eine direkte  Förderung von Rationalisierungsmaßnahmen. 
Besondere Kennzeichen des britischen  Regierungssystems 
wie etwa  die  starke  Stellung  des Schatzamtes,  das sich 
gegen eine  Ausweitung der  Staatstätigkeit  wandte,  ver-
stärkten  den Mangel.  Freilich  waren die  Hindernisse  im 
Staatsapparat  nicht  absolut.  Das Mines Department des 
Board of  Trade beispielsweise  betätigte  sich  bereits  in 
den zwanziger  Jahren  als  aktive  Lobby zugunsten organi-
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satorischer  Wandlungen im  Bergbau.  Schlüsselfigur  für 
die  "industrial  policy"  Whitehalls  und die  hier  behan-
delten  Fragen wurde Sir  Horace Wilson,  ab November 1930 
Chief  Industrial  Adviser  der  Regierung.  Wilson  war  nach 
seiner  Zeit  im  Ministry  of  Labour  mit  seinem Stab  zu-
nächst (1929/30)  beim Amt des Lord  Privy  Seal,  dann im 
Board of  Trade tät ig .

2 2 

Ein weiterer  Grund war  die  "political  backwardness of 
British  industry",  die  in  enger  Beziehung zum besser 
bekannten Phänomen der  "British  industrial  retardation" 
stand.  Die  "rückständige"  Struktur  der  Industrie,  ihre 
Heterogenität,  ihre  funktionale  Differenzierung,  ihre 
organisatorische  Zersplitterung  und die  Polarisierung 
der Interessen  verhinderten  die  Entstehung  einer  politi-
schen Führung unter  den Industriellen.  Sie  verhinderten 
auch die  Formulierung  kohärenter  Forderungen an das po-
litische  System.  Hier  liegt  ein  wesentlicher  Unterschied 
etwa zu  Deutschland  vor,  wo sich  die  Organisierung  der 
Industrie  in  kompakten wirtschaftlichen  Einheiten  und 
starken  Verbänden zeitlich  vor  oder  parallel  zu  der  Eta-
blierung  politischer  Parteien  vollzog  und es  der  Indu-
strie  in  viel  stärkerem  Maße gelingen  konnte,  das poli-
tische  System zu  mediatisieren.  In  Großbritannien  hinge-
gen standen  etablierte  Parteien,  eine  selbstsichere  po-
litische  Führung und ein  gefestigtes  Regierungssystem 
einer  politisch  unsicheren  und innerlich  zersplitterten 
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Unternehmerschaft gegenüber,  die  zudem im  wirtschaftli-
chen und politischen  Gesamtsystem des Landes lange  Zeit 
hinter  den Interessen  der  City  zurückstehen  mußte. 

Wichtig  für  das hier  behandelte  Thema ist,  daß in  Groß-
britannien  jede  Regierung,  die  in  die  Geschicke einzel-
ner,  vornehmlich  alter  Branchen eingriff,  in  komplexe 
innerindustrielle  Gegensätze verwickelt  zu  werden droh-

23 
te.  Diese  Gefahr  bestand  sowohl  in  der  Eisen-  und 
Stahl-,  wie  auch und in  noch weit  stärkerem  Maße in  der 
Baumwollindustrie.  Letztere  umfaßte etwa  3000 vom Wett-
bewerbskapitalismus  geprägte,  in  Größe,  Struktur  und 
wirtschaftlicher  Lage stark  voneinander  abweichende Fir-
men. Sie  war  horizontal  aufgebaut  und streng  nach ein-
zelnen Sektionen  (spinning,  weaving,  finishing,  merchan-
ting)  getrennt,  innerhalb  derer  es  wieder  scharfe  Unter-
scheidungen und Abgrenzungen gab.  So waren in  der  Sekt-
ion  der  Spinnerei  die  "amerikanischen"  Spinnereien  (sie 
verarbeiteten  Rohbaumwolle aus den Südstaaten  der  USA) 
streng  geschieden von den "ägyptischen"  Werken, die  ih-
ren Rohstoff  aus Ägypten bezogen.  Beide  Sektionen  waren 
-  das verschärfte  die  Differenzen  -  äußerst  unterschied-
lich  vom Verfall  der  Außenmärkte ab den zwanziger  Jahren 
betroffen. 

Beide Industriezweige  litten  nach Uberzeugung der  Regie-
rung an Überkapazitäten.  Das Board of  Trade schätzte  die 
überschüssigen Anlagen bei  Eisen  und Stahl  1925 auf  etwa 

24 
20% bis  25$.  Da man die  Produktivität  (über  die  Schlie-
ßung von Anlagen hinaus)  durch  "economies of  scale"  und 
technische  Verbesserungen zusätzlich  erhöhen wollte, 
mußte Rationalisierung  -  das wurde Ende der  zwanziger 
Jahre immer klarer  -  angesichts  der  allgemeinen  Nachfra-
geschwäche zumindest  kurzfristig  zu  erhöhter  Arbeitslo-

25 
sigkeit  führen  ("technologische  Arbeitslosigkeit")  , 
mochten sich  auch langfristig  die  Beschäftigungsmöglich-
keiten  verbessern.  Die  Regierung wollte  in  jedem Fall 
vermeiden, für  die  Zunahme der  Arbeitslosigkeit  und das 
Schließen einzelner  Betriebe  direkt  verantwortlich  ge-
macht zu  werden. 
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In  der  Baumwollindustrie  war  die  Rationalisierung  in 
hohem Maße mit  der  Einführung  neuer  Produktionstechniken 
und der  Veränderung der  Arbeits-  und Lebensbedingungen 
verknüpft.  Automatische  Webstühle beispielsweise  schie-
nen ohne den Übergang zum Zwei—Schichten—System nicht 
rentabel.  Pläne  zur  Neuausrüstung mußten die  Macht der 
Gewerkschaften berücksichtigen,  die  die  Kontrolle  über 
den Arbeitsprozeß,  die  Höhe des Akkordlohns  und die  An-
zahl  der  Maschinen pro  Arbeiter  nicht  verlieren  und den 
weiteren  Verlust  von Arbeitsplätzen  nicht  kampflos  hin-
nehmen wollten:

 !t
.  . .  in  Britain  cotton  managers had long 

Of\ 
since  lost  the  right  to  manage their  labor  processes". 
Durch die  schlechten  Erfahrungen  mit  dem Bergbau zusätz-
lich  gewarnt,  wollte  die  Regierung nach Möglichkeit 
nicht  in  die  Konflikte  zwischen  Kapital  und Arbeit  hi-
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neingezogen werden ';  auch die  Labour-RegierungC1929/31) 
vertrat  die  Auffassung,  daß diese  Fragen von den betei-
ligten  Gruppen selbst  gelöst  werden sollten. 
Diagnose und Therapie  fielen  bei  Industrie  und politi-
scher Führung unterschiedlich  oder  gar  gegensätzlich 
aus.  Das war  insbesondere  in  den zwanziger  Jahren  und 
vornehmlich  auf  dem Gipfel  der  Weltwirtschaftskrise  bis 
zur  großen Umwälzung von 1931/32 der  Fall.  Im  Unter-
schied zum Board of  Trade sah der  Direktor  des Zentral-
verbandes der  Eisen-  und Stahlindustrie,  Sir  William 
Larke,  die  Lage weniger  durch  überschüssige  Kapazitäten 
als  durch  Unterkonsumtion  gekennzeichnet;  er  unterschied 
wiederholt  zwischen  "effective"  und "potential  demand", 
mit  der  Maßgabe, die  zweifellos  vorhandene größere  "po-
tentielle"  Nachfrage  -  über  eine  weniger  restriktive 
Geld- und Währungspolitik  -  zur  "effektiven  Nachfrage  zu 

28 
machen. Die  schwache Nachfrage  erklärte  man als  vor-
übergehende, auf  einen  zyklischen  Abschwung zurückzufüh-
rende Erscheinung;  die  Regierung sollte  mit  zeitlich 
befristeten  Maßnahmen über  die  Phase hinweghelfen,  bis 

29 
der erwartete  Aufschwung einsetzte. 
Weit strittiger  war  die  Schutzzollfrage.  Sie  stand  -  das 
gilt  für  Stahl  -  in  direktem  Zusammenhang mit  dem Thema 
der Rationalisierung.  Führende Vertreter  der  Regierung 

98 



sahen in  Zusammenschlüssen da s Heil  für  die  Probleme der 
Branche. Die  Meinungen darüber  freilich,  wie  hoch die 
aus Fusionen zu  erwartenden  Kosteneinsparungen sein  wür-
den, gingen  unter  ihnen  extrem  weit  auseinander.  Das 
Committee of  Civil  Research und das nach seinem Vorsit-
zenden benannte Sankey Committee,  ein  Unterausschuß des 
Economic Advisory  Council,  die  1925 und 1929/30 die  Lage 
der Stahlindustrie  untersuchten,  empfahlen zwar  eben-
falls  mit  Nachdruck Zusammenschlüsse, gaben aber  keiner-
lei  Hinweise  darauf,  welche  Auswirkungen die  Maßnahme 
auf  die  Kosten konkret  haben würde.  Die  Stahlerzeuger 
bestritten  nicht  die  potentiellen  Vorteile  von Fusionen; 
sie  führten  darüber  auch langwierige  Verhandlungen und 
diskutierten  mehrere Projekte,  ohne freilich  zu  greifba-
ren Ergebnissen  zu  gelangen.^

0
 Sie  schrieben  ihnen  aber 

nur eine  verhältnismäßig  geringe  Wirkung zu;  auch würden 
sich  die  zu  erwartenden  Vorteile  erst  allmählich  ein-
stellen.  Sie  konnten  auf  zeitgenössische  Berechnungen 
verweisen,  nach denen ein  neues integriertes  Werk zur 
Deckung der  Zinsen  und Abschreibungen zu  80 % ausgela-
stet  sein  mußte,  um den gleichen  Ertrag  wie  eine  beste-
hende Anlage zu  erzielen,  die  nur  zu  40% ausgelastet 
w a r . ^  In  den zwanziger  Jahren  aber  lag  die  Auslastungs-
quote stets  unter  80 %. 1921 und 1926 (dem Jahr  des 
Generalstreiks)  betrug  sie  gar  nur  etwa  30 %. Die  erfor-
derlichen  Einsparungen und die  Kräftigung  der  Industrie 
konnten nach Uberzeugung der  Produzenten -  das war  ihr 
Schlüsselargument -  nur  aus der  Monopolisierung  des Bin-

32 
nenmarktes (also  Schutzzoll)  resultieren  :  Nur  die  sich 
daraus ergebende bessere  Auslastung  der  Werke könne die 
notwendigen Kostenreduzierungen  bringen.  Rationalisie-
rung war  vor  der  Gewährung von Zollschutz  unmöglich.  Sie 
erforderte  erhöhte  Kapazitätsauslastung,  und diese  konn-
te  nur  aus einem monopolisierten  Binnenmarkt  resultie-
ren . 

Die Regierungen sahen bis  1931 die  Dinge genau umge-
kehrt:  Zollschutz  würde Reformen v e r h i n d e r n ^  u n d zudem 
eine ungerechtfertigte  "Belohnung für  Ineffizienz"  dar-
stellen.  Für  die  Konservativen  war  die  Schutzzollfrage  -
und hier  lag  wohl  der  Kern des Problems -  ein  politisch 
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höchst brisantes  Thema. Schut z der  Stahlindustrie  schien 
ohne die  Einführung  eines  Generaltarifs  nicht  möglich. 
Ein Generaltarif  aber  drohte  der  Partei  erneut,  wie  be-
reits  1923,  eine  Niederlage  bei  den Parlamentswahlen 
einzutragen.  Die  Stahlerzeuger  behaupteten  keineswegs zu 
Unrecht,  daß ihre  Interessen  wähl  taktischem  und partei-
politischem  Kalkül  geopfert  würden,  und Premierminister 
S. Baldwin  bestätigte  sie  in  ihrer  Einschätzung,  wenn er 
den Stahlindustriellen  offen  erklärte:  "The  whole  ques-
tion  of  duties  as  you know is  inextricably  mixed up in 

"3 II 
this  country  with  politics". 

In  der  großen Krise  verhärteten  sich  die  Fronten.  "Poli-
tik"  und "Wirtschaft"  blockierten  sich  gegenseitig.  Füh-
rende Vertreter  der  Stahlindustrie  betrieben  eine  Art 
Investitionsstreik:  keine  Investitionen  ohne vorherigen 
Schutz gegen die  Einfuhr  ausländischer  Erzeugnisse.  Die 
Regierung hingegen,  gestärkt  durch  den Bericht  des San-
key-Committee, stellte  Unterstützung  erst  nach Reorgani-
sationsmaßnahmen (in  Form von Zusammenschlüssen auf  re-
gionaler  Ebene) in  Aussicht.  Handelsminister  Graham so-

35 
wie die  Iron  and Steel  Trade Confederation,  die  führen-
de Stahlarbeitergewerkschaft,  wollten  die  Patt-Situation 
durch die  Uberführung  der  Industrie  in  eine  Public  Uti-
lity  Corporation  überwinden;  sie  scheiterten  mit  ihrem 
Vorschlag aber  am Einspruch  führender  Kräfte  der  Labour-
Regierung selbst  (insbesondere  Snowden) und am energi-
schen Widerstand  der  Bank von England,  die  damit  drohte, 
ihre  gesamten Aktivitäten  zur  Modernisierung  der  Stapel-
industrien  einzustellen.-^  Die  Konservativen  hingegen, 
die  aus den Neuwahlen von 1931 als  Sieger  hervorgingen 
und ab Spätsommer 1931 im  wesentlichen  die  Regierungspo-
litik  der  dreißiger  Jahre  bestimmten,  änderten  1929/31 
nicht  nur  ihre  Haltung  zum Schutzzoll.  Sie  schwenkten 
auch in  der  Frage der  Reihenfolge  von Schutzzoll/Ratio-
nalisierung  Anfang 1931 auf  die  Linie  der  Erzeuger 

.  37 ein. 

Ähnliche,  wenn auch nicht  so  scharfe  Gegensätze gab es 
bei  der  Behandlung der  Baumwollindustrie.  Bis  etwa 
1927/28 glaubten  viele  ihrer  Vertreter  an eine  Rückkehr 

100 



zur  "Normalität"  der  Vorkriegsjähre .  Das war,  wie  wir 
heute wissen,  unrealistisch,  aber  nicht  sehr  erstaun-
lich,  hatte  doch die  Branche 1914 auf  ein  Jahrhundert 
nahezu ununterbrochenen Wachstums und steigender  Prospe-

o Q 
rität  zurückblicken  können.  Es hatte  auch in  der  Ver-
gangenheit mehrere Krisen  gegeben, die  jedoch  stets  nach 
einiger  Zeit  überwunden worden waren.  Im Ersten  Welt-
krieg  und in  der  frühen  Nachkriegszeit  noch waren ihre 
Organisation  und Struktur  als  beispielhaft,  die  Baum-
wollindustrie  insgesamt  als  Vorbild  einer  sich  allein 
über die  Marktkräfte  vollziehenden,  erfolgreichen  "auto-

39 
matischen"  Anpassung betrachtet  worden.

 7
 Ende der  zwan-

ziger  Jahre  jedoch  sah sich  die  Industrie  starker  Kri-
40 

tik  ausgesetzt  und setzte  sich  auch in  allen  Sektionen 
der Branche allmählich  die  Erkenntnis  durch,daß  das Ex-
portvolumen der  Vorkriegszeit  nicht  mehr erreicht  werden 
könne, daß Lancashires  Probleme nicht  nur  konjunktu-
reller,  sondern  struktureller  Art  und neue Antworten 
erforderlich  seien. 
Auch die  Regierung war  zu  dieser  Einsicht  gelangt,  ohne 
freilich  zu  wissen,  was konkret  getan  werden sollte. 
Ihre  Vertreter  befürworteten  Fusionen,  ohne genaue Vor-
stellungen  davon zu  haben,  wer  mit  wem zusammengehen 
sollte,  ob horizontale  oder  vertikale  Konzentration  das 

41 
geeigneteste  Mittel  seien,  etc. 
Die Fabrikanten  freilich  sahen (wie  die  Stahlerzeuger) 
einen Großteil  ihrer  Schwierigkeiten  "politisch"  verur-
sacht.  Die  Verluste  von Exportmärkten,  der  Rückgang der 
Gewinne, die  Arbeitslosigkeit,  die  Kurzarbeit  und andere 
Schwierigkeiten  führten  sie  auf  die  Währungspolitik  der 
Regierung,  die  Zölle  Indiens,  die  Unruhen in  China oder 
aber auf  die  niedrigen  Löhne Japans zurück,  auf  Faktoren 
also,  über  die  die  Industrie  selbst  "keine  Kontrolle" 
habe. Oder aber  sie  schoben ihre  Problme auf  Defizite 
anderer Sektionen  und deren  "ausbeuterische"  Praktiken. 

Solang die  Regierung,  so  die  Argumentation  der  Textilfa-
42 

brikanten^  ,  die  Interessen  Lancashires  in  Indien  nicht 
energischer  verteidige,  in  China nicht  "Ordnung schaffe" 
oder -  ei  n  Gesichtspunkt,  der  für  die  Industrie  zuneh— 
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mend an Bedeutung gewann -  die  Währungsrelationen  nicht 
zugunsten der  Ausfuhrindustrie  verändert  habe,  seien 
Investitionen  unrentabel  und Reformen unmöglich.  Hier 
fand eine  ähnliche  wechselseitige  Blockierung  statt  wie 
im Stahlbereich.  Umstritten  war  zudem, ob,  wie  die  Re-
gierung  glaubte,  die  Schaffung  größerer  Einheiten  die 
Wettbewerbsfähigkeit  überhaupt  erhöhen würde.  Fusionen 
drohten nicht  nur  die  von den Unternehmen für  erforder-
lich  gehaltene  Flexibilität  zu  untergraben.  Hit  Zusam-
menschlüssen war  das Ziel  verknüpft,  in  stärkerem  Haße 
die  Herstellung  von standardisierten  Hassengütern zu 
ermöglichen.  Es war  aber  fraglich,  ob es  gelingen  konn-
te,  den an Japan und andere Niedriglohnländer  verlorenen 
Handel mit  billigen  Hassengütern zurückzugewinnen.  Viel 
spricht  für  die  Annahme, daß die  Verlagerung  auf  Quali-
tätsgüter  langfristig  eine  realistischere  Antwort  auf 
die  strukturellen  Verschiebungen in  der  Weltbaumwolltex-
tilindustrie  darstellte  als  die  Hinwendung zu  billigen 
Hassenartikeln. 

Die Kontroversen  zwischen  Regierung einerseits,  Stahl-
und Baumwollindustrie  andererseits  werfen  die  Frage nach 
den Mitteln  auf,  die  der  Regierung zur  Verfügung stan-
den, um ihre  Absichten  zu  verwirklichen.  In  der  Praxis 
sah die  politische  Führung wenig  Höglichkeiten,  ihre 
Vorstellungen  gegenüber einer  widerwilligen  Industrie 
durchzusetzen.  Schutzzoll  fiel  als  "bargaining  counter" 
aus,  weil  Whitehall  überzeugt  war,  daß er  den Reorgani-
sationsprozeß  verhindern  würde.  Die  Gewährung von finan-
ziellen  Anreizen  in  Form von staatlich  garantierten  An-
leihen  (trade  facilities)  stieß  einmal  auf  Widerstände 

im Schatzamt.  Vorstößen in  dieser  Richtung  (Hitte  1928) 
43 

durch Handelsminister  Ph.  Cunliffe-Lister  wurde zudem 
durch das rasche  Handeln des Gouverneurs der  Bank von 
England gleichsam  die  Grundlage entzogen.  Um einer  even-
tuellen  Intervention  Whitehalls  vorzubeugen,  betrieb  H. 
Norman Anfang 1929 in  einer  Rettungsaktion  für  die  Ban-
ken die  Bildung  der  Lancashire  Cotton  Corporation,  die 
bis  Ende Oktober  1932 9,5  Hillionen  Spindeln  (aus  einem 
Gesamtbestand von über  50 Hillionen)  und 109 hochver-
schuldete  Spinnereien  der  "amerikanischen"  Sektion  er-
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warb. Zudem rief  di e Notenbank 1929/30 den Securities 
Management Trust  (SMT) und die  Bankers

1
 Industrial  Deve-

lopment Company (BIDC)  ins  Leben . ^  Die  Institutionen 
hatten  die  Aufgabe,  Rationalisierungsprojekte  in  den 
Stapelindustrien  zu  prüfen  und zu  fördern.  Sowohl die 
Konservativen  als  auch maßgebliche Kräfte  der  Labour-
Regierung (Snowden und Thomas) begrüßten  die  Initiative. 
Forderungen anderer  Kabinettsmitglieder  nach einer  akti-
veren,  direkteren  Rolle  des Staates  wehrten  sie  u.a.  mit 
dem Hinweis  auf  die  Aktivitäten  der  Bank von England 

K
 4 6 

ab. 

Überhaupt hofften  die  Verantwortlichen,  das Problem der 
Rationalisierung  indirekt  durch  die  Einflußnahme der 
Banken auf  die  Industrie  angehen zu  können.  Grundlage 
ihrer  Annahme war,  daß sich  eine  Reihe von Unternehmen 
der Eisen-  und Stahlindustrie  wie  auch zahlreiche  Grob-
spinnereien  im  Ersten  Weltkrieg  und in  der  Boomperiode 
der frühen  Nachkriegszeit  gegenüber den Joint  Stock 
Banks und einigen  regionalen  Banken in  Lancashire  stark 
verschuldet  hatten.  Von Vertretern  Whitehalls  wurden die 
Finanzinstitute  ermuntert,  ihre  Position  als  Gläubiger 
zur  Durchsetzung von Reformen zu  nutzen. 

Doch waren die  Geschäftsbanken zu  der  ihnen  von der 
Regierung angedienten  Rolle  weder geeignet  noch bereit. 
Ihnen fehlte,  durch  die  Tradition  der  Nichteinmischung 
in  Angelegenheiten  der  Industrie  und in  die  direkte  Lei-
tung der  Unternehmen bedingt  -  hier  liegt  bekanntlich 
ein  wichtiger  Unterschied  zur  deutschen Bankenpraxis  vor 

47 
-  das hierfür  notwendige  Expertenwissen.  'Ihre  Macht war 
begrenzter  als  vielfach  angenommen wird.  Sie  gewährten 
den verschuldeten  Unternehmen eher  weitere  Oberziehungs-

48 
kredite,  als  daß sie  diese  zur  Liquidation  zwangen. 
Häufig  hatten  nicht  die  Banken, sondern  andere Gläubi-

üq 
gergruppen den ersten  Anspruch.

 7
Sie  hofften,  später  ihr 

Geld wieder  zurückzubekommen, was dann auch in  der  Ei-
sen» und Stahlindustrie  ab etwa  1934 der  Fall  war.  In 
der Baumwollindustrie  war  ihr  Einfluß  nach Sektionen  und 
Unternehmen sehr  unterschiedlich.  Er  war  relativ  gering 
bei  den Webereien und der  Sektion  der  Kaufleute,  hoch 
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hingegen bei  den "amerikanischen "  Spinnereien.  Doch wa-
ren selbst  hier  ihrem  Durchsetzungsvermögen Grenzen ge-
setzt.  Sie  vermochten es  offenbar  nicht,  die  Einhaltung 
der in  den dreißiger  Jahren  getroffenen  Mindestpreisab-
sprache durch  die  bei  ihnen  verschuldeten  Werke zu  ge-

50 
währleisten.  Schließlich  wollten  die  Banken den Vorwurf 
vermeiden, über  "money trusts"  die  britische  Industrie 

51 
zu beherrschen.  Sie  gaben vielmehr  den ihnen  von der 
Regierung zugespielten  Ball  an diese  zurück:  Sie  wollten 
ihren  Einfluß  lediglich  zur  "Unterstützung  von Regie-

52 
rungshandeln" geltend  machen, das auch ihren  Vorstel-
lungen zufolge  -  hier  wiederum deckten  sich  trotz  aller 
Unterschiede die  Auffassungen von Banken, Industrie  und 
Regierung -  nicht  in  "direkter  Intervention"  in  die  Ge-

53 
schicke  der  Industrie  bestehen sollte. 
Mochten die  Joint  Stock  Banks nicht  bereit  sein,  bei  der 
Rationalisierung  voranzugehen,  so  blieben  Verantwortli-
che in  Whitehall  doch der  Uberzeugung, daß nur  der 
"Markt"  (die  Issuing  Houses, das Anlagepublikum)  beur-
teilen  könne,  ob bestimmte  Projekte  wirtschaftlich  "ge-
sund" seien  oder  nicht.  Nur  das Wirken  der  "Marktkräfte" 
schien die  Gewähr dafür  zu  bieten,  daß die  erforderliche 
Strukturanpassung mit  der  notwendigen Härte  und Ent-
schiedenheit  durchgeführt  wurden.  Das britische  Schatz-
amt und Snowden wiesen  mit  Nachdruck darauf  hin,  daß der 
Rationalisierungsprozeß  der  alten  Stapelindustrien 
äußerst  schmerzhaft  und mit  vielen  Opfern  verbunden sei. 
Sie hielten  eine  "Reinigungskrise"  für  erforderlich  und 
waren offenbar  gewillt,  die  politischen,  sozialen  und 
wirtschaftlichen  Folgen  in  Kauf  zu  nehmen. Forderungen 
nach einer  aktiveren,  gestaltenden  Rolle  des Staates  und 
nach der  Bereitstellung  finanzieller  Mittel  durch  die 
Regierung,  um die  Strukturanpassungen  zu  beschleunigen 
und zu  erleichtern,  wurden in  Ubereinstimmung mit  der 
herrschenden Deflationspolitik  nachdrücklich  verworfen. 
Greife  die  Regierung ein,  bestehe  die  Gefahr,  daß poli-
tischer  Druck  ausgeübt  werde,  Anlagen in  Betrieb  zu  hal-
ten,  die  geschlossen  werden müßten, "or  otherwise  to 
temper the  wind  to  those  who would  be adversely  affec-
ted".5* 



Es ist  zu  bezweifeln ,  ob ein  solcher  Kurs  den Schwierig-
keiten  der  Zeit  oder  denen der  Stapelindustrien  gerecht 
wurde. Rationalisierung  erfordert  Investitionen.  Sie 
werden getätigt,  wenn Gewinnaussichten bestehen.  Eben 
diese aber  waren in  der  großen Krise  nicht  mehr vorhan-
den öder  wurden skeptisch  eingeschätzt.  Die  wiederholten 
Versicherungen von RegierungsVertretern  und der  Bank von 
England an die  Adresse ihrer  Kritiker,  "that  no sound 
schemes have failed  to  make progress  for  lack  of  finan-
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ce" »gingen  am Kern des Problems vorbei.  Stahlindustri-
elle  wie  Sir  John Beale  (Guest,  Keen & Nettlefolds, 
Ltd.)  oder  John Craig  (David  Colville  & Sons)  erklärten, 
daß unter  den gegebenen Umständen keine  Investition  pro-
fitabel  sein  könne und daß sie  solche  nicht  vornehmen 
würden. Für  sie  war  der  Ertrag  des investierten  Kapitals 
entscheidend,  nicht,  ob und wie  das Kapital  aufgebracht 
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würde. Ähnlich  argumentierten  die  Spinner,  z.T.  auch 
die  Weber. "...  when trade  was bad and everyone too 
depressed to  see a  profit  even in  rationalisation",  so 
erkannte  auch Ch.  Bruce Gardner,  Industrieberater  Monta-
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gu Normans, auf  dem Gipfel  der  Krise  ,  fehlte  die  ent-
scheidende Voraussetzung für  Investitionen  überhaupt. 
Dem Dilemma konnte  die  Regierung einmal  dadurch entge-
hen, daß sie  die  Investitionsentscheidungen  selbst  in 
die  Hand nahm. In  diese  Richtung  drängten  zunehmend die 
Gewerkschaften und einzelne  Mitglieder  der  Regierung. 
Eine andere Lösung bestand  darin,  die  Unternehmen wieder 
auf  eine  gewinnbringende  Basis  zu  stellen.  Diesen klas-
sisch-kapitalistischen  Weg haben die  "nationalen",  vor-
nehmlich konservativen  Regierungen ab 1931 bestritten. 
Dies gelang  in  der  Stahlindustrie  aufgrund  des Schutz-
zolls,  des vom Binnenmarkt  getragenen  allgemeinen  wirt-
schaftlichen  Aufschwungs und (ab  etwa  1935/36)  der  mili-
tärischen  Aufrüstung  relativ  einfach  und schnell.  In  der 
Baumwollindustrie  hingegen waren angesichts  der  extremen 
Exportabhängigkeit  Lancashires  und des scharfen  Rück-
gangs des Welthandels  in  Textilien  solch  simple  Lösungen 
nicht  zur  Hand. Der  Binnenmarkt  bot  nur  begrenzte  zu-
sätzliche  Absatzchancen;  hier  hatten  die  Importe,  anders 
als  im  Eisen-  und Stahlbereich,  stets  nur  eine  sehr  ge-
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ringe  Rolle  gespielt.  I m Gegensatz zur  Entwicklung  bei 
Stahl  blieb  die  Baumwollbranche in  den dreißiger  Jahren 
von schwerer  wirtschaftlicher  Depression  gekennzeichnet. 
Ihre  schwache und zögernde Erholung  von der  Krise  wurde 
1938 von einem erneuten  Abschwung unterbrochen. 

IV. 

Das für  unsere  Belange zentrale  Element der  (außen-) 
wirtschaftspolitischen  Umwälzung der  Jahre  1931/32 ist 
die  Einführung  des Schutzzolls.  "Conditional  protection" 
sollte  -  so  verkündete  die  Regierung jedenfalls  -  das 
Mittel  sein,  um die  Stapelindustrien  (in  erster  Linie 

c o 
die  Eisen-  und Stahl-,  ferner  die  Baumwollindustrie) 
den notwendigen Reformen zu  zwingen.  Im Gegensatz zu  den 
zwanziger Jahren,  als  die  Regierung vornehmlich  im  Druck 
der Banken oder  in  dem mit  Investitionsentscheidungen 
verbundenen Risiko  den "Hebel"  (Sir  Horace Wilson)  für 
Reformen gesehen hatte,  verfügte  Whitehall  nun selbst 
über ein  direktes  Instrument  zur  Beeinflussung  der  Indu-
strie. 

Mehrere Autoren  haben die  Auffassung  vertreten,  daß die 
Regierung dieses  Mittel  entschlossen  zur  Förderung der 
industriellen  Reorganisation  eingesetzt  hat.  S.H.Beer 
etwa schreibt:  "Only  with  the  arrival  of  protection  in 
1932 was the  indispensable  'lever

1
 put  into  the  Govern-

ment's  hands and a  deliberate  policy  of  using  it  to 
59 

promote industrial  reorganisation  adopted".  Von einer 
"bewußten Politik"  jedoch  kann keine  Rede sein: 

1 )  Für  die  Baumwollindustrie  stand  diese  Forderung immer 
nur auf  dem Papier.  Hier  war  die  Bedeutung des Schutz-
zolls  zu  gering,  als  daß seine  Gewährung oder  Aufhebung 
ein  wirkungsvolles  Instrument  zur  Erzwingung organisato-
rischen  Wandels hätte  darstellen  können. 

2)  Mit  den ersten  Anzeichen einer  wirtschaftlichen  Erho-
lung wurde auch in  bezug auf  die  Eisen-  und Stahlindu-
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strie  die  vermeintliche  Hebelwirkun g der  Tarife  noch 
geringer  als  sie  ohnehin  schon war:  Die  Drohung mit  der 
Aufhebung des Zolls,  so  erkannten  die  Industriellen  (und 
einzelne  Beamte) nur  allzu  bald,  war  eine  leere  Drohung. 
Die Regierung würde den Schritt  nicht  wagen, da sie  vor 
den sozialen  und wirtschaftlichen  Konsequenzen einer 
solchen Maßnahme -  erhöhte  Arbeitslosigkeit  und erneuter 
Niedergang der  Industrie  -  zurückschrecken  würde.  Sie 
würde damit  das Fundament ihrer  eigenen  Politik  unter-
graben und sich  um ihre  Glaubwürdigkeit  bringen,  führte 
sie  doch selbst  den Aufschwung zu  einem nicht  unerhebli-
chen Teil  gerade auf  die  Abschirmung des Binnenmarktes 
zurück. 

3)  Der  Schutzzoll  für  Eisen-  und Stahlerzeugnisse  wurde 
zwar zeitlich  befristet  und seine  Verlängerung  von Reor-
ganisationsmaßnahmen abhängig  gemacht,  doch lehnte  das 
Board of  Trade eine  "direkte  Verantwortung"  für  die  Re-
organisation  ab.^°  "The  Government cannot  undertake  the 
reorganisation  of  industry,  but  it  can and should  remind 
industry  of  its  own responsibi l i t ies".^ 

4)  Die  politische  Führung reichte  die  Aufgabe der  Reor-
ganisation  an das neu geschaffene  Import  Duties  Advisory 
Committee (IDAC)  und seinen  Vorsitzenden,  Sir  George 
May, weiter.  Dies  hatte  u.  a.  zur  Folge,  daß die  Bank 
von England den Reorganisationsprozeß,  soweit  er  einen 

koordinierten  Neuaufbau und die  Schaffung  zentraler  Ma-
6 2 

schinerie  betraf  ,nicht  mehr entscheidend  zu  beeinflus-
sen vermochte.  Das IDAC seinerseits  -  die  Regierung hat-
te  ihm Richtlinien  für  seine  Arbeit  nicht  mit  an die 
Hand gegeben -  wollte  den Industriellen  zunächst  völlige 
Autonomie bei  der  Erstellung  eines  Reorganisationsplanes 
einräumen*^,  war  jedoch  schließlich  über  Sir  Alfred 
Hurst,  Mays rechte  Hand, unmittelbar  an der  Ausarbeitung 
der Reformvorschläge  beteiligt. 

Die Reorganisation  der  Stahlindustrie  nahm, nicht  zu-
letzt  durch  das Verhalten  der  Regierung mitbedingt,  ei-
nen völlig  anderen Verlauf  als  es  sich  Verantwortliche 
in  den Ministerien  Whitehalls  (und  in  der  Bank von Eng-

107 



land)  vorgestellt  hatten.  Das Board of  Trade scheint 
sich  an den weitreichenden  Plänen orientiert  zu  haben, 
die  in  den Empfehlungen des Sankey-Berichts,  der  ameri-
kanischen Beraterfirma  Brassert  und Bruce Gardners von 
der BIDC enthalten  waren;  sie  alle  befürworteten  einen 
grundlegenden Neuaufbau der  Industrie  und deren  Zusam-
menschluß in  großen vertikalen  Einheiten  in  ausgewählten 
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Regionen Großbritanniens.  Die  1933/34 von der  Industrie 
(mit  Billigung  des IDAC) unterbreiteten  Vorschläge  ziel-
ten nicht,  wie  im  Board of  Trade erhofft  oder  erwartet 
worden war,  auf  die  Verbesserung der  Wettbewerbsfähig-
keit,  die  Erhöhung der  Produktivität  oder  organisatori-
schen Wandel, sondern  drohten  die  bestehende Position 
der Industrie  festzuschreiben.  Kernpunkt  ihrer  Vorschlä-
ge war,  so  Sir  Horace Wilson,  eine  "hundertprozentige 

6S 
Kartellierung""-'  und die  Stärkung  der  Preisverbände.  "The 
line  taken",  bemerkte ein  enttäuschter  Runciman zu  den 
Plänen,  "seems to  be not  to  concentrate  on amalgamations 
or  other  processes  of  cutting  out  dead wood (implying 
painful  treatment  of  individual  interests)  but  to  offer 
to  the  majority  the  seductive  prospect  of  more comprehe-
nsive  and more powerful  price  associat ions".^ 
Im Hintergrund  dieser  Differenzen  standen  gegensätzliche 
wirtschafts-  und industriepolitische  Strategien  und un-
terschiedliche  Einschätzungen der  konjunkturellen  Ent-
wicklung:  Die  Stahlerzeuger  bauten  (wie  das IDAC) auf 
die  Expansion des Binnenmarktes,  dessen Möglichkeiten 
sie  nicht  ausgeschöpft  sahen;  Runciman hingegen setzte 
stärker  auf  den Export,  war  er  doch überzeugt,  daß sich 

C rj 

der "home market"  dem "saturation  point"  näherte.  Das 
IDAC begünstigte  die  großen stahlerzeugenden  Konzerne 
und die  integrierten  Werke; über  eine  höhere Auslastung 
ihrer  Anlagen sollte  die  Modernisierung  der  Industrie 
auf  Kosten der  reinen  Walzwerke und kleineren  Firmen 
vorangetrieben  werden.  Runciman wollte  demgegenüber 
stärker  die  Belange der  ausfuhrabhängigen  Verbraucher 
(häufig  kleinere  Betriebe)  berücksichtigt  sehen. 

Der Minister  versuchte  nun keineswegs,  das Steuer  herum-
zuwerfen,  sondern  empfahl  lediglich,  der  Industrie  die 
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Bedenken der  Regierung mitzuteile n -  vorausgesetzt,  das 
IDAC teile  die  Vorbehalte.  Wenn die  Industrie  sich  -  und 
dieser  Meinung war  ganz offenbar  auch Neville  Chamber-
lain  -  mit  großer  Mehrheit  darüber  einig  sei,  was sie 
wolle,  sehe die  Regierung keine  Alternative,  als  dem 

68 
zuzustimmen. 

Die Regierung konzentrierte  ihre  Erwartungen zunehmend 
auf  den "Independent  Chairman" des Executive  Committee 
der neuen British  Iron  and Steel  Federation,  die  1934 an 
die  Stelle  der  NFISM trat.  Der  Vorsitzende  des Verbandes 
sollte  der  Stahlindustrie  die  für  die  Reorganisation 
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erforderliche  "effective  leadership"  geben.  *  Neville 
Chamberlain und Walter  Runciman haben die  Führer  der 
Industrie  wiederholt  wissen  lassen,  welche  Bedeutung sie 
der Wahl des Chairman beimaßen. Hinsichtlich  seiner  Qua-
lifikation  und seiner  Auswahl haben sie  der  Industrie 
bestimmte Auflagen  gemacht und klargestellt,  daß er  das 
Vertrauen der  Regierung haben müsse und daß diese  nicht 
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jeder  Nominierung zustimmen könne.  Bei  der  schließli-
chen Bestellung  Sir  Andrew Duncans -  seine  Ernennung 
war,  wie  die  im  Besitz  der  BSC befindlichen  Archivbe-
stände einzelner  Stahlunternehmen zeigen,  unter  den In-
dustriellen  höchst  umstritten  -  hat  Schatzkanzler  Nevil-
le  Chamberlain neben Montagu Norman eine  wichtige  Rolle 
gespielt. 
Mit  der  wirtschaftlichen  Erholung  der  Stahlindustrie 
schienen grundlegende Reformmaßnahmen weniger  dringlich. 
Andere Fragen wie  etwa  die  Koordination  ihrer  Expansion 
und die  Preispolitik  rückten  in  den Vordergrund.  Unter 
der geschickten  Leitung  Sir  Andrew Duncans -  und auf  dem 
Hintergrund  der  wirtschaftlichen  Belebung -  schloß 
schließlich  auch W. Runciman seinen  Frieden  mit  der  In-
dustrie.  Ein  ähnlicher  Meinungsumschwung vollzog  sich  in 
der Bank von England und bei  den Verantwortlichen  des 
SMT. Zwar wurde das Ausbleiben  einer  umfassenden Reorga-
nisation  -  mit  seinen  negativen  Auswirkungen auf  Preise, 
Verbraucher und internationale  Wettbewerbsfähigkeit  -
moniert;  bereits  Anfang 1934 jedoch  hatte  der  Gouverneur 
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der Notenbank eingeräumt,  da ß die  Stahlindustrie  "more 
prosperous"  als  früher  sei  und "no  doubt  a  certain  a-
mount of  piecemeal  improvement"  stattfinde.  Von Bruce 
Gardner war  zu  hören,  daß Großbritannien  "das  einzige 
Land" sei,  in  dem die  Industriellen  ihr  Geld  nicht  "rec-
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klessly"  für  Reorganisationszwecke  "vergeudet"  hätten. 
Sehr früh  wurde in  den Sitzungen  des SMT vermerkt,  daß 
die  britische  Stahlindustrie  die  schwere Depression  bes-
ser  und rascher  überwand als  die  meisten  Industrien  des 
Festlandes.  Trotz  aller  Vorbehalte  gegenüber Gang und 
Richtung der  Reorganisation:  Der  Zentralverband  bot  im-
merhin einen  (wenngleich  fragwürdigen)  Rahmen für  die 
noch zu  leistende  "technische"  -  über  die  bislang  bloß 
"administrative"  hinausgehende^

2
 -  Reorganisation.  Der 

neue Chairman schien  aufgrund  seines  Prestiges  und sei-
ner Fähigkeiten  in  der  Lage,  den für  koordinierte  Maß-
nahmen notwendigen Konsens innerhalb  der  Industrie  her-
zustellen  und die  Regierung von der  früher  gegebenen 
Gefahr zu  befreien,  in  komplexe innerindustrielle  Gegen-
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sätze verwickelt  zu  w e r d e n .

J 

Die Regierung hat  ihre  grundsätzliche  Haltung  und ihr 
Verständnis  von der  Rolle  des Staates  bei  der  Reorgani-
sation  der  Industrie  Mitte  1935 in  ihrer  Erwiderung  auf 
die  "New Deal"-Pläne  Lloyd  Georges umrissen.  Diese  sahen 
u.a.die  Schaffung  eines  "National  Development Board" 
vor,  der  seinerseits  eine  "kontrollierende  Behörde" für 
die  Baumwollindustrie  und einen  "Iron  and Steel  Board" 
ins  Leben rufen  sollte.  Letzterem  war  die  Aufgabe zuge-
dacht,  die  Stahlbranche  zu  "übernehmen" und ihre  Politik 

7 4 
zu "planen".  Die  Regierung erblickte  in  solchen  Vor-
schlägen "the  abandonment of  private  enterprise"  und 
stellte  demgegenüber die  Stahlindustrie  als  "striking 
example" ihrer  erfolgreichen  Industriepolitik  und ihrer 
Methode heraus,  das Problem der  Reorganisation  zu  be-
werkstelligen,  einer  Methode, die  nicht  auf  Zwang oder 
zentraler  Leitung,  sondern  auf  Förderung oder  Unterstüt-
zung spontaner,  von der  Industrie  ausgehender Entwick-
lung beruhe.  Als  konkrete  Beweise führte  sie  den Bau der 
Corby —Werke, die  Rekonstruktion  der  Stahlwerke  in  Car-
diff,  Scunthorpe und Wartington  sowie  den Zusammenschluß 

110 



75 der "stainless  steel  undertakings "  an.  Diese  Neuerungen 
freilich  waren,  wie  die  Regierung hier  selbst  einräumte, 
nur indirekt  auf  staatliches  Handeln zurückzuführen, 
insoweit  nämlich  nur,  als  sie  durch  ihre  allgemeine 
Wirtschafts-  und Währungspolitik  (Schutzzoll,  "confiden-
ce",  "cheap  money" ...)  zum wirtschaftlichen  Aufschwung 
beigetragen  und -  als  Voraussetzung für  technische  Reor-
ganisation  und Investitionen  -  die  Gewinnerwartungen und 
die  Ertragslage  der  Unternehmen auch konkret  verbessert 
hatte.  Sie  waren nicht,  darauf  kommt es  hier  an,  auf  das 
sehr locker  gehandhabte Junktim  zwischen  Schutzzoll  und 
Reorganisation  zurückzuführen.  Ohnehin hatte  die  Regie-
rung,  was oft  vergessen wird,  im  Mai/Juni  1934 die  zeit-
liche  Befristung  der  Stahltarife  aufgehoben und damit 
ihren  angeblichen  "Hebel"  (S.H.Beer)  aus der  Hand gege-
ben . 

V. 

Im Unterschied  zur  Stahlindustrie,  deren  Modernisierung 
bereits  vor  1914 Gegenstand öffentlicher  Debatten  gewe-
sen war,  wurde die  Reorganisation  der  Baumwollindustrie 
erst  gegen Ende der  zwanziger  Jahre  ein  Thema der  inne-
ren Politik.  Hatte  man zunächst  versucht,  den Schwierig-
keiten  der  Branche mit  Fusionen beizukommen, so  rückte 
mit  der  Weltwirtschaftskrise  das Problem der  Überkapazi-
täten  in  den Vordergrund,  das für  die  dreißiger  Jahre 
bestimmend blieb.  Anfang 1931 belief  sich  die  Ausla-
stungsquote bei  den Spinnereien  auf  nur  etwa  58 % t bei 
den Webereien auf  lediglich  49 % und bei  den Betrieben 
der Ausrüsterei  auf  55 %. Bei  der  Lancashire  Cotton 
Corporation  waren zwischen  Mai  1930 und Juni  1931 im 
Durchschnitt  gar  nur  etwa  20 % der  Anlagen (einschließ-
lich  der  stillgelegten  Werke) in  Betrieb. 

Es gab in  der  Baumwollindustrie  eine  Reihe spezifischer 
Faktoren,  die  der  Aufstellung  und Durchführung  eines 
abgestimmten Reorganisationsplanes  im  Wege standen.  Der 
horizontale  Aufbau und die  vertikale  Spezialisierung, 
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die  große Zahl  de r  Betriebe  und die  nach Sektionen  und 
Unternehmen sehr  unterschiedliche  wirtschaftliche  Lage 
erschwerten ein  konzertiertes  Vorgehen.  In  der  "amerika-
nischen"  Sektion  klafften  technische  Qualität  und finan-
zielle  Situation  der  Firmen  auseinander:  Während sich 
die  am besten  ausgerüsteten  Firmen  im  kurzen  Boom der 
Nachkriegszeit  hoch verschuldet  hatten  (sie  waren die 
Hauptspekulationsobjekte  gewesen),  konnten  die  weniger 
effizienten,  kleineren,  aber  weithin  schuldenfreien  Un-
ternehmen selbst  bei  sinkenden  Preisen  und einem niedri-
gen Auslastungsgrad  einigermaßen  rentabel  arbeiten.  Hier 
liegt  der  ökonomische Kern des oft  beschworenen Indivi-
dualismus und Widerstandes  der  Kleinunternehmer  gegen 
"kollektive"  Maßnahmen oder  gegen zentralisierte  Kon-
trolle.  Aufgrund  des scharfen  Wettbewerbs wurden Garne 
auf  dem offenen  Markt  unter  Gestehungskosten angeboten. 
Das ließ  Fusionen zwischen  Spinnereien  und Webereien als 
wenig lukrativ  erscheinen. 

Das allgemeine  Ziel  aller  Reformmaßnahmen war  im  Grunde 
wenig umstritten:  "the  producer,  whether  employer  or 
employed", hatte  H.G.Hughes, Direktor  des Joint  Commit-
tee of  Cotton  Trade Organisations  (JCCTO) 1937 geschrie-
ben, "must  be given  a  fair  return  -  in  the  case of  the 
employer,  enough to  cover  his  actual  costs  and provide 
for  replacement  or  renewal  of  plant;  in  the  case of  the 
operative,  a  wage comparable with  those  earned in  other 
British  industries  and enough to  attract  young people 

7 f\ 
into  the  industry".  Scharfe  Differenzen  jedoch  gab es 
darüber,  wie  das Anliegen  zu  verwirklichen  und was der 
beste Weg sei,  um die  Industrie  wieder  auf  eine  gesunde 
Grundlage zu  stellen.  Uneinigkeit  bestand  vor  allem  da-
rüber,  welche  Maßnahme als  erste  in  Angriff  genommen 
werden sollte.  Hier  reichte  die  Palette  der  Vorstellun-
gen von Fusionen und technischer  Neuausrüstung der  Be-
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triebe'  mit  Ringspindeln  und automatischen  Webstühlen 
über den Abbau der  Kapazitäten  bis  hin  zum Abschluß 
restriktiver  Abmachungen über  Preise,  Produktion  und 
Märkte.  Beim Kapazitätsabbau  wiederum setzten  einige  auf 
koordiniertes  Vorgehen (z.B.  über  eine  Abgabe auf  die 
Produktion),  andere hingegen (lange  Zeit  die  Mehrheit; 
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z.B.  H.Lee oder  T.D.Barlow ,  auch die  meisten  Kaufleute) 
bevorzugten eine  Zermürbungsstrategie  ("war  of  attri-
t ion") .

7 8 

Angesichts  der  Unfähigkeit  der  Industrie,  sich  auf  ein 
Konzept zu  einigen,  fiel  "außerhalb"  der  Industrie  ste-
henden Institutionen  eine  Schlüsselrolle  zu.  Aufgrund 
ihrer  Rivalitäten  und der  unterschiedlichen  Ausstattung 
der bei  ihnen  verschuldeten  Betriebe  sahen sich  die  Ban-
ken zu  konzertiertem  Vorgehen nicht  in  der  Lage.  Seit 
der großen Krise  traten  auch sie  vornehmlich  für  Kapazi-
tätsabbau ein;  sie  waren jedoch  nur  widerwillig  (oder 
gar nicht)  bereit,  ihre  Macht einzusetzen,  um Fabriken 
zu schließen.  Kapazitätsabbau  sollte  möglichst  über  eine 
Abgabe auf  die  Produktion  erfolgen:  Auf  diese  Weise floß 

zumindest ein  Teil  des investierten  Kapitals  direkt  an 
79 

sie  zurück. 

Blieb  als  zentrale  Agentur  die  Regierung:  Sie  konnte  per 
Gesetz die  erforderliche  Einheit  herstellen.  Im Unter-
schied zu  den zwanziger  Jähen verlangten  nunmehr führen-
de Repräsentanten  der  Industrie  selbst  eine  aktivere 
Rolle  des Staates.  Beim Board of  Trade,  als  dem zustän-
digen Ministerium,  war  1930/31 der  Abbau überschüssiger 
Anlagen an die  Spitze  der  Prioritäten  getreten.  Art  und 
Umfang staatlichen  Engagements freilich  sollten  präzise 
umgrenzt werden.  Runciman sagte  1932 im  Zuge der  Bera-
tungen über  die  Vorschläge  des Joint  Committee of  Cotton 
Trade Organisations  lediglich  zu,  von einer  Mehrheit  der 
Industriellen  getragene  Pläne  zur  Konzentration  der  Pro-
duktion  und zum Kapazitätsabbau  gegebenenfalls  dem Par-
lament vorzulegen,  um eine  eventuell  erforderliche  Ab-
gabe auf  die  Produktion  verbindlich  zu  machen. Das Mini-
sterium  ging  äußerst  behutsam vor.  Angesichts  der  Diffe-
renzen in  Lancashire  und der  Konsequenzen (höhere  Ar-
beitslosigkeit)  der  von ihm befürworteten  Maßnahme moch-
te  es  politisch  klüger  scheinen,  im  Hintergrund  zu  blei-
ben und zu  versuchen -  das war  die  Taktik  Horace Wilsons 
und Walter  Runcimans - ,  über  "moral  suasion"  und infor-
mellen Druck  führende  Repräsentanten  der  Industrie 
selbst  (oder  die  Banken) für  die  nach Ansicht  der  Regie-
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rung erforderlichen  Maßnahmen und deren  Verteidigung 
nach innen  (gegenüber  den übrigen  Industriellen)  zu  ge-
winnen -  Maßnahmen, die  allzu  häufig  den eigenen  Priori-
täten  Whitehalls  -  nicht  denen der  Industrie  -  entspra-
chen . 

Spätestens 1932 stellte  sich  heraus,  daß sich  über  um-
fassende,  sektionsübergreifende,  auf  die  gesamte Branche 
abzielende  Reformpläne in  Lancashire  keine  Einigung  er-
zielen  ließ.  Nur  über  begrenztere  Projekte  einzelner 
Sektionen schien  ausreichende  Übereinstimmung herstell-
bar.  Erst  1937 wurde wieder  ein  Gesamtplan vorgelegt. 
Während der  Amtszeit  Runcimans (1931/1937)  vermochten 
nur die  Spinner  die  Unterstützung  des Gesetzgebers zu 
erhalten.  Der  Cotton  Spinning  Industry  Act  von 1936 sah 
vor,  daß über  Anleihen  und eine  Abgabe auf  die  Produkti-
on überschüssige  Spindeln  und Anlagen ausgeschaltet  wer-
den sollten.  Das Board of  Trade war  ermächtigt,  für  die 
Finanzierung  des Unternehmens Geld  zu  einem Zinssatz  von 

Oq 
2,5 % zur  Verfügung zu  stellen. 

Pläne,  die  auf  "pools  and quotas"  oder  auf  die  Schaffung 
mit  gesetzlichen  Vollmachten  ausgestatteter  Behörden 
abzielten,  stießen  auf  Ablehnung.  Im Vorfeld  der  Bera-
tungen des Cotton  Spinning  Industry  Act  hatte  das Board 
of  Trade die  Prioritäten  der  Spinner  umgekehrt:  Der  Ka-
pazitätsabbau  (statt  Fusionen)  rückte  an die  erste  Stel-
le.  Runciman verwarf  Vorschläge  der  Drucker  und Färber, 
die  eine  Aufteilung  der  Produktion  unter  den bestehenden 
Firmen,  eine  obligatorische  Abgabe für  den Kauf  von Quo-
ten,  die  Firmen  gehörten,  die  ihre  Betriebe  schließen 
wollten,  vorsahen,  und nach denen neuen Firmen  der  Ein-
tritt  in  die  Industrie  nur  über  eine  von einem unabhän-
gigen Board erteilte  Lizenz  gestattet  werden sollte. 
Solche Vorstellungen  drohten  den Unternehmensgeist zu 

O 
hemmen und zur  Erstarrung  der  Industrie  zu  führen. 

Überhaupt stellten  sich  Runciman und einige  Beamte 
seines Ministeriums  gelegentlich  entschieden  den Tenden-
zen der  Zeit  entgegen,  die  immer stärker  in  Richtung 
Preis-  und Produktionskontrolle,  Einschränkung des Wett-
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bewerbs, Bildung  von Monopolen und zunehmender staatli-
cher Intervention  wiesen.  Runciman pries  weiterhin  die 
Tugenden des Wet tbewerbs^ f  u n d <jas  Board of  Trade er-
teilte  den Vorstellungen  der  "Enablers"  und "Planners", 
die  im  Parlament  (vor  allem  unter  jüngeren  Konservativen 
wie etwa  H.Macmillan  und H.Molson),  in  der  Industrie  und 
in  der  Öffentlichkeit  (Industrial  Reorganisation  League, 
Political  and Economic Planning)  auf  beachtliches  Inter-

8 3 
esse stießen  ,  eine  klare  Absage. Das unmittelbare  Er-
gebnis von "Enabling",  so  wandte das Ministerium  ein, 
sei  die  Schaffung  einer  Reihe staatlich  sanktionierter 
Monopole, ausgestattet  mit  Vollmachten,  deren  Effekt 
darin  bestehen müsse, "to  restrict  enterprise  and deve-
lopment".  Die  nächste  Stufe,  so  das Board of  Trade,  wäre 
"constant  interference  with  those  monopolies  under  Par-

84 
liamentary  instructions". 

Hier  trat  unter  der  Regierung Chamberlain (ab  Mai  1937) 
und Runcimans Nachfolger  O.Stanley  ein  Wandel ein.  Stan-
ley  kümmerte sich  stärker  als  Runciman um die  Belange 
Lancashires,  drängte,  durch  außenpolitische  Erwägungen 

wesentlich  mitbestimmt  (Herausforderung  durch  die  fa-
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schistischen  Systeme) ,  ganz generell  auf  größere  orga-
nisatorische  Geschlossenheit  der  britischen  Industrie 
und war  eher  als  sein  Vorgänger bereit,  die  Mittel  des 
Staates  einzusetzen.  Der  spätere  Cotton  Industry  (Reor-

86 
ganisation)  Act  von 1939 folgte  in  wichtigen  Punkten 
den -  1935 vom Board of  Trade verworfenen  -  Gedankengän-

o 7 
gen der  "Enabler",  denen Stanley  nahestand.  Auf  die 
Baumwollindustrie  trafen  die  gedanklichen  Voraussetzun-
gen und Beobachtungen dieser  Gruppe (Preisunterbietung, 
"cut-throat  competition",  unrentables  Wirtschaften, 
Scheitern  freiwilliger  Maßnahmen) in  ganz besonderer 
Weise zu,  und auch ihre  Rezepte (gesetzliche  Zwangsmaß-
nahmen gegen Minderheiten,  Mindestpreise  und Produkti-
onseinschränkung als  Voraussetzung ökonomischer Gesun-
dung) schienen  -  zumindest  vordergründig  betrachtet 
eine Lösung für  die  Probleme dieses  Industriezweiges 
darzustellen. 
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Der Cotton  Industry  (Reorganisation )  Act  sollte  einen 
Rahmen für  die  Selbstorganisation  und Selbsthilfe  der 
Industrie  ("industrial  self-government")  bilden.  Er  ist 
in  enger  Zusammenarbeit zwischen  den Repräsentanten  der 
Industrie  und den Beamten Whitehalls  erstellt  worden. 
Das Board of  Trade hatte  dem für  die  Ausarbeitung  der 
Vorschläge verantwortlichen  JCCTO zwar  Auflagen  und Ori-
entierungspunkte  mit  auf  den Weg gegeben; die  Bestimmun-
gen des Gesetzentwurfs  waren jedoch  letztlich,  wie  Stan-
ley  dem Kabinett  mitteilte,  "eine  Übersetzung der  Vor-

88 
Schläge des Joint  Committee in  rechtliche  Form".  Vor 
der Einbringung  des Gesetzentwurfes  im  Parlament  wurde 
in  der  Industrie  eine  Abstimmung über  die  Vorschläge 
durchgeführt.  Auch die  Gewerkschaften stimmten  den Plä-
nen zu.  Das Hauptanliegen  war,  die  Baumwollbranche über 
gesetzlich  verankerte  Mindestpreise  und den Abbau von 
Kapazitäten  wieder  auf  eine  gewinnbringende  Basis  zu 
stellen.  Das Ziel  der  wirtschaftlichen  Gesundung wollte 
man von der  Produktionsseite,  nicht  vom Exportsektor  her 

89 
angehen :  "no  genuine  expansion  of  the  export  trade  is 
possible,  unless  producers  generally  can be placed  upon 
a firm  economic basis  ...  Lancashire  cannot  afford  to 

90 
export  at  a  loss  indefinitely".  Die  Gewinne sollten 
gleichsam in  einem zweiten  Schritt  die  dringend  erfor-
derliche  technische  Neuausstattung  der  Unternehmen und 
die  Verbesserung ihrer  Wettbewerbsfähigkeit  ermöglichen, 
schien doch das Beispiel  der  Eisen-  und Stahlindustrie 
zu zeigen,  daß Fortschritte  bei  der  technischen  Neuaus-
rüstung  nur  erzielt  würden,  wenn, wie  der  Economist 
schrieb,  die  "Industriellen  den soliden  Grund von Profi-

91 
ten unter  ihren  Füßen spüren".  Die  Frage aber  war,  ob 
die  Stahlindustrie  angesichts  der  bei  ihr  völlig  anders 
gelagerten  Verhältnisse  ein  Beispiel  sein  konnte.  Ferner 
wandten die  "Opposition"  und die  Kaufleute  gegen die 
Vorschläge JCCTO ein,  daß Mindestpreise  keine  Lösung für 
einen Erwerbszweig darstellten,  der  noch Ende der 
dreißiger  Jahre  zu  etwa  50 % vom Export  abhängig  und auf 
den Weltmärkten  starker  Konkurrenz  bei  schrumpfenden 
Märkten ausgesetzt  war.  Auch drohte  sich  ein  Widerspruch 
zwischen Mindestpreisen  und Kapazitätsabbau  aufzutun. 
Baumwollindustrie  und Regierung liefen  Gefahr,  sich  in 116 



ähnliche  Widersprüche zu  verwickeln ,  wie  sie  beim Berg-
bau zu  beobachten waren.  Dort  zeigte  sich,  daß der  An-
reiz  zu  Zusammenschlüssen um so  geringer  war,  je  erfolg-
reicher  die  "marketing  schemes" f u n k t i o n i e r t e n . ^  Ana-
log  dazu drohte  in  der  Baumwollindustrie  die  Neigung zur 
Stillegung  von Kapazitäten  um so  niedriger  zu  sein,  je 
erfolgreicher  das Mindestpreissystem  sein  würde -  vor-
ausgesetzt,  es  erwies  sich  als  erfolgreich.  Die  Probe 
aufs  Exempel freilich  ist  in  der  "cotton  industry"  nicht 
gemacht worden,  weil  der  Ausbruch des Krieges  das In-
krafttreten  des Gesetzes verhinderte. 

VII. 

Fassen wir  zusammen: Die  Reorganisation  der  Industrie 
trug  ebenso wie  der  Schutzzoll  mit  dazu bei,  ein  neues 
Verhältnis  zwischen  Industrie  und Regierung zu  begrün-
den. Nicht  ein  "tripartistischer  Korporatismus",  wie  ein 

93 
Autor  gemeint  hat  ,  zeichnete  sich  ab,  wohl  aber  schien 
Großbritannien  auf  dem Wege zu  einer  vertrauensvolleren 
Zusammenarbeit zwischen  Staat  und Industrie,  die  eine 
lange Periode  gegenseitigen  Unverständnisses,  der  Indif-

94 
ferenz  und der  Gegensätze ablöste. 
Form und Ausmaß staatlichen  Engagements waren in  den 
einzelnen  Industriezweigen  sehr  unterschiedlich: 

1)  im  Kohlebergbau direkte  Involvierung  mit  der  gesetz-
95 

liehen  Vollmacht  und der  Bereitschaft  ,  Zusammenschlüs-
se zu  erzwingen; 

2)  im  Schiffbau  hingegen minimale  Beteiligung  des Staa-
tes.  Hier  nahm die  Industrie  selbst  mit  Unterstützung 
der Bank von England die  Aufgabe in  die  Hand, Kapazitä-
ten abzubauen und die  Produktion  in  einer  kleineren  An-
zahl  größerer  Einheiten  zu  konzentrieren; 

3)  in  der  Stahlindustrie  erfolgte  die  Einwirkung  der  Re-
gierung  auf  die  Industrie  indirekt  über  das IDAC, das 
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eine allgemeine,  jedoch  seh r  nachsichtige  Oberaufsicht 
über die  Industrie  ausübte.  Dies  war  sicher  kein  "system 
of  quasi-State  control",  wie  N.K.Buxton  gemeint 
hat*

6
. 

In  der  Baumwollindustrie  intervenierte  die  Regierung 
spät  mit  den Gesetzen von 1936 und 1939.  Obwohl das 
Gesetz von 1939 nur  einen  Rahmen für  die  "Selbst-Organi-
sation"  der  Industrie  darstellte,  näherte  sich  die  Baum-
wollindustrie  dem Typ direkter  staatlicher  Involvierung 
wie beim Bergbau an.  Die  Regierung hat  hinter  den Kulis-
sen aktiver  gewirkt  als  nach außen erkennbar  war.  Entge-
gen der  oft  zitierten  These S.H.Beers  jedoch  hat  sie  die 
Reorganisation  der  hier  untersuchten  Industriezweige 
nicht  entschlossen  oder  wegweisend beeinflußt.  Sie  hat 
zwar viel  taktisches  Geschick  gezeigt,  aber  wenig  poli-
tischen  Mut und wenig  Gestaltungswillen  bewiesen.  Die 
Einflußnahme erfolgte  in  indirekter  oder  informeller 
Form. Ihre  wesentliche  Aufgabe sah die  Regierung darin, 
günstige  Rahmenbedingungen für  die  -  von den wirtschaft-
lichen  Akteuren  selbst  zu  bewerkstelligende  -  Reorgani-
sation  zu  schaffen. 

Die Stahlindustrie  war  1939 zweifellos  moderner und ef-
fizienter  als  1919 oder  1932.  Organisatorischer  Wandel 
hatte  stattgefunden,  die  Anlagen waren technisch  verbes-
sert,  neue Werke (z.B.  in  Corby)  errichtet  worden oder 
im Entstehen  begriffen.  Die  Verbesserungen waren jedoch 
nur mittelbar  auf  staatliches  Handeln zurückzuführen. 
Ob, wie  Duncan Burn gemeint  hat,  die  Industrie  Anfang 

der dreißiger  Jahre  eine  historische  Chance zum grundle-
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genden Neuaufbau verpaßt  hat  ,  wird  umstritten  bleiben. 
Daß die  "Reorganisation"  eine  Richtung  nahm, die  auf  in-
nere und äußere Kartellierung  (nicht  auf  einen  Neuauf-
bau) abzielte,  ist  mit  auf  das Verhalten  der  Regierung 
zurückzuführen. 

Der Baumwollindustrie  ging  es  darum,  erst  einmal  eine 
feste  Grundlage für  ihre  Erneuerung und Modernisierung 
zu gewinnen.  Technische Neuausrüstung nennenswerten Aus-
maßes unterblieb.  Sie  war  gebunden an den strukturellen 
Wandel9®und erst  zu  erwarten,  wenn Kapazität  und Absatz, 
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Kosten und Ertrag  i m Einklang  miteinander  standen.  Die 
von ihren  Problemen in  Atem gehaltenen  Sektionen  und 
Unternehmen legten  Pläne  vor,  die  darauf  hinausliefen, 
die  Last  der  Anpassung auf  die  anderen Gruppen der  Indu-
strie  abzuwälzen.  Gewaltig  freilich  war  der  -  mit  Unter-
stützung  der  Regierung erfolgte  -  Schrumpfungsprozeß, 
hinter  dem sich  viel  soziales  Elend  verbarg.  Der  Abbau 
der Kapazitäten  belief  sich  zwischen  1919 und 1939 bei 
den Spinnereien  auf  38 % t bei  den Webereien gar  auf  4356. 
Er reichte  dennoch nicht  aus,  die  Branche von ihren 
überschüssigen Anlagen zu  befreien. 

Ein zentrales  Dilemma lag  für  die  Regierung darin,  daß 
Rationalisierung  in  den alten  Stapelindustrien  kurz-  und 
mittelfristig  die  Arbeitslosigkeit  erhöhte,  mochte sie 
auch langfristig  Beschäftigungsmöglichkeiten  sichern 
helfen.  Der  Zirkel  von "rationalisation  and technologi-
cal  unemployment" ( T . E . G r e g o r y h ä t t e ,  wenn überhaupt, 
wohl am ehesten  durch  eine  umfassende regionale  Struk-
turpolitik  durchbrochen werden können,  und es  ist  sicher 
eine große Schwäche, daß die  diesbezüglichen  Ansätze 
allzu  bescheiden geblieben  sind.  Freilich  muß der  Regie-
rung zugebilligt  werden,  daß auch "fortschrittliche" 
Denker wie  Keynes dieser  Frage kaum Aufmerksamkeit  ge-
schenkt haben,  der  lange  vorherrschende  "Glaube  an die 
Beherrschbarkeit  von Wirtschaftskrisen"  oder  ihre  Behe-
bung über  staatliche  Maßnahmen durch  die  Erfahrung  der 
zweiten  Weltwirtschaftskrise  dieses  Jahrhunderts  (ab 
1973/74) erschüttert  i s t ^ ^  und es  in  den dreißiger  Jah-
ren mit  der  Ausnahme Schwedens keinem Land gelungen ist, 
das Arbeitslosenproblem  wirkungsvoll  und human zu  lö-
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Sidney Pollard 

MORE OF THE SAME MEDICINE: 
COMMENTS ON ECONOMIC POLICY IN  BRITAIN, PAST AND PRESENT 

There seems to  be in  operation  a  law  of  the  deteriora-
tion  of  British  economic policies.

1
 Like  the  'average

1 

Russian harvest  ('worse  than  last  year's,  better  than 
next  year's'),  every  government seems to  have done more 
damage and to  have succeeded in  fewer  things  than  the 
preceding one.  With  Mr.  Healey  as  Chancellor,  we seemed 
to  have reached the  lowest  possible  plateau;  but  alas, 
the old  law  still  holds.  Under Mrs.  Thatcher  as  Prime 
Minister  and Sir  Geoffrey  Howe at  the  Exchequer,  the 
present  government has done more damage more rapidly 
than any previous  administration,  or  indeed  than  could 
have been conceivable  even two  years  ago. 

There is  no important  area  of  economic life  in  which  the 
state  of  affairs  is  not  such that  it  would  have been 
regarded with  horror  or  as  impossible  only  a  few  years 
back.  Unemployment at  the  level  of  half  a  million  was 
then considered  the  absolutely  tolerable  upper  limit, 
while  today  we have 3  million  and are  contemplating  a 
level  of  3,5  million  with  apparent  calm.  Inflation  at  5 
per cent  was an occasion  for  public  beating  of  breasts  -
today we are  inured  to  fluctuations  between 10 and 20 
per cent.  Whereas a  Bank Rate  of  7  per  cent  was conside-
red to  be crisis  level,  nowadays the  range  of  base rate 
is  12-17  per  cent.  Manufacturing  industry  alone  is  lo-
sing  jobs  at  the  rate  of  several  hundred thousand a 

2 

year and the  import  penetration  of  foreign  goods rises 
daily.  Only  the  pound stays  high  -  to  the  accompaniment 
of  a  loud  chorus  of  complaint.^  To everyone's  surprise, 
however, this  last  has not  led  to  a  collapse  of  the 
payments balance,  thus  putting  in  question  the  basis  of 
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earlier  exchange manipulation  policie s which  did  so  much 
grievous  damage in  the  past.  Despite  the  high  pound 
coupled with  a  world  recession,  exports,  even in  real 
terms,  refuse  to  collapse  as  predicted.  They stay  up, 
among other  reasons,  because Britain  in  depression  at 
last  can deliver  some of  the  goods;  but  that  is  one of 
the many aspects  of  real  life  on the  ground,  in  the  pro-
ductive  part  of  the  national  economy. that  has been 
ignored  by  successive  Governments. Interested  only  in 
the concerns  of  the  City  and the  treasury,  such as 
prices,  rates,  and balances. 

Meanwhile the  oil  bonanza continues  to  boost  the  exchan-
ges and it  adds some L  6  billion  to  the  Exchequer,  or 
enough to  cover  at  any rate  a  large  part  of  the  Public 
Sector  Borrowing  Requirement (PSBR). Such a  windfall 
would have put  any other  European country  on its  feet, 
but  in  Britain  it  served  merely  to  make much of  our 
productive  industry  unremunerative  and to  provide  mar-
kets  for  foreign  makers.  Since  October  1979,  when all 
controls  over  foreign  investment  were removed, capital 
has been able  to  flow  abroad freely,  and the  oil  now 
also  boosts  the  real  capital  equipment for  foreigners 
while  spreading  industrial  dereliction  in  Britain. 

Of course,  since  the  oil  price  rise  of  1973,  and more 
insistently  in  the  past  two  years,  the  whole  of  the 
industrial  world  has been sliding  into  recession,  but 
the British  decline  has been much more severe  than  it 
need have been by  a  unique  set  of  measures of  our  own. 
Under Mrs.  Thatcher  the  government seems to  have ransac-
ked the  archives  to  come up with  precisely  those  poli-
cies,  from  the  Geddes Axe to  Bruening's  deflation  pac-
kage of  1930,  which  did  the  most damage and provided  the 
least  benefit  in  the  depressed inter-war  years.  Follo-
wing the  advice  given  by  the  'monetarists

1
 led  by  the 

American economist  Milton  Friedman,  they  form  a  strategy 
that  may be viewed  as  operating  in  six  steps.  Its  sole 
objective  is  to  bring  down the  rate  of  inflation  (step 
1).  The key  mechanism for  doing  that  is  to  reduce  the 
quantity  of  money (2).  In  turn  the  reduction  in  the 
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quantity  of  money, o r  at  least  in  its  rate  of  increase 
below the  inflation  rate,  is  to  be achieved  by  the  two 
parallel  methods of  high  interest  rates  (3a)  and a  cut-
back in  government spending  (3b);  this  will  create  more 
unemployment (4)  and incidentally  thereby  weaken the 
unions.  With  less  money and credit  available  firms  will 
have to  reduce  their  price  and cost  increases  (5)  and in 
particular  will  have to  resist  the  unions

1
 wage demands, 

on pain  of  bankruptcy.  Once the  inflation  has been 
'squeezed out'  of  the  economy, healthy  growth  without 
inflation  may then  be expected  (6).  The prescription 
will  have worked. 

Although forming  a  rigid  mental  framework for  the  tou-
ghest economic policies  yet  seen since  the  war,  there  is 
no timetable  attached  to  this  programme. The key  rela-
tionship  in  the  monetarist  canon,  the  time  which  it 
takes for  an increase  (or  for  that  matter,  a  fall)  in 
the supply  of  money to  work  through  to  affect  prices, 

has been variously  given  as  6  to  18 months and up to 
4 

five  years  ,  itself  vague enough.  For  the  time  span for 
the medicine  to  take  effect  in  stage  (6),  there  is  no 
official  guidance  at  all.  The original  timetable  which 
was going  to  allow  for  a  promised  substantial  drop  in 
income tax  in  1980 has long  since  been jettisoned.  Sir 
Keith  Joseph 'hoped'  at  the  time  of  the  1980 Budget that 
the rate  of  inflation  would  start  to  come down in  two 
years'  time,  substantially  down in  three  years,  and 
'dramatically'  down in  four,  or  by  1984:  the  meaning of 
these terms  is  not  clear,  but  the  last  one might  well 
mean an inflation  rate  of  only  7-8  per  cent  such as  the 
government inherited  when it  came into  office  in  1979, 
or  five  painful  years  of  monetarist  destruction  to  get 
back to  where it  started.  The recovery  of  output  is 
estimated  to  take  much longer  and,  according  to  the 
chancellor,  'even  a  decade might  be needed before  the 

c 
economy was really  strong  again'. 
There is  at  any rate  common ground among critics  and the 
Treasury about  the  nastiness  of  the  medicine,  though  no 
one knows how much of  it  will  be needed.  The authori-
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ties'  earlier  guesses were ,  as  usual,  wildly  wrong,  one 
forecast  of  the  London Business  School,  close  to  them, 
estimating  as  late  as  mid-1980 that  unemployment would 
rise  to  only  1,8  million  in  1981.^  Real  output  is  still 
falling  at  the  time  of  writing.  Where views  differ  is  on 
whether these  calamities  will  constitute  a  necessary 
prelude  to  recovery,  or  the  start  of  a  further  cumula-
tive  downward spiral.  It  is  doubtful  (if  not  improbable) 
whether each or  indeed  any of  these  six  steps  will  work 
in  the  way assumed; they  are  much more likely  to  be 
counter-productive  and meanwhile certain  to  be highly 
damaging. Let  us  look  at  them in  turn. 

The starting-point  is  the  fight  against  inflation  as  the 
sole  aim.  Everything  else,  the  implication  seems to  be, 
will  come right  once prices  stop  rising. 
As a  matter  of  fact,  in  Sir  Geoffrey  Howe's first  Budget 
of  1979,  inflation  did  not  quite  enjoy  top  priority.  A 
still  higher  priority  was given  to  two  other  goals.  One 
was the  redistribution  of  income from  the  poor  to  the 
rich,  a  typical  Conservative  move, by  the  lowering  of 
income tax  rates  with  a  compensating drastic  increase  in 
VAT from  8  per  cent  and 12 per  cent  respectively  to  15 
per cent.  As that  measure was estimated  to  have added at 
least  4  per  cent  besides  imparting  an upward dynamic to 
the price  level,  it  was clearly  considered  more impor-
tant  than  the  price  level  itself.  The other  high  priori-
ty  was enjoyed  by  defence  and by  law  and order  expendi-
ture,  where very  large  pay increases  to  the  forces,  the 
police  and prison  wardes were brought  forward,  and ove-
rall  defence  expenditure  raised  in  an otherwise  dimini-
shed budget. 

With the  aid  of  these  policies  combined,  the  rate  of 
inflation  rose  almost  at  once from  8  per  cent  to  18 per 
cent.  Only  the  sterling  gain  of  between 10-20  per  cent 
on the  foreign  exchanges,  which  kept  down the  costs  of 
imports,  prevented  it  from  rising  still  further,  though 
within  the  year  inflation  was to  rise  to  over  22 per 
cent,  to  which  government cost  and price  increases  may 
have contributed  directly  6-8  per  cent. 
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As one caustic  criti c remarked.
 f

If  you are  aiming  to 
reduce the  rate  of  inflation  as  a  prerequisite  of  your 
attempt  to  improve  the  economy's industrial  performance, 
it  is  somewhat unfortunate  to  start  by  presiding  over 

7 
the doubling  of  the  inflation  rate*.  However, it  may be 
that  these  were once for  all  changes,  and that  hence-
forth  the  thrust  of  economic policy  will  be concerned 
above all  with  reducing  the  rate  of  inflation. 

The government's  line  of  attack  on prices  has been to 
Q 

limit  the  money supply.  Unfortunately,  these  are  no 
longer  the  days of  Charlemagne. 'Money'  is  not  only 
coins  minted,  or  even paper  printed,  by  government.  Hu-
man ingenuity  has devised  a  large  variety  of  credit 
instruments,  generated  extremely  flexibly  in  the  mar-

9 
ket.  As a  result,  there  is  confusion  among the  moneta-
rists  as  to  which  they  are  actually  limiting  -  M1 (cur-
rency and current  accounts),  M3 (a  variety  of  liquid 
assets)  or  some other  sum; and confusion  as  to  methods, 
such as  special  deposits,  bank 'corsets'  or  limitation 
on government borrowings. 

None of  them has worked so  far.  There  is  the  velocity  of 
circulation,  round-tripping,  soft-arbitrating  and win-
dow-dressing by  the  banks to  keep within  the  'corset'. 
What about  the  many other  kind  of  money? Did  life  come 
to  a  standstill  in  the  Irish  Republic  when the  banks 
closed for  many months? 

The 'corset'  has been evaded with  ease by  the  clearing 
banks on every  occasion  on which  it  was used.  Indeed  the 
Bank apparently  keeps an unpublished  and adjusted  mea-
sure of  'sterling  M3'  which  takes  into  account  those 
channels of  lending  which  have been used to  evade the 
'corset'.  It  is  comforting  to  know that  the  Bank is 
aware of  the  mirage  it  has been creating.  No wonder that 
even the  Prime  Minister  had to  admit  that  'new  financial 
techniques  interfere  with  money management'.

1
^ 

The 'corset'  has been phased out,  and M3 became the  next 
quantity  to  which  government policy  was locked.  However, 
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almost as  soon a s that  happened, it  began to  shear  out 
of  line,  and instead  of  dropping,  as  it  should  have done 
and as  some other  indicators  did,  it  rose  from  a  +  8  per 
cent  rate  in  1979 to  +  12 per  cent  in  1980 and +  21 per 
cent  in  early  1981,  forcing  the  Treasury  to  fasten  on 

11 
some other  indicators. 

Yet the  leading  monetarists  in  the  government seemed to 
be unaware that  its  central  policy  was thus  resting  on a 
mirage.  One senior  Treasury  Minister,  John Biffen,  did 
indeed recognise  that  'There  is  no mechanistic  and suc-
cinctly  demonstrable  link  between a  movement in  money 
supply  and a  subsequent change in  inflation',  other  fac-
tors  which  affected  the  latter  including  the  level  of 
international  trade,  domestic  business  activity  and 'the 
many social  traditions  that  affect  individual  and corpo-

12 
rate  economic behaviour'.  However, in  the  surrealist 
world  of  monetarist  policy  making this  did  not  deter 
him from  pursuing  the  damaging measures that  he recog-
nised as  being  of  doubtful  efficiency.  To attempt  admi-
nistratively  to  control  all  forms  of  monetary creation 
would convert  the  corset  into  a  strait-jacket  and would 
go right  against  the  basic  philosophy  of  the  government 
by restricting  the  working  of  the  market  and,  worse 
still,  restricting  the  changes of  making money. Certain-
ly  the  City  has no stomach for  i t .

1
^  It  would  also  show 

up too  clearly  the  basic  logic  of  monetarist  solutions: 
it  is  the  logic  of  curing  a  boil  by  cutting  off  the  leg. 

Of the  two  ways of  limiting  the  money supply  (stage  3), 
the more traditional  Keynesian method of  high  interest 
rates  acts  by  limiting  the  demand rather  than  the  supply 
of  loanable  funds.  However, high  interest  rates  as  they 
affect  mortgage rates  on houses,  for  example,  have an 
inflationary  effect  on pay demands and push up costs. 
Moreover, by  making long-term  borrowing  less  attractive, 
the tend  to  increase  the  recourse  to  the  banks,  and thus 
tend to  raise  the  sterling  M3 which  they  were intended 

14 
to  bring  down. Meanwhile,  it  was easy to  foresee  that 

as the  effects  of  last  November's rise  in  minimum 
lending  rate  to  17 per  cent  work  their  way through 
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the system...the  flatter  tren d in  consumer spending 
now apparent  will  quickly  be followed  by  substantial 

15 
destocking  and cuts  in  production  schedules. 

Not to  put  too  fine  a  point  on it,  there  will  be massive 
losses  of  jobs  and of  incomes,  and widespread  bankrupt-
cies  -  and they  appeared exactly  as  forecast,  hitting 
small  businesses  hardest  of  all.  Finally,  high  interest 
rates  keep up the  value  of  the  pound. 

We now come to  the  other  line  of  the  third  stage  in  the 
strategy:  the  cut-backs  in  government spending  which  are 
to  be instrumental  in  achieving  a  reduction  in  the  money 
supply.  On the  face  of  it,  public  expenditure  as  such is 
not  a  sensible  category  to  single  out  for  cuts:  it  is 
rather  like  a  policy  of  cutting  down the  consumption of 
commodities of  a  red  colour  in  order  to  allow  greater 
consumption of  yellow,  green  and blue  commodities: 
'There  is  no occult  evil  in  the  nature  of  public  expen-
diture  which  is  not  equally  inherent  in  the  other  ele-
ments of  aggregate  d e m a n d ' . T h e public  sector  consists 
of  a  large  number of  widely  differing  economic activi-
ties,  including  (a)  transfer  payments;  (b)  the  provision 
of  free  goods and services;  (c)  the  provision  of  goods 
and services  against  payment by  individuals;  (d)  invest-
ments in  infrastructure  like  roads  and harbours  and in 
directly  productive  equipment like  coal-mines  and post 
office  sorting  machines;  and (e)  the  costs  of  adminis-
tration  itself.  The consequences of  cuts  for  an anti-
inflationary  strategy  will  be very  different  on each of 
these -  and on others  still,  not  enumerated here. 

Among these,  the  reduction  in  capital  spending  (d)  has 
traditionally  been the  most common form  of  'saving'  and 

17 

it  still  is.  It  is  also  the  most destructive.  Cuts  in 
capital  expenditure  prevent  the  lowering  of  real  costs 
in  the  following  years,  and thus  keep up prices;  but 
above all  they  confirm  and worsen the  declining  trend  in 
the British  economy. Anyone can keep alive,  for  at  least 
a season,  by  eating  up his  seedcorn,  but  it  is  a  rake's 
progress  policy,  leaving  in  its  wake a  trail  of  damage 
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to  the  future.  What  monetarists  forget  is  that  the  real 
division  of  the  nation's  expenditure  pattern  is  not  bet-
ween the  public  and private  sector,  but  between consum-

18 
ption  and productive  investment. 

Of course,  cut-backs  anywhere without  a  loss  of  welfare 
would represent  genuine  saving:  but  that  is  saying  that 
increased  efficiency  is  a  good thing.  It  certainly  is, 
but  not  only  in  the  public  services: 

There is  waste  in  public  expenditure,  no doubt  on a 
large  scale,  but  this  is  an argument not  against  pub-
lic  expenditure  in  general  but  against  incompetence 
in  particular.  There  is  plenty  of  waste  in  private 

spending too,  all  the  way from  energy,  consumption to 
19 

the prodigal  use of  packaging  materials. 

Yet at  bottom,  with  the  exception  of  some extremists, 
the argument by  our  policy  makers does not  seem to  be 
that  any of  this  expenditure  is  wasteful  as  such,  but 
that  in  local  it  exceeds income and therefore  forces  the 
government to  borrow  with  inflationary  effects. 

As a  matter  of  fact,  not  all  government borrowing  is 

inflationary:  where the  sums borrowed would  otherwise 
20 

have been saved but  not  used elsewhere,  the  borrowing 
may in  fact  prevent  actual  deflation  rather  than  causing 
inflation.  With  10 per  cent  of  the  labour  force  and even 
more of  the  national  capital  unemployed, generating  in-
comes is  much more likely  to  boost  output  than  fuel 
inflation.  That  part  of  government borrowing  which  goes 
to  investment,  particularly  in  the  public  corporations, 
is  likely  to  benefit  production,  and would  be considered 
normal and praiseworthy  if  carried  out  by  a  private 
firm.  Moreover,  as  long  as  inflation  lasts  the  real 
national  debt  burden of  interest  and repayment is  lo-

21 

wered year  by  year.  None of  this  has been allowed  to 
affect  the  government's  determination  to  reduce  sharply 
all  government borrowing  in  the  shortest  possible  time. 

It  is  hardly  necessary  to  add,  in  the  light  of  the  go-
vernment's  performance  in  all  its  sectors,  that  the  PSBR 
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target  has so  fa r  come nowhere near  to  being  achieved, 
and was in  consequence constantly  being  shifted  to  bring 
it  within  reach  of  reality  -  possibly  shedding  some 
light  on the  Treasury  definition  (itself  shifting)  of  a 

22 
'  target'.  For  1980-1 ,  the  post  -  Budget forecast  of 
L 8,5  billion  was exceeded by  L  5  billion  in  the  actual 
turnout  of  L  13,5  billion;  for  1981-2 the  forecasts 
began with  L  10,5  billion,  made at  Christmas  1980,  and 
rose almost  weekly  to  L  15,5  billion  by  February:  'every 
time  the  forecasters  upped their  estimates,  Sir  Geoffrey 
(Howe) seems to  have increased  the  amount of  misery 

23 
which he was prepared  to  inflict  on the  economy'. 
Ultimately  the  Budget of  1981 was estimated  to  lead  to 
the loss  of  300.000 jobs  and 2-3  per  cent  of  national 
output  in  order  to  meet the  'target'  thus  arrived  at.  It 
is  a  wry  reflection  that  the  determination  of  the  Chan-
cellor  to  meet as  much as  possible  of  his  deficits  by 
taxation,  will  weaken and bankrupt  even more of  private 
industry  in  order  to  keep public  expenditure  going  -  the 
exact  opposite  of  what  the  government set  out  to  do.  It 
is  for  that  reason  that  the  CBI and various  employer's 
organisations  in  the  capital  sector  have asked for  expa-
nsion plans  to  raise  production,  to  reduce  unemployment 

24 
and simultaneously  to  reduce  inflation.  Such plans  are, 
of  course,  the  direct  opposite  of  Treasury  strategy. 
Since the  reduction  of  the  annual  PSBR has also  become 
an identifiable  political  aim,  it  is  being  pursued with 
a due degree of  dishonesty.  Thus some 'savings'  are 
being achieved  by  shuffling  off  the  burden on to  local 
authorities,  or  even to  private  firms,  none of  which 
will  make any difference  to  inflation.  More reprehensi-
ble  still  is  the  pretence  of  closing  the  gap by  selling 
off  government assets.  This,  of  course,  has nothing  to 
do with  putting  the  economy on its  feet  and,  as  far  as 
the government is  concerned,  represents  the  selling  off 
of  inherited  property  to  meet current  bills,  the  tradi-
tional  action  of  the  rake  and the  wastrel.  The massive 
cutting  back on real  productive  investment  in  nationa-
lised  industries,  in  roads  and transport  and in  housing, 
with  which  Sir  Geoffrey  Howe achieved  so  much of  his 
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25 '  savings
1

 in  the  1979 Budget ^  was among the  most dama-
ging and heartbreaking  features  of  the  new policy.  It 
has,  however,  a  crazy  logic  of  its  own:  since  the  go-
vernment will  make sure  that  there  is  no growth,  we need 
no improvements in  public  services  either. 

The distress  in  the  short  run  and grievous  damage in  the 
long run  that  will  be caused by  these  policies  and par-
ticularly  their  fourth  stage,  that  of  generating  unem-
ployment,  are  a  certainty;  what  is  far  less  assured  is 
that  they  will  also  be effectual  in  their  declared  ob-
ject  of  reducing  the  rate  of  inflation.  The most serious 
doubt arises  because the  policy  is  largely  self-defea-
ting,  since  with  every  job  lost  and destroyed  there  will 
be one taxpayer  less  and one recipient  of  unemployment 
benefit  more,  putting  a  double  burden on the  Exchequer 
and the  PSBR. By February  1981 it  was estimated  that 
each unemployed single  man cost  the  country  L  4,835  a 
year,  and each married  man with  two  children  L  6,000. 
Averaging only  L  5,000,  it  means that  for  every  100,000 
unemployed (the  monthly  rate  by  which  unemployment has 
lately  been rising)  the  Exchequer was worse off  by  L  500 
million;  the  total  annual  cost  to  the  Exchequer since 
Sir  Geoffrey  Howe took  over  is  thus  well  over  L  5  bil-
lion  and still  rising.  'What  swells  public  borrowing 
most uselessly  now is  the  payment of  unemployment bene-
fit  to  more and more people  who desperately  want  to  work 
and produce.^ 

In  addition,  nationalised  industries  like  steel  and coal 
pay interest  to  the  government,  some of  which  may be 
lost  if  they  have to  carry  through  closures  in  order  to 
'reduce'  the  government deficit,  and private  industry 
pays taxes  which  would  likewise  be lost.  Each cut  will 
therefore  require  a  further  cut  to  make good the 
Exchequer's losses  of  the  first  cut  and so  on in  a  pro-
gressive  downward spiral.  Hard estimates  of  the  shape of 
things  to  come if  present  policies  are  pursued are  dif-
ficult  to  come by:  ...  nobody knows how much unemploy-
ment will  be required  to  achieve  any defined  decelera-
tion  nor  how long  it  will  run.^7 
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The actual  fall  i n output  as  a  result  of  these  measures 
has begun to  assume frightening  proportions.  Manufactu-
ring  output  is  already  down by  15 Engineering  and 
other  capital  goods declined  even more than  the  average, 
consumer goods very  much less.  This  fall  in  output  was 
never forecast  in  the  government's  own figures,  but  was 
foreseen by  its  critics.  Is  is  precisely  that  which 
helps  to  drive  up the  PSBR, which  all  the  goverment's 
painful  measures were intended  to  reduce.  All  this  is 
quite  apart  from  the  fact  that  less  than  full  capacity 
working raises  real  costs  in  industry  (and  at  present 
capital  works  at  only  70-80  % capacity)

2
^

3
 while  the 

fall  in  real  wages at  a  time  of  heavy unemployment redu-
ces demand and causes further  unemployment. 

The opposite  policy  of  creating  jobs  and employing  peo-
ple  would,  of  course,  have correspondingly  positive  ef-
fects  on the  Exchequer.  On the  assumption  of  a  30 per 
cent  tax  rate,  adding  L  30 billion  to  national  income 
would wipe  out  painlessly  the  deficit  of  L  9  billion 
not  counting  any savings  in  social  security  payments. 
Thus it  has been calculated  that  if  Mr.  Healey  had pre-
ferred  full  employment in  1977-9 to  his  policy  of  crea-
ting  unemployment, his  PSBR of  L  8  billion  a  year  would 
habe turned  into  an annual  surplus  of  L  2,4  bil-
nor , .

2 8 

Whatever the  long-term  damage, in  the  shorter  term  the 
next  and fifth  stage  in  the  official  strategy  is  that  of 
"monetary discipline",  which 

works essentially  though  the  market  process  by  preve-
nting  employers  from  passing  on to  customers  inflated 
wage (and  other  payments) not  earned by  increases  in 
saleable  output.  So long  as  supply  of  money is  not 
expanded to  enable  customers  to  pay higher  prices, 
'unearned

1
 pay increases  cause unemployment rather 

than inflation. 

It  is  the  terrifying  belief,  central  to  the  monetarist 
credo,  that  cutting  off  the  money supply  will  simply 
force  firms  to  pay lower  wage increases  or  go bankrupt. 
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'Squeezing industry  until  th e pips  squeak is  the  key 
component in  forcing  employers  and unions  to  cut  down on 
pay s e t t l e m e n t s

1
. 3 0  The plan,  in  other  words,  is  to  turn 

industrial  relations  into  a  battlefield,  forgetting  mea-
nwhile  that  firms  under  cash restraint  faced  by  strong 
union demands will  sacrifice  all  else  first  before  endu-
ring  destructive  strikes,  and among the  first  to  go will 
be the  level  of  stocks  and the  vestiges  of  investment 
plane that  may still  remain.  Inprovement  and moderni-
sation  wil l,  as  always,  be the  prime  victims.  All  this 
is  already  well  on its  way.  Bankruptcies  multiply,  and 
manufacturing  investment  is  at  its  lowest  level  for  17 
years .^ 

All  the  worst  faults  of  British  economic strategy  in 

ignoring  practical  problems  when in  pursuit  of  macro-
economic models are  combined here,  and nowhere is  this 
denial  of  stability  more evident  than  in  the  role  assig-

32 
ned to  the  trade  unions.Even  its  supporters  admit  that 
'monetary  policy  works  most smoothly,  with  least  dislo-
cation,  where the  economy is  flexible  and fluid',  where-
as unemployment 'will  last  much longer  if  rigidities  are 
allowed  to  obstruct  the  effects  of  tight  money'.  No one 
could  accuse British  unions  of  being  flexible  and fluid: 
in  fact,  the  whole  gamut of  economic policies  in  recent 
years,  including  the  monetarist  strategy  itself,  may be 
said  to  have been called  into  being  because neither 
Labour nor  Conservative  governments could  cope with  the 
damage inflicted  on all  their  plans  by  the  stubborn 
ridigities  of  trade  union  attitudes.  What we have there-
fore  is  a  policy  which  relies  for  its  success  on the  one 
ingredient  whose total  absence made the  policy  necessary 
in  the  first  place. 

It  has long  been known, long  before  monetarism ever  made 
its  appearance,  that  continuous  losses  of  jobs  will  help 
to  cow the  unions  into  submission,  though  past  Gover-
ments possessed too  great  a  sense of  responsibility  to 
tread  that  path.  Present  policies  will  discredit  mode-
rate  union  leaders  and bring  the  militants  to  the  fore; 
meanwhile, in  the  words of  the  chairman  of  ACAS, 
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policies  based on fea r  of  lost  jobs  do not  guarantee 
much by  way of  long-term  peace.33 

Moreover, the  people  who provoke  the  unemployment by 
their  excessive  wage demands are  not  the  people  who lose 
their  jobs  as  a  result  of  it:  'it  could  create  a  situa-
tion  in  which  small  employers,  and non-unionists,  bear 
the brunt  of  the  coming recession.

1
 In  the  end,  'given 

the monopoly power of  powerful  unions  and big  employers, 

tight  money is  bound to  mean both  higher  prices  and in-
3 4 

creased unemployment'.  At  any rate,  the  fabric  of  soc-
iety  will  receive  further  irreparable  damage, the  con-
cept  of  government by  consent  be further  undermined,  the 
contempt for  politicians^  further  confirmed. 

There is  in  the  writings  and speeches of  those  who di-
rect  and support  the  present  policies  a  find  of  unspoken 
assumption that  there  is  some advantage in  closing 
plants  that  are  'losing'  money, presumably because the 
resources  tied  up there  would  then  be put  to  better  use. 
'Much of  the  present  unemployment represents  a  shake-out 
that  can only  lead  to  greater  productivity  and prosperi-
ty  in  the  longer  term',  is  the  view  of  Prof.  R.C.  Sta-
pleton:  but  the  whole  point  of  the  strategy,  in  contrast 
with  some earlier  ones is  that  there  would  be no new 
employment for  the  newly  idle  resources,  but  that  they 
would remain  id le .^The  men and equipment now capable  of 
producing 10 millions  tonnes  of  steel  that  are  to  be 
scrapped will  then  produce nothing  at  all  -  a  form  of 
salvation  by  death.  Not  that  this  would  seem to  worry 
Prof.  Stapleton,  believing  as  he does that  'one  reason 
why E.E.C.  countries,  especially  Germany, have outper-
formed the  UK is  that  they  started  from  a  position  of 

37 
almost complete  devastation  in  1945'  -  a  doctrine  un-
known to  the  Swiss,  the  Swedes, the  Americans and the 
Canadians, among others,  who stayed  ahead of  EEC incomes 
and output  despite  their  lack  of  desirable  devastation. 

The strategy  is  not  to  move resources  from  less  into 
more profitable  lines:  the  strategy  is  to  make all  lines 
less  profitable,  and kill  off  the  marginal  ones altoge-
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ther  in  the  process .  It  is  what  an enemy might  wish  to 
do to  us  in  wartime. 

But let  us  assume that  none of  this  comes to  pass,  and 
that  the  policy,  in  the  face  of  all  the  probabilities  to 
the contrary,  actually  works;  and let  us  assume further 
that  in  three  years  or  so  the  unions  and their  employers 
have been battered  and demoralised  into  submission,  that 
the sixth  stage  is  reached,  inflation  is  'squeezed'  out, 
that  there  is  a  vast  labour  reservoir  of  the  unemployed, 
and the  government gives  its  blessing  for  a  controlled 
healthy  expansion  .  What then? 

The government and its  monetarist  supporters  seem to 
have a  touching  faith  that  somehow all  will  come right 
at  that  point.  No one else  shares  this  faith,  neither 
the Governor or  the  Bank of  England,  nor  the  Institute 
of  Economic and Social  Reearch,  nor  the  Commons Treasury 
and Civil  Service  Committee.  Nor  is  there  any reason 

why they  should,  for  no calculations  or  even estimates 
exist  on the  part  of  the  government to  show how it  might 
be done.  All  we have is  the  utterly  mistaken  guesses of 
the monetarists  at  the  outset  of  the  government's  reign 
of  havoc that  'any  temporary  loss  of  output  is  likely  at 
worst  to  be of  modest significance'.  They did  not  know 
then,  and they  do not  know now.  One macro-economic guess 
from a  less  biased  source  is  that  to  put  500.000 jobs 
which were so  easily  sacrificed  now,  back by  1984 would 
require  a  fiscal  stimulus  of  L  5-6  billion  a  year,  and 
to  return  to  below one million  unemployed -  surely  still 

40 
a modest aim -  would  take  ten  years. 

Two types  of  result  can be provided  with  fair  confiden-
ce.  The first  relates  to  labour: 

Must we not  expect  that  pent-up  claims  will  be asser-
ted then,  as  they  used to  be in  the  recovery  from  the 
trough  of  the  old  business  cycle,  but  this  time  also 
with  the  animus fed  by  the  belief  that  the  trough  was 
inflicted  by  the  Government?^

1 
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Or is  there  anyone in  government,  anyone in  the  economic 
profession  anywhere,  who believes  that  the  unions  will 
not  at  once use their  newly  regained  power to  try  and 
catch up on the  real  wages they  lost  in  the  years  of  the 
deluge,  and thus  set  an inflationary  going  again? 

The other  expectation  relates  to  the  ability  of  British 
industry  to  carry  an expansion  in  physical  terms  at  that 
point.  If  the  steel  industry  has meanwhile been amputa-
ted,  the  engineering  industry  similarly  slimmed down and 
the building  industry  decimated,  where is  the  capacity 
for  expansion  to  come from?  Shall  we then  recall  the 
steelworkers  who have just  been paid  off  with  large 
redundancy payments? Does no one in  the  government or 
among its  advisers  know that  it  takes  anything  from 
three  years  upwards to  build  up the  factories,  the  stee-
lworks  and the  shipyards  that  would  carry  the  anticipa-
ted upward movement once the  bad years  are  over,  and is 
there  no one who urges  that  these  be built  up now in-
stead of  destroying  those  we have got?  If  you 'bled  the 
company sector  for  three  years  and then  cut  taxes...by 

that  time  the  import  propensity  will  be rapidly  approa-
42 

ching 100 per  cent
1

 and this  will  be the  case above all 
in  the  capital  goods sector,  so  that  most of  the  needed 
equipment will  have to  be imported.  For  a  critical  peri-
od of  two  or  three  years  there  will  be a  balance  of 
payments crisis  of  a  dimension  that  not  even the  oil 
will  be able  to  cope with  -  and it  is  not  difficult  to 
guess what  the  Treasury  reaction  to  that  will  be. 

In  this  connection  the  view  of  the  fountainhead  of  the 

theory,  Hilton  Friedmann himself,  is  of  interest: 
while  monetary restraint  is  a  sufficient  condition 
for  controlling  inflation,  it  is  a  necessary  but  not 
sufficient  condition  for  restoring  Britain  to  full 
economic health.  That  requires  measures on a  broader 
front  to  restore  and improve  incentives,  promote pro-
duct  investment,  and give  a  greater  scope for  private 
enterprise  and initiative. 
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Is  is  precisely  thi s which,  for  the  next  two  or  three 
years,  the  government has set  out  with  desperate  ear-
nestness to  prevent. 

It  is  easy to  attack  the  current  monetarist  policies, 
and it  seems unfair  to  hit  a  man when he is  down. With 
the exception  of  the  beleaguered  faithful  group  of  mone-
tarists  in  the  economics profession  and in  the  Conserva-
tive  Party,  there  is  now bitter  hostility  to  the  strate-
gy across  the  political  and the  economic spectrum,  as 
its  results  are  seen to  be more and more damaging while 
only  the  faithful  in  their  mind's  eye can see even the 
slightest  sign  of  the  hoped-for  improvements.  Yet  the 
most important  aspect  of  the  new line  is  not  its  novel-
ty,  but  its  continuity. 

For although  they  are  being  justified  on entirely  diffe-
rent  theoretical  grounds,  the  economic policies  pursued 
now are  in  practice  a  direct  continuation  of  those  per-
sued by  the  succession  of  post-war  governments.  The only 
difference  is  that  when these  very  same policies  brought 
earlier  governments to  the  brink  of  disaster  as  they 
inevitably  and invariably  did,  the  Chancellors  shrank 
back from  the  abyss and counteracted  their  own macroeco-
nomic measures by  a  battery  of  specific  aids,  by  credits 
and by  attention  to  'supply-based

1
 policies.  They thus 

had the  worst  of  all  worlds,  laying  the  foundations  for 
a repeat  from  a  lower  starting-point  next  time.  The 
present  administration  by  contrast  do not  shrink:  their 
progress  down goes without  flinching.  One might  even say 
that  Sir  Geoffrey  Howe has shown that  he has the  courage 
of  Mr.  Healey's  convictions  -  were it  not  that  Mr.  Hea-
ley's  1975-6 Budget cuts  were far  more severe  than  these 
of  the  present  administration  so  far;  possibly  he was 
the better  monetarist. 

At any rate,  whatever  the  theoretical  underpinnings, 
neo-Keynesian of  Friedmanite,  their  practical  impact  and 
the framework of  reference  are  still  the  same. They are, 
to  meet any difficulty  by  the  same recipe  of  restrictio-
nism,  cutting  employment and investment  (or,  in  other 
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words, working  less  and eating  up the  seedcorn  for  the 
future);  and give  top  priority  to  symbolic  quantities, 
like  prices,  balances,  rates,  while  the  real  world  of 
outpout,  productivity,  real  incomes and employment take 
second place.  Indeed,  those  real  quantities  which  are  of 
prime concern  to  real  people,  are  used as  means to  rec-
tify  the  symbolic  ones,  instead  of  the  other  way round, 
in  total  confusion  of  means and ends.  Surely  the  Treasu-
ry's  contempt  of  production  could  go no further  than 

44 
that. 

The result  has been a  continuous  relative  decline  of  the 
British  economy for  almost  forty  years.  By contrast, 
those countries,  almost  all  the  rest  of  the  advanced 
world,  that  have improved  their  productive  capacity,  and 
have invested  in  new techniques,  higher  skills,  better 
forms of  structure  and management, have found  that  the 
symbolic  quantities  of  prices  and payments balances  have 
tended to  take  care  of  themselves. 

Look up the  current  economic literature,  look  up the 
libraries  of  those  who make economic decisions  and those 
who advise  them,  and marvel  at  the  flood  of  refined 
writing  and thinking  there  is  about  bank credit,  about 
price  elasticities,  about  the  working  through  of  inter-
est  changes;  and then  look  for  literature  on how these 
affect  the  real  costs,  the  real  workings  of  industry, 
and ponder  its  meagreness. Thus the  (absurdly  named) 
"fine  tuning"  of  delicate  fiscal  and monetary changes by 
the authorities  to  achieve  their  aims  has received  enor-
mous attention,  critical  and scientific,  and has made 
the reputation  of  many an economist  and civil  servant; 
but  how many of  them were aware that  the  17 changes in 

purchase tax,  VAT and HP regulations  on motor  cars  in-
45 

flicted  in  1961-74 ,  which  were an example of  it,  cont-
ributed  materially  to  ruining  the  key  industry  of  modern 
Britain,  and thus  helped  to  create  the  balance  of  pay-
ments gaps which  then  became the  occasion  for  further 
destructive  Government measures? Follow  through  the  in-
numerable calculations  to  show to  what  extent  (to  two 
decimal places)  export  prices  determined  export  sales, 
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but  look  in  vai n for  an understanding  how many orders 
have been lost  because British  firms  could  not  produce 
on time,  or  at  the  right  quality,  or  with  an adequate 
degree of  re l iabi l i ty .^  Against  that  reality  among ma-
chine tools  or  ships  or  motor  cars,  all  the  manipula-
tions  of  prices  and rates  of  which  the  Treasury  makes 
such heavy weather  were largely  irrelevant. 

The fact  is  that  the  problems  of  the  manager in  the 
factory,  in  the  mine or  in  the  shipping  office  have 
never entered  the  consideration  of  Whitehall  with  any-
thing  like  adequate force.  Its  corridors  echo with  the 
tread  of  City  men, its  memoranda reflect  their  prejudi-
ces.  From where they  are,  getting  the  value  of  the  pound 
or  the  balance  of  payments or  the  inflation  rate  "right" 
looks  like  the  top  priority,  since  it  is  only  human to 
believe  that  one's  own sphere  of  action  is  the  key  to 
all  else.  But  they  were wrong,  and we must now pay the 
price  of  the  most antiquated  capital  equipment,  indus-
trial  and locational  structure  and trade-union  attitudes 
among the  industrial  nations  of  Europe. 

There can be no advance until  that  is  rectified,  until 
entrepreneurs  and managers (who by  their  nature  want  to 
expand, to  invest  and to  beat  the  opposition)  are  assu-
red once more that  they  will  not  be penalised  for  devo-
ting  resources  to  improve  Britain's  economic performan-
ce,  whenever Whitehall  pursues  some new restrictive  pa-
nacea. At  present  it  is  still  all  moving in  the  opposite 
direction.  Monetarism may be a  new theory,  but  the  medi-
cine  is  exactly  the  same as  before.  The destruction  of 
the productive  capacity  of  Britain  is  still  going  on. 
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Karl  H.  Kimmig 

POLITISCHE UND ÖKONOMISCHE ASPEKTE DER "BRITISCHEN 
KRISE" 

Seit  mehr als  zwei  Jahrzehnten  steht  die  Literatur  zum 
Fall  Großbritannien  im  Zeichen  der  Krisendeutung.  Wäh-
rend eines  Großteils  dieser  Periode  beruhte  die  wissen-
schaftliche  -  und nicht  zuletzt  journalistische  -  At-
traktivität  der  Insel  in  erster  Linie  darauf,  daß sie 
innerhalb  des prosperierenden  und zukunftssicheren  west-
lichen  Kernbereichs  die  einzige  Schaubühne für  Verfalls-
und Destabilisierungsprozesse  zu  bieten  schien.  Trotz  -
oder gerade wegen -  ihrer  voyeuristisehen  Obertöne 
zeichnete  sich  die  resultierende  Krisendiagnostik  vor 
allem dadurch aus,  daß sie  das britische  Leiden  treffsi-
cher als  entwicklungsgeschichtliches  Unikum begriff. 

Angesichts  der  globalen  Verallgemeinerung  von Krisener-
scheinungen ist  die  Faszinationskraft  der  britischen 
Malaise inzwischen  im  Schwinden -  mit  dem Ergebnis,  daß 
sie  zunehmend als  Normalfall,  allenfalls  als  Härtefall 
ubiquitärer  industriegesellschaftlicher  Vergreisung  be-
handelt  wird.  Eine  solche  Perspektive  unterschlägt  je-
doch die  ausgeprägte  Eigengesetzlichkeit  dieser  Krisen-
variante,  die  sich  bereits  oberflächlicher  Betrachtung 
erschließt. 

Zum einen  besticht  die  hochgradige  Zirkularität  der 
Krankheitsgeschichte.  Noch immer werden Befunde disku-
tiert,  die  -  wie  die  institutionellen  Wachstumsbarrieren 
-  bereits  Anfang der  60er  Jahre  oder  -  wie  der  impor-
tierte  Deindustrialisierungsdruck  -  bereits  in  der  Zwi-
schenkriegszeit  oder  -  wie  die  Produktionsfeindlichkeit 
der ökonomischen Kultur  -  sogar  schon im  letzten  Viertel 
des vergangenen Jahrhunderts  auf  der  Tagesordnung stan-
den. Eine  ähnlich  im  Kreis  verlaufende  Problematik  und 
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eine vergleichbar  repetitive  Interpretatio n hat  in  West-
europa allenfalls  Italien  zu  bieten  -  und dort  be-
schränkt  auf  die  politische  Sphäre. 

Zm anderen verblüfft  die  Widerstandskraft  des Patienten, 
der mit  wechselnden Symptomen allen  vorschnellen  Nachru-
fen trotzt.  So sind  die  Hauptängste der  abgelaufenen 
Dekade -  Währungsschwäche und Gewerkschaftshegemonie 
einer  scheinbaren  Genesung ebenso zum Opfer  gefallen  wie 
die  damals verbreiteten  Prognosen vom unaufhaltsamen 
regionalen  Zerfall  und von der  unausweichlichen  Verhär-
tung der  korporatistischen  Ansätze.  Es zählt  denn auch 
zu den unterhaltsameren  Zügen der  britischen  Malaise, 
daß sie  die  auf  ihr  gedeihenden kurzatmigen  Deutungen 
stets  auf's  Neue desavouiert. 

Der augenscheinliche  Widerspruch  von Permanenz und stän-
digem Formwandel weist  auf  die  strukturelle  Doppelbödig-
keit  der  Krise  hin.  Auf  der  Oberfläche  präsentiert  sie 
sich  als  Kette  von vorübergehenden Fieberzuständen  -  in 
Gestalt  von Währungskrisen,  verallgemeinerten  Arbeits-
kämpfen und neuerdings  Episoden öffentlichen  Aufruhrs. 
Unter diesen  periodischen  Anfällen,  die  der  florierenden 
Krankheitsberichterstattung  den Stoff  liefern,  schwärt 
die  eigentliche  Malaise,  die  "Krise  einer  alten  und er-
schöpften  Ordnung"

1
,  die  sich  ökonomisch als  Blockierung 

eines abweichenden Entwicklungswegs und politisch  als 
Niedergang eines  besonderen staatlich-institutionellen 
Modells bestimmt. 

Dabei macht die  eigentümliche  Dynamik dieses  Verfalls 
die  Verwendung des Krisenbegriffs  eher  irreführend.  Das 
gängige,  der  Medizin  entlehnte  Paradigma der  Klärungs-
krise,  die  den Scheitelpunkt  eines  sich  zuspitzenden 
Krankheitsprozesses  markiert,  greift  an der  britischen 
Erfahrung vorbei,  die  sich  in  diesem Sinn  gerade durch 
die  "Unfähigkeit  zur  Krise"  auszeichnet,  d.  h.  durch  das 
Unvermögen, Entwicklungswidersprüche  in  einem histori-
schen Knotenpunkt  zu  bündeln  und durch  die  Eliminierung 
bankrotter  Entwicklungslinien  aufzulösen.  Das von vielen 
Beobachtern herausgestellte  Paradox der  "Stabilität  in 

158 



der Krise"  gedeiht  au f  dem Boden eines  lang  eingespiel-
ten Evolutionsmusters,  das durch  "containment  of  chan-
ge",  durch  die  "umbiegende Vereinnahmung" von Erneue-
rungsimpulsen geprägt  bleibt.  So gesehen ist  die  briti-
sche Krise  ein  Produkt  allzu  erfolgreichen,  da stagnati-
onsbrütenden Krisenmanagements. 

Die Dialektik  von kurzfristiger  Krisenvermeidung  und 
langfristiger  Krisenerzeugung  läßt  sich  besonders augen-
fällig  an der  Wirtschaftspolitik  der  Nachkriegsperiode 
verfolgen.  Nirgends  in  Westeuropa wurde das Keynes'sche 
Instrumentarium  mit  ähnlichem  Eifer  gehandhabt -  und 
nirgendwo ist  denn auch die  gegenwärtige  anti-Keynes 
Reaktion von vergleichbarer  Intensität.  Im  Interesse  der 
Stabilisierung  von Konjunktur-  und Zahlungsbilanzbewe-
gungen manipulierten  sukzessive  Regierungen den Umfang 
der Gesamtnachfrage vorzugsweise  über  den Hebel  der 
öffentlichen  und privaten  Kapitalbildung  -  unter  Mißach-
tung der  kumulativen  Wachstumseffekte.  Die  im  Verlauf 
dieser  Stabilisierungsübungen  angehäuften  Investitions-
und mithin  Produktionsdefizite  stellen  mittlerweile  den 
harten  Kern des britischen  Desindustrialisierungspro-
blems. Die  Durchschlagskraft  der  Keynes'schen "Revoluti-
on" beruhte  im  britischen  Kontext  vor  allem  darauf,  daß 
sie  ein  vollgültiges  Substitut  für  die  überfällige  öko-
nomische Restrukturierung  zu  bieten  schien. 

Parallel  dazu erfolgte  auf  der  politischen  Ebene die 
krisenverschiebende  Eindämmung des Wandels über  den Aus-

2 

bau des "corporate  bias"  ,  die  schrittweise  Einbindung 
der zentralen  Interessengruppen  in  den "extended  state", 
mit  der  das britische  System in  charakteristisch  infor-
meller  Manier  dem Aufstieg  der  organisierten  Arbeiter-
schaft  begegnete. 
Während eine  vergleichbare  Integrationspraxis  in  anderen 
spätkapitalistischen  Gesellschaften  als  Mittel  zur  akti-
ven Akkumulationsförderung  diente,  funktionierte  sie 
unter  britischen  Bedingungen vorwiegend  als  ein  Arrange-
ment zur  allseitigen  Bestandswahrung. Der  sie  tragende 
"richtungslose  Konsens" trat  besonders konturenscharf  in 
ihren  Hauptgeschöpfen,  "Weifare  State"  und "Public  Cor-
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porations",  an die  Oberfläche .  Beide  Institutionen  tru-
gen von Anfang an beherrschenden Kompromißcharakter, 
entbehrten  einer  konsistenten  Existenzbegründung  und 
blieben  vor  allem  ohne funktionale  Zuordnung zum gesamt-
ökonomischen Entwicklungsprozeß.  So fungierten  die  ver-
staatlichten  Industrien  primär  weder als  Generatoren 
fiskalischer  Oberschüsse noch als  verläßliche  Zulieferer 
subventionierter  Inputs  für  den Privatsektor,  sondern 
als  Beschäftigungs-  und Einkommensgaranten für  begrenzte 
Segmente der  Arbeitnehmerschaft  sowie  als  bloße  Manö-
vriermasse  für  die  konjunkturelle  Stabilisierungspoli-
tik.  Wenn die  heute  einflußreichste  Denkschule den bri-
tischen  Niedergang als  ein  Ergebnis  von "Überstaatli-
chung" im  Sinn  der  quantitativen  Einschnürung des Markt-
sektors  deutet^,  so  bewegt sie  sich  mit  einer  falschen 
Diagnose auf  der  richtigen  Spur.  Nicht  der  Umfang der 
staatlichen  Wirtschaftstätigkeit  steht  im  Mittelpunkt 
des britischen  Problems,  wohl  aber  ihre  besondere Rolle 
als  Stützpfeiler  eines  quasi-institutionellen  Systems 
rückwärtsgewandten gesellschaftlichen  Interessenaus-
gleichs.  Es ist  denn auch kein  Zufall,  daß das Konstrukt 
des "corporate  bias"  Ende der  70er  Jahre  ausgerechnet  an 
den innerhalb  des unterkapitalisierten  und perspektivlo-
sen öffentlichen  Sektors  erzeugten  Arbeitskonflikten 
endgültig  auseinanderbrach. 

Die These von der  qualitativen  Besonderheit  der  briti-
schen Krisenvariante  bestätigt  sich  gerade auch in  öko-
nomischer Hinsicht.  Erlaubte  der  stürmisch  expandierende 
Weltmarkt in  den ersten  drei  Nachkriegsjahrzehnten  noch 
die  Illusion  einer  nurmehr graduellen  Entwicklungsdiffe-
renz zu  den kontinentalen  Ökonomien, so  ist  der  schein-
bare Wachstumsrückstand während der  letzten  Jahre  in 
eine neue Qualität  umgeschlagen: den historisch  ersten 
Fall  anhaltender  Desindustrialisierung.  Dabei  geht  es 
nicht  um den relativen  Gewichtsverlust  des verarbeiten-
den Sektors  in  Produktion  und Beschäftigung  -  ein  gene-
relles  Phänomen in  fast  allen  entwickelten  Industrie-
staaten  -,  sondern  um einen  Prozeß industrieller  Atro-
phie,  der  über  den Hebel  wachsender Importpenetration 
das gegebene außenwirtschaftliche  Gleichgewicht  zerstört 
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und die  gesamtökonomische Aktivitä t  auf  eine  niedrigere 
Stufe  zwingt.  Im dritten  Quartal  1982 hat  dieser  Erosi-
onsprozeß eine  historische  Schwelle  erreicht:  erstmals 
in  ihrer  Außenhandelsgeschichte akkumulierte  die  einsti-
ge "Werkstatt  der  Welt"  ein  Defizit  im  Austausch von 
Industriewaren.  Zur  Aufrechterhaltung  seiner  externen 
Reproduktionsfähigkeit  ist  das Land daher  in  wachsendem 
Umfang auf  den Export  von Primärgütern  -  in  Gestalt  von 
Nordsee-Öl -  angewiesen. 
Daß es  sich  dabei  um eine  tatsächliche  Regression  und 
nicht  um das von einigen  Interpreten  postulierte  Vor-
spiel  zur  post-industriellen  Revolution  handelt,  belegen 
die  Begleitumstände.  Die  rapide  industrielle  Kontraktion 
ist  nicht  primär  binnenwirtschaftlich,  d.h.  über  die 
Expansion des Dienstleistungssektors  vermittelt,  sondern 
exogen, über  das sich  verstärkende  internationale  Kompe-
tenzgefälle.  Außenwirtschaftlich  wird  der  Verlust  von 
Industriegütermärkten  keineswegs durch  wachsende Dienst-
leistungsexporte  aufgewogen. Und schließlich  weicht  die 
Entwicklung  auch dort  vom post-industriellen  Drehbuch 
ab,  wo sie  nicht  einen  reduzierten  und hyperproduktiven, 
sondern einfach  einen  reduzierten  Industriesektor  zu-
rückläßt.  Der  relativ  hohe Entfaltungsgrad  des Tertiär-
bereichs  in  Großbritannien  darf  nicht  darüber  hinwegtäu-
schen, daß für  die  erfolgreiche  post-industrielle  Trans-
formation  eine  effiziente  und gesamtwirtschaftlich  inte-
grierte  Industriebasis  eine  ähnliche  Schlüssel  rolle 
spielt  wie  einst  die  Agrarmodernisierung  für  die  erfolg-
reiche  industrielle  Revolution. 

Als  wirtschaftsstrukturelle  Krise  hat  die  britische  Ma-
laise  weitreichende  entwicklungstheoretische  Implikatio-
nen. Sie  nährt  nämlich  die  Vermutung, daß innerhalb 
eines offenen  weltwirtschaftlichen  Systems nicht  nur  ein 
ständiger  Rangwechsel unter  den nationalstaatlich  orga-
nisierten  Ökonomien stattfindet,  sondern  daß im  Einzel-
fall  auch die  tendenzielle  Peripherisierung  metropolita-
ner Volkswirtschaften  -  d.  h.  der  Verlust  einer  eigen-
ständigen  Entwicklungsdynamik  und die  Zersetzung  einer 
relativ  homogenen Binnenstruktur  -  nicht  mehr auszu-
schließen  ist. 
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Die ersten  Zeichen  diese s Feripherisierungsdrucks  sind 
im Großbritannien  der  80er  Jahre  schwer zu  übersehen.  Da 
sind  die  wachsenden regionalen  Disparitäten,  die  bereits 
heute die  Fahrt  vom südöstlichen  Prosperitätspol  ins 
nordenglische  Hinterland  als  grenzüberschreitende  Reise 
erscheinen lassen.  Da ist  der  in  weiten  Bereichen  er-
schreckende Verfall  der  physischen  Infrastruktur  in  ei-
nem Land,  das gleichzeitig  den weltweit  am schnellsten 
wachsenden Markt  für  -  vorwiegend  importierte  -  Unter-
haltungselektronik  stellt.  Da ist  nicht  zuletzt  die  Auf-
schwemmung der  "black  economy", eines  "informellen",  dem 
staatlichen  Zugriff  entzogenen Wirtschaftssektors,  der 
von einigen  Experten  bereits  auf  15 % des Sozialprodukts 
veranschlagt  wird.  Widersprüche,  die  der  besonderen 
"britischen  Lebensqualität"  zunehmend einen  aus der 
Dritten  Welt  vertrauten  Beigeschmack verleihen. 

Die hinter  dem Desindustrialisierungsprozeß  wirksame 
Logik  läßt  sich  in  einer  Reihe von Kausalketten  rekon-
struieren,  die  -  ausgehend vom Schlüsselaspekt  des in-
ternationalen  Produktivitätsgefälles  -  unmittelbar  auf 
das binnenwirtschaftliche  Investitionsdefizit  und mit-
telbar  auf  eine  wachstumsfeindliche  Wirtschaftspolitik, 
einen überdimensionierten  externen  Kapitalabschluß,  ein 
unterdurchschnittliches  heimisches  Profitniveau  und/oder 
eine innovationsnegierende  gewerkschaftliche  Verhand-
lungsposition  zurückverweisen.  Einzeln  oder  gebündelt 
haben diese  Erklärungslinien  nicht  nur  die  bisherige 
Krisendebatte  beherrscht,  sondern  auch die  isolierten 
Ansätze einer  staatlich  vermittelten  industriellen  Rege-
neration  geleitet. 

Gerade die  Ergebnislosigkeit  der  Regenerationsversuche 
Mitte  der  60er  und 70er  Jahre  deutet  allerdings  darauf 
hin,  daß die  Wurzeln des industriellen  Niedergangs unter 
die  Ebene der  produktionstechnischen  Rückständigkeit 
reichen.  Sie  verweist  auf  die  historische  Hypothek eines 
abweichenden Modells  bürgerlicher  Entwicklung,  nämlich 
darauf  "that  Marx would  have been better  employed in  the 
Library  of  Congress than  in  the  British  Museum".

4 
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Die frühzeitige  Festigung  eine s agrarisch-merkantilen 
Kapitalismus  schuf  in  England nicht  nur  die  Grundlagen 
für  die  Rolle  des frühindustriellen  Pioniers,  sondern 
ermöglichte  auch die  spätere  Domestizierung  der  indu-
striellen  Revolution,  die  gesellschaftliche  Eindämmung 
der Evolutionslogik  der  Maschinenproduktion.  Die  ansatz-
weise Differenzierung  der  englischen  Elite  während der 
ersten  Hälfte  des 19.  Jahrhunderts  wurde in  der  zweiten 
Hälfte  auf  dem Boden eines  außengerichteten  Entwick-
lungswegs zugunsten der  ökonomischen und politischen 
Hegemonie ihrer  finanz-  und außenhandelsorientierten 
Sektoren entschieden.  Diese  besondere Binnenkonfigurati-
on der  herrschenden Klasse,  die  sich  in  der  in  frühindu-
striellen  Organisationsformen  und Perspektiven  befange-
nen Arbeiterschaft  spiegelte,  schlug  sich  in  der  Konso-

5 

lidierung  einer  "gentrified  bourgeois  culture"  nieder, 
in  der  Marginalisierung  industriewirtschaftlicher  Orien-
tierung  und praktisch-technischer  Fähigkeiten  in  Erzie-
hungswesen, Wirtschaftskultur  und gesellschaftlichem 
Wertsystem. Dieser  inzwischen  vielfach  dokumentierte 
anti-industrielle  Habitus  stellte  gerade bei  der  Umset-
zung der  auf  verwissenschaftlichte  Massenproduktion ge-
gründeten Zweiten  Industriellen  Revolution  eine  erhebli-
che Barriere  und wirkte  in  der  Folgezeit  als  konstante 
Produktivitätsbremse. 

Die wirklich  entscheidende  Schwäche des britischen  Ent-
wicklungswegs bestand  jedoch  darin,  daß das Ausbleiben 
einer  "reinen",  von einer  reifen  Industriebourgeoisie 
inszenierten  bürgerlichen  Revolution  die  Übernahme und 
graduelle  Adaption  des in  der  frühkapitalistischen  Ent-
wicklungsphase ausgeformten  Staats  und StaatsVerständ-
nisses  ermöglichte.  Im Unterschied  zu  Kontinentaleuropa 
fand daher  die  autoritative  Abhebung des Staats  von der 
Gesellschaft  nicht  statt,  blieb  seine  für  nachholende 
Industriemodernisierung  notwendige  dirigistische  Dimen-
sion  unerschlossen.  Das die  Staatstätigkeit  prägende 
Doppelethos der  zivilen  Hegemonie und der  "good  admini-
stration"  hatte  in  dem von der  Figur  des vorgeblich 
omnikompetenten Amateurs beherrschten  Civil  Service  ein 
Werkzeug, das bei  der  Lösung der  sich  verdichtenden  öko-
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nomischen Strukturprobleme  nicht  z u greifen  vermochte, 
zumal alternative  Koordinationsinstanzen  -  "klassisches" 
Finanzkapital  und branchenüberspannende Unternehmenskon-
glomerate -  sich  in  Großbritannien  erst  mit  beträchtli-
cher historischer  Verspätung entwickelten.  Der  "nicht 
genügend organisierte  englische  Kapitalismus"^  offenbar-
te  seine  Unzulänglic  hkeit  vor  allem  in  dem für  den spät-
kapitalistischen  Wachstumsschub grundlegenden Über-
schneidungsbereich  von öffentlicher  und privater  Wirt-
schaftstätigkeit.  Das potentielle  Kooperationsfeld  für 
eine aktive  Strukturpolitik  verkam unter  britischen  Be-
dingungen zur  politisch-ideologischen  Reibungsfläche 
(Beispiel:  Ver-  und Entstaatlichung  der  Stahlindustrie) 
oder zum bloßen  Hanövrierfeld  für  die  Politik  kurzatmi-
ger Zugeständnisse  im  Rahmen des "corporate  bias"  (Bei-
spiel:  die  lenkungsschwache Vermehrung öffentlicher 
Agenturen). 

Die Langlebigkeit  dieses  Entwicklungsmodel]s  und mithin 
die  Permanenz der  Krise  sind  Produkte  äußerer  wie  inter-
ner Faktoren.  Außenwirtschaftlich  lieferte  der  ursprüng-
liche  Produktivitätsvorsprung  des industriellen  Pioniers 
bis  zur  Jahrhundertwende ein  wirksames Fettpolster  gegen 
die  erwachende internationale  Konkurrenz;  ein  histori-
sches Guthaben, das später  durch  den präferentiellen 
Zugang zu  Empire-Märkten,  durch  die  kurzfristige  indu-
strielle  Monopolstellung  nach dem Zweiten  Weltkrieg  und 
neuerdings durch  die  verfallsverschleiernden  Erdölein-
künfte  wiederholt  aufgestockt  wurde.  Es ist  denn auch 
bezeichnend, daß die  kurzen  Perioden,  in  denen der  au-
ßengekehrte Entwicklungsweg unter  dem Druck externer 
Umstände verlassen  und vorübergehend zugunsten einer  mit 
protektionistischen  und interventionistischen  Mitteln 
durchgesetzten  binnenmarktorientierten  Lösung aufgeben 
wurde -  während beider  Weltkriege  und im  Gefolge  der 
Weltwirtschaftskrise  - ,  gleichzeitig  Perioden  beschleu-
nigten  Strukturwandels  und beispielloser  industrieller 
Expansion darstellten. 

Im Innern  hat  das skizzierte  Entwicklungsmodell  seine 
Widerstandskraft  vor  allem  aus der  ungewöhnlichen Halt-
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barkeit  seiner  politischen  Verankerung bezogen.  Der  öko-
nomische Verfall  hat  -  bislang  -  kein  Gegenstück in  ei-
ner vergleichbaren  Zersetzung  der  politischen  Ordnung, 
die  wirtschaftliche  Ineffizienz  des Staates  ist  -  bis-
lang -  durch  scheinbar  unbegrenzte  Ressourcen an politi-
scher Legitimität  kaschiert  worden.  Diese  Stärke  beruht 
nicht  nur  auf  dem schieren  Alter  des britischen  "ancien 
regime" und der  damit  einhergehenden erfolgreichen  My-
thenbildung,  sondern  auch auf  der  besonderen Gestalt  des 
Staates  und seiner  ideologischen  Fundierung.  Die  Domi-
nanz utilitaristischer  Ordnungsvorstellungen  -  d.  h.  das 
Fehlen eines  Staatsbegriffs  im  Hegel

f
schen Sinn  -  hat 

zwar die  funktionale  Aufschwellung  des administrativen 
Apparats nicht  verhindert,  wohl  aber  das politische  Sy-
stem gegen bestimmte  prinzipielle  Ansprüche abgefedert. 
Da die  Autorität  des Staates  nicht  auf  der  erfolgreichen 
Verwirklichung  des "öffentlichen  Interesses"  beruht, 
münzt sich  umgekehrt seine  wirtschaftspolitische  Schwä-
che nicht  in  automatischen  Legitimitätsverlust  um. 

Dieser  Zusammenhang enthüllt  sich  schlaglichtartig  in 
einem Detail  der  britischen  Szene:  der  völligen  Abwesen-
heit  "alternativer"  ("grüner",  "ökologischer")  politi-
scher Akteure.  Während diese  Gruppen in  Kontinentaleuro-
pa zunehmend als  effektive  Fermente in  politischen  Gä-
rungsprozessen auftreten,  fehlt  ihnen  in  Großbritannien 
jegliche  Operationsbasis.  Ihr  gegen Hyperindustrialismus 
und den technokratischen  Leviathan  gerichteter  Verstoß 
trifft  hier  auf  offene  Türen:  einen  archaischen  "soft 
state"  und eine  bereits  institutionalisierte  Industrie-
feindlichkeit. 

Die häufig  gestellte  Frage,  ob Wirtschafts-  oder  Staats-
krise,  ist  somit  unergiebig,  ökonomischer Verfall  und 
politisches  Stehaufmännchentum sind  die  beiden  Gesichter 
eines in  die  Krise  geratenen  -  weil  wettbewerbsunfähigen 
-  abweichenden Entwicklungsmodells.  Die  im  interventi-
onsschwachen Staat  verfestigte  Hegemonie industrieferner 
Gesellschaftsegmente  reproduziert  den ökonomischen Ader-
laß stets  auf

f
s  Neue, schirmt  paradoxerweise  aber  auch 

die  politische  Ordnung gegenüber den Folgen  der  Wachs-
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tumsschwäche ab -  mit  de m Resultat  der  scheinbar  unauf-
lösbaren  "stabilen  Dauerkrise". 

Letztendlich  ist  aber  selbst  die  Flexibilität  dieses 
krisentüchtigen  politischen  Systems begrenzt,  steigt 
angesichts  der  fortschreitend  brüchiger  werdenden Wirt-
schaftsbasis  der  interne  Verwerfungsdruck.  Der  Zusammen-
bruch des "corporate  bias"  hat  die  politische  Praxis  auf 

7 

die  frühere  Gestalt  der  "Parteiensouveränität"  zurück-
verwiesen und damit  gegenüber Erneuerungsimpulsen geöff-
net.  Greifbares  Ergebnis  ist  die  Re-Ideologisierung  der 
aus der  Konsenspflicht  entlassenen  "alten"  Parteien  und 
die  Etablierung  eines  neuen Akteurs  in  der  geräumten 
ideologischen  Grauzone. Zum erstenmal  seit  dem Umbruch 
am Vorabend des Ersten  Weltkriegs  steht  das Parteienge-
füge vor  einem potentiell  grundlegenden Gestaltwandel, 
dessen Ausgang -  nicht  zuletzt  infolge  der  Brechung 
durch das Wahlsystem -  jedoch  noch völlig  offen  er-
scheint. 

Die politische  Umschichtung zeugt  jedoch  weder von der 
endlich  hereingebrochenen Legitimitätskrise  noch von der 
bevorstehenden Lösung der  entwicklungsstrategischen  Ma-
laise.  Denn bei  genauerer  Betrachtung  können die  neuein-
gekleideten  politischen  Protagonisten  -  einschließlich 
der wiedergeborenen Sozialdemokraten  -  ihre  Herkunft  von 
der alten  Ordnung nicht  verleugnen.  Die  Kontinuität  im 
Wandel zeigt  sich  exemplarisch  an den Grenzen der  gegen-
wärtigen  "neo-konservativen  Revolution".  Die  Hauptlinien 
dieses Unternehmens -  die  Eliminierung  korporatistischer 
Politikelemente  und die  flächendeckende  Privatisierung 
des öffentlichen  Produktivvermögens  -  markieren  zwar 
einen klaren  Bruch mit  der  Ära  der  Konsenspolitik,  las-
sen jedoch  die  strukturelle  Grundlage des alten  Entwick-
lungsmodells,  die  Schlüsselstellung  der  "overseas  lob-

Q 
by" ,  unberührt.  "Radikal"  ist  der  Umbruch -  von seiner 
ökonomischen Logik  her  gesehen -  nicht  im  Sinne  einer 
Umkehrung industriefeindlicher  Entwicklungstrends,  son-
dern im  Sinne  ihrer  entschiedenen  Durchsetzung.  Den da-
bei  politisch  federführenden  Mittelschichten  der  "neuen" 
Dienstleistungsbereiche  dienen  Entstaatlichung  und Be-
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seitigung  der  gewerkschafliehen  Vetomacht  weniger  als 
Hebel zur  privatwirtschaftlichen  Regeneration  der  Indu-
strie  denn als  Wegbereiter  für  die  als  unvermeidbar  gel-

q 

tende industrielle  Atrophie.  Daß auch die  "radikalen" 
Tories  der  80er  Jahre  nicht  über  ihren  eigenen  Schatten 
zu springen  vermögen, beweist  sich  dort,  wo die  Ent-
schlackung von Staat  (mittels  Privatisierung)  und Indu-
strie  (mittels  Deflation)  Endzweck bleibt,  d.  h.  nicht 
in  eine  produktive  Integration  von öffentlicher  und pri-
vatwirtschaftlicher  Sphäre -  etwa  mittels  aktiver  Struk-
tur-  und Technologiepolitik  -  umgemünzt wird. 

Alles  deutet  somit  darauf  hin,  daß unter  der  Oberfläche 
einer  veränderten  politischen  Landschaft  der  Prozeß des 
"negotiated  decline"  (Nairn)  weitergeht.  Dafür  spricht 
auch die  bei  aller  Modernisierungsrhetorik  im  Grunde 
noch immer rückwärtsgewandte  Perspektive  der  Oppositi-
onsparteien,  die  entweder  am Leitbild  des Versorgungs-
staats  von 1945 (Labour)  oder  aber  am Mythos des durch 
die  polarisierte  Konkurrenzdemokratie  verschütteten  ide-
ologiefreien,  pragmatischen  Minimalstaats  (Alliance) 
festhalten.  Die  politischen  Träger  eines  neuen techno-
kratischen  StaatsVerständnisses  und einer  produktions-
orientierten  Wirtschaftskultur  sind  jedenfals  nicht  aus-
zumachen. Die  soziale  Basis  für  eine  derartige  Umwälzung 
wird  angesichts  des rapiden  Gewichtsverlusts  industrie-
naher Gesellschaftssegmente  ohnehin  ständig  schmaler. 
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Hans Setzer 

DAS BRITISCHE PARTEIENSYSTEM UND DIE KRISE IN 

GROSSBRITANNIEN 

i.  Aspekte  der  Krise 

1.  Das britische  politische  System steckt  in 
Schwierigkeiten 

Die wirtschaftlichen  Probleme und politischen  Ereignisse 
des vergangenen Jahrzehnts  haben festgegründete  Ansich-
ten und Lehrmeinungen über  das britische  Wahl-,  Partei-
en» und Regierungssystem ins  Wanken gebracht.  Die  Einbu-
ße der  weltpolitischen  Stellung  Großbritanniens  und die 
Auswirkungen des sichtbaren  wirtschaftlichen  Abstiegs, 
verschärft  durch  Ölkrise  und weltweite  Rezession,  zei-
tigten  destabilisierende  Wirkungen:  das politische  Sy-
stem Großbritanniens  schien  nicht  mehr in  der  Lage, 
tiefgreifenden  Herausforderungen  der  Zeit  mit  den her-
kömmlichen Mitteln  und über  die  institutionellen,  tradi-
tionellen  Mechanismen zu  begegnen (Referendums vom Juni 
1975 und vom März 1979).  Im Streikwinter  1978/79 sahen 
viele  das Land am Rande der  Unregierbarkeit  angelangt, 
die  Regierung Callaghan  regierungsunfähig.  Vielerlei 
Ursachen der  "englischen  Krankheit"  wurden genannt:  an 
erster  Stelle  die  wirtschaftliche  Misere,  die  Macht der 
Gewerkschaften, die  britische  Art  und Weise der  Sozial-
partnerschaft  (industrial  relations).  Dem britischen 
Regierungssystem (dem

 1
 Zweiparteien-Parlamentarismus

 1
) 

attestierte  man Lösungsunfähigkeit.  Nicht  Effektivität, 
Stabilität  und Kontinuität  der  Politik  sind  -  wie  die 
70er Jahre  anschaulich  zeigten  -  Merkmale zeitgenössi-
scher britischer  Regierungsweise;  das Gegenteil  ist  der 
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Fall.  Das Alternieren  de r  Regierungen habe Sinn  und 
Zweck verloren,  das britische  System sei  in  einer  Sack-
gasse gelandet:  Uber-Zentralisierung  des staatlichen 
Lenkungsapparates und Über-Konzentration  politischer 
Macht (vertikal  und horizontal)  ohne Ausbalancierung 
durch Gegengewichte, lassen  die  staatliche  Autorität  in 
Krisenzeiten  ohne Halt;  das "wahlwettbewerbsorientierte" 
Zweiparteiensystem  leiste  die  Repräsentation  wichtiger 
sozialer  und politischer  Interessen  nicht  mehr,'  seine 
Transmissions-  und Integrationsfähigkeit  sei  ungenügend. 
Auf dieser  Stufe  der  historischen  Entwicklung,  gegen 
Ende der  70er  Jahre,  erschien  das britische  'Zweipartei-
ensystem' unfähig,  den gestiegenen  Anforderungen an das 
politische  System adäquate Lösungen anzubieten,  auf  die 
brennenden Fragen der  Zeit  zukunftsträchtige  und lang-
fristig  tragbare  Antworten  zu  geben (Finer  1980).  Der 
politische  Handlungsspielraum und die  politischen  Spiel-
regeln  wurden zunehmend von außer-parlamentarischen 
Kräften  (mit)bestimmt  (Mackintosh,  1977;  Sharpe,  1977). 
Mag der  eine  oder  andere 'Aspekt  der  britischen  Krise' 
vorübergehender Natur  gewesen, in  anderen westlichen 
Systemen gleichermaßen  in  Erscheinung  getreten  sein 
Symptome einer  Systemkrise  sind  unübersehbar. 

2.  Die  demokratische  Legitimation  britischer  Re-
gierungen für  weitreichende  Reformen und um-
strittene  Gesetze ist  infrage  gestellt 

Die Wahlen seit  1974 weckten Zweifel  an der  Legitimation 
von Einparteienregierungen.  Beide  maior  parties  erreich-
ten nur  mäßige Stimmenanteile.  Mit  knapp bzw.  weniger 
als  einem Drittel  der  Aktivbürgerschaft  hinter  sich  ist 
die  Legitimationsbasis  einer  Regierung nicht  breit  ge-
nug. Es ist  zu  erwarten,  daß aufgrund  veränderten  Wäh-
lerverhaltens  und einer  neuen Parteienkonkurrenz  das 
britische  Mehrheitswahlsystem  nicht  mehr wie  so  lange 
gewohnt -  sozusagen geradezu automatisch  -  Stimmenmin-
derheiten  in  Mandatsmehrheiten transformiert,  Einpartei-
enregierungen garantiert.  Nach neuesten Umfragen dürfte 

172 



die  1987 erwartete  Unterhauswahl  keiner  Partei  eine 
Mehrheit  geben,  sondern  mit  einem 'hängenden Parlament

1 

enden. Die  Zeit  einer  stabilen  "bipolaren  Balance"  zwi-
schen Arbeiterpartei  und Konservativer  Partei  scheint 
vorüber.  Stattdessen  kennzeichnen aufgeweichte  Wähler-
strukturen,  Unbeständigkeit  der  Wähler,  Wählerschwund 
bei  beiden  großen Parteien  eine  neue Lage. 

Daß die  politischen  Entscheidungen der  Regierung heute 
im wesentlichen  aus einem öffentlich  nicht  kontrollier-
baren Zusammenspiel von Ministern,  Ministerialbeamten 
und Gruppenvertretern  hervorgehen,  und diese  Entschei-
dungen in  Großbritannien  dann -  falls  Gesetze notwendig 
sind  -  dem Parlament  als  vollzogene  Tatsache präsentiert 
werden, erklären  einige  damit,  daß das 'Zeitalter  des 
Korporatismus'  gekommen sei.  Warum sind  für  die  Über-
mittlung  gesellschaftlicher  Interessen,  Wünsche und Be-
dürfnisse  von den Bürgern  und Gruppen zu  den politischen 
Herrschaftsträgern  die  Interessengruppen  heute  wirksamer 
als  die  Parteien?  Eine  Erklärung  liegt  in  der  Schwäche 
der Parteiendemokratie,  liegt  in  -  vergleichsweise 
unterentwickelten  Parteistrukturen  in  Großbritannien. 

Eine Analyse  der  Herausformung des britischen  politi-
schen Systems zeigt  eine  enge Verflechtung  zwischen 
wirtschaftlicher,  gesellschaftlicher  und institutionel-
ler  Entwicklung.  Das britische  System ist  an einem ent-
scheidenden Punkt  seiner  Geschichte:  mehr Korporatismus 
oder mehr Parteiendemokratie? 

II.  Parteiendemokratie  im  britischen  System 

In  seiner  heutigen  Konfiguration  entstand  das britische 
Parteiensystem in  der  Zeit  zwischen  den Weltkriegen.  Es 
war das Ergebnis  der  besonderen ökonomischen und sozia-
len  Verhältnisse  der  Zwischenkriegsperiode,  vor  allem 
ein  Ergebnis  der  Klassenbasis  der  britischen  Politik. 
Das Wahlsystem hatte  seinen  Anteil.  Das relative  Mehr-
heitswahlsystem  diente  in  der  Nachkriegszeit  den großen 
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Parteien  gut,  bescherte  ihne n in  den zwölf  Wahlen von 
1945 bis  1983 elfmal  eine  absolute  Hehrheit  -  sechsmal 
den Konservativen,  fünfmal  der  Arbeiterpartei  - ,  garan-
tierte  Parteidisziplin  im  Unterhaus,  begünstigte  die 
großen und hielt  die  kleinen  Parteien  von jeder  Beteili-
gung an der  Regierungsmacht fern. 

1.  Wahlen erfüllen  zur  Zeit  nicht  ihre  Herrschaft 
legitimierende  Funktion 

Das britische  Wahlsystem liefert  unter  den gegebenen 
Bedingungen und Umständen nicht  mehr die  gewohnten Re-
sultate.  Die  delikate  Balance,  auf  der  das alternierende 
System beruhte,  ging  verloren.  Die  demokratische  Legiti-
mation britischer  Regierungen,  die  nur  auf  eine  Unter-
stützung  von knapp oder  sogar  weniger  als  einem Drittel 
der erwachsenen Briten  zählen  können,  ist  auf  dieser 
Basis nicht  zu  begründen.  Gewichtige  soziale  und politi-
sche Interessen  sehen sich  nicht  repräsentiert.  Der 
Funktionswandel von Wahlen in  modernen politischen  Sy-
stemen, nämlich  nicht  mehr ein  Parlament,  sondern  (an 
erster  Stelle)  eine  Regierung zu  wählen,  wobei  die  di-
rekte  Wahl einer  Regierung als  Attribut  einer  fortge-
schrittenen  Demokratie  zu  verstehen  ist,  gründet  sich 
auf  eine  Wählermehrheit.  Darin  liegt  das Dilemma, in  dem 
sich  die  britische  Demokratie  befindet.  Das Unvermögen 
der großen Parteien  in  einer  langen  Reihe von Wahlen, 
für  ihre  Politik  eine  Hehrheit  der  Wähler zu  gewinnen, 
ist  auch von weitreichender  verfassungsrechtlicher  Be-
deutung.  Die  electoral  mandate theory  wird  davon be-
rührt:  die  Auffassung  der  demokratischen  Legitimierung 
einer  besonders umstrittenen  und den Konsens der  eta-
blierten  Parteien  sprengenden parteipolitischen  bzw. 
wahlprogrammatischen Zielsetzung  durch  ein  national 
mandate einer  Mehrheit  der  Wählerschaft.  Diese  Grundvor-
aussetzung eines  »Mandats

1
 wurde seit  Ende des Zweiten 

Weltkrieges  überhaupt  nur  in  den Wahlen von 1955 und 
1959 mit  49,7% der  abgegebenen gültigen  Stimmen in  etwa 
erfüllt.  Aufgrund  des Strukturwandels  im  Wählerverhalten 
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und neuer  Parteienkonkurrenz  wir d in  absehbarer  Zeit 
keine der  Parteien  eine  Stimmenmehrheit erreichen. 

Mit  dem Wandel im  Wählerverhalten  dagegen schien  nach 
der Wahl von 1974 die  repräsentative  Komponente des Sy-
stems gestärkt,  die  Situation  zugunsten des Parlaments 
verändert.  Die  Wahlen vom Mai  1979 und Juni  1983 stell-
ten die  nachgeordnete Rolle  des Parlaments  im  policv-
making-process wieder  her.  Keine  der  beiden  Vorderbänke 
im Unterhaus wünscht eine  parlamentarische  Kontrolle  der 
Regierung,  einen  entscheidenden  Einfluß  des Parlaments 
auf  die  Gesetzgebung. Das institutionalisierte  Parteien-
system garantiert  diese  Strukturen. 

2.  Ein  Wandel im  Wählerverhalten  und nachlassende 
Parteiidentifikation  entsprechen  dem Bedeutungs-
verlust  des Zweiparteiensystems 

Das Zweiparteiensystem  büßte  bei  den britischen  Wählern 
an Unterstützung  ein.  In  den Wahlen der  70er  Jahre  ist 
zutage getreten,  daß sich  das britische  Parteiensystem 
in  einem Umbruch befindet.  Eine  deutlich  abnehmende 
Wahlbeteiligung,  ein  Rückgang der  Zustimmung zu  den ma-
jor  parties,  ein  Nachlassen der  Parteiidentifikation  und 
Anwachsen der  Wechselwähler wurden erkennbar. 

Dieser  anhaltende  Wandel im  Wählerverhalten  und in  der 
Einstellung  den Parteien  gegenüber hat  vielfache  Gründe: 
u.a.  sozialstrukturelle  und gesellschaftliche  Verände-
rungen,  verstärktes  kulturelles  Eigenbewußtsein in 
Schottland  und Wales,  vor  allem  das Versagen der  Regie-
rungen seit  Macmillan,  die  wirtschaftlichen  Probleme zu 
meistern.  Die  "Parteigängerschaft

f!
 schwächte sich  in  dem 

Maße ab,  in  dem beide  Parteien  nicht  mehr vorwiegend 
bestimmte soziale  Gruppen ansprachen,  sondern  ein 
möglichst  breites  Wählerspektrum (Volksparteisyndrom). 

Die Rolle  der  Parteien  bei  der  Interessenaggregation  und 
-transformation  sowie  der  Umsetzung programmatischer 
Ziele  in  politische  Handlungsalternativen  hat  in  den 
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westlichen  Demokratien allgemein  a n Gewicht  verloren.  In 
Großbritannien  führte  dieser  Funktionsverlust  zur  Auflö-
sung von als  dauerhaft  angenommenen Strukturen  politi-
schen Verhaltens:  des Wählerverhaltens  auf  der  Basis 
sozialer  Klassen  (class  based voting).  Unter  dieser  Be-
dingung gelang  den Liberalen  ein  Einbruch  in  die  Mit-
telschichten,  den Konservativen  ihrerseits  diese  Stim-
menverluste durch  Zugewinne aus der  Arbeiterschaft  zu 
kompensieren. Obgleich  in  den letzten  Wahlen noch etwa 
2/3  der  Stimmen für  die  Labour  Party  aus der  Arbeiter-
schaft  kamen, waren es  doch weniger  als  die  Hälfte  die-
ser  Wählerschicht,  wohingegen die  Konservativen  auf  etwa 
70 % der  Mittelschichten-Wähler  zählen  können.  Das bri-
tische  Zweiparteiensystem  scheint  mir  vor  allem  durch 
die  working  class  infrage  gestellt.  Die  Ergebnisse  der 
Wahlen seit  Februar  1974 unterstreichen  die  These von 
der Auflösung  der  Klassenbasis  für  die  britische  Poli-
tik.  An der  'Desorientierung

1
 der  Wähler hatten  beide 

großen Parteien  Anteil. 

3.  Ungenügende Parteiorganisationen,  veraltete 
Strukturen  und sinkende  Parteimitgliedschaf-
ten sind  Kennzeichen der  britischen  Parteien 

Nach einem Höhepunkt in  den Jahren  1950 -  1955 sind  die 
Wahlkreisaktivitäten  der  britischen  Parteien  in  starkem 
Maße zurückgegangen, ist  ihr  (individueller)  Mitglieder-
bestand auf  etwa  die  Hälfte  geschrumpft.  Die  Integrati-
onskraft  der  großen Parteien  hat  dadurch nachgelassen. 
In  vielen  Teilen  Großbritanniens  bestehen die  Wahlkreis-
organisationen  nur  aus wenigen Aktiven.  Trotz  bleibender 
Unterschiede ähneln  sich  die  Parteistrukturen.  Das top 
down-Modell weist  den Basisorganisationen  die  primäre 
Aufgabe zu,  Dienste  für  das Parteihauptquartier  und die 
Parteiführung  zu  erbringen.  Diese  dienende Funktion  ist 
von den Local  Labour  Parties  schwerlich  zu  erfüllen: 
lediglich  in  1/4  aller  Wahlkreise  haben sie  einen  haupt-
amtlichen  Mitarbeiter  (Bei  den Liberalen  existiert  ein 
agent nur  in  wenigen Wahlkreisen.).  Für  die  sogenannten 
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major parties  ist  e s sogar  in  Großstädten  schwierig,  ih-
re  Organisationen  aufrechtzuerhalten;  der  Arbeiterpartei 
fehlen  zudem auf  dem Land Hitglieder  und Geld.  Die  Nati-
onal  Union of  Conservative  and Unionist  Assiciations 
kann heute  etwa  1,5  Hill.  Hitglieder  (gegen 2,8  Hill. 
1951) anführen:  die  Zahl  der  individuellen  Hitglieder 
der Labour  Party  wird  verschiedentlich  mit  ca.  250.000 
(gegen eine  Hillion  1951)  angegeben; die  Liberal  Partv 
zählt  nicht  mehr als  150.000 in  ihren  Reihen;  die  Social 
Democratic Party  kommt auf  ca.  70.000. 

Der Hitgliederschwund  hatte  weitreichende  Folgen.  Hit 
schrumpfender Hitgliederzahl  vergrößerte  sich  die  ideo-
logische  Kluft  zwischen  Parteiaktiven  und Pariamentspar-
teien,  verbreitete  sich  der  Graben zwischen  Parteimit-
gliedern  und Wählerschaft.  Die  Kluft  zwischen  Parteifüh-
rung,  Parteiaktiven  und Parteimitgliedern  führte  in  der 
Arbeiterpartei  bereits  zu  Konsequenzen. Es ist  denkbar, 
daß die  Entfremdung der  Arbeiterpartei  von ihrer  tradi-
tionellen  Wählerschaft  -  teils  als  Folge  der  Radikali-
sierung  der  Parteibasis,  teils  als  Folge  der  sich  unter 
Wilson und Callaghan  verschlechterten  wirtschaftlichen 
und sozialen  Lage Großbritanniens  -  und die  derzeitige 
Wirtschafts-  und Sozialpolitik  der  Konservativen  Regie-
rung die  Neuformierung  politischer  Kräfte  und Neuformung 
der Parteienlandschaft  inganggesetzt  hat. 

Die verschiedenen  Parteiebenen  erfüllen  ihre  Aufgaben in 
großer Unabhängigkeit  voneinander,  ohne daß viel  mehr 
als  die  rudimentärste  Verbindung zwischen  ihnen  besteht. 
Ein Transfer  von Personen und Ideen  aus der  Lokalpolitik 
in  die  'große  Politik'  oder  gar  umgekehrt,  findet  kaum 
statt.  Beträchtliche  Widersprüche zwischen  lokaler  und 
nationaler  Parteipolitik  werden damit  verständlich. 
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Der innerparteiliche  Willensbildungsprozeß  ent -
spricht  nicht  den Voraussetzungen demokratischer 
Parteiregierung 

Die Analyse  der  Willensbildungs-  und Entscheidungspro-
zesse innerhalb  der  großen britischen  Parteien  führte 
Robert McKenzie (1955)  zur  Auffassung,  daß sowohl  in  der 
Konservativen  Partei  als  auch in  der  Arbeiterpartei  (und 
bei  den Liberalen)  die  Entscheidungsgewalt  bei  der  Par-
teiführung  liege,  daß das top  down model,  mit  seinem in-
nerparteilicher  Demokratie  entgegengesetzten  Machtgefü-
ge,  den britischen  Parteien  quasi  vom Regierungssystem 
her verordnet  sei.  Die  Macht des Premierministers,  so 
die  jüngste  Argumentation,  leitet  sich  im  britischen 
System aus dem plebiszitären  Charakter  der  Wahlen ab, 
werde durch  die  Stellung  der  Regierungschefs  als  Partei-
führer  gestärkt  und durch  seine  Patronage-  und andere 
Machtmittel  abgesichert.  Die  Unterentwicklung  innerpar-
teilicher  Demokratie  in  den britischen  Parteien  wurde 
damit begründet,  daß zu  weitgehende Mitbestimmung der 
Parteimitglieder  die  direkte  demokratische  Legitimation 
der Regierenden und die  des Regierungshandelns durch  die 
Wähler konterkariere.  Diese  Behauptung ist  angesichts 
der neueren Entwicklung  in  Großbritannien  noch fragwür-
diger  geworden. Fraglos  ist  hingegen,  daß der  'Zweipar-
teien-Parlamentarismus

 1
 britischer  Art  und das ihm mit 

zugrundeliegende relative  Mehrheitswahlsystem  sowohl  die 
innerparteiliche  Demokratie  bei  der  Arbeiterpartei  als 
auch den notwendigen Fortgang  der  Demokratisierung  der 
Konservativen  Partei,  und damit  den der  politischen  In-
stitutionen,  eher  hinderte  als  förderte. 

Kavanagh kommt in  seiner  Analyse  zur  Lage der  Parteide-
mokratie  in  Großbritannien  zu  dem Ergebnis  (Kavanagh 
1977),  daß die  britischen  Parteien  als  Instrumente  zur 
Formulierung,  Diskussion  und Präsentierung  politischer 
Zielvorstellungen  und deren  Umsetzung in  Regierungshan-
deln  (bzw.  Oppositionspolitik)  eine  nur  geringe  Rolle 
spielen.  Das im  vergangenen Jahrzehnt  in  Großbritannien 
erkennbar gewordene Verlangen  der  Parteibasis  nach Par-
tizipation  an den Entscheidungen der  Parteiführungen 
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haben di  ese z u lange  nicht  registriert,  was mit  zu  dem 
folgenreichen  Rückgang der  Parteimitglieder  und der  Par-
teiaktivitäten  in  den Wahlkreisen  geführt  hat.  Erst  die 
Wahlniederlage der  Labour  Party  im  Mai  1979 gab bei  ihr 
den (letzten)  Anstoß für  Schritte  in  Richtung  auf  eine 
Praxis  innerparteilicher  Willensbildung  (Wahl  des Par-
teiführers  durch  ein  Wahlmännerkollegium der  Gesamtpar-
tei,  erneuter  Kandidaturprozeß  auch von Labour-Abgeord-
neten),  wie  sie  von den Parteien  in  der  Bundesrepublik 
verfassungsrechtlich  gefordert  und -  mehr oder  weniger  -
nach dem Parteiengesetz  (1967)  praktiziert  wird.  Die 
Liberale  Partei  kennt  in  größerem Maße innerparteiliche 
Demokratie.  Die  Wahl Roy Jenkins  zum Führer  der  neuen 
Sozialdemokratischen  Partei  unter  Beteiligung  aller  Par-
teimitglieder  per  Briefwahl  im  Juli  1982 ist  ein  Zeichen 
dafür,  daß ein  neuer  Reformprozeß in  Gang gekommen war. 
Wann wird  er  fortgesetzt? 

5.  Die  Parteien  weisen  eklatante  Funktionsdefizite 

auf 

Die britischen  Parteien  sind  in  ihrer  effektiven  Rolle, 
die  sie  im  politischen  Leben Großbritanniens  spielen, 
verfassungsrechtlich  nicht  anerkannt.  Innerparteiliche 
Demokratie wird  nicht  gefordert,  öffentliche  Parteienfi-
nanzierung ist  nicht  in  Sicht.  Die  Parteizentralen  ver-
fügen nur  über  einen  kleinen  Parteiapparat.  Können die 
(extraparlamentarischen)  Parteien  die  Aufgabe,  langfri-
stige,  gesamtgesellschaftliche  Ziele  (wirtschaftlicher, 
sozialer,  institutioneller  Art)  zu  formulieren,  unter 
diesen Umständen überhaupt  erfüllen?  Die  Erfüllung  die-
ser  zentralen  Aufgabe politischer  Parteien  verlangt  umso 
dringender  nach neuen Kräften,  als  die  Lösungskapazität 
des 'alten  Systems'  sich  verringert,  das Vertrauen  in 
die  'alten  Parteien'  abgenommen hat.  Kavanagh frug  1977 
mit  Recht:  Was sind  die  Parteien  heute  in  Großbritan-
nien? Sind  sie  noch,  auf  den Nenner gebracht,  Ausdruck 
von Interessen,  Träger  von Ideologien,  Demokratie  erst 
ermöglichende Organisationen  der  Massen -  oder  sind  sie 
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Staatsorgane (Staatsparteien)?  Besorgen si e noch Inter-
essen-Aggregation  und -Selektion,  die  Strukturierung  der 
öffentlichen  Meinung,  die  Organisierung  der  Regierung? 
Sind sie  Agenturen politischer  Sozialisation?  Was tun 
sie  wirklich? 

Diese Fragen zielen  auf  das Demokratieverständnis  der 
Parteien:  sie  sind  Opfer  der  Vorstellung  geworden, 
nichts  weiter  zu  sein  als  Mechanismen zur  wettbewerbsmä-
ßigen Produktion  von Herrschenden (Johnson 1977).  Das 
Frappierendste  an der  Konservativen  Partei  ist  deren 
Theorielosigkeit.  Flügelkämpfe,  Unfruchtbarkeit,  Ziello-
sigkeit:  das sind  Charakterzüge  der  Labour  Party.  Wel-
chen Weg die  Partei  gehen wird  und welcher  Art  von ge-
sellschaftlicher  Ordnung sie  sich  verpflichtet  fühlt, 
ist  nach der  Abspaltung  der  'Sozialdemokraten

1
 nicht 

klarer  geworden. Theoretisch  fundierte  und langfristig 
orientierte  Konzeptionen fehlen.  Das Theoriedefizit  der 
Labour Party  aber  ist  nichts  weiter  als  das logische 
Resultat  innerparteilicher  Prozesse,  die  -  nach konti-
nentalen  Standards  -  auf  vorgestrigen  Parteistrukturen 
und obskurer  Delegiertenarithmetik  der  Parteitage  basie-
ren.  Deshalb spiegelt  die  Krise  der  britischen  Arbeiter-
partei  die  Lage des parlamentarischen  Systems Großbri-
tanniens  insgesamt  wider:  verkrustete  und sterile  Struk-
turen  konterkarieren  notwendige  Reformen. Die  großen 
Parteien  erfüllen  die  Funktion  der  Transmission  von Wün-
schen und Bedürfnissen  vom Bürger  zum Staat  ebensowenig 
wie es  ihnen  gelingt,  den Konsens der  Bürger  für  ihre 
Politik  herzustellen:  diese  Parteien  sind  kein  'Verbin-
dungsstrang',  kein  Kommunikationsmedium zwischen  Regie-
renden und Regierten,  Wählern und Gewählten.  Am Zustan-
dekommen dieser  Funktionsdefizite  hat  das Wahlsystem 
Anteil. 
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6.  Parteiendemokratie  ist  i n Großbritannien  unter-
entwickelt  (Rose 1974) 

Die Rahmenbedingungen des Systems sind  party  politics 
nicht  günstig.  Parteienstaatliche  Demokratie  in  Großbri-
tannien  ist  in  jedem Falle  von besonderer  Art.  Versteht 
man mit  Leibholz  unter  einem liberal-demokratischen  Par-
teienstaat  einen  Staat,  in  dem die  politischen  Parteien 
den Staat  beherrschen,  trifft  die  Kennzeichnung für 
Großbritannien  nur  beschränkt  zu.  Zweifellos  sind  die 
britischen  Parteien  unentbehrliche  Bestandteile  des po-
litischen  Prozesses und Vehikel  der  Repräsentation  seit 
über 100 Jahren,  doch ist  damit  das britische  Volk  nicht 
zum alleinigen  Schöpfer  der  politischen  Wirklichkeit 
geworden. Leibholz  spricht  von einer  "repräsentativen 
Demokratie besonderer  Prägung in  England,  weil  hier  der 
Premierminister  und das Kabinett  die  wichtigsten  reprä-
sentativen  Führungsaufgaben für  sich  beanspruchen" 
(Leibholz  1973).  Es ist  sicherlich  so,  daß das Parlament 
des 20.  Jahrhundert  seine  klassische  repräsentative 
Funktion  nicht  mehr erfüllen  kann.  Diese  Entwicklung  ist 
in  Großbritannien  jedoch  nicht  zugunsten der  Parteiende-
mokratie  verlaufen.  Die  britische  Demokratie  ist  in  der 
Realität  nicht  "zwangsläufig  eine  parteienstaatliche", 
weil  der  plebiszitäre  Charakter  von Wahlen in  diese 
Richtung zeigt.  Das Zweiparteiensystem  (durch  das rela-
tive  Mehrheitswahlsystem  solange  gesichert)  kann nicht 
mehr Vollstrecker  des Willens  der  Briten  sein.  Ist  nicht 
das sogenannte hvperneutralitv  model des britischen 
Staatsdienstes  eher  der  Gruppenpolitik  und anonymen 
Herrschaft  der  Verbände günstig  als  der  Parteipolitik 
förderlich,  und hat  es  nicht  der  Entwicklung  zum Partei-
enstaat  entgegengewirkt? 

Größter Hemmschuh der  Parteiendemokratie  in  Großbritan-
nien ist  das strukturell  bedingte  Unvermögen und die 
unzureichenden Kapazitäten  der  Parteien  in  der  Formulie-
rung langfristiger  Ziele,  zusammen mit  dem Fehlen  von 
Mechanismen zur  Umsetzung solcher  Parteiziele  in  prakti-
sche Regierungspolitik.  Ansatzweise  wurden von Heath 
(1970-1974) die  ersten  institutionellen  Vorkehrungen 
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unter  einer  konservativen  Regierun g getroffen  und mit 
political  secretaries  den Ministern  Berater  aus der  Par-
tei  beigeordnet  (Die  Thatcher-Regierung  jedoch  hat  diese 
Neuerung nicht  nachgeahmt).  Liaison  committees  zwischen 
Regierung und Parteihauptquartier  werden unter  Labour-
Regierungen regelmäßig  eingerichtet;  doch deren  Vor-
schläge und deren  Arbeit  erfährt  wenig  Aufmerksamkeit 
und noch geringere  Beachtung. 

III.  Reformüberlegungen 

1.  Reform und Anpassung sind  die  britische  Art 
der Krisenbewältigung 

Die enge Verbindung zwischen  Sozialgeschichte  und poli-
tischer  Geschiche,  der  Zusammenhang zwischen  ökonomi-
schem Wandel, Umwälzungen im  Sozialgefüge,  der  Demokra-
tisierung  des Wahlrechts  und der  Parteienentwicklung, 
läßt  sich  am Beispiel  Großbritanniens  besonders gut 
nachzeichnen. Reform und Anpassung waren die  Vorausset-
zungen für  Stabilität  und Funktionsfähigkeit  des sich 
entwickelnden  britischen  politischen  Systems,  nicht  aber 
das relative  Mehrheitswahlsystem.  Auch für  die  2.  Hälfte 
des 20.  Jahrhunderts  gilt  die  Wechselwirkung zwischen 
ökonomisch-sozialer  Entwicklung  und Reformdruck.  Neue 
Probleme verlangen  nach neuen Antworten. 

2.  Das britische  System bedarf  neuer  politischer 
Dynamik 

Der britische  Parlamentarismus,  das 'Westminster-Model
1
, 

entsprach einer  Konzeption  und Praxis,  die  auf  der  Basis 
eines Zweiparteiensystems  eine  stabile,  (führungs-) 
starke  und effektive  (Einparteien-)Regierung  ermöglicht. 
Das britische  Mehrheitswahlrecht  galt  als  grundlegende 
Voraussetzung von Stabilität  und Fotschritt,  das Alter-
nieren  der  Regierung,  die  Chance des Machtwechsels,  die 
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direkte  Wahl der  Regierun g und das implizierte  Mandat 
galt  als  demokratische  Legitimationsgrundlage.  Dieser 
Regierungstyp erschien  vielen  als  der  erfolgreichste 
entwickelter  Industriegesellschaften.  Diese  Auffassung 
hat  sich  inner-  und außerhalb  Großbritanniens  nun geän-
dert.  Die  Effektivität  dieses  Regierungstyps  im  Ver-
gleich  mit  der  anderer  westlicher  Länder,  die  politische 
Dynamik des Gesamtsystems, wird  heute  bezweifelt.  Insta-
bilität  nicht  Stabilität,  Schwäche und nicht  Stärke  wer-
den nun diesem Regierungstyp  bescheinigt. 

Auf den Begriff  gebracht  sieht  die  Mehrheit  der  Analyti-
ker  und Kommentatoren im  overload  den passenden Namen 
für  den Zustand des British  government.Die  'Überlastung» 
und 'Uberforderung'  des Staates,  seines  Gesetzgebungs-
und Lenkungsapparates,  ist  aber  allgemein  ein  Phänomen 
fortgeschrittener  demokratischer  Industriegesellschaften 
und keine  britische  Besonderheit.  Während die  Thatcher-
Regierung darauf  mit  dem Abbau der  im  Verlaufe  eines 
Jahrhunderts  durchgesetzten  staatlichen  und sozialen 
Leistungen reagierte,  eine  Senkung des 'Erwartungshori-
zonts'  verlangte,  richten  andere ihr  Augenmerk auf  das 
Zurückdrängen demokratisch  nicht  legitimierten  Einflus-
ses,  die  dem Funktionieren  der  politischen  Demokratie 
ebenso wie  dem Durchsetzungsvermögen jeder  Regierung im 
Wege stehen.  Sozialdemokratische,  konservative  und libe-
rale  Kritiker  der  Entwicklung  zum "Prime  Ministerial  go-
vernment" in  einem übermächtigen  Zentralstaat  befürchten 
sonst,  daß die  weitere  Entwicklung  entweder  in  die  'Un-
regierbarkeit'  oder  in  die  Sackgasse eines  autoritären, 
demokratisch nicht  mehr legitimierten  (und  legitimierba-
ren)  Systems führen  muß. 

In  allen  pluralistischen  Systemen fortgeschrittener  In-
dustriegesellschaften  nimmt heute  das Parlament  -  eine 
Ausnahme bildet  der  amerikanische  Kongreß -  im  politi-
schen Entscheidungsprozeß nur  eine  nachgeordnete Positi-
on ein.  Doch,  kein  Parlament  eines  vergleichbaren  Landes 
hat  einen  so  untergeordneten  Status,  ist  so  straff  an 
den Zügeln  der  Regierung,  wie  das britische.  Eine  Ände-
rung ist  von den 'herrschenden'  Parteien  und deren  Eli-
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ten nicht  zu  erwarten .  Nur  der  Sieg  einer  neuen dritten 
Kraft  in  der  englischen  Parteienlandschaft  (der  Libera-
len  und Sozialdemokraten  in  einer  Wahlkoalition)  könnte 
einen Wechsel herbeiführen. 

3.  Was muß sich  alles  ändern? 

In  seiner  Veröffentlichung  zum britischen  Parteiensystem 
kommt Samuel E.  Finer  (Finer  1980)  zu  dem Schluß:  dieses 
Parteiensystem ist  entschieden  disfunktional.  Wie läßt 
sich  diese  »Disfunktionalität

1
 beseitigen?  Um mehr in-

nerparteiliche  Demokratie  zu  erzielen,  eine  höhere Par-
tizipation  zu  erreichen,  die  Unterstützung  einer  breiten 
Hehrheit  der  Bevölkerung  wieder  zu  gewinnen,  schlägt 
Finer  folgende  Reformen vor:  Selektion  der  Kandidaten 
durch alle  Parteimitglieder  (in  einer  Art  von Vorwah-
len);  Einführung  der  Verhältniswahl  (und  hierbei  Stär-
kung der  Rolle  des Unterhauses),  der  Gesetzesinitiative 
und des Vetorechtes  der  Wahlbürger gegen Gesetze (popu-
lar  initiative  and veto). 

Nach der  Februarwahl  1974 (Minderheitsregierung  Wilsons) 
entwickelte  sich  unmittelbar  eine  intensive  Diskussion 
über Fragen,  die  bis  dahin  in  Großbritannien  nur  wenige 
berührt  hatten:  Dezentralisierung,  Devolution  (Teilauto-
nomie für  Schottland  und Wales),  Wahlreform,  Funktions-
fähigkeit  des Zweiparteiensystems,  Koalitionsregierun-
gen, Parteienfinanzierung,  Großbritanniens  Unregierbar-
keit,  Gestaltung  der  Arbeitgeber-Arbeitnehmer  Beziehun-
gen. Es gab noch weitergehende  Therapievorschläge,  radi-
kale  Reformforderungen:  eine  geschriebene  Verfassung, 
die  Übernahme der  limited  government theory,  die  Erset-
zung des Oberhauses durch  eine  zweite  gewählte  Kammer, 
die  Aufgabe der  Vorstellung  von der  Souveränität  und 
Omnipotenz des Parlaments.  Wenn nicht  die  neuere Kon-
stellation  im  Kräftefeld  der  Parteien  bei  der  nächsten 
Unterhauswahl zu  einer  reformfreudigen  Mehrheit  aus Li-
beralen  und Sozialdemokraten  führt,  bleiben  diese  Re-
formvorschläge  allesamt  ohne jede  Chance, weil  sie  die 
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derzeitige  Machtstruktur  verändern  und die  bisher 
gleichgewichtige  Machtaufteilung  zwischen  der  Arbeiter-
partei  und den Konservativen  wohl  für  immer beenden wür-
den. Zwar ist  durch  Gründung der  »Sozialdemokratischen 
Partei'  (Social  Democratic  Party)  Ende März 1981 erst-
mals seit  den 20er  Jahren  wieder  Bewegung in  die  mitt-
lerweile  versteinerte  Parteienlandschaft  gekommen, doch 
muß sich  erst  erweisen,  welche  soziale  Schicht  in  den 
Sozialdemokraten auf  Dauer ihren  politischen  Ausdruck 
sucht,  ihre  Vertretung  sehen wird,  und ob die  »Sozialde-
mokraten

1
 die  Hürde der  relativen  Mehrheitswahl  (in  ei-

nem Bündnis  mit  den Liberalen)  werden überspringen 
können; oder  ob diese  Hürde,  wie  die  Geschichte  diverser 
Spaltungen britischer  Parteien  (allen  voran  die  der  Li-
beralen)  seit  1886 lehren  mag, auch die  jüngste  Abspal-
tung bestrafen  wird. 

Großbritannien  hat  nicht  zuviel,  es  hat  zu  wenig  an 
Demokratie.  Weder durch  die  Wähler,  noch die  Parteien, 
noch das Parlament  ist  die  Regierung kontrollierbar. 
Doch die  demokratischen  Strukturen  Großbritanniens  ent-
wickeln  sich  in  der  gegenwärtigen  Phase der  Geschichte 
nicht  wie  zu  Zeiten  der  Wahlreformen und des Aufstiegs 
der Arbeiterpartei,  obwohl die  politische  und soziale 
Repräsentation  im  Parlament  erneut  stark  asymetrisch 
geworden ist.  Die  "zentrale  Ursache der  Regierungspro-
blematik  hochindustrialisierter  Demokratien"  liegt  im 
Falle  Großbritanniens  zu  einem nicht  unerheblichen  Teil 
im institutionellen  Bereich  des Systems. 

Bringt  eine  Wahlreform die  Lösung? 

Wahlrecht und politisches  System wurden in  Großbritan-
nien schrittweise  demokratisiert.  Die  Wahlrechtserweite-
rungen des 19.  Jahrhunderts  standen  Pate  bei  der  Grün-
dung von Parteien,  übten  Druck  auf  die  Parlamentspartei-
en Liberale/Whigs  und Konservative/Tories  aus,  sich 
außerparlamentarische  Organisationen  aufzubauen,  wollten 
sie  im  Kampf um Mandate weiter  bestehen.  Unentbehrliches 
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Werkzeug, um die  neuen Wahlberechtigten  politisch  akti-
onsfähig  zu  machen, sollten  die  extraparlamentarischen 
Parteien  nicht  sein:  sie  sollten  vielmehr  der  Parteifüh-
rung und den Parlamentsparteien  für  den Wahlkampf die-
nen. Mit  dem Auftreten  der  Arbeiterpartei  zu  Beginn 
dieses Jahrhunderts  schien  der  Funktionskatalog  briti-
scher Parteien  eine  wesentliche  Erweiterung  zu  erfahren. 
Die damals begonnene Entwicklung  blieb  später,  als  die 
Labour Party  Regierungsverantwortung  übernommen hatte 
und voll  in  das System integriert  war,  in  den instituti-
onellen  Strukturen  des britischen  Systems stecken. 

Die Bedeutung des Wahlrechts  für  die  Herausformung mo-
derner  politischer  Systeme ist  bekannt,  der  Einfluß  in-
stitutioneller  Mechanismen wie  der  des Wahlsystems auf 
Struktur  und Charakter  politischer  Herrschaftssysteme 
unbestreitbar  groß.  Die  Analyse  der  Wahlreformdebatten 
seit  1832 ergibt,  daß sich  alle  an den Entscheidungen 
beteiligten  politischen  und gesellschaftlichen  Kräfte 
dieser  Tatsache bewußt gewesen sind.  Im Gegensatz zu  den 
Reformdebatten im  19.  Jahrhundert  steht  heute  die  "bri-
tische  Demokratie"  zur  Diskussion.  Es wird  gefragt,  ob 
das britische  Wahlsystem zwangsläufig  zu  autoritären 
Parteistrukturen,  wie  sie  dem top  down model der  alten 
britischen  Parteien  tendenziell  bislang  eigen  waren, 
führen  mußte;  ob gerade diese  Strukturen  die  britischen 
Parteien  als  untauglich  dafür  ausweisen,  "natürliche  und 
nötige  Teile  der  demokratischen  Maschine" zu  sein. 

Das Bild  eines  stabilen,  bipolaren  Parteiensystems,  das 
die  kontinentalen  Anhänger des britischen  Wahlsystems 
diesen unentwegt  zugute  hielten,  zerstörten  die  Wahlen 
der 70er  Jahre.  Neue ökonomische, soziale  und politische 
Bedingungen sorgten  für  einen  durchaus dramatisch  zu 
nennenden Wandel. Wird  Großbritannien  zu  einem kontinen-
talen  Wahlsystem -  der  Verhältniswahl  -  Zuflucht  nehmen 
müssen, um seine  politische  Stabilität  wieder  zu  gewin-
nen? In  der  aktuellen  Diskussion  inner-  und außerhalb 
Großbritanniens  die  sich  um die  wirtschafts-  und sozial-
politischen  Probleme,  um Regierbarkeit,  das Parteiensy-
stem rankt,  wurde die  Frage nach dem Wahlsystem aufge-
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worfen.  Die  Liberalen,  nach langer  politischer  Ohnmacht, 
wittern  Morgenluft,  schöpfen  Hoffnung.  Seit  einem halben 
Jahrhundert  kämpfen sie  dafür;  vorzugsweise  für  Verhält-
niswahl  in  Mehrmannwahlkreisen (single  transferable  vo-
te).  Ein  neues Parteiensystem  entstünde.  Das politische 
System Großbritanniens  erhielte  ein  neues Gesicht;  dem 
Parlament würde neues Leben eingehaucht,  die  Legitima-
tion  staatlichen  Handelns gestärkt,  die  Integration  der 
Bürger durch  vermehrte  Repräsentation  verstärkt. 
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ff 
Herbert  Döring 

KRISENBEWUSSTSEIN I M ESTABLISHMENT -  STIMMEN ZUR 
VERFASSUNGSREVISION OHNE RESONANZ BEI  DER BEVÖLKERUNG 

Es ist  gewiß kein  Zufall,  daß das Stichwort  der  "Regier-
barkeitskrise"  des modernen Wohlfahrtsstaates,  das seit 
1975 die  Aufmerksamkeit  der  internationalen  Sozialwis-
senschaft  in  Anspruch genommen hat  (Lehner,  1979;  Offe, 
1979) zeitlich  nicht  nur  mit  dem ölpreisschock,  sondern 
auch mit  den krisenhaften  Ereignissen  des Jahres  1974 in 
Großbritannien  zusammenfiel,  die  die  "Shrinking  World  of 
Bagehot" (Ionescu,  1975)  offenbarten  und bis  dahin  all-
gemein für  gültig  gehaltene  Strukturprinzipien  liberaler 
Demokratien erschütterten. 

War doch Großbritannien  seit  der  Jahrhundertwende immer 
Vorbild  und Norm für  einen  einflußreichen  Strang  ameri-
kanischer  Demokratietheorie  gewesen (von  der  Doktrin 
eines "responsible  party  government"  über  die  ökonomi-
sche Theorie  des Parteienwettbewerbs  von Downs bis  zum 
empirischen  Konstrukt  einer  vorbildlichen  "Civic  Cultu-
re"),  dem man auch deutsche  liberale  Emigranten  wie  Carl 
Joachim Friedrich,  Ferdinand  A.  Hermens und Joseph A. 
Schumpeter zurechnen muß (Döring,  1983;  Kavanagh, 1974). 
Mit  der  Häufung von Krisenphänomenen in  Großbritannien 
im Jahre  1974 liefen  einige  der  einflußreichsten  allge-
meinen Demokratie-  und Parlamentarismustheorien  Gefahr, 
ihr  bedeutendstes,  wenn nicht  sogar  einziges  empirisches 
Anwendungsbeispiel zu  verlieren.  Jedenfalls  war  im  Jahre 

*  Für  die  Gestaltung  der  beiden  Grafiken  in  meinem Bei-
trag  danke ich  Herrn  Uwe Dorow, Universität  Essen. 
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1973, als  Ulrich  vo n Alemann seine  gegen die  damals 
herrschende Lehre  gerichtete  systematische  Darstellung 
und Kritik  der  Theoreme eines  funktionalen  Parlamenta-
rismus veröffentlichte,  der  seinen  Verfechtern  zufolge 
angeblich  nur  durch  ein  Zweiparteiensystem  mit  relativem 
Mehrheitswahlrecht  verbürgt  werde,  kaum abzusehen, daß 
binnen eines  Jahres  in  Westminster  Ereignisse  eintreten 
würden, die  von Alemanns Kritik  in  einem ungewohnten 
Ausmaß bestätigen  würden. 

Was war  geschehen? Knapp umrissen,  wurden in  den sich 
überstürzenden Ereignissen  und parlamentarischen  Ent-
scheidungen des Jahres  1974 in  Großbritannien  auf  vier 
Ebenen Strukturveränderungen  des Westminstermodells  par-
lamentarischer  Demokratie  sichtbar: 

1.  Das sogenannte mehrheitsbildende  "first  past  the 
post"  Wahlrecht  erwies  sich  im  Februar  1974 als  nicht  in 
der Lage,  eine  einfache  Mehrheit  der  Mandate zu  produ-
zieren.  Zwar hatte  schon 1951 einmal  eine  Partei  mit 
weniger Stimmen mehr Mandate als  die  andere erhalten; 
aber das Jahr  1974 sah erstmals  nach dem Kriege  eine 
Minderheitsregierung,  die  sich  zwar  durch  die  Ausschrei-
bung von Neuwahlen im  Oktober  des gleichen  Jahres  eine 
Mehrheit  verschaffen  konnte,  um aber  durch  Mandatswech-
sel  von Abgeordneten und Verluste  in  Nachwahlen im  Lauf 
der Legislaturperiode  wieder  zu  einer  Minderheitsregie-
rung abzusinken.  Sie  konnte  sich  nur  durch  einen  stillen 
Koalitionspakt  mit  den Liberalen  in  einem Unterhaus mit 
sieben Parteien  im  Amt halten.  Den statistischen  Simula-
tionen  von Curtice  und Steed (1982)  zufolge  ist  auch in 
Zukunft  aufgrund  des Stimmenanteils  für  dritte  Parteien, 
der sich  durch  Abwanderung enttäuschter  Wähler vom Zwei-
parteiensystem  1964 verdreifacht  hat,  mit  der  Möglich-
keit  einer  Pattsituation  im  Unterhaus zu  rechnen. 

2.  Mit  der  Weigerung der  Gewerkschaften,  dem mit  parla-
mentarischer  Mehrheit  der  Heathregierung  verabschiedeten 
Trade Unions Act  Folge  zu  leisten,  zerbrach  im  Streik-
winter  1973/74 (Dreitagewoche,  Bergarbeiterstreik  und 
vorgezogene Neuwahl unter  der  Parole  "Who governs?")  das 
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bisher  erfolgreich  praktizierte  wirksame Geheimnis von 
Großbritanniens  "anderer  Verfassung",  nämlich  der  korpo-
ratistischen  Regulierung  des industriellen  Klassenkon-
flikts  unter  Umgehung des Parlaments  in  dreiseitigen 
Verhandlungen zwischen  Regierungsbörokratie,  Gewerk-
schaften  und Unternehmern (Middlemas,  1979;  Nuscheier, 
1979).  An diesem Zerbrechen des stillschweigenden  "cor-
porate  bias",  der  der  Konkurrenzdemokratie  des Parteien-
wettbewerbs zur  Entlastung  aufgepfropft  ist,  waren zwei 
strukturelle  Aspekte  geeignet,  Krisengefühle  hervorzuru-
fen.  Zum einen  besaß eine  Regierung,  der  das Artefakt 
des einfachen  Mehrheitswahlrechts  1970 mit  nur  33,4  % 
der Stimmen aller  Wahlberechtigten  zu  einer  absoluten 
Mehrheit  der  Mandate verholfen  hatte,  offensichtlich 
nicht  die  Autorität,  ihr  Recht  zur  Normsetzung kraft 
positiver  Satzung in  verbindliche  Regulierung  gesell-
schaftlicher  Konflikte  umzusetzen. Zum anderen waren 
offensichtlich  wichtige  Gruppen Großbritanniens  nicht 
willens,  "jede  gesetzgeberische  Maßnahme, solange  sie 
Gesetzeskraft  hat,  und alle  Ausführungsbestimmungen, die 
durch gesetzlich  zuständige  Behörden erlassen  werden,  zu 
akzeptieren"  -  eine  der  fünf  Bedingungen Schumpeters für 
das Funktionieren  der  demokratischen  Methode der  Konkur-
renzdemokratie  des Parteienwettbewerbs  (Schumpeter,  2. 
Aufl.  1950,  S.  467). 

3.  Mit  den erdrutschartigen  Stimmengewinnen für  die 
anti-zentralstaatliche  Scottish  National  Party  (21,9  % 
der schottischen  Stimmen im  Februar  1974 und 30,4  % in 
der zweiten  Unterhauswahl desselben  Jahres  im  Oktober) 
und den etwas  weniger  dramatischen  Erfolgen  von Plaid 
Cymru in  Wales wurden im  Einklang  mit  Regionalbewegungen 
im übrigen  Westeuropa auch in  Großbritannien  der  Zen-
trum-Peripherie-Gegensatz,  dessen ethnisch  begründeter 
Separatismus die  Integration  des Nationalstaates  bedroh-
te,  wieder  virulent  (Birch,  1977;  Bogdanor,  1979;  Urwin 
1982).  Die  hastig  entworfenen  Gesetzesvorlagen  zur  qua-
si-föderalen  Devolution  exekutiver  und legislativer  Be-
fugnisse  an Schottland  und Wales,  die  den Nationalisten 
den Wind aus den Segeln  nehmen sollten,  beschäftigten 
das Unterhaus in  der  besten  Zeit  zweier  Sitzungsperioden 
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(Drucker  und Brown,  1980) .  Die  in  den Volksabstimmungen 
in  Schottland  und Wales im  März 1979 nicht  von der  Mehr-
heit  der  Abstimmungsberechtigten  akzeptierten  und des-
halb  vom Unterhaus in  London nicht  in  Kraft  gesetzten 
Devolutionsgesetze,  die  ihr  Entstehen  kurzfristigen  tak-
tischen  Manövern verdankten,  warfen  schwierige  Probleme 
einer  Dezentralisierung  des zentralistischen  Westmin-
stermodells  mit  einer  praktisch  unikameralen  Legislative 
auf. 

4.  Was für  die  regionale  Dimension galt,  stellte  sich  in 
noch größerem Maße als  Problem bei  der  supranationalen 
Verflechtung  Großbritanniens  in  EG, IMF (Internationaler 
Währungsfond) und NATO. Weil  nach den Verträgen  von Rom 
europäische Gesetze auch in  Großbritannien  unmittelbare 
Geltung besitzen,  ist  die  Doktrin  der  Souveränität  des 
Parlaments durchbrochen -  eine  für  die  konservative  Phi-
losophie  unerträgliche  Vorstellung,  die  etwa  in  einer 
leidenschaftlichen  Rede Enoch Powells  bei  der  Neuver-
handlung des Beitritts  zur  EG im  Unterhaus 1974 zum 
Ausdruck kam. Britische  Bürger  können ihre  Beschwerden, 
für  die  sie  im  Lande keinen  Richter  finden,  zum Europäi-
schen Gerichtshof  tragen.  Es läßt  sich  argumentieren, 
daß mit  den Verträgen  von Rom eine  geschriebene  Verfas-
sung auf  die  ungeschriebene englische  aufgesetzt  worden 
ist  (Kavanagh,  1978;  Kolinsky,  1978).  Was den Internati-
onalen Währungsfond betrifft,  so  hat  er  Großbritannien  -
ähnlich  wie  schon einmal  im  Jahre  1931 -  als  Vorausset-
zung für  einen  Beistandskredit  zur  Uberwindung der  Wäh-
rungskrise  Auflagen  gemacht,  die  die  Budgethoheit  von 
Regierung und Parlament  beschnitten.  Die  NATO schließ-
lich  ist  für  die  Labour-Linke,  die  den Nationalstolz  des 
"gekrönten  Eilands"  geschickt  gegen die  Entscheidungsbe-
fugnis  des amerikanischen  Präsidenten  über  auf  briti-
schem Boden stationierte  Nuklearsprengköpfe  ausnutzt, 
das dritte  Übel. 

Die vier  skizzierten  Dimensionen stellen  keine  wirklich-
keitsfremde  akademische Stilisierung  dar,  sondern  fassen 
den Eindruck  zusammen, der  sich  beim Studium der  Presse, 
Publizistik  und wissenschaftlichen  Abhandlungen der 
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letzten  Jahre  ergibt.  Gewiß,  die  Krisenpunkte  des Jahres 
1974 sind  zur  Zeit  Schnee aus vergangenen Jahren.  "That 
was the  Crisis  that  was" -  unter  diesem Titel  hat  in 
Anspielung auf  eine  in  den 1960er  Jahren  populäre  sati-
rische  Fernsehsendung ein  kluger  englischer  Beobachter 
die  akademische Krisenliteratur  zum "Break-up  of  Bri-
tain"  rezensiert  (Pulzer,  1982).  Aber  es  erscheinen  neue 
Rezensionen zur  wachsenden Krisenliteratur  (Ridley, 
1982).  Sollte  anzunehmen sein,  daß sie  nur  von Akademi-
kern aus dem Lager  der  sozialdemokratisch-liberalen  Al-
lianz  stammt? Zugegebenermaßen fällt  sie  dort  auf 
fruchtbaren  Boden zur  Begründung der  Forderung,  "to 
break the  mould of  British  politics"  -  das verkrustete 
Gefüge des Zweiparteiensystems  aufzubrechen.  So schreibt 
David Marquand (1981)  von einer  wachsenden Verdrossen-
heit  unter  der  Bevölkerung  und einer  steigenden  Kritik 
am System aus den Reihen des Establishments  selbst  ("in-
sider  criticism"  und "outsider  dissatisfaction"). 

In  den 1970er  Jahren  hat  die  Literatur  zum Thema "What's 
Wrong with  Britain?"  ein  seit  langer  Zeit  ungewohntes 
Ausmaß erreicht.  Grundbestandteile  der  lebenden Verfas-
sung, die  in  den 1950er  und 1960er  Jahren  noch als  die 
beste und kunstvollste  der  Welt  gegolten  hatte,  wurden 
quer durch  die  Parteilager  hindurch  mit  einer  ungewohn-
ten Radikalität  als  verbesserungsbedürftig  bezeichnet. 
Der 1975 von Samuel Finer  herausgegebene Sammelband "Ad-
versary  Politics  and Electoral  Reform" enthält  kritische 
Beiträge,  die  nicht  allein  aus den Federn von Liberalen 
oder künftigen  Sozialdemokraten,  sondern  auch von intel-
lektuellen  Wortführern  auf  Seiten  von Labour  und den 
Konservativen  stammen. Eine  Autorität  wie  der  bedeutende 
Politikwissenschaftler  und langjährige  Labour  HP John 
Mackintosh stand  nicht  aus,  auf  dem IPSA-Kongreß in 
Edinburgh 1977 eine  "echte  Vertrauenskrise"  des parla-
mentarischen Systems zu  diagnostizieren  (Zeitschrift  für 
Parlamentsfragen  8,  1977,  S.  113).  Im gleichen  Jahre 
schrieb  der  nicht  minder  angesehene Professor  der  Regie-
rungslehre  Nevil  Johnson,  dessen Sympathien der  Konser-
vativen  Partei  gelten  und dessen Schriften  in  der  Bun-
desrepublik  Deutschland  eine  noch größere  Resonanz als 
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in  Großbritannien  gefunden haben,  sogar  über  "Krise  ei-
ner alten  und erschöpften  Ordnung" (Johnson,  1977,  S. 
1).  Für  den historisch  denkenden Politikwissenschaftler 
werden diese  Klagen der  "neuen Jeremiahs"  allerdings 
durch die  Einsicht  relativiert,  daß schon einmal  vor  nun 
über achtzig  Jahren  -  in  der  Zeitspanne  zwischen  dem 
Burenkrieg  und dem Ersten  Weltkrieg  -  der  Untergang Eng-
lands mit  frappierend  ähnlichen  Argumenten vorausgesagt 
wurde (Kavanagh 1980;  Leys,  1983,  S.  68 f.;  Rohe, 1981). 
Ungeachtet der  bemerkenswerten Wiederkehr  gleicher  "Kri-
sen-Diagnosen" ist  aber  nicht  zu  übersehen,  daß die  po-
litische  Ordnung in  den siebziger  und achtziger  Jahren 
von einer  einflußreichen  Strömung unter  den politischen 
Eliten  plötzlich  als  reformbedürftig  bewertet  wurde. 

Diese Forderungen nach einer  "Totalrevision"  der  Verfas-
sung blieben  und bleiben  indessen  auf  eine  parteiüber-
greifende  Minderheit  innerhalb  des Establishments  be-
schränkt.  Als  John Mackintosh  in  Edinburgh  seinen  Kas-
sandraruf  ausstieß,  wurde ihm sofort  von Jim  Sharpe wi-
dersprochen (Zeitschrift  für  Parlamentsfragen  8,  1977, 
S. 118 -  122).  Die  konkreten  Inhalte  dieser  Verfas-
sungskritik  sind  in  verschiedenen  englischsprachigen 
Publikationen  bereits  umfassend und detailliert  inventa-
risiert  worden (Finer,  1980,  Kapitel  6,  S.  189 -  224; 
Norton,  1981,  Kapitel  9).  Daher darf  der  vorliegende 
Beitrag  darauf  verzichten,  diese  Zusammenfassungen der 
Forderungen nach Verfassungsrevision  in  den 1970er  Jah-
ren in  deutscher  Ubersetzung zu  wiederholen.  Was er  sich 
zum Ziel  setzt,  ist  die  Prüfung  der  Frage,  in  welchem 
Ausmaß diese  Reformforderungen,  die  von einer  quantita-
tiv  kaum zu  bestimmenden Minderheit  des Establishments 
ausgegangen sind,  eine  Resonanz unter  der  Bevölkerung 
gefunden haben.  Hier  ist  mit  Hilfe  der  Surveyforschung 
eher eine  quantitative  Bestimmung der  Verteilung  politi-
scher Orientierungsmuster  möglich.  Die  folgenden  Vermu-
tungen und Befunde verbinden  in  Thesenform,  die  dem Stil 
des wissenschaftlichen  Diskurses  der  Jahrestagung  ange-
messen ist,  Interpretationen  aus der  zeithistorischen 
und institutionenkundlichen  Literatur  mit  eigenen  Sekun-
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däranalysen archivierter  Datensätze  britische r  Bevölke-
rungsumfragen. 

These 1: 
In  den 1960er  Jahren  entstand  Krisenbewußtsein  als  eso-
terische  Beschäftigung  einer  liberalen  "Intelligentsia" 
bei  wirtschaftlicher  Prosperität  (noch  bis  zur  Sterling-
krise  von 1966)  aus der  subjektiven  Wahrnehmung relati-
ver  "Backwardness" im  Vergleich  zu  anderen europäischen 
Industrienationen,  insbesondere  Frankreich  und die  Bun-
desrepublik,  und zu  Japan.  Krisenbewußtsein  entstand  nur 
dann, wenn eine  freischwebende  Intelligentsia  das "ge-
krönte  Eiland"  mit  dem Ausland verglich,  wogegen das 
Establishment  hierin  im  Bewußtsein traditionaler  briti-
scher Werte Masochismus sah. 

Diese These stützt  sich  auf  folgende  Indizien: 
1959 führte  Macmillan  den Wahlkampf unter  der  Parole 
"You never  had it  so  good".  1964 gewann Wilson,  ein 
ehemaliger Wirtschaftswissenschaftler  mit  einer  Karriere 
in  Oxford,  die  Wahlen mit  dem Versprechen,  die  "weiße 
Glut  der  Technologie"  zu  zähmen und das Programm stö-
rungsfreien  Wirtschaftswachstums  besser  noch als  die 
Konservativen  in  eine  glückliche  Zukunft  zu  fahren.  Es 
war die  Zeit,  in  der  dieser  Glaube universal  verbreitet 
war,  Galbraith  die  "Affluent  Society"  geschrieben  und 
Crosland die  "Future  of  Socialism"  auf  Umverteilung 
eines wachsenden Sozialprodukts  durch  eine  sozialisti-
sche Regierung gründete. 

Aber diesem allgemeinen  Optimismus zuwider  setzte  unter 
dem zeitungslesenden  Publikum der  nicht  fachgeschulten 
Intellektuellen  im  Verlauf  des Jahres  1968 in  dem Augen-
blick  ein  Umschlag zu  einem Gefühl  einer  bevorstehenden 
Krise  ein,  als  die  Zeitungen  regelmäßige  Aufstellungen 
über den Tabellenplatz  Großbritanniens  in  der  Liga  der 
Industrienationen  zu  veröffentlichen  begannen. Während 
der Zeitpunkt  dieses  Umschlags, das Jahr  1960,  durch  die 
Publizistik  der  Zeit  gut  belegt  ist  (Gwyn, 1980),  be-
dürfte  die  ingeniöse  Vermutung von Birch  (1977),  daß die 
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Ursache dieses  Umschlags i n der  Verbreitung  der  OECD 
Statistiken  durch  die  Zeitungen  zu  suchen sei,  einer 
gezielten  kleinen  Fallstudie. 

In  der  Tat,  als  der  "Encounter"  im  Juli  1963 sein  Son-
derheft  "Suicide  of  a  Nation?"  mit  dem ungarischen  Wahl-
briten  Arthur  Koestler  als  Herausgeber veröffentlichte, 
führte  er  als  Hauptgrund für  seine  Alarmstimmung an: 
"Almost  daily  we read  items  in  the  newspapers such as 
...:  Britain  economically  came bottom  of  the  class  in 
the annual  report  published  here  to-night  by  the  Secre-
tariat  of  the  United  Nations  Committee for  Europe".  Von 
seinem Panel  hervorragender  Wissenschaftler  und Journa-
listen  -  nur  drei  der  sechzehn Autoren  kamen nicht  aus 
dem Oxbridge  Establishment  -  wurde als  Entschuldigung 
für  die  relative  Stagnation,  die  sich,  wie  sie  fürchte-
ten,  in  den beiden  nächsten  Jahrzehnten  gefährlich  be-
schleunigen  werde,  die  vertraute  These zerpflückt,  Groß-
britannien  sei  der  Vorreiter  der  industriellen  Revoluti-
on,  der  gegenüber den nachdrängenden Nationen  relativ 
gesehen nur  optisch  zurückfiel.  Als  strukturelle  Ursache 
für  den langfristigen  Verfall  der  Wettbewerbsfähigkeit 
der britischen  Industrie  wurde die  politische  Kultur 
Großbritanniens,  namentlich  die  "gentrification"  der 
Erwerbsklassen,  verantwortlich  gemacht:  die  Verbreitung 
feudaler  Werte durch  die  auf  dem plutokratischen  Prinzip 
beruhenden Public  Schools,  die  den Klassenkonflikt  durch 
die  Assimilation  begabter  Kinder  aus den Unterschichten 
subkulturell  überformten  und die  Bildung  einer  klar  ab-
gehobenen soziokulturellen  Oberklasse  verewigten.  Damit 
zusammenhängend der  "Kult  des Amateurs",  der  zu  einer 
Vernachlässigung von technischen  Fertigkeiten  in  Regie-
rung,  Verwaltung  und Industrie  geführt  habe;  schließlich 
auch die  bekannte  Machtlosigkeit  des Parlaments  gegenü-
ber einer  es  in  allen  Fragen der  Geschäftsordnung,  des 
Budgets und der  Gesetzgebung beherrschenden Regierung, 
eine Machtlosigkeit,  die  ihre  Wurzel  ebenfalls  in  der 
amateurhaften Clubatmosphäre des Abgeordneten als  einer 
"part-time  occupation"  mit  Sitzungsbeginn  nicht  vor 
14.30 Uhr,  aber  dann bis  spät  in  die  Nacht  habe. 
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Diese gegen die  Apotheose des Dilettanten  gerichtete 
Kritik  aus dem Literatenzweig  eben jener  Oxbridge  Dilet-
tanten,  die  Kritik  als  Beruf  betrieben,  stieß  auf  alles 
andere als  auf  geneigte  Ohren.  Die  vom "Encounter"  abge-
druckten  Leserbriefe  waren bis  auf  solche  aus dem Aus-
land überwiegend negativ  (1963,  Nr.  3;  Nr.  4;  Nr.  5). 
Unter der  Schlagzeile  "The  Flagellants"  schrieb  die 
"Times Educational  Supplement" recht  gekränkt:  "One 
would almost  have preferred  the  English  to  have kept 
their  sexual  inhibitions,  since  in  shedding  them their 
enduring  puritanism  takes  other  and even more depressing 
forms.  The dust-and-ashes  school  of  writers,  for  exam-
ple,  a  goodly  company of  whom have been assembled by  Mr. 
Koestler  in  the  July  ENCOUNTER, take  for  their  masochis-
tic  theme the  sloth,  incompetence,  amateurishness,  and 
inability  to  face  facts  of  their  class-ridden  fellow-
contrymen" (Encounter,  1963,  Nr.  3). 

These 2; 
Für diejenigen,  die  eine  grundlegende Verfassungsreform 
fordern,  ist  in  den 1970er  Jahren  der  Beitritt  zu  Europa 
auch im  Hinblick  auf  die  politischen  Institutionen  des 
Landes zu  einem Prüfstein  geworden: das Vertrauen  in  den 
Vorbildcharakter  der  politischen  Institutionen  in  West-
minster  ist  nicht  so  sehr  aus Enttäuschung über  einen 
absoluten  Leistungsabfall  im  eigenen  Lande gesunken als 
vielmehr  bei  einer  Minderheit  verstärkt  einsetzenden 
Wahrnehmung des relativen  Zurückbleibens  Großbritanniens 
im Vergleich  zu  anderen fortgeschrittenen  Industriege-
sellschaften.  Bei  der  Bevölkerung  ist  allerdings  das 
Gefühl,  daß der  Pionier  der  industriellen  Revolution  zu 
einer  Nachzüglergesellschaft  geworden sei,  die  im  Inter-
esse ihrer  Wettbewerbsfähigkeit  ihre  politischen  Insti-
tutionen  reformieren  müsse, bei  weniger  als  einem Fünf-
tel  anzutreffen. 

Diese These kann durch  die  folgenden  Beobachtungen und 
Analysen begründet  werden: 
"There was another,  quite  different  way in  which  entry 
into  Europe changed the  perceptions  of  British  politici-
ans in  the  1970s.  It  brought  them into  close  contact 
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with  a  system of  politic s which,  in  several  important 
respects,  was quite  unlike  their  own.  None of  the  other 
eight  countries  in  the  EEC had a  simple  two-party  sys-
tem, and most of  them practised  coalition  politics.  They 
all  used a  system of  proportional  representation  for 
their  elections.  Their  political  parties  were funded  by 
the state  rather  than  through  trade  union  and private 
corporate  donations.  Most of  them had a  wide  measure of 
devolution  and in  some cases a  federal  system of  govern-
ment. In  political  and constitutional  respects,  Britain 
was the  odd man out."  (Bradley  1981,  S.  36 f.) 

Die Kritiker  des Zweiparteiensystems,  die  den die  Inter-
essengegensätze übersteigernden  Schlagabtausch  zwischen 
Labour und den Konservativen  als  sogenannte "Adversary 
Politics"  verurteilen,  behaupten,  daß die  Wirtschaftsmi-
sere Großbritanniens  u.a.  durch  die  Struktur  der  politi-
schen Institutionen  verursacht  worden sei.  Das Wachstum 
der Wirtschaft  sei  durch  die  Stop-and-Go-Manöver wech-
selnder  Parteiregierungen  aus dem Kurs  gelaufen.  Diese 
Kritiker  verweisen  auf  die  wirtschaftspolitischen  Erfol-
ge anderer  politischer  Systeme in  Europa und Übersee 
(Japan und Österreich  werden immer wieder  als  Beispiele 
angeführt),  denen es  gelungen sei,  Arbeitslosigkeit  und 
Inflation  gleichzeitig  im  Zaum zu  halten,  wofür  ihre  auf 
Allparteienkoalitionen  abzielende  Struktur  der  Interes-
senvermittlung  verantwortlich  gemacht wird.  Großbritan-
nien müsse daher  -  diesen  Schluß ziehen  die  um die  "Ad-
versary  Politics"-These  gescharten  Kritiker  des Zweipar-
teiensystems  -  durch  Einführung  des Verhältniswahlrechts 
von der  alternierenden  Parteienkonkurrenz  zweier  durch 
das Mehrheitswahlrecht  künstlich  geschützter  Oligopole 
abgehen. 

Daß die  bestehenden politischen  Institutionen  die  Wirt-
schaftskrise  verschlimmert  haben,  ist  freilich  alles 
andere als  eine  durch  nationale  oder  systemvergleichende 
Studien gesicherte  wissenschaftliche  Behauptung. Im Ge-
genteil  hat  eine  Forschungsgruppe an der  Universität 
Sheffield  die  These als  plausibel  erwiesen,  daß die 
wachstumshemmenden wirtschaftspolitischen  Strukturent-
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Scheidungen der  Nachkriegszeit  keineswegs Gegenstand des 
Parteienstreit  gewesen sind,  sondern  umgekehrt geradezu 
einem Regierung und Opposition  übergreifenden  Allpartei-
enkonsens außerhalb  des Konkurrenzsystems entstammen 
(Gamble 1982).  Wie dem auch immer sei  -  und es  spielt 
hier  keine  Rolle,  ob die  Behauptungen der  Kritiker  ob-
jektiv  richtig  oder  falsch  sind  - ,  bei  ihnen  ist  die 
subjektive  Überzeugung verbreitet,  die  starke  politische 
Wirkung entfaltet,  daß die  bestehenden politischen  In-
stitutionen  nicht  mehr die  für  die  britische  Gesell-
schaft  angemessensten seien. 

Wie weit  werden die  Besorgnisse  von der  britischen  Be-
völkerung  geteilt?  Zur  Prüfung  dieser  Frage steht  in  der 
britischen  Wahlstudie  vom Oktober  1974 eine  aufschluß-
reiche  Fragevorgabe zur  Verfügung:  "Compared with  other 
European countries,  do you think  Britain  is  well  gover-
ned, badly  governed or  is  it  about  average?".  Diese 
Frage,  zu  der  es  nur  die  drei  Antwortmöglichkeiten 
"gut",  "schlecht"  oder  "durchschnittlich"  gab,  wurde 
1979 in  einer  Bevölkerungsumfrage der  Zeitschrift  New 
Society  repliziert,  bei  der  das Team der  Wahlstudie  von 
Oktober 1974 beratend  mitwirkte.  Diese  Frageformulierung 
erschließt  die  soeben angesprochene Dimension "relativer 
Rückständigkeit"  Großbritanniens  im  Hinblick  auf  andere 
fortgeschrittene  Industriegesellschaften.  An der  Vertei-
lung der  Antworten  ist  bemerkenswert,  daß sich,  worauf 
der Verfasser  in  der  1.  Auflage  dieses  Beitrags  hinwies, 
sowohl 1974 als  auch 1979 weniger  als  ein  Fünftel  der 
Befragten  für  die  ein  Gefühl  von "relative  backwardness" 
signalisierende  Antwortkategorie  "schlecht"  entschieden 
(1974:  11 %, 1979:  16 %) (vgl.  Barker,  1979,  S.  484; 
Döring in  der  1.  Aufl.  dieses  Bandes, S.  175 und Rohe 
1984, S.  185). 

Die in  der  1.  Auflage  formulierte  Vermutung, daß ein 
solches Gefühl  von "relative  backwardness" in  bezug auf 
die  eigenen  politischen  Institutionen  wohl  am stärksten 
unter  der  jüngeren  Generation  von Akademikern verbreitet 
sei,  bestätigt  sich  bei  den inzwischen  möglich  geworde-
nen Sekundäranalysen der  beiden  Datensätze  mit  einer 
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interessanten  Modifizierung  der  damals ausgesprochenen 
Erwartung nur  zum Teil.  Eine  Kontrolle  dieser  Variablen 
auf  Bildungsgrad  ergab  nämlich  keinerlei  statistisch 
signifikanten  Unterschied.  Bei  der  Kontrolle  auf  Alters-
gruppen zeigte  sich  allerdings  ein  unerwartet  deutlicher 
linearer  Trend:  je  jünger  ein  Befragter  -  in  beiden  zi-
tierten  Umfragen! -  war,  desto  weniger  positiv  dachte  er 
vom britischen  Regierungssystem im  Vergleich  zu  den an-
deren politischen  Systemen in  Westeuropa. Offenbar  sind 
Zweifel  an der  Angemessenheit des Regierungssystems 
nicht  auf  Jungakademiker beschränkt,  sondern  allgemein 
unter  der  Jugend etwas  stärker  als  unter  den älteren 
Generationseinheiten  verbreitet,  gehen aber  auch bei  den 
jüngsten  Altersgruppen  nur  geringfügig  über  ein  Fünftel 
der 18 -  24-jährigen  hinaus.  (Vgl.  Grafik  1) 

Sowohl 1974 als  auch 1979 bekannte  sich  die  überwiegende 
Mehrheit  der  Bevölkerung  -  im  ersten  Falle  52 und im 
zweiten  Falle  55 Prozent  -  quer  durch  alle  Schichten  und 
Bildungsabschlüsse  zu  der  ein  Legitimitätseinverständnis 
signalisierenden  Antwort,  daß ihr  Regierungssystem weder 
gut,  noch schlecht,  sondern  "about  average"  sei.  Trotz 
der turbulenten  Ereignisse,  die  zwischen  den beiden  Um-
fragen  von 1974 und 1979 lagen,  war  der  Prozentsatz 
derer,  die  das Regierungssystem als  vergleichswseise 
schlecht  beurteilten,  nur  von elf  auf  sechzehn Prozent 
angestiegen,  wobei  sich  keinerlei  schichtspezifisches 
Legitimitätsdefizit  bemerkbar machte.  Denn im  Hinblick 
auf  Schichtzugehörigkeit  ergab  sich,  wie  bereits  er-
wähnt, ein  überraschend gleichmäßiges  Bild  ohne irgend-
einen statistisch  signifikanten  Unterschied.  Die  einzige 
Variable,  die,  wie  ebenfalls  bereits  gesagt,  einen  deut-
lichen  -  und in  diesem Ausmaß überraschend klaren  -  Un-
terschied  in  der  Beurteilung  des eigenen  Regierungssy-
stems im  Vergleich  zu  Europa erbrachte,  war  die  Kontrol-
le  der  Befragten  auf  ihr  Alter.  Hier  zeigte  sich,  wie 
ein  Blick  auf  Grafik  1  lehrt,  daß die  im  Hinblick  auf 
mögliche Vergleichsgesellschaften  in  Europa positive 
Bewertung des "Westminster-Modells"  mit  steigendem Alter 
zunimmt. 
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Dieser  Alterseffekt  ist  u m so  bemerkenswserter,  als  er 
bei  Replikation  der  gleichen  Frage in  zwei  verschiedenen 
Umfragen in  gleicher  Eindeutigkeit  -  1979 auf  einem et-
was tieferen  Niveau der  Akzeptanz beginnend -  auftrat. 
Zwar darf  dieses  Ergebnis  nicht  dramatisiert  werden. 
Denn das Ausmaß der  negativen  Bewertung war  auch bei  der 
jüngsten  Altersgruppe,  die  die  niedrigsten  Werte auf-
wies,  mit  23,7  % im  Jahre  1979 noch weit  von einer  dra-
matischen Ablehnung der  eigenen  Institutionen  entfernt. 
Auf lange  Sicht  verheißt  allerdings  die  in  beiden  Umfra-
gen bei  den jüngeren  Alterskohorten  deutlich  abnehmende 
positive  Bewertung des eigenen  Regierungssystems keine 
unerschütterliche  Akzeptanz der  bestehenden politischen 
Ordnung durch  die  in  der  in  den krisenhaften  1970er  und 
1980er Jahren  sozialisierte  politischen  Generation. 

These 3; 

Auch wenn nicht  davon die  Rede sein  kann,  daß unter  der 
Bevölkerung Zweifel  an der  Angemessenheit der  bestehen-
den politischen  Institutionen  verbreitet  seien,  ergab 
sich  doch in  den kritischen  1970er  Jahren  eine  Abschwä-
chung der  Intensität  gefühlmäßiger  Bindungen an die  eta-
blierten  Parteien  quer  durch  alle  Schichten  und Alters-
gruppen. Die  affektive  Parteibindung  bleibt  aber  noch. 
Was sinkt,  ist  lediglich  die  Intensität  dieser  tradier-
ten Loyalitäten. 

Diese These läßt  sich  mit  den Ergebnissen  der  Kohorten-
analyse des Teams der  britischen  Wahlstudie  an der  Uni-
versität  Essex belegen: 
Wurde Anfang der  sechziger  Jahre  noch die  Außenpolitik 
als  "most  important  national  problem by  policy  area"  von 
der Bevölkerung  wahrgenommen, so  rückte  die  Wirtschafts-
politik  von der  Mitte  der  sechziger  Jahre  an unaufhalt-
sam an die  Spitze  der  als  drängend empfundenen Probleme 
(Alt,  1979).  Beide  Parteien  hatten  Verantwortung  für  ein 
störungsfreies  Wachstum der  Wirtschaft  übernommen und 
beide waren bei  klar  alternierender  Amtszeit  darin  ge-
scheitert.  In  Hilde  Himmelweits Panel  von 450 Schülern, 
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die  später  wieder  z u den Unterhauswahlen von 1964,  1966, 
1970 und 1974 befragt  wurden,  werden beide  Parteien  nun-
mehr für  unfähig  gehalten,  die  Probleme von Arbeitslo-
sigkeit  und Inflation  zu  lösen  -  nur  gilt  die  eigene 
Partei  als  "less  unable"  (Himmelweit  et  al.,  1981,  S. 
192).  Die  aus dauerhafter  Enttäuschung von Erwartungen 
stammende Schwächung traditionaler  Bindungen läßt  sich 
für  Großbritannien  am besten  durch  Veränderungen im  Be-
reich  der  Parteiidentifikation  zeigen.  Die  Einsicht  in 
die  begrenzte  Steuerungskapazität  der  politischen  Par-
teien  hat  zu  einer  Abschwächung der  früher  besonders 
starken  affektiven  Parteibindung  geführt.  Aber  trotz 
illusionsloser  Einsicht  in  die  Grenzen des Regierens 
bleibt  diese  "Parteiidentifikation"  international  gese-
hen immer noch vergleichsweise  hoch.  Im Zeitraum  zwi-
schen 1964 und 1983 sank die  Zahl  derer,  die  sich  mit 
einer  der  beiden  großen Parteien  identifizierten,  nur 
von 81 auf  70 Dagegen halbierte  sich  die  Gruppe de-
rer,  die  dies  "very  strongly"  taten,  von 40 auf  23 % 
(Crewe, 1983,  S.  189).  Unter  der  Decke einer  anscheinend 
stabil  bleibenden  Identifikation  mit  dem Parteiensystem 
verbirgt  sich  also  eine  sinkende  Intensität  dieser  Iden-
tifikation.  In  jüngster  Zeit  steigt  auch die  Intensität 
dieser  gefühlsmäßigen  Bindung wieder  an,  ohne daß be-
reits  genau angegeben werden könnte,  ob es  sich  dabei  um 
eine kurzfristige  Erholung  eines  epochalen Abwärts-
trends  oder  eine  Trendwende handelt  (Siehe  die  Zusammen-
stellung  der  Quellen  bei  Döring,  1985). 

Es ist  bemerkenswert,  daß die  Zahl  der  britischen  Bürger 
mit  einer  (Rest)Identifikation  mit  den beiden  etablier-
ten Parteien  immer noch 10 -  15 Prozent  höher  ist,  als 
die  Zahl  derer,  die  ihnen  bei  den Unterhauswahlen tat-
sächlich  ihre  Stimme geben (50,9  % aller  Wahlberechtig-
ten in  1979).  Daraus folgt:  "The  figures  are  testimony 
to  the  glacially  slow  rate  at  which  a  major  party  in 
Britain  is  finally  abandoned by  the  electorate.  The two 
parties  retain  a  sizeable  base from  which  to  recover 
temporary losses  of  support,  and prophecies  of  collapse 
are clearly  premature"  (Crewe,  1984).  Wie Alt  (1984) 
jetzt  unter  Weiterentwicklung  von Fiorinas  Modell  des 
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"retrospective  voting"  mit  de n gleichen  Daten nachweisen 
konnte,  hängt  die  Abschwächung der  Par  teiidentifikation 
auf  eine  subtile  Weise,  die  sich  wohl  am besten  mit  der 
Reduktion kognitiver  Dissonanz charakterisieren  läßt, 
mit  dem Grad realistischer  Zukunftseinschätzung  zusam-
men . 

Verschiedene Indizien  deuten  darauf  hin,  daß "Parteien-
verdrossenheit  ohne

 1
 Legitimitätskrise

1
"  (Döring,  im 

Druck) am weitesten  unter  der  jüngeren  Generation  der 
akademisch gebildeten  Freiberufler  und unter  den Ange-
stellten  vorangeschritten  ist,  die  nicht  mehr durch  das 
Erlebnis  der  großen Depression  der  dreißiger  Jahre,  son-
dern durch  das Umkippen des Landes von Prosperität  in 
relative  "Backwardness" in  den sechziger  Jahren  geprägt 
worden ist.  Ist  doch,  während die  Parteiidentifikation 
sich  gleichmäßig  in  allen  Bevölkerungsschichten  ab-
schwächte, unter  der  "younger  generation  of  university 
graduates and professional  people"  ein  rascherer  und 
tieferer  Abbau als  in  allen  anderen Bevölkerungsgruppen 
zu beobachten (Crewe,  Särlvik,  Alt,  1977;  Crewe 1982). 
Diese Beobachtung wird  auch durch  die  vom Verfasser 
durchgeführte  Sekundäranalyse einer  auf  die  Akzeptanz 
der Institution  der  alternierenden  (Ein-)Parteiregierung 
zielende  Frage in  der  britischen  Wahlstudie  vom Oktober 
1974 erhärtet.  Die  Frage lautete: 

"Some people  think  it  is  best  if  the  government is  for-
med by  one party  only.  Others  think  it  is  best  if  the 
government is  formed  by  more than  one party... 
Leaving aside  the  situation  we have at  present,  do you 
in  general  think  it  is: 

-  MUCH better  to  have a  Government formed  by  ONE party. 

-  SOMEWHAT better  to  have a  Government formed  by  ONE 
party. 

-  SOMEWHAT better  to  have a  Government formed  by  MORE 
THAN ONE party. 

-  MUCH better  to  have a  Government formed  by  MORE THAN 
ONE party". 

Die Analyse  der  Verteilung  der  Antworten  kann einen  Bei-
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trag  zur  Lösung zweie r  Probleme beisteuern.  Zum einen 
wird  erkennbar,  ob die  Mehrheit  der  Briten  immer noch 
dem alten  Diktum Disraelis  "Britons  do not  like  coaliti-
ons" zustimmt.  Zum anderen ist  hiermit  indirekt  prüfbar, 
wie weit,  wenn überhaupt,  die  Vorwürfe  der  "Adversary 
Politics"-Richtung  gegen das Zweiparteiensystem  unter 
der Bevölkerung  Fuß gefaßt  haben. 

Hier  zeigte  sich:  Eine  solide  Mehrheit  der  Bevölkerung 
hält  die  aus nur  einer  Partei  gebildete  Regierung des 
Wettbewerbsmodells alternierender  (Ein-)Parteiregierung 
immer noch für  "viel  besser"  (47,9  %) oder  "etwas  bes-
ser"  (12,9  %) als  die  Koalitionsregierung.  Eine  aus meh-
reren  Parteien  gebildete  Regierung als  Alternative  hielt 
weniger als  ein  Fünftel  der  Bevölkerung  (18,3  %) für 
"viel  besser"  und ein  weiteres  Fünftel  für  "etwas  bes-
ser",  so  daß sich  das Verhältnis  der  Befürworter  und 
Skeptiker  in  bezug auf  das "adversative"  System des kla-
ren Wechsels zweier  Parteien  an der  Regierung auf  3:2 
(60,8  versus  39,2  %) stellte.  Bei  differenzierter  Kon-
trolle  der  Antworten  auf  Alter  zeigte  sich  aber  wiederum 
-  ähnlich  wie  bei  den oben analysierten  Fragen -  eine 
deutlich  geringere  Zustimmung zum Prinzip  der  (Ein-)Par-
teiregierung  bei  den jüngeren  Altersgruppen,  worüber 
Grafik  2  Aufschluß  gibt.  (Vgl.  Grafik  2) 

Dieser  Befund darf  nicht  dramatisiert  werden.  Gewiß wird 
eine sinkende  Akzeptanz des "adversativen"  Konkurrenzmo-
dells  bei  den jüngeren  Wählern sichtbar.  Aber  aus dieser 
einmaligen  "cross-section"  des Jahres  1974 läßt  sich 
keine Aussage darüber  ableiten,  ob diese  nicht  mit  zu-
nehmendem Alter  die  Grundnormen des politischen  Systems 
in  wachsendem Maße internalisieren  werden oder  nicht. 
Wieder stehen  wir  vor  einem halben  Glas  Wein,  ohne beim 
Fehlen von Fragereplikationen  präzise  angeben zu  können, 
ob der  Trend fallend  oder  steigend  ist.  Zudem ist  auch 
unter  der  jüngsten  Kohorte  der  zwischen  1949 und 1953 
Geborenen (in  der  Grafik  die  25 -  29-jährigen)  die  Mei-
nung mit  40 % doch ziemlich  hoch,  daß eine  aus nur  einer 
Partei  gebildete  Regierung "viel  besser"  sei  (Bevölke-
rungsdurchschnitt  47,9  %).  Was zu  denken gibt,  sind  also 
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nicht  die  absoluten  Zahlenwerte ,  sondern  die  bei  Sekun-
däranalyse  sichtbar  werdenden seismographischen  Verände-
rungen.  Dieser  Befund einer  bei  den jüngeren  Altersgrup-
pen geringeren  Akzeptanz wäre für  sich  allein  auch nicht 
bemerkenswert, stimmte  er  nicht,  wie  oben gezeigt,  mit 
der Bewertung des eigenen  Regierungssystems im  Vergleich 
zu Europa überein. 

Zusammenfassend läßt  sich  festhalten:  nur  bei  einem 
kleinen  Teil  der  Bevölkerung,  der  in  den einzelnen  Sur-
veys je  nach Fragestimuli  zwischen  einem Zehntel  und 
einem Fünftel  der  Wahlberechtigten  liegt,  ist  die  An-
sicht  verbreitet,  daß die  bestehenden politischen  Insti-
tutionen  nicht  mehr die  für  die  Gesellschaft  angemes-
sensten seien  und durch  eine  Reform des "Westminster-
Modells"  in  Annäherung an ausländische  Regierungssysteme 
abgelöst  werden sollten.  Die  zusammengetragenen Indizien 
lassen zusammen mit  eigenen  Sekundäranalysen die  biswei-
len  von guten  Englandkennern veröffentlichten  Warnrufe, 
daß das Land in  einer  "Krise"  stecke,  die  "zu  einer 
revolutionären  Umwälzung führen"  könne (Setzer,  1983,  S. 
197),  als  reichlich  vorschnell,  wenn nicht  sogar  irre-
führend,  erscheinen.  Die  verfügbare  Evidenz  der  Umfrage-
forschung unterstreicht  vielmehr  das aus der  zeitgenös-
sischen Literatur  und einer  profunden  Landeskenntnis 
gewonnene Urteil  Karl  Rohes, daß "die  Unzufriedenheit 
mit  dem output  des politischen  Systems,  die  über  konkre-
te  Unzufriedenheit  mit  bestimmten Regierungen weit  hi-
nausgeht,  in  so  erstaunlich  geringem Maße auf  die

 f
Regi-

meebene' durchgeschlagen ist  (Rohe,  1984,  S.  186). 
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Dennis Kavanagh 

POLITICAL CRISIS IN  BRITAIN 

The idea  that  societies  undergo cycles  of  progress  and 
decline  is  prominent  in  the  work  of  great  social  theor-
ists.  Yet  students  of  political  and social  change are 
perhaps less  able  than  economists  to  state  exactly  what 
it  is  that  is  changing  in  society  or  politics  compared 
to  the  economy. This  touches  on a  larger  problem of 
concepts and indicators  that  plagues  the  political  scie-
nce literature.  Indeed,  I  find  it  interesting  that  pol-
itical  decline  (or  progress  for  that  matter)  is  so  often 
inferred  from  social  and economic data;  the  latter  bec-
omes symptoms and criteria  of  political  system failures. 
This  is  a  form  of  reductionism,  of  course.  The new study 
of  political  economy is  exploring  the  linkages  between 
the two  fields,  but,  on the  whole,  we are  poorly  infor-
med about  the  linkage  mechanisms. 

There is  now a  large  corpus  of  writings  and comment on 
the 'decline  of  Britain'.  This  covers  the  political  sys-
tem, the  economy, international  influence  and social 
cohesion.  The themes of  'the  British  disease'  or  the 
'British  crisis'  are  now established  almost  as  branches 
of  study.  Some of  it  is  well  researched  and academic in 
the best  sense of  the  term,  much of  it  is  jounalistic 
and the  stuff  of  political  platforms  and cocktail  conv-
ersations.  My theme today  is  'the  politics  of  decline'. 
I  want  to  examine how thinking  on the  British  experience 
has changed over  time,  the  symptoms of  this  decline, 
analyse some of  its  possible  causes,  and finally,  consi-
der the  theme of  the  conference.  Is  there  a  British 
crisis? 

One might  acknowledge at  the  outset  that  the  more pessi-

mistic  analyses  are  largely  to  do with  Britain's  relati-
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vely  poor  economic performanc e over  the  past  thirty 
years;  relative  that  is  ,  to  most other  industrial  soc-
ieties.  Explanations  have ranged far  and wide,  so  that 
the economic failure  is  seen as  part  of  a  wider  social, 
political  an cultural  phenomenon. One ends with  multi-
causal  explanations  which  link  the  above factors.  Howe-
ver  valid,  they  do not  make for  neat  analysis  or  politi-
cal  remedies.  Talk  of  deep-seated  historical  ,  cultural 
socio-economic problems  is  all  very  well  but  ...  Yet 
there  is  no doubt  that  leaders  in  many walks  of  British 
life  have regarded  relative  economic decline  as  the  cou-
ntry's  major  challenge,  and that  failure  to  arrest  the 
decline  has weakened the  authority  and effectiveness  of 
the political  system.  Increasingly,  decline  and what  to 
do about  it  has come to  dominate  political  debate  and 
led  to  self-questioning  and self-doubt  among leaders  of 
many walks  of  life. 

I. 

Dissatisfaction  is  not  new.  In  the  late  19th  century 
conservative  theorists  worried  about  the  consequences of 
an expanded suffrage  and the  growth  of  mass politics.  At 
the beginning  of  the  twentieth  century  the  demand for 
National  Efficiency  anticipated  the  1960s cry  for  Moder-
nisation  or  Remodernisation^.  In  the  1930s,  mass unem-
ployment and the  failures  of  the  Labour  party  turned  the 
thoughts  of  some intellectuals  to  more extreme soluti-
ons.  But  for  the  historian  of  ideas  it  is  the  thematic 
similarities  between demands made by  opinion  formers  in 
the early  1900s and 1960s which  is  remarkable.  In  both 
cases they  transcended  party  lines.  For  example,  the 
main complaints  of  both  were addressed to  Britain

f
s  ec-

onomic weakness, international  decline,  and the  amateu-
rism and lack  of  expertise  among administrative  and eco-
nomic elites.  Many of  the  prescribed  remedies  were also 
similar;  new men who would  be 'experts',  possessing 
scientific  or  technical  skills;  reforms  in  government 
institutions  which  would  permit  more 'rational

1
 poli-
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cies;  and the  integratio n of  Britain  within  a  larger 
unit  (the  British  Empire in  1900,  the  European community 
later).  In  1900 the  target  was the  set  of  assumptions 
represented  by  Gladstonian  Liberalism,  in  the  1960s it 
was tradition  and rule  by  an 'old  boy

1
 network.  Both 

would agree  with  Sidney  Low's  claim  in  1904 that  'Gover-
nment in  England is  government by  amateurs'  and that  the 
complexity  of  government required  new skills  beyond 

2 
those of  'good  intensions  and a  respectable  character'  . 
Finally,  in  the  1960s,  as  at  the  beginning  of  the  twen-
tieth  century,  there  was optimism  that  the  importation 
of  new men and new techniques  would  arrest  the  British 
decli  ne. 

It  is  also  worth  reminding  ourselves  that  Britain  has 
for  long  been admired  as  a  model stable  democracy. The 
widespread foreign  (and  native)  admiration  dates  back to 
the 18th  century  at  least.  The study  of  comparative 
government has been stimulated  by  the  intellectual  case 
for  examining  the  different  ways societies  operate  and 
the practical  search  for  learning  how to  do things  in  a 
more desirable  way.  A glance  at  the  large  literature  on 
political  development will  show the  importance  of  the 
British  experience  on both  counts  -  till  recently. 

What the  18th  century  observers  admired  was the  way in 
which the  gradual  consolidation  of  the  1689 constitutio-
nal  settlement  seemed to  provide  a  balanced  system;  the 
government was secure  but  also  accountable  to  Parliam-
ent,  it  ruled  according  to  known laws  and conventions 
and civil  liberties  were better  protected  than  those  on 
the Continent.  After  1776 the  American rebels  fought  to 
import  what  they  regarded  as  the  best  features  of  the 
British  system.  From the  1830s until  recently  Britain 
and France have often  been contrasted  as  models of  poli-
tical  development,  the  one alternating  between extremes 
of  political  ideology  and the  other  incremental,  modera-
te  and balanced;  the  one unstable,  the  other  stable.  And 
in  the  20th  century,  the  experience  of  so  many European 
states  with  variants  of  authoritarian  and totalitarian 
rule  made them a  negative  model of  political  change.  If 
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students  therefore  turned  t o Britain  in  search  of  the 
secret  key  to  stable  democracy is  has been in  large  part 
because of  the  lack  of  many other  'success'  stories. 

Now, of  course,  in  the  space of  less  than  two  decades 
there  is  a  different  vocabulary.  Poor  performance  in 
various  policy  fields  is  frequently  linked  to  the  once 
admired political  institutions.  So many features,  tradi-
tionally  presented  as  causes of  Britain's  success,  are 
now regarded  as  handicap;  the  political  culture,  the  two 
party  systems,  the  island  position  and sense of  national 
identity,  the  fact  of  having  the  first  industrialised 
society,  and so  on.  The political,  social  and eonomic 
systems are  all  seen as  standing  in  need of  re-modernis-
ation  . 

II. 

Thoughts on Decline 

It  may be worth  saying  a  little  more about  the  economic 
aspect because it  is  this  which  most commentators have 
in  mind.  The sense of  disappointment  and decline  has 
been prompted largely  by  Britain's  economic performance, 
set  against  the  performance  of  other  West European 
states.  The sense of  crisis  was heightened  in  the  years 
1973-76 when the  combination  of  roaring  inflation,  indu-
strial  disruption,  law-breaking,  the  collapse  of  the 
Heath government in  January  1974,  the  collapse  of  the 
pound and the  resort  to  the  IMF and the  sharp  decline  in 
popular  support  for  the  two  main parties  all  seemed to 
indicate  an iminent  collapse  of  the  system. 
Concern about  Britain's  economic decline  goes back for 
nearly  a  century,  when there  was a  fear  that  Germany and 
the United  States  were overtaking  Britain  as  an indust-
rial  power.  Decline,  it  needs to  be enphasised,  is  rela-
tive.  There  has been progress  in  some areas  (e.g.  living 
standards  in  terms  of  home ownership,  real  disposable 
income, pupil-teacher  ratios  and provision  of  living 
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space, heating  and bathrooms in  houses),  and slippage  on 
others  (e.g.  unemployment).  Britain's  average rate  of 
economic growth  in  the  thirty  years  after  1945,  matched 
that  of  the  previous  45 years  and real  disposable  income 
approximately  doubled  on average for  each adult  between 
1950-75. Since  1945,  the  British  economy and the  welfare 
state  have provided  the  vast  majority  of  people  with 
living  standards  that  their  parents  would  not  have ima-
gined possible.  On the  other  side,  from  being  among the 
top ten  richest  countries  in  the  mid  1950s (in  income 
per head),  Britain  now barely  makes the  top  thirty.  For 
several  years  now Britain  has had the  lowest  rate  of 
economic growth  in  Western Europe and the  accumulative 
effects  have begun to  show. 

Decline  may mean different  things;  it  may refer  to  a  gap 
between promised  and/or  expected  performance  and reali-
ty;  or  an inferior  performanced relative  to  what  was 
achieved in  the  past,  or  in  comparison to  what  other 
countries  are  achieving.  The first  measure is  partly 
attitudinal  -  what  people  expect,  the  second relates  to 
differences  over  time,  the  third  to  differences  over 
space. It  is  fair  to  say  that  most critics  have all 
three  elements  in  mind.  Yet  the  notion  of  'decline

1
 is 

also  subjective.  An increase  in  total  public  expenditure 
or  on a  particular  service  (e.g.  defence)  may be inter-
preted  as  a  sign  of  progress,  or  decline,  depending on 
one's  view  of  desirable  levels  of  spending  on the  servi-
ce.  Greater  militancy  or  self-assertiveness  by  indivi-
duals  or  groups  my be mourned or  praised  as  a  decline  of 
deference.  Of  course,  talk  of  decline  is  invariably  part 
of  the  political  opposition's  rhetoric,  just  as  governm-
ent  spokesmen tend  to  see things  as  getting  better. 
Some sceptics  may see talk  of  decline  as  just  another 
bout of  British  self-criticism,  or  that  so-called  decli-
ne is  an overdue re-adjustment  to  the  economic and inte-
rnational  status  of  a  medium-sized power.  Finally,  it  is 
worth noting  that  a  number of  politicians  and commentat-
ors  have speculated  about  the  'governability'  of  indu-
strial  societies,  not  just  Britain. 
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Reform 

Once the  notio n of  decline  becomes popular,  then  lead-

ers,  particularly  in  a  democracy, will  want  to  do some-

thing  about  it.  Will iam  Gwynn has observed that  commen-

tators  and politicans  have divided  into  two  broad 

groups,  the  'jeremiahs'  who see the  trends  as  part  of  a 

long decline  and the
 1

pragmatists
1

 who claim  that  chan-

ges in  personnel,  policies  and institutions  may bring 

improvement^. Reformism as  an answer to  decline  has 

gone through  various  stages,  though  all  have been opera-

tive  to  some extent  in  the  past  twenty  years.  First, 

dating  from  about  1960,  was the  confident  assumption 

that  different  politicians  and/or  policies  were needed 

to  apply  effectively  the  knowledge (e.g.  Keynesian reme-

dies  or  monetarism)  and policy  instruments  (e.g.  in  the 

1960S economic planning,  entry  to  the  EEC, devaluation 

of  the  pound,  or  prices  and incomes policies).  During 

the 1960s many aspects  of  British  society  -  higher  and 

secondary education,  trade  unions,  the  regions,  broadca-

sting  and so  on,  were subject  to  overhaul.  The decade 

was one of  fine-tuning  and
 f

input ism
f

 by  both  part ies. 

A second stage  was the  reform  of  political  institutions. 

These included  central  and local  government,  Parl iament, 

the civil  service,  creation  of  the  Ombudsman, entry  to 

the EEC and attempted  devolution  for  Scotland  and Wales. 

The reform  of  central  government institutions  reached 

its  peak with  the  Heath government's  White  Paper,  The 

Machinery of  Government in  1970.  A few  other  institut-

ional  reforms  remain  to  be accomplished,  e.g.  electoral 

reform,  a  Bill  of  Rights,  abolition  or  reform  of  the 

Lords etc.  .  The amount of  time  taken  up by  these  mat-

ters  on the  floor  of  the  House of  Commons and in  govern-

ment has been immense. But  after  a  decade of  attempted 

institutional  changes,  a  realistic  epitaph  might  be 're-

form without  change'.  Genuine institutional  change, 

aimed at  altering  outputs  but  which  leaves  most people 

in  their  posts  and operating  in  established  ways,  is 
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difficult  to  achieve.  Institution s and procedures  incor-
porate  established  patterns  of  behaviour  which  often 
outlast  the  circumstances  which  give  rise  to  them.  This 
is  particularly  so  in  Britain  where so  many institutions 
have altered  over  the  years  and tend  to  be more firmly 
rooted  as  a  result.  Yet,  for  impatient  reformers,  surf-
ace institutional  change is  relatively  easy to  accom-
plish  certainly  when compared to,  say,  promoting  econom-
ic  growth  or  more social  equality.  One sceptical  observ-
er  has found  it  'difficult  to  escape the  conclusion 
that  some institutional  'reform'  is  a  form  of  displacem-
ent  activity.  It  is  a  substitute  for  a  desired  change 
in  the  status  quo,  the  causes of  which  lie  beyond the 
reach of  government . 

Another continuing  theme was the  vogue for  a  managerial 
orientation  to  policy  analysis,  economic planing,  and 
programme budgeting.  But  during  the  1970s the  country's 
relative  economic decline  continued.  The politicians  and 
party  politics  were associated  with  failure,  the  two 
main parties  continued  to  lose  popular  support,  they 
drifted  further  apart  in  their  policies,  and the  tradit-
ional  British  political  characteristics  of  pragmatism, 
trust  and compromise appear  to  have waned. 

There have been two  different  reactions  to  these  events. 
Not surprisingly,  political  opponents differ  in  their 
analyses of  what  has gone wrong.  Right-wing  Conservati-
ves write  of  a  'crisis  of  social  democracy'  or  social-
ism,  compounded of  too  much state  intervention  in  the 
economy, and too  high  levels  of  personal  taxation  and 
public  expenditure.  All  this,  it  is  argued,  has resulted 
in  a  weakening of  free  enterprise  systems and individual 
self-help.  Socialists  talk  of  a  'crisis  of  capitalism', 
a system that  does not  allocate  resources  efficiently  or 
fairly  and produces mass unemployment. The left  has made 
sweeping criticisms  of  the  abject  failures  of  Labour 
goverments to  produce social  and economic transformat-
ion.  For  most of  the  post-war  period  this  ideological 
debate appeared to  have been resolved  in  favour  of  a  mix 
of  'conservative  socialism'.  But  the  move from  a  polit-
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ics  of  affluence  t o one of  decline  appears  to  have 
ignited  the  ideological  flames  in  the  two  main parties. 
In  the  two  main parties,  significant  groups  want  to 
break from  the  dominant  features  of  postwar  politics, 
the Mixed Economy Welfare  State,  and provide  their  own 
radical  substitute  for  the  'failed

1
 consensus.  This  pol-

arisation  of  policy  among activists  is  facilitated  in  a 
two-party  system with  a  'winner  take  all '  electoral  and 
political  system,  as  and when the  extremes  are  at  their 
most influential  in  the  parties. 

Since the  1970 election,  a  large  number of  voters  have 
perceived  the  two  main parties  as  being  'extreme'.  As 
the main study  commented on the  February  1974 election 
which registered  the  slump in  the  two  parties  fortunes: 
'the  electorate  was well  aware of  the  return  to  the 

5 
politics  of  class  conflict  and did  not  like  it  .  This  is 
surely  one reason  why there  has been a  growth  of  politi-
cal  centrism  in  recent  years  among the  voters.  Support 
for  the  Liberals  and Social  Democrats has grown.  Many of 
the constitutional  remedies  prescribed  -  devolution, 
P.R. und coalition,  a  Bill  of  Bights  -  are  aimed at 
checking the  ability  of  one party  government to  push 
through far-reaching  changes,  simply  on the  basis  of  a 
majority  vote  in  the  Commons. Critics  have fastened  on 
the 'adversary  politics'  extreme of  the  two-party  sys-
tem. As one party  takes  office,  so  it  wields  the  powers 
of  government,  and,  in  its  early  years,  tends  to  undo 
its  predecessor's  policies.  The results  in  recent  years 
have been sharp  discontinuities  in  policy. 
Here is  a  new stage  in  the  reform  cycle,  in  which  the 
path to  desirable  social  and economic change is  via  a 
break up of  the  two-party  system and a  new political  and 
constitutional  settlement.  Note  the  shift;  from  one or 
other  of  the  two  main political  parties  of  government 
diagnosing  and reforming  society  and economy, the  two-
party  system is  seen as  the  problem. 
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IV . 

Thoughts on Crisis 

Another  set  of  statements  deals  with  problems  of  late-
capitalist  or  post-industrial  societies  in  general  and 
regards  Britain  as  a  particular  illustration  of  the 
strains.  One is  the  overload  thesis.  Overload  is  used 
as a  ratio  concept  to  refer  to  an unfavourable  imbalance 
between demands und responsibilities  which  a  government 
has to  cope with,  and the  resources  and skills  available 
to  it.  There  are  three  general  symptoms of  overload:  an 
excess of  responsibilities  and commitments, less  com-
pliance  with  its  policies,  and increased  dependence on 
other  actors  for  its  policies  to  be effective.  Since  the 
late  1950s the  growth  rate  of  public  expenditure  has 
exceeded that  of  the  G.N.P.  This  is  less  a  problem of 
the absolute  level  of  public  expenditure  growing  faster 
than elsewhere,  than  of  Britain's  slow  growing  national 
product.  Given the  continuation  of  recent  trends,  public 
spending would  outrun  the  level  of  G.N.P before  the 
end of  the  century

6
.  Hence, the  question  posed by  Rose 

and Peters,  Can Government go Bankrupt?  Rose has iden-
tified  the  problem as  one of  political  bankruptcy  in 
which a  government loses  both  authority  and effectiven-
ess . 

A second,  is  the  contradictions  thesis,  which  comes in 
various  forms.  Marxists  have connected the  decline  in 
profits  of  British  industry  to  the  competing  pressures 
from workers  for  take-home pay and groups  for  welfare  or 
the social  wage. But,  continuing  economic decline  in 

turn  creates  what  O'Connor terms  The Fiscal  Crisis  0f 
the Capitalist  State,  in  which  the  economy is  no longer 
able  to  deliver  the  goods and there  comes a  crisis  of 
legitimacy.  Economic commentators like  Peter  Jay  and Sam 
Brittan  have pointed  to  'economic  contradictions  of  de-
mocracy' in  which  free  collective  bargaining  and other 
pressures  set  off  an inflationary  spiral  which  may lead 
to  the  breakdown of  the  liberal  democratic  system?.  Both 
political  left  and right  agree  on the  symptoms of  econo-
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mic decline  and tha t  it  threatens  the  political  system, 
though they  disagree  about  the  steps  to  take. 

A third  approach is  linked  to  the  notion  of  political 
breakdown in  which  the  established  institutions  and pro-
cedures,  unable  to  cope with  problems  and demands, eith-
er  change fundamentally  or  are  replaced  by  a  successor 
regime.  Most collapsing  regimes  are  faced,  ultimately, 
with  a  crisis  of  legitimacy  -  though  they  may preserve 
themselves through  (a)  a  massive use of  force,  e.g. 
Poland today  and many other  military  regimes,  and/or  (b) 
support  from  other  states  which  buttresses  the  domestic 
service  apparatus. 

So much for  the  trends  and the  analyses.  But  does all 
this  presage a  crisis  of  legitimacy  or  imminent  breakd-
own? It  is  clear  that  societies  may exist  in  a  state  of 
incipient  collapse  for  some time  before  breakdown actua-
lly  occurs  (cf.  history  of  the  Third  and Fourth  Republ-
ics  in  France).  As Adam Smith  commented 'There  is  much 
ruin  in  a  nat ion

1
.  One looks  for  a  trigger  or  accelerat-

or  to  produce the  breakdown: it  might  be military  def-
eat,  a  Hitler,  a  workers'  strike  or  a  revolt  in  the 
armed forces.  A regime  is  in  a  state  of  crisis  where it 
fails  to  rule  through  consent  (legitimacy)  or  is  unable 
to  command sufficient  force  to  maintain  itself  (effecti-
veness ). 

In  the  light  of  the  above I  want  to  suggest  that  much of 
the rhetoric  about  the  British  crisis  is  inflated.  Sure-
ly  we do not  realistically  talk  of  a  'crisis  of  legitim-
acy',  disaffection  in  the  armed forces,  massive support 
for  anti-system  parties.  Britain  is  not  France in  1958 
or  Weimar in  1933. 
Yet,  along  with  Richard  Rose,  I  believe  that  there  is 
'fire  behind  the  smoke'  of  the  overload/ungovernability 

Q 

analyses .  In  this  final  section  I  would  like  to  suggest 
what I  regard  as  the  problem,  though  others  see it  as 
the crisis.  I  take  it  that  such an approach will  be of 
more interest  than  a  discussion  of  whether  there  is  a 
crisis  which,  in  turn,depends  on how we define  the  term. 
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V . 

Politics  of  Economic Declin e 

Consider first  the  problem of  economic growth.  There  is 
now ample evidence  that  the  electorate's  perception  of  a 
government's economic performance  is  extremely  important 
in  deciding  switches  in  voting  behaviour  and the  chances 
of  a  government being  re-elected.  The voters'  important 
criteria  of  economic performance  have varied  over  time, 
including  employment, cost  of  living,  balance  of  paym-
ent,  living  standards  and industrial  relations. 

Elections  are  not  solely  about  economics,  of  course.  A 
national  or  international  crisis  may distract  the  elect-
orate  from  bread  and butter  issues.  It  may produce a 
'rally  round  the  flag'  effect,  as  voters  downgrade dome-
stic  dissatisfactions  and support  the  government of  the 
day.  From April  1982 the  Conservative  government has 
surged into  a  massive lead  in  the  opinion  polls  that  is 
virtually  without  precedent  in  the  mid-term  of  a  Parlia-
ment. In  war-time  there  was a  'Churchill  effect'  and 
pollsters  now write  of  a  'Falklands  effect*  which  has 
overcome the  damaging effects  of  the  three  million  unem-
ployed.  Even without  the  Falklands  factor,  the  divisions 
within  and unpopularity  of  the  Labour  opposition  has 
helped the  government. 

But apart  from  such crisis,  economic performance  does 
count with  voters;  politicians  know this  and elections 
are fought  out  largely  on parties'  promises  and packages 
and voters'  perceptions  of  these.  James Alt,  in  the 
important  study,  has shown that  a  large  part  of  the 
swing between the  Conservative  and Labour  parties  at 
elections  is  determined  by  the  electorate's  judgement of 
the government party's  economic record,  partly  offset  by 
its  assessment of  the  future  economic performance  of  the 

Q 

two part ies
7
.  In  the  1960s the  voters's  perceptions  of 

their  economic well  being  correlated  with  support  for 
the government;  people  who thought  their  standard  of 
living  had improved  were inclined  to  switch  to  support 
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the government,  those  who thought  it  had declined  were 
inclined  to  switch  away.  As the  media has devoted  more 
coverage to  economic trend,  so  the  electorate's  percept-
ion  has become more accurate  and it  is  aware of  Brit-
ain's  economic decline  relative  to  other  countries. 
This  first  feature  we can connect  to  the  analysis  is 
that  since  1959 no British  government has been re-elec-
ted after  serving  a  good part  of  its  term  in  office. 
Parties  in  government have been discredited  and driven 
from office  when they  called  an election.  So,  we can 
fairly  claim  that  relative  economic decline  has been an 
important  factor  in  weakening support  for  the  two  main 
parties  and probably  dented  the  authority  of  governm-
e n t ^ .  And why not?  An essential  feature  of  the  liberal 
model of  government is  that  governmental  decisions  and 
their  consequences produce popular  reactions.  And this 
particular  'feedback  loop'  conveys negative  reactions 
from many voters. 

Yet the  evidence,  however impressionistic,  suggests  that 
much of  the  dissatisfaction  is  with  the  outputs  of  gove-
rnment,  the  two  main parties,  and not  with  the  system of 
government as  such.  One might  envisage  a  stage  at  which 
dissatisfaction  with  the  main parties  eventually  boils 
over and undermines the  legitimacy  of  the  sys tem^ . 
But,  so  far,  the  electoral  support  for  anti-system  part-
ies  of  the  right  and left  has been derisory  and that 
for  the  'centrist'  SDP and Liberals  has grown.  In  the 
1979 general  election  of  Communist party  polled,  as  usu-
al,  less  than  a  tenth  of  one per  cent  of  the  total  vote. 
The National  Front  (an  anti-immigrant  party)  gained  only 
0.6  per  cent  of  the  vote. 

The politics  of  economic decline  certainly  has one face 
of  growing  tensions,  rival  groups  bitterly  fighting  for 
their  'fair'  share,  and the  government being  drawn into 
confrontations  with  groups.  This  is  particularly  the 
case when the  government of  the  day is  trying  to  hold 
down public  expenditure  or  wage levels.  Its  other  face 
is  that  people  gradually  lower  their  expectations  of 
government's ability  to  deliver,  particularly  in  the 
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areas of  rising  prices ,  rising  unemployment, and indus-

trial  relations.  Political  learning  or  adaptation  takes 

the form  of  greater  public  scepticism,  a  weakening of 

partisanship  and a  reduction  in  the  proportion  of  those 

who think  that  it  matters  which  party  wins  the  election 

and who expect  governments to  deliver  benefits.  In  a 
12 

word, there  is  a  decline  in  instrumental  voting  .  In 

the 1960S studies  suggested that  affluent  workers,  whose 

solidaristic  ties  to  social  class  and the  Labour  party 

were weakening,  became more calculating  and instrumental 

in  v o t i n g ^ .  The reversal  of  economic trends  has encour-

aged them to  lower  their  expectations. 

Research into  levels  of  satisfaction  with  various  asp-

ects  of  life  in  Britain  today  has found  least  satisfac-

tion  with  the  quality  of  democracy. But,  compared with 

such other  domains as  marriage,  family  l i fe,  and health, 

most people  did  not  rate  the  political  realm  highly  in 

determining  the  overall  quality  of  l i fe.  In  spite  of  the 

economic depression  in  the  1970s,  life  satisfaction  has 

remained high  in  most West European countries.  Survey 

indicators  of  life  satisfaction  show that  it  has actual-

ly  increased  while  the  economy decl ined,  largely  because 

satisfaction  with  face-to-face  relationships  has more 

than outweighed  dissatisfaction  with  major  institutions 

like  government,  business  and unions.  The comparative 

survey evidence  shows that  more Britons  are  satisfied 

with  their  lot  and the  way democracy works  than  are 
14 

citizens  of  other  West European countries 

If  we move to  a  different  level  we can discern  a  qualit-

ative  difference  in  how the  elites  perform.  An outstand-

ding feature  of  the  British  system is  how the  political 

system has been adjusted  and preserved  through  various 

social  and economic changes and wars.  The phenomenon of 

political  and social  dislocation  and dissatisfaction  is 

a feature  of  so  many other  industrial  societies  in  the 

20th century.  Freedom from  military  defeat  or  invasion 

has been an important  factor  in  this  British  record  of 

course.  Yet  it  is  possible  to  argue  that  so  many featu-

res  of  the  polit ical,  economic and social  landscape  are 



fossilized.  Traditional  institutions  and procedures  have 
been more durable  than  in  other  industrial  societies 
the absence of  revolution,  or  some destructive  surrogate 
for  it,  has made it  difficult  to  achieve  radical  reform 
in  so  many areas. 

But if  we turn  to  the  politico-economic  system,  it  is 
clear  that  the  traditional  methods and achievement of 
conflict-avoidance  have broken  down. 'The  British 
Consensus

1
 in  industrial  politics,  as  Middlemas points 

out,  was forged  between government and the  two  sides  of 
industry  in  the  years  1916-26.  Government managed to 
appease the  major  interests,  particularly  the  trade 
unions through  bargaining,  consultation  and improved 
living  standards.  From the  early  1960s,  economic probl-
ems and the  shift  of  power in  many trade  unions  from 
the leaders  to  the  shop floor,  has produced greater 
conflict  in  the  politico-economic  sectors.  Governments 
of  both  parties  have tried  to  cope with  the  negative 
effects  of  industrial  relations  through  incomes policies 
(limiting  the  rise)  or  reforms  of  trade  unions  or  colle-
ctive  bargaining.  In  1969,  the  Labour  government tried 
to  reform  the  unions  and were forced  to  retreat.  In 
1971, unions'  opposition  rendered  Conservative  legislat-
ion  ineffective.  Both  were spectacular  examples of  gov-
ernment weakness and group  power.  Incomes policies  have 
ended in  confrontation  between government and the  unions 
and, in  1970,  1974 and 1979,  grief  for  the  government. 

The cultural  aspects  of  the  connections  between the  ind-
ustrial  realms  require  the  insights  of  a  latter-day 
Dürkheim. How does one explain  the  difference  between 
the anomic and even bloody-minded  attitudes  and class 
divisions  in  industry  with  the  accomodation in  the  poli-
tical  sphere? John Goldthorpe,  in  an analysis  not  incon-
s i s ten t  with  that  of  Middlemas,  has argued that  the 

political  realm  has,  till  recently,  been relatively  in-
15 

sulated  from  the  tensions  of  the  work  place  .  Various 
historical,  cultural  and social-psychological  factors 
habe managed to  soften  the  repercussions  of  lower-class 
resentment of  socio-economic  inequalities  in  the  politi-

225 



cal  sphere.  But,  thi s resentment  militates  against  a 
'stable  normative  regulation  in  the  economic sphere' 
because there  is  no value  consensus on the  distribution 
of  economic and other  rewards.  Yet,  governments have 
felt  it  necessary  to  move into  such sensitive  areas  as 
incomes and industrial  relations  in  recent  years. 

We are  already  experiencing  some of  the  consequences of 
the politics  of  economic decline.  One always  has to 
remember the  termination  of  the  post-war  economic mira-
cle  -  'the  treble  affluence'  of  economic growth,  higher 
real  wages and more public  expenditure.  They include: 

(a)  actual  reductions  in  public  services,  and the 
conflict  that  follows  cuts  in  jobs,  and poorer 
services; 

(b)  a  sharper  contest  for  resources  among government 
departments,  pressure  groups,  and different 
sectors  of  the  economy (involving  workers, 
consumers of  services  and employers).  For  some 
time,  policy-makers  have relied  on economic growth 
to  expand their  services;  inevitably  this 
influenced  their  outlooks  and procedures.  Now they 
have to  learn  a  new part  -  one of  'cutback 
management '^ . There  is  also  a  search  for  new 
techniques  of  policy  analysis,  reorganisation  of 
institutions  and better  value  for  money; 

(c)  a  decline  in  generosity  or  altruism  as  taxpayers 
resent  paying  higher  taxes  to  provide  welfare  ben-
efits.  The phenomenon of  the  tax  backlash  among 
working class  voters  poses difficulty  for  Social 
Democratic parties.  There  tends  also  to  be a 
sharper  awareness of  the  relationship  between 
changes in  levels  of  taxation  and of  public  expen-
diture  ; 

(d)  a  tendency  for  people  to  turn  away from  government 
(e.g.  tax  evasion)  or  lower  their  expectations 
about its  ability  to  improve  the  situation.  Rose 
has termed  this  civic  indifference:in  which  people 
pay little  heed to  government policies;  they  invo-
lve  themselves  in  private  activities,  the  'black 
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economy
1
 etc.  Contemporary Polan d and Italy  illus-

trate  the  response.  Erwin  Scheuch notes:  'The  dan-
ger to  the  Communist system is  less  that  workers 
start  throwing  stones  at  tanks  but  that  they  go to 

17 
sleep at  their  machines'  .  This  may be linked  to 
pessimism about  the  government's  effectiveness. 
Each year  the  Gallup  polling  organisation  asks  a 
sample of  the  population  if  it  expects  economic 
conditions  in  the  next  year  to  be worse or  better 
than the  present  one.  Between 1966 and 1980,  the 
pessimists  outnumbered the  optimists  in  every  year 
bar three. 

VI. 

Conclusions 

I  conclude  by  suggesting  that  the  trends  challenge  the 
British  political  and social  system as  we have known 
them. But  the  politics  of  decline  may perhaps be termed 
a crisis  of  social  democracy rather  then  of  the  politic-
al  system,  to  date.  By social  democracy I  mean a  brand 
of  policies  and ideas  that  has prevailed  for  much of 
the post-war  era  regardless  of  which  party  was in  offi-
ce.  It  depended on economic growth  to  make the  redistri-
bution  of  incomes and wealth,  and the  provision  of  State 
services  -  i.e.  greater  equality  -  relatively  painless. 
Without  growth,  redistribution  becomes more conflictual. 
But the  end of  the  era  of  affluent  capitalism  may affect 
the political  system ultimately.  As A.  Wright  comments: 

'...  a  crisis  in  the  economy has necessarily  created 
crisis  for  social  democracy (and  by  extension,  for  a 
political  system impregnated  with  a  social 

1 8 
political  culture)'  . 
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Roland Sturm 

VON DER »ENGLISCHEN KRANKHEIT» ZUM THATCHERISMUS? 
GESELLSCHAFTLICHE KRISEN UND POLITISCHE STRATEGIEN IM 

GROSSBRITANNIEN DER 1970er  UND 80er  JAHRE 

»Over the  decade I  have spent  in  Britain,  I  have come to 
be struck  by  the  similarities  between the  British  eco-
nomy and British  weather.  Neither  one seems to  perform 
as well  as  most people  would  like,  people  talk  about 
both almost  incessantly,  and,  of  course,  no one ever 
seems to  do anything  about  them either."  (Alt  1979: 
VII). 

"Something seems very  wrong with  Britain.  Once the  very 
model of  a  modern major  power -  stable,  rich,  and smug -
it  appears  beset  now by  political  and economic instabi-
lity  and by  civil  unrest  and disorder"  (Kramnick  1979 
11 ). 

"We shall  in  future  see a  real  revival  in  our  country's 
fortunes  if  we hold  to  the  path  we are  now on.  We are 
reaching  the  trough  of  the  recession  and it  will  start 
to  turn  up towards  the  end of  next  year."  (Margaret 
Thatcher,  28.  11.  1980,  zit.  nach Thatcher's  Britain 
1983: 17). 

Schreibt  oder  redet  man über  Großbritannien,  so  kommt 
man nicht  umhin,  so  Ralf  Dahrendorf  (1982:  18),  zunächst 
Betrachtungen über  die  Wirtschaftsprobleme  des Landes 
anzustellen.  Spätestens  seit  Mitte  der  60er  Jahre  be-
stimmten ökonomische Problemlagen,  wie  Zahlungsbilanz-
ausgleich,  Inflation  oder  Arbeitslosigkeit,  die  Agenda 
der britischen  Politik  -  allerdings  nicht  ausschließ-
lich.  Das Spektrum des (innen-)  politischen  Problemhaus-
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halts  der  70er  und 80er  Jahre  -  auf  die  die  folgenden 
Überlegungen beschränkt  werden sollen  -  war  breiter, 
wie die  folgende  Aufstellung  zeigt: 

Begierungshandeln und dessen Rahmenbedingungen 
(1970 -  84) 

I.  Konservative  Begierung  Edward Heath (1970-74): 

-  Pfund-Floating  1971 
-  Industrial  Belations  Act  1971 (Gewerkschaftsgesetz) 

-  "U-turn":  statt  Ablehnung der  Einkommenspolitik,  Lohn-
begrenzungen 1972-74 

-  Entdeckung des Nordseeöls 
-  Vervierfachung  der  ölpreise  auf  dem Weltmarkt  1973/74 
-  Kommunalreform 1972-75 
-  EG-Beitritt  1973 
-  Niedrige  Zinsen  und hohe Inflation  1973-74 
-  Erfolgreiche  Bergarbeiterstreiks  1972 und 1974 

II.  Labour  (Minderheits-)  Begierungen Harold  Wilson 
(1974 -  76)  und James Callaghan  (1976  -  79) 

-  Wahlsiege der  schottischen  und walisischen  National-
parteien  1974 -  77 

-  Steigende  Inflationsraten 
-  Social  Contract  mit  den Gewerkschafen 1975-78 
-  EG-Beferendum 1975 
-  Zahlungsbilanzkrise,  Intervention  des IWF 1976 
-  Sparpolitik,  Kreditrestriktionen  seit  1976 
-  Wachsende Arbeitslosigkeit  seit  1975 
-  Britische  ölneinnahmen erreichen  Importkosten  für  öl 
-  "Winter  of  discontent"  -  Streikwelle  1978/79 
-  Scheitern  der  Devolutiongesetze  1979 

III.  Konservative  Begierung  Margaret  Thatcher 
(seit  1979) 

-  Verschärfte  Sparpolitik  seit  1979 
-  Konflikte  um Ausgaben des "local  government" 

schaftsmacht 

231 



-  Stabilisierung  der  Inflationsrate,  rapid e wachsende 
Arbei  tslos  igkei  t 

-  Gewaltsame Unruhen in  den Innenstädten  von Liverpool, 
Manchester und London 1981 

-  Gründung der  SDP, Wahlallianz  mit  den Liberalen  1981 
-  Falkland-Krieg  1982 
-  Nach Wahlsieg  1983:  Verschärfung  der  Finanzkontrolle 

über die  Kommunalverwaltung, Bemühungen um Auflösung 
des Greater  London Councils  und der  sechs Metropolitan 
Counties,  weitere  Privatisierungen,  u.a.  British  Tele-
com 1984,  neue Rekorde der  Arbeitslosigkeit 

-  Hongkong-Vertrag mit  der  Volksrepublik  China 1984 
-  Verbot  der  gewerkschaftlichen  Betätigung  für  die  Mit-

arbeiter  des Government Communications Headquarters 
(GCHQ) in  Cheltenham 1984 

-  IRA-Anschlag  in  Brighton  auf  MargaretThatcher  und ihr 
Kabinett  1984 

-  Erfolgloser  Bergarbeiterstreik  1984/85 

Quelle:  Budge /  MacKay et  al.  1983:  15f.,  und eigene 
Ergänzungen 

Zwar könnte  man die  dramatischen  Konflikte  unterschied-
licher  Regierungen mit  den Gewerkschaften (Bornstein/ 
Gourevitch  1984),  die  Erfolge  der  antizentralstaatlichen 
Parteien  in  den 70er  Jahren  (Sturm  1981)  oder  die  mit 
gewaltsamen Auseinandersetzungen verbundenen Unruhen in 
den Zentren  der  britischen  Großstädte  (exemplarisch 
Scarman 1982)  -  um nur  einige  weitere  innenpolitische 
Konfliktkonstellationen  zu  benennen -  als  sekundäre 
wirtschaftliche  Krisenerscheinungen  interpretieren.  Dies 
wäre aber  eine  unzulässige  Reduktion  des Eigengewichts 
dieser  Problemlagen.  So vielfältig  wie  die  Probleme des 
Landes erscheinen,  sind  auch die  Erklärungsversuche  und 
Ursachenanalysen, die  angesichts  der  allgemeinen  Dooms-
day-Stimmung vor  allem  in  den 70er  Jahren  Dauerkonjunk-
tur  hatten.  Selbst  monokausale Modelle,  wie  beispiels-
weise der  erwähnte  Versuch,  der  Ökonomie quasi  eine  ge-
sellschaftliche  Gesamtverantwortlichkeit  zuzuschieben, 
konnten allerdings  nicht  zu  einem überzeugenden Gesamt-
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